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Einleitung

„Heimat Babylon“ lautete der programmatische Titel eines deutschen Bestsellers 
Anfang der 1990er-Jahre. Das Buch fasste die Überlegungen von Daniel Cohn-
Bendit, dem damaligen Referenten für „multikulturelle Angelegenheiten“ der 
Stadt Frankfurt/M., und von Thomas Schmid, einem Journalisten, zur Weiter
entwicklung der deutschen Demokratie unter dem Eindruck einer zunehmen-
den Multikulturalität des Landes zusammen. Die beiden Autoren verstanden 
dabei die Stadt Frankfurt aufgrund ihres hohen Migrantenanteils und ihrer his-
torisch gewachsenen kulturellen Vielfalt als Labor für die weitere Entwicklung 
im Rest der gerade vereinigten Bundesrepublik. Das – so der Untertitel des Bu-
ches – „Wagnis der multikulturellen Demokratie“ solle eingegangen und gleich-
zeitig politisch gemanagt werden. 

Ein „Zurück“ zur vermeintlichen und lediglich imaginierten Homogenität 
deutscher Sprache, Tradition und Kultur dürfe und könne es für ein zukunfts
offenes Land nicht geben, gleichzeitig stellten sich allerdings ganz grundsätz-
liche Fragen des Zusammenlebens: „Eine Gesellschaft, die von Einwanderung  
geprägt ist, untergräbt ihre Grundlagen, wenn sie es bei einem Nebeneinan-
der der Zuwandererkulturen und Ethnien belässt, wenn sie also auf Integration 
und die Herausbildung eines für alle verbindlichen Wertekanons verzichtet“  
(Cohn-Bendit/Schmid 1992, 318). Die ideologischen Schlachten um den Be-
griff „Multikulturalität“ und um die Einsicht, dass moderne Staaten notwendi-
gerweise multikulturell sind, sind seit den 1990er-Jahren geschlagen und auch 
konservative Kreise nicht nur in Deutschland haben mittlerweile weitgehend 
ihren Frieden mit der kulturellen und sprachlichen Vielfalt ihres jeweiligen Lan-
des gemacht – zumindest in Mitteleuropa. Multikulturalität ist der Normal
zustand und sie ist zur Grundlage für die Entwicklung moderner Demokratien 
geworden. Der Begriff „Multikulturalität“ selbst ist freilich aus der öffentlichen 
Diskussion eher verschwunden und durch Begriffe wie „Vielfalt“ oder eben „Di-
versität“ ersetzt worden – durch Begriffe also, die nicht nur die Kultur in den 
Mittelpunkt stellen, sondern den Horizont für eine ganze Fülle an Unterschie-
den öffnen. „Diversität“ zielt zudem darauf ab, dass es nicht um die Integration 
einer von einer imaginierten Norm abweichenden Gruppe in ein Kollektiv geht, 
sondern um ein funktionierendes Miteinander unterschiedlichster Individuen. 
Dieses Miteinander beruht letztlich auf demokratischen Regeln und gleich
berechtigter Teilhabe für alle. 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Der Bildungssoziologe Aladin El-Mafaalani hat die Schwierigkeiten, die 
aus dem Zusammenspiel von Diversität und Demokratie erwachsen, als „Inte
grationsparadox“ (El-Mafaalani 2020, 247) analysiert und mithilfe eines Bildes 
erklärt: Die Gesellschaft sei – so El-Mafaalani – historisch gesehen ein Raum 
mit einem Tisch in der Mitte, auf dem ein großer Kuchen stehe. Wenige Männer  
säßen auf Stühlen um diesen Kuchen herum, die meisten Menschen hockten und 
stünden in zweiter, dritter Reihe im Raum verteilt. Nach und nach nähmen nun 
Frauen Platz am Tisch, später folgten Migranten, Menschen mit Behinderungen, 
Nicht-Heterosexuelle usw. Es werde also eng am Tisch und jeder wolle nun nicht 
mehr nur die Krümel, die auf den Boden fallen, sondern ein ganzes Stück vom 
Kuchen. Und plötzlich gebe es auch Diskussionen: um das Rezept des Kuchens, 
um die gerechte Verteilung, um die Anzahl der Stühle. Es entstünden also „neue 
Konfliktlinien, in denen es um Kultur und Identität, um Offenheit und Geschlos-
senheit“ gehe und die den Eindruck vermitteln könnten, die Tischgesellschaft sei 
gespalten oder der Zusammenhalt gehe verloren. Tatsächlich seien sich aber alle 
nähergekommen. Unter den Bedingungen einer Demokratie bedeute Diversität 
eben immer auch Teilhabe – einen Platz am Tisch also, ein Stück vom Kuchen für 
jeden. Die ehemals Privilegierten werden vielleicht das Zusammenrücken auch 
als Verlust erfahren. Problematisch – so El-Mafaalani – sei aber vor allem, wenn 
noch Menschen jenseits des Tisches zurückblieben. Dort baue sich der Frust der 
Zukurzgekommenen auf und die, die es an den Tisch geschafft haben, schauten 
jetzt vielleicht sogar verächtlich auf die Ausgeschlossenen herab. Schließlich habe 
ja nun quasi jeder die Möglichkeit, einen Platz am Tisch zu ergattern, der Verbleib 
am Boden sei also nun nicht mehr eine gesellschaftliche Ungerechtigkeit, sondern 
persönliches Schicksal oder Versagen. 

„Schlechte Stimmung unten wie oben, gestörtes Verhältnis zwischen Bo-
den und Tisch, Identitätspolitik, Populismus, Resignation und Parallelgesell-
schaften, gestiegenes Konfliktpotenzial, überhitzte Diskurse und erodierender 
gesellschaftlicher Zusammenhalt. Und warum? Weil’s eigentlich recht gut läuft 
[...]. So lässt sich das ,Integrationsparadox‘ zusammenfassen“ (El-Mafaalani 
2020, 250).

Bildung allgemein und die Bildungsexpansion im Besonderen seien ein we-
sentlicher Grund für dieses Paradoxon. Teilhabe wachse durch Bildung, aber ein 
Teil der Ungleichheiten bleibe doch erhalten und werde als umso schwerwie-
gender wahrgenommen. Über Bildung kann also, um im Bild zu bleiben, mehr 
Menschen ein Platz am Tisch verschafft werden. Die Konflikte und Herausfor-
derungen lösen sich durch Bildung aber keinesfalls einfach auf: „Bildung ist gut, 
aber keine Lösung“ (El-Mafaalani 2020, 251).

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Der sprachlichen Bildung kommt bei der Überwindung des „Integrations
paradoxes“ aus naheliegenden Gründen eine zentrale Bedeutung zu. Über den 
Zugang zum „Tisch“, über das „Rezept des Kuchens“ lässt sich nur streiten, 
wenn es eine gemeinsame Sprache gibt, in der gestritten werden kann und in 
der dann auch Kompromisse formuliert werden. Dabei ist es in multikulturellen, 
diversen Gesellschaften nicht notwendigerweise die eine Sprache, die alle spre-
chen müssen, sondern es gibt häufig ein ganzes Konglomerat an verschiedenen 
Sprachen, die in unterschiedlichen Situationen und Institutionen benutzt wer-
den können oder müssen.

Der vorliegende Sammelband „Diversität und Demokratie. Gesellschaft
liche Vielfalt und die Zukunft der sprachlichen und politischen Bildung“ zielt 
darauf ab, die Chancen gesellschaftlicher Teilhabe aus interdisziplinärer Per
spektive in den Blick zu nehmen. Er stellt Fragen nach der Rolle der Sprache in 
der politischen Bildung bzw. nach dem Politischen in der sprachlichen Bildung 
und damit grundsätzlich danach, wie Sprachverwendung und Denken sowie po-
litische Diskurse und Sprachhandeln miteinander verknüpft sind. Hervorgegan-
gen ist er aus einer Tagung der Reihe „sprache – macht – gesellschaft“ an der 
Universität Luxemburg im Oktober 2021. Nachdem die ersten beiden Tagungen 
an der Universität Trier und an der Universität Wien Bedingungen und Bezüge 
politischer und sprachlicher Bildung und das breite Spektrum der Europabil-
dung durchmessen haben, widmete sich die dritte Tagung an der Universität 
Luxemburg dem Verhältnis von Diversität und Demokratie und den damit ver-
bundenen Ansprüchen an Bildungssysteme im 21. Jahrhundert.

Demokratiebildung gilt als transversales Ziel im schulischen Fächerkanon, 
und das nicht nur, um dem Auftrag einer Orientierung in und der Ermögli-
chung von Partizipation junger Menschen an modernen Gesellschaften gerecht 
zu werden: Da schulische Gemeinschaften sich selbst in vielfacher Hinsicht di-
vers gestalten, handelt es sich bei der Ausbildung demokratischer Fähigkeiten 
um einen Anspruch, der sich gerade in der ethnischen, sprachlichen, religiö-
sen und auch weltanschaulichen Vielfalt von Bildungsinstitutionen verwirkli-
chen lässt – und der notwendigerweise auch erfüllt werden muss, wenn diese 
funktionieren wollen. Kommt dabei einerseits der historisch-politischen Bil-
dung und der Wertevermittlung und -diskussion in den Fachkulturen eine be-
sondere Rolle zu, so sind andererseits die Sprach(en)bildung, die Reflexion von 
Sprache und Sprachhandeln in gesellschaftlichen Kontexten sowie die fächer-
übergreifende Kultivierung von rationalen Argumentations- und Kommunika-
tionsfähigkeiten wesentliche und bedingende Faktoren demokratischer Kompe-
tenzen. Die Verwirklichung dieser Bildungsziele stellt Lehrende und Lernende 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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vor die Herausforderung, Konzepte von Schule und Unterricht angesichts sich 
rasch wandelnder Rahmenbedingungen – etwa in Hinblick auf Dynamiken so-
zialer, kultureller und sprachlicher Diversifikation, Digitalisierungsprozesse, aber 
auch Prävention und Bewältigung von gesellschaftlichen Krisen – neu zu denken 
und weiterzuentwickeln. 

Der Tagungsort Luxemburg kann hier schon fast als paradigmatischer Ort 
verstanden werden: Die Mehrheit der Luxemburger:innen spricht mindestens 
vier Sprachen und es gibt drei offizielle Sprachen (Französisch, Deutsch, Lu-
xemburgisch), in welchen hohe Sprachkompetenzen notwendig sind, um hö-
here Bildungsabschlüsse zu erwerben. Der Anteil der ausländischen Einwohner 
des Landes liegt bei fast 50 % der Gesamtbevölkerung und somit spielen auch 
Sprachen wie das Englische, das Portugiesische oder das Italienische eine große 
Rolle. Welche Sprache konkret gesprochen wird, ist kontextabhängig. Franzö-
sisch wird vor allem in der Verwaltung sowie in Teilen des öffentlichen Lebens 
(Restaurants, Geschäfte, ...) gebraucht, Deutsch ist vor allem die Sprache der 
Printmedien, Luxemburgisch wird bisher hauptsächlich mündlich und in infor-
mellen Kontexten, mehr und mehr aber auch in Medien und zu offiziellen (po-
litischen) Anlässen (Debatten im Parlament, Reden und öffentliche Stellung-
nahmen von Politiker:innen) gebraucht. Bei der Arbeit, im öffentlichen Leben 
oder in Vereinen hängt jedoch alles vom jeweiligen Kontext und den anwesen-
den Sprecher:innen ab – „Heimat Babylon“ eben.

Die Tagung „Diversität und Demokratie“ ermöglichte vor diesem Hin-
tergrund einen facettenreichen und vielfältigen Austausch zu Initiativen und 
Forschungsprojekten, Herausforderungen und Lösungsansätzen sowie päda-
gogischen und didaktischen Ansätzen in unterschiedlichen Ländern und Bil-
dungskontexten:

Diversität und Demokratie: Modellierungen  
und Standortbestimmungen

Sabine Achour verdeutlicht in ihrem Beitrag die Bedeutung von qualitativ hoch-
wertiger Demokratiebildung, politischer Bildung, demokratischer Schulentwick
lung und demokratiebildenden Formaten auch jenseits des Politikunterrichts 
vor allem auch für nichtgymnasiale Schulformen. Unter Bezugnahme auf 
Ergebnisse der „Mitte-Studie“ der Friedrich-Ebert-Stiftung verweist die Auto-
rin auf die durch das gegliederte deutsche Schulsystem mitbedingte strukturelle 
Diskriminierung beim Zugang zu (politischen) Bildungsangeboten und auf die 
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ungleiche Verteilung gesellschaftlicher Teilhabemöglichkeiten, welche bereits 
im Jugendalter mit Gefühlen von Machtlosigkeit, geringerer Selbstwirksamkeit 
und Partizipation(sbereitschaft) sowie antidemokratischen und menschenfeind-
lichen Einstellungen einhergehen. Schule als zentrale politische Sozialisations-
instanz müsse daher für alle und insbesondere für soziokulturell benachteiligte 
Lernende quantitativ und qualitativ anspruchsvolle Angebote einer nachhaltigen 
und vielfältigen Demokratiebildung bereitstellen. 

Ursula Maurič und Sarah Straub argumentieren für eine frühe politische Bil-
dung, die demokratische Kommunikation und Deliberation unter Berücksich-
tigung von Mehrsprachigkeit in einer globalisierten Gesellschaft bereits in der 
Grundschule anvisiert. Sie schlagen dabei eine Brücke zwischen der Förderung 
kognitiver und sozialer Teilhabe hin zu einer kommunikativen und deliberativen 
Praxis, wobei Deliberation eingeordnet wird in den öffentlichen Diskurs über 
politische Themen und zugleich den Ort der kommunikativen Auseinanderset-
zung in einer demokratischen Gesellschaft bezeichnet.

Vesna Bjegač nimmt anhand exemplarischer bildungspolitscher und -wis-
senschaftlicher Dokumente eine interpretative Analyse gegenwärtiger Ansätze 
schulischer Sprach(en)bildung vor, die in unterschiedlichen Ausprägungen Be-
zug auf Empowerment-Konzepte nehmen und das Ziel verfolgen, Schülerinnen 
und Schülern Handlungsspielräume und Partizipationsmöglichkeiten zu eröff-
nen. Die Autorin verdeutlicht, dass Sprach(en)bildung nicht unabhängig von 
den bestehenden gesellschaftlichen und schulischen Sprachen- und Machtver-
hältnissen gedacht werden kann, und plädiert für einen stärkeren Einbezug von 
Intersektionalitäts- und Powersharing-Konzepten in eine auf Empowerment 
zielende Sprachendidaktik. 

Oliver Delto diskutiert in seinem Beitrag den Zusammenhang von Spracher-
werb und Integration unter Bezugnahme auf ein soziologisch und pädagogisch 
fundiertes Integrationsverständnis. Sprachenunterricht könne einen entschei-
denden Beitrag zu einer mehrsprachigen, integrierten, offenen und demokra-
tischen Gesellschaft leisten und Sprecher:innen diverser Sprachen gesellschaft-
liche Teilhabe ermöglichen. Notwendig sei es dafür, demokratiepädagogische 
Querschnittsthemen auch im Sprachenunterricht zu verankern, gesellschaftliche 
und individuelle Mehrsprachigkeit zu berücksichtigen und mehrsprachigkeits-
orientierte pädagogische Konzepte einzusetzen. 

David Füllekruss zeigt in seinem Beitrag, wie macht- und diskriminierungs-
kritische Analysen migrationsgesellschaftlicher Sprachenverhältnisse für die po-
litische und sprachliche Bildung fruchtbar gemacht werden können. So könne 
die Auseinandersetzung mit Konzepten wie Languaging/Monolanguaging oder 
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(Neo-)Linguizismus, mit gegenwärtigen und möglichen alternativen, zukünf-
tigen Sprachenordnungen und mit Sprache in seiner Funktion als Distink
tionsmittel für Teilhabe und Zugehörigkeit zum Abbau gewaltvoller und dis-
kriminierender Machtverhältnisse, zu gesellschaftlicher Umgestaltung und zum 
Abbau von hierarchisierenden und entwürdigenden Verhältnissen beitragen. 

Alena Plietker widmet ihren Beitrag dem bislang empirisch wenig erforsch-
ten Feld handlungsorientierter politischer Bildung – verstanden als Orientie-
rung an der Befähigung zu politischem Handeln –, aus dem sie ein politikdidak-
tisches Forschungsprogramm zur Analyse von In- und Exklusionsmechanismen 
im Rahmen derselben ableitet. Ausgehend von einer exklusionskritischen Per
spektive auf politische Bildung skizziert sie dabei vier Wegweiser mit for-
schungsleitenden Fragestellungen zur Untersuchung solcher Mechanismen in 
Theorie und Praxis.

Diversität und Demokratie: Digitale Transformation  
von Demokratiebildung

Den sich verändernden Anforderungen an Lesekompetenz widmet sich Maik 
Philipp in seinem Beitrag zu epistemisch wachsamem Lesen. Aus sozialwis-
senschaftlichen Überlegungen und empirischen Studien zum Civic Online 
Reasoning schöpfend, konturiert der Autor kritisch-evaluative, das Tiefenver-
stehen von Aussagen und Quellen betreffende Prozesse, die das Spektrum der 
Lesefähigkeiten unter dem Dachkonzept „Lesekompetenz“ erweitern und ins-
besondere angesichts der Herausforderungen digitaler Settings ein dringendes 
Bildungsdesiderat darstellen.

Felix Böhm und Olaf Gätje begründen anhand einer medienwissenschaft-
lichen und -semiotischen Fallanalyse und am Beispiel des Twitter-Diskurses 
#Fridaysforfuture, welche didaktischen Potenziale multimodale und hypertex-
tuell verlinkte Tweets für die politische Bildung im Deutschunterricht haben. 
Die kritische Überprüfung des in den Tweets erhobenen Wahrheitsanspruchs 
und die Analyse der verwendeten sprachlich-kommunikativen Strategien und 
Verfahren zur Manipulation und Rekontextualisierung von politischen Diskur-
sen könnten dabei zur Ausbildung digitaler Literalität, argumentativ-diskursi-
ver Fähigkeiten und damit eines gesellschaftlich handlungsfähigen Subjekts im 
Zeitalter des Internets beitragen. 

Das Autorenteam Leonie Funda, Sven Thiersch, Björn Rothstein, Anasta-
sia Drackert, Karim Fereidooni, Teresa Tuncel und Judith Visser setzt sich mit der 
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Bedeutung von digitalisierungsbezogenen Sprach- und Kommunikationskom-
petenzen für die schulische Demokratiebildung und die Vermittlung demokra-
tischer Handlungskompetenzen in digitalen Kontexten auseinander. Auf der 
Grundlage eines erweiterten Resonanzkonzepts nach H. Rosa diskutieren die 
Autor*innen, wie im Unterricht – insbesondere im Deutsch-, Fremdsprachen- 
und Politikunterricht – sprachliche Resonanzerfahrungen ermöglicht, Kompe-
tenzen einer digitalen Demokratiebildung aufgebaut, Partizipation in und mit 
digitalen Technologien gefördert und sprachliche Entwicklungen, die mit den 
technologischen Innovationen der Digitalisierung einhergehen, beobachtet und 
reflektiert werden können.

Erklärvideos als Teil der politischen Kommunikation und Meinungsbil-
dung im digitalen Raum sind Thema des Beitrags von Heike Krösche. Obwohl 
Online-Formate fest in der Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen verankert 
sind, finden diese – so der Befund der Autorin – bislang kaum politikdidaktische  
Beachtung und ihr Lernpotenzial wird nicht ausgeschöpft. Sie fordert dem-
entsprechend eine zielgerichtete didaktische und kompetenzorientierte Heran
gehensweise, um Erklärvideos gewinnbringend in politische Lehr-Lern-Prozesse 
einzubetten, und einen projekt- und handlungsorientierten Unterricht, der so-
wohl eine kritisch-analytische Beschäftigung mit den Videos gestattet wie auch 
eine darauf aufbauende, angeleitete Selbstproduktion durch Schüler:innen.

Diversität und Demokratie: Diskurskritische Lehramtsbildung

Die pädagogischen Grundhaltungen von Politiklehrkräften und ihren Einfluss 
auf den Umgang mit Diversität im Unterricht untersucht Stefanie Kessler. Die 
aus ihrem qualitativ-rekonstruktiven Forschungsprojekt gezeitigten Ergebnisse 
lassen eine Unterscheidung in einen konstruktivistischen und einen instruk
tivistischen Lehrer:innenhabitus zu, wobei Ersterer Lehrpersonen zu einem  
besonneneren Umgang mit Diversität befähigt, Letzterer eher zu Nivellierungs-  
und Homogenisierungsbemühungen gegenüber diversen Klassengemeinschaf-
ten beiträgt. Eine Reflexion von pädagogischen Grundhaltungen stelle in der 
Lehrer:innenausbildung also eine Notwendigkeit dar.

Martina Kofer plädiert in ihrem Beitrag für eine stärkere Berücksichtigung 
postmigrantischer, migrationspädagogischer und dominanzkritischer Perspekti-
ven in der Ausbildung von Lehrer:innen. Sprach- und literaturdidaktische Semi-
nare sollten angehenden Lehrenden ermöglichen, eine positive und machtkriti-
sche Perspektive auf Mehrsprachigkeit in der diversen Gesellschaft zu entwickeln 
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und sie – z. B. durch die Lektüre essayistischer und autofiktionaler Texte und ent-
sprechende Prozesse der Selbstreflexion – dazu anregen, Machtdimensionen von 
Sprache, die eigenen Einstellungen zu Mehrsprachigkeit sowie Mechanismen 
struktureller und institutioneller Diskriminierung kritisch zu hinterfragen.

Der Beitrag von Esther van Lück und Diana Nacarlı fokussiert die curriculare 
Leerstelle einer rassismuskritischen Sprachreflexion in der Lehrer:innenbildung. 
Aufbauend auf dem Befund eines der Hochschulbildung strukturell eingeschrie-
benen Rassismus modellieren die Autorinnen einen sprachreflexiven Ansatz mit 
intersektionalen Anknüpfungspunkten, den sie an einer Kritik der diskursi-
ven Konstruktion des ‚Orients‘ exemplifizieren, und fordern ein Curriculum, in 
das Anlässe zur Selbstreflexion sprachlich-konzeptuellen Wissens angehender 
Lehrer:innen eingearbeitet werden.

Helena Deiß und Nadja Thoma setzen sich in ihrem Beitrag kritisch mit den in 
Österreich durchgeführten Deutsch- und Wertekursen auseinander. Ausgehend 
von narrativen Interviews mit jungen Geflüchteten werden deren Erfahrungen 
mit Sprachkursen und den darin vermittelten Werten sowie Spuren politischer 
Lernvorgänge, kritische Positionierungen der Jugendlichen und eine reflexive 
Auseinandersetzung mit der eigenen Involviertheit in migrationsgesellschaftliche 
Machtverhältnisse herausgearbeitet. Die Autorinnen verdeutlichen den hohen 
Bedarf an Professionalisierung im Kontext von Flucht, Asyl und DaF/DaZ-
Unterricht und plädieren für eine kritische Bildungsarbeit als „gegenhegemoni-
ale Praxis“, welche den beteiligten Lehrkräften die Reflexion von professionellen 
Dilemmata, Spannungsverhältnissen und der eigenen Rolle bei der Reproduk
tion von Machtverhältnissen ermöglicht. 

Diversität und Demokratie: Fallstudien und Praxisimpulse

Katharina Böhnert stellt in ihrem Beitrag die Bedeutung und das didaktische 
Potenzial von transkultureller Literatur für die Entwicklung von Reflexionsver-
mögen, Offenheit, Empathiefähigkeit und Ambiguitätstoleranz heraus. Anhand 
einer sprach- und literaturdidaktischen Analyse des Romans Broken German von 
Tomer Gardi, welcher sich durch einen bewusst ungrammatischen und ortho-
grafisch fehlerhaften Gebrauch der deutschen Sprache auszeichnet, zeigt die 
Autorin, wie der Deutschunterricht v. a. in multilingualen und multikulturellen 
Klassen zur Reflexion von Machtverhältnissen und Inklusions- bzw. Exklusions-
mechanismen, zum kritischen Nachdenken über sprachlichen Rassismus sowie 
zur Förderung von Sprachreflexivität und -kritik beitragen kann.
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May Jehle, Maria Theresa Meßner und Tim Engartner beschäftigen sich in 
ihrem Beitrag mit den didaktischen Potenzialen von Planspielen für die De-
mokratiebildung und die Vermittlung, Klärung und Reflexion demokratischer 
Struktur- und Ordnungsprinzipien in politischen Entscheidungsprozessen. Die 
Autor:innen analysieren anhand von Verfahren der Ethnomethodologie und 
Konversationsanalyse exemplarisch, wie sich die demokratischen Entscheidungs-
findungsprozesse von Schüler:innen einer 9. und 10. Gesamtschulklasse gestalten, 
und formulieren die besonderen Potenziale und Herausforderungen der anschlie-
ßenden Reflexionsphasen, in welchen implizite Schüler:innenvorstellungen, 
Interaktionsdynamiken sowie die Bedeutung von Kontroversen und Konflikten 
innerhalb pluralistischer Gesellschaften bewusst gemacht werden können. 

Den Möglichkeiten des Einsatzes Leichter Sprache im Deutschunterricht 
geht Diana Nacarlı nach, die auf Basis einer empirischen Erhebung Chancen 
und Grenzen derselben für eine inklusive sprachwissenschaftliche Bildung und 
Sprachdidaktik auslotet. Sie zeigt dabei Hürden auf, die einerseits in der Varietät 
selbst liegen, andererseits strukturell-institutioneller Art sind: Wohl könne 
Leichte Sprache etwa für Schüler:innen mit untypischer Sprachentwicklung 
hilfreich sein und gestatte es auch ungeübten und schwächeren Leser:innen, ein 
Kohärenzverständnis für Texte aufzubauen – jedoch ließen sich solche Texte 
nicht mit geltenden Bildungsstandards vereinbaren und die Additions-Strategi-
en der Leichten Sprache könnten mitunter selbst überfordernd wirken.

Magdalena Rozenberg geht der Frage nach, inwiefern Fremdsprachendidaktik 
einer kritisch-reflektierten Demokratie- und Menschenrechtsbildung Rechnung 
trägt und in diesem Sinne das Konzept einer Citizenship Education im Fremd-
sprachenunterricht realisiert werden kann. Orientiert an der Bauhaus-Pädagogik 
schlägt sie einen fächerverbindenden Ansatz von politischer, künstlerischer und 
fremdsprachlicher Bildung vor, der politische mit ästhetischer Bildung verknüpft 
und den sie an Werken des Street-Art-Künstlers Banksy veranschaulicht.

Alexander Lipp und Anja Bossen arbeiten in ihrem Beitrag die besonderen 
Potenziale des Musikunterrichts für die Demokratiebildung, insbesondere für 
die Entwicklung bildungssprachlicher Handlungskompetenzen sowie musik
bezogener und überfachlicher Diskurs- bzw. Argumentationskompetenzen, he-
raus. So könne das Diskutieren über Musik unterschiedlicher Stilrichtungen und 
Epochen und die damit verbundene Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen, 
kulturellen und politischen Themen die Fähigkeit zur detaillierten Beschreibung, 
Begründung und Bewertung musikalischer Verläufe, die Fähigkeit zur inter-
pretierenden, rationalen und reflektierten Begründung von Geschmacksurteilen 
sowie die ästhetische Urteilskraft entwickeln – Kompetenzen, welche auch in 
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anderen, vor allem gesellschaftswissenschaftlichen Fächern die Herausbildung 
einer fairen Streitkultur und Diskursfähigkeit begünstigen können. 

Die Analyse translingualer Praktiken und ihres Potenzials zur Erfassung und 
Kritik des Bildungsziels ‚Mehrsprachigkeit‘ an Hochschulen steht im Zentrum 
des Beitrags von Silke Tork. Dazu nutzt die Autorin Verfahren der multimodalen 
Interaktionsanalyse und untersucht Gebrauch und Aushandlung von Klusions
markern, die sie im Rahmen einer mit Studierendengruppen durchgeführten 
Erhebung darstellt und anhand von Fallbeispielen exemplifiziert. So können 
einerseits Prozesse von Bedeutungsaushandlung sowie von In- und Exklusion 
nachvollzogen werden, andererseits lässt sich die Öffnung translingualer Räume 
als Desiderat eines strukturellen Wandels an Hochschulen formulieren.

Matthias Busch, Michell W. Dittgen und Charlotte Keuler erörtern in ihrem 
Beitrag auf Grundlage einer empirischen Erhebung, wie Akteur*innen der au-
ßerschulischen politischen Bildung im Rahmen der Coronapandemie auf spezi-
fische Gefahren und Chancen für die non-formale Bildungslandschaft reagiert 
haben und inwieweit die außerschulische politische Bildung sich infolge der 
Pandemie in ihren Formaten, Inhalten und Strukturen verändert hat. Einerseits 
identifizieren sie dabei hohe Innovationskraft und Anpassungsbereitschaft auf-
seiten der Bildungseinrichtungen, etwa das flexible Aufgreifen aktueller gesell-
schaftlicher Entwicklungen in den Veranstaltungsthemen sowie die Erprobung 
neuer, insbesondere auch digitaler Formate. Andererseits bergen das Ausschei-
den besonders von freien und ehrenamtlichen Mitarbeitenden die Gefahr eines 
Verlustes an Kontinuität, Diversität und Wissen.

* 

An der Planung, Organisation und Durchführung der Tagung wie auch der Re-
daktion des Sammelbandes waren zahlreiche Kolleg:innen und Institutionen 
beteiligt, denen wir zu tiefem Dank verpflichtet sind: Bedanken möchten wir 
uns bei Sandra Baumann, Carol Halpern, Andrea Klein, Andrea Hake, Laura 
Küpper und Pedro Mendes, die das Tagungsbüro organisiert und die Konferenz 
administrativ vorbereitet und begleitet haben. Unser Dank gilt dem Dekanat 
der Fakultät für Geisteswissenschaften, Erziehungswissenschaften und Sozial-
wissenschaften der Universität Luxemburg ebenso wie dem Institute for Research 
on Multilingualism (MLing) und dem Luxembourg Centre for Educational Testing 
(LUCET) für die finanzielle Unterstützung der Tagung und der Drucklegung 
des vorliegenden Bandes.

Dem Team des Wochenschau Verlages, namentlich Silke Schneider, danken 
wir für die umsichtige Betreuung der Publikation. Den Herausgeber:innen der 
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Tagungsreihe sprache – macht – gesellschaft Matthias Busch, Julia Frisch, Dirk 
Lange, Eva Vetter und Anke Wegner danken wir für die Aufnahme in die Reihe  
und die konstruktive Unterstützung bei der Tagung und Publikation. Und 
schließlich bedanken wir uns bei allen Referent:innen für den wertvollen Aus-
tausch während und nach der Tagung. 

Dominic Harion, Nancy Morys und Thomas Lenz
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SABINE ACHOUR

Wider die politische Machtlosigkeit: 
Strukturelle Zugänge statt Ausgrenzung 
von politischer Bildung1

Politische Bildung verfolgt als Globalziele die Förderung von Mündigkeit, 
Emanzipation, politischer Teilhabe und Mitbestimmung ihrer Adressat:innen 
(Achour u. a. 2020). All dies zielt auf die Realisierung von gesellschaftlicher In-
klusion. Teilhabe und Inklusion sind Menschenrechte (Rudolf 2017). Deutsch-
land hat sich mit der Ratifizierung der Behindertenrechtskonvention 2009 zur 
Umsetzung derselben im Bildungssystem sowie gesamtgesellschaftlich ver-
pflichtet: „inclusive education system at all levels“ (Art. 24 BRK).

Dazu gehört der Abbau von baulichen, strukturellen Barrieren und Dis-
kriminierungen sowie der Aufbau von Unterstützungssystemen. Dass es dies-
bezüglich in der politischen Bildung und mit Blick auf gesellschaftspolitische 
Teilhabeangebote deutlichen Handlungsbedarf gibt, belegt das Phänomen der 
politischen Ungleichheit entlang der sozialen Ungleichheit (Schäfer 2015). Die-
ses erfasst, dass insbesondere soziokulturell benachteiligte Menschen weniger 
partizipieren, einige Milieus sich bspw. kaum noch an Wahlen beteiligen (El-
sässer 2019). Wenn aber bestimmte Stimmen nicht mehr wahrzunehmen sind 
und im Zuge dessen möglicherweise nicht mehr vertreten werden, beeinträchtigt 
dies die Legitimität von Demokratie. Dabei können die (oft elaborierte) Sprache 
des Politischen und die Sprachkompetenz selbst Barrieren darstellen2 (Achour/

1	 Es handelt sich bei diesem Beitrag um die geringfügig überarbeitete und ergänzte Fassung 
von: Achour, Sabine 2023, 39–52: Soziale Ungleichheit politischer Teilhabe: Wider den 
Reproduktionsort Schule?! In: Achour, Sabine/Gill, Thomas (Hg.): Vom Klassenrat zum 
zivilen Ungehorsam. Frankfurt/M.

2	 Im Vortrag wurden zur Illustration Videovignetten gezeigt, welche jeweils eine simulierte 
Debatte aus dem Politikunterricht (Oberstufe) aus zwei verschiedenen Schulformen im 
Vergleich aufgezeichnet hatten: Gymnasium und Sekundarschule. Der Kurs in der Sekun-
darschule wurde von einer soziokulturell sehr viel heterogenen Lernendenschaft besucht als 
der gymnasiale Kurs. Die Vignetten veranschaulichten, wie bedeutsam Sprache und Sprach-
kompetenz für die Urteils- und Handlungsfähigkeit im Politikunterricht sind. Zugriff auf 
die Vignetten kann nach Anmeldung auf dem FOCUS-Videoportal der Freien Universität 
Berlin erfolgen unter: https://tetfolio.fu-berlin.de/tet/focus. Weitere Informationen zu Focus 
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Massing 2020; Fackelmann 2014). Schließlich basieren politisches Urteilen und 
Handeln auf kommunikativen Fähigkeiten. Teilhabe heißt Artikulieren, Argu-
mentieren, Verhandeln, Entscheiden, Gestalten (s. Abb. 1). 

Fachwissen

Abb. 1: Politikkompetenz (Quelle: Detjen/Massing u. a. 2012)

Sprachbarrieren, aber auch mangelnde Mitbestimmungsmöglichkeiten kön-
nen Gefühle politischer Machtlosigkeit evozieren. Seit Jahrzehnten ist der Zu-
sammenhang von (ungleichen Zugängen zu) formaler Bildung, Gefühlen von 
Machtlosigkeit und antidemokratischen und menschenfeindlichen Einstellun-
gen empirisch belegt (Zick/Küpper 2021; Decker/Brähler 2022). 

Demokratien und damit auch politische Bildung müssen sich fragen, welche 
Ursachen und Strukturen bspw. schon in der frühen Phase der politischen So-
zialisation wie in der Institution Schule verantwortlich sein können und welche 
Veränderungen notwendig sind. 

Dieser Frage widmet sich der Beitrag. Ausgehend von zentralen Ergebnis-
sen der aktuellen Mitte 20/21-Studie, an der die Autorin mitwirken konnte, 
werden die Zusammenhänge von politischer Machtlosigkeit, Mitbestimmungs-
möglichkeiten, (Zugängen zu) formaler Bildung und politischen Einstellungen 

sind zu finden unter: Barth, Victoria Luise/Achour, Sabine/Haase, Sebastian/Helbig, Kristin/
Jordan, Annemarie/Krüger, Dirk/Thiel, Felicitas (2020).

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



23

skizziert (2). Anhand der bundesweiten Befragung von Schüler:innen „Wer hat, 
dem wird gegeben“ (Achour/Wagner 2019) kann gezeigt werden, dass schon im 
Jugendalter in der Schule die Zugänge zu (politischer) Bildung als auch zu Mög-
lichkeiten von Teilhabe z. B. in Form demokratiebildender Formate soziokultu-
rell aufgrund der Gliederung des deutschen Schulsystems ungleich verteilt sind. 
Zugleich spiegelt sich auch schon bei den Jugendlichen die Bildungsabhängig-
keit politischer Einstellungen wider (3). Dabei kommt allen Schulen entlang 
ihrer Integrations- und Demokratisierungsfunktion (Fend 2009) die Aufgabe 
zu, die Fähigkeiten aller Lernenden zur Teilhabe in der Demokratie unabhängig 
von ihrem sozialen Hintergrund zu fördern. Auch scheinen besondere Effekte 
für politische Einstellungen und Partizipation(sbereitschaft) in einem umfas-
senden und vielfältigen Angebot von demokratiebildenden Formaten jenseits 
des Politikunterrichts zu liegen (4). Aus diesen Punkten lassen sich Forderun-
gen für die politische Bildung und Demokratiebildung sowie mit Blick auf die 
Lehrkräftebildung an Schulen zusammenfassen (5). 

1.	 Politische Machtlosigkeit und die Bildungsabhängigkeit  
politischer Einstellungen 

Die Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung untersucht alle zwei Jahre rechts
extreme und demokratiegefährdende Einstellungen in der deutschen Gesellschaft. 
Die repräsentative Studie mit 1750 Befragten wurde im Dezember 2020 bis zum 
Frühjahr 2021 durchgeführt (Zick/Küpper 2021). Neben rechtsextremen und 
demokratiebezogenen Einstellungen wurden folgende Konstrukte untersucht: 
Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF) mit einem besonderen Fo-
kus auf Rassismus, (Rechts-)Populismus, völkisch-autoritäre Einstellungen, Ver-
schwörungsglauben, Anti-Genderismus, Wahlmisstrauen, Klimawandelskepsis.

Die Demokratie und ihre Merkmale erfahren im Schnitt eine große Unter-
stützung, so halten sich 73 % für überzeugte Demokrat:innen und für 88 % soll-
ten die Würde und Gleichheit aller an erster Stelle stehen. 86 % vertrauen darauf, 
dass die Wahlen in Deutschland korrekt durchgeführt werden. Da die Umfra-
ge kurz nach den amerikanischen Präsidentschaftswahlen stattgefunden hatte, 
sollte damit eruiert werden, inwiefern das Narrativ der „gestohlenen Wahl“ von 
Donald Trump unter deutschen Wähler:innen verfangen hatte. Knapp 70 % for-
dern ein größeres Engagement für eine vielfältige und offene Gesellschaft. Somit 
zeichnet sich hier eine vergleichsweise große Loyalität zu Demokratie und ge-
sellschaftlicher Vielfalt ab. Im Gegenzug sollten aber die im Schnitt hohen Zu-
stimmungswerte zu mangelnden Teilhabe- und Mitbestimmungsmöglichkeiten 
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sowie politischen Ohnmachtsgefühlen mit Blick auf antidemokratische und 
menschenfeindliche Einstellungen zu denken geben3: 45 % der Befragten hätten 
in ihrem Umfeld keine Möglichkeit, sich politisch zu beteiligen. Summiert man 
die 18 % der teils/teils-Zustimmungen4, sind es fast zwei Drittel der Befragten. 
Ebenfalls meinen insgesamt fast 60 % (davon 30 % „teils/teils“-Zustimmung), 
dass Leute wie sie sowieso keinen Einfluss darauf hätten, was die Regierung tue. 
21 % hielten es für sinnlos, sich politisch zu engagieren, addiert man dazu die 
24 %, die teils/teils zustimmen, handelt es sich damit um die Hälfte der Befrag-
ten. Solche Gefühle politischer Machtlosigkeit und geringer Teilhabemöglich-
keiten sind für offene Gesellschaften problematisch. Denn sie gehen einher mit  
einem geringeren Demokratievertrauen (Berghan/Zick 2019) sowie mit einem 
häufiger auftretenden Verschwörungsglauben (Lamberty/Rees 2021, Van Prooi-
jen 2017). Sie sind auffallend weit bei Wähler:innen der AfD und (rechts)popu-
listisch Eingestellten verbreitet (Küpper/Berghan/Zick/Rump 2021) und gelten 
insgesamt als Triebkraft von Rechtspopulismus bzw. Rechtsextremismus ( Jörke/
Selk 2017). Diese Zusammenhänge illustriert auch Abbildung 2. Sie zeigt auch, 
dass umgekehrt Beteiligungsmöglichkeiten negativ mit Rechtsextremismus und 
Populismus sowie mit politischer Ohnmacht korrelieren. D. h., Menschen, die 
sich beteiligen können, sind seltener rechtsextrem oder (rechts-)populistisch ein-
gestellt und fühlen sich seltener politisch machtlos. Ebenfalls hängen Möglich-
keiten der Beteiligung positiv mit dem Demokratievertrauen zusammen. 

Abb. 2: Zusammenhänge zwischen (Rechts-)Populismus sowie Rechtsextremismus und Ein-
stellungen zur Demokratie (Pearson Korrelationskoeffizienten) 

3	 Politische Machtlosigkeit und Teilhabe werden mit den folgenden dargestellten Items 
operationalisiert. 

4	 Die empirische Sozialforschung interpretiert solche ambivalenten Aussagen eher als Zu-
stimmung (Decker/Brähler 2020).

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



25

Neben der Existenz von Teilhabemöglichkeiten korreliert auch eine höhere 
formale Bildung besonders mit dem Ablehnen von antidemokratischen Einstel-
lungen, auch wenn der Effekt der sozial erwünschten Antworten bei höher Ge-
bildeten in Rechnung gestellt werden muss. Formal höher Gebildete stimmen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Vorurteilen seltener zu (Zick 
2021). Sie lehnen ebenso rechtsextreme und rechtspopulistische Einstellungen 
(Küpper/Berghan/Rees 2019) stärker ab. Sie neigen auch mit 12,9 % seltener zu 
Verschwörungsglauben, im Gegensatz zu Befragten mit mittlerer (25,3 %) oder 
niedriger Bildung (36,5 %) (Lamberty/Rees 2021). 

Vor dem Hintergrund, dass politische Orientierungen, die v. a. in der Ju-
gendphase erworben werden, bis ins späte Erwachsenenalter eine hohe Stabilität 
haben (Rippl u. a. 2015), lassen sich für die Institution Schule als zentrale politi-
sche Sozialisationsinstanz zwei zentrale Forderungen für die politische Bildung 
und Demokratiebildung formulieren: Sie sollten für alle und insbesondere für 
soziokulturell benachteiligte Lernende qualitativ und quantitativ anspruchsvoll 
sein. Insbesondere Lernende, deren Familien soziale Ausgrenzungen erfahren, 
was verstärkt mit einer politischen Abkoppelung einhergeht, sollten nicht auch 
bei Angeboten politischer Bildung ausgegrenzt werden. Dies erfordert schließ-
lich auch solche Angebote, die zu Teilhabe und Mitbestimmung einladen, um 
Gefühlen politischer Machtlosigkeit entgegenzutreten. 

2.	 Ungleicher Zugang zu politischer Bildung in der Schule

Auf die Tatsache, dass diese Forderungen in der Schule aktuell kaum realisiert 
sind, verweisen Ergebnisse aus der Untersuchung „Wer hat, dem wird gegeben“ 
(Achour/Wagner 20195). 

Die Studie beleuchtet aus der Perspektive von knapp 3400 Lernenden aller 
Schulformen (inklusive Berufsschulen) ab Klasse 9 im Schuljahr 2018/19 die 
Quantität und Qualität der Angebote von politischer Bildung und Demokratie-
bildung im Unterricht wie auch außerunterrichtlich. Ebenfalls erhoben wurden 
das politische Interesse, die Partizipation(sbereitschaft) und Selbstwirksamkeit 

5	 Diese Untersuchung wurde in Auftrag gegeben von der Friedrich-Ebert-Stiftung und 
konnte im Rahmen des Projekts an der FU und HU Berlin „Demos Leben“ durchgeführt 
werden (finanziert von der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend, Familie). Das 
Projekt verfolgt die Implementierung des Querschnittsthemas Demokratiebildung in der 
Lehrkräftebildung.
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der Schüler:innen sowie ihre politischen Einstellungen zu demokratischen 
Grundwerten und sozialen Gruppen wie Menschen mit Migrationsbiografien, 
muslimischen und jüdischen Glaubens. 

Der Titel mit Verweis auf das Matthäusprinzip unterstreicht einen der zen-
tralen Befunde und damit die besonderen bundesweiten Herausforderungen: 
Das Angebot von Demokratiebildung und politischer Bildung verteilt sich zwi-
schen den Gymnasien und nichtgymnasialen Schulformen häufig ungleich, und 
zwar zugunsten der Gymnasialschüler:innen. Zugleich ist an den Gymnasien 
die Schüler:innenschaft soziokulturell in der Regel privilegierter. Während dort 
etwa die Hälfte über einen hohen soziokulturellen Hintergrund verfügt, sind es 
an den nichtgymnasialen Schulformen lediglich um die 20 %. (Achour/Wagner 
2019, 42 ff.)

An den Gymnasien berichten 60 % von mehreren Wochenstunden Poli-
tikunterricht in den Klassen 9–10, dieses Angebot erhalten laut Aussage der 
Lernenden an den nichtgymnasialen Schulformen nur 27 %, die meisten haben 
lediglich eine Stunde (ebd., 48 ff.). Auch berichten die Gymnasialschüler:innen 
von einer stärkeren Förderung der Analyse-, Urteils- und Handlungsfähigkeit 
sowie einem aktuelleren, exemplarischeren, kontroverseren und handlungsorien-
tierteren Unterricht, also aus didaktischer Perspektive von einem qualitativ an-
spruchsvolleren Unterricht. Dies empfinden die Schüler:innen an den anderen 
Schulformen weniger, dafür sei der Unterricht häufiger als an den Gymnasien 
langweiliger, oberflächlicher oder auch komplizierter (ebd., 66 ff.; 70 ff.). Somit 
scheinen auch die Bildungsangebote entlang der verschiedenen Schulformen so-
zial ungleich verteilt.

Dies verschärft sich noch hinsichtlich der Jahrgänge 11–13. In der gym-
nasialen Oberstufe zeichnet sich mit durchschnittlich drei Wochenstunden ein 
Trend zu mehr Politikunterricht ab, was sich durch das Kurssystem in der gym-
nasialen Oberstufe erklären lässt und für Gymnasien wie auch nichtgymnasiale 
Schulformen mit Oberstufensystem gilt. Dieser Trend wird von den Befragten 
an den Berufsschulen nicht bestätigt. Ein Großteil von ihnen hat in der Regel 
kein Gymnasium besucht, sodass sie somit bereits in der Sekundarstufe I weni-
ger Politikunterricht hatten. Dieses Defizit an beruflichen Schulen wird struk-
turell nicht kompensiert (ebd., 48 ff.).

Ein vergleichbares Bild zeichnet sich bei den demokratiebildenden Forma-
ten ab, die jenseits des Politikunterrichts angeboten werden. Sie finden in den 
verschiedenen Schulformen in deutlich unterschiedlicher Intensität statt. Bei-
spielsweise berichten 70 % der Gymnasialschüler:innen von Schulversammlun-
gen, dies tun nur 55 % an den nichtgymnasialen Schulen, auf die Existenz einer 
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Schülerzeitung verweisen 61 % an den Gymnasien versus 32 % an den anderen 
Schulformen. Exkursionen zu Gedenkstätten und Organisationen der Demo-
kratie benennen 50 % versus 37 %. Externe politische Akteure aus Zivilgesell-
schaft, Politik und NGOs werden am häufigsten an den Gymnasien in den Stu-
fen 11–13 eingeladen, so 45 % der Befragten. Davon können allerdings lediglich 
19 % der Berufsschüler:innen berichten (ebd., 81 ff.). 

Mit Blick auf die politischen Einstellungen der befragten Schüler:innen 
spiegelt sich aufgrund des oft unterschiedlichen soziokulturellen Hintergrundes 
entlang der jeweiligen Schulformen eine ähnliche Bildungsabhängigkeit wider, 
wie sie exemplarisch in den Ergebnissen der Mitte-Studie dargestellt wurde. Ler-
nende an den Gymnasien in den Klassenstufen 9–10 berichten von einem hö-
heren Vertrauen in die Demokratie, ihre Institutionen und politischen Akteure 
als Schüler:innen an den nichtgymnasialen Schulformen (ebd., 113 ff.). Diese 
Diskrepanz zeigt sich auch in den Einstellungen zu sozialen Gruppen wie zu 
Menschen mit Migrationsbiografien, jüdischen oder muslimischen Glaubens  
(ebd., 158 ff.). Schließlich zeigen sich die Gymnasialschüler:innen auch parti-
zipationsbereiter (ebd., 126 ff.). In den Jahrgangsstufen 11–13, in denen an bei-
den Schulformen das quantitative Angebot an Politikunterricht aufgrund des 
Kurssystems gleich groß ist, gleichen sich die politischen Einstellungen inte
ressanterweise stark an, während sich dies für die beruflichen Schulen, an denen 
das Angebot gering bleibt, nach Aussage der Lernenden nicht feststellen lässt.

3.	 Die Bedeutung einer nachhaltigen und vielfältigen  
Demokratiebildung

Eine weitere Sonderauswertung der Daten verweist auf positive Effekte, wenn 
Schulen Teilhabe durch demokratiebildende Formate vielfach und vielfältig auch 
jenseits des Politikunterrichts anbieten (Achour 2020; 2021a). Die Schüler:innen 
sind nach achtzehn unterschiedlichen Formaten gefragt worden und ob sie an 
diesen in den vergangenen zwölf Monaten teilgenommen hätten: z. B. Demo-
kratie-, Kinderrechtstage, Exkursionen zu Gedenkstätten der Demokratie oder 
Trägern der Demokratiebildung, Klassenrat, Schulversammlungen, Schulpar-
lamente, Kinder-/Jugendparlament, die Mitarbeit an Schüler:innenzeitungen, 
Service Learning, Sozialpraktika, Streitschlichtungs-Programme.

Es sind zwei Untersuchungsgruppen aus den Jahrgangsstufen 9–10 an den 
Gymnasien differenziert worden. Lernende, die an fünf und mehr Formaten teil-
genommen hatten, wurden als Gruppe mit „viel Demokratiebildung“ (n = 280)  
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kategorisiert, diejenigen als Gruppe mit „wenig Demokratiebildung“ (n = 98),  
welche an weniger als drei Formaten teilgenommen hatten. Die Unterschiede  
in beiden Gruppen bezüglich ihrer politischen Einstellungen und Partizipa
tion(sbereitschaft) differieren signifikant. Aus der Gruppe mit vielen Angebo-
ten halten 90 % die Demokratie für eine gute Idee, während dies „nur“ knapp 
77 % der Schüler:innen mit wenigen Angeboten tun (Abb. 3).
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Abb. 3: Zufriedenheit mit der Demokratie: „Hältst Du die Demokratie ganz allgemein für eine 
gute Staatsform oder für eine nicht so gute Staatsform?“ (Angaben in Prozent) Bundesweit, 
Gymnasium 9.–10. Jahrgangsstufe (Quelle: Befragung FU) 

Darüber hinaus zeichnen sich die Schüler:innen mit vielen Angeboten auch 
durch positivere Einstellungen zu Merkmalen der Demokratie wie zu Minder-
heiten- und Grundrechten aus, z. B. der Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 
sowie durch positivere Einstellungen zu sozialen Gruppen wie asylsuchenden, 
muslimischen und jüdischen Menschen (ohne Abb.). Insgesamt wertschätzen 
sie migrationsbedingte Vielfalt stärker. Zugleich lehnen Schüler:innen mit viel 
Demokratiebildung autoritäre Eingriffe des Staates wie das Verbot von Streiks 
und Demonstrationen, welche die öffentliche Ordnung gefährden könnten, ver-
stärkt ab (Abb. 4).

Schüler:innen, die an vielen demokratiebildenden Angeboten teilgenom-
men haben, zeichnen sich auch durch eine höhere politische Selbstwirksam-
keit aus. Diese wurde in der Studie aus den Antworten zu einem Index verrech-
net, welche die Schüler:innen zu Fragen gegeben hatten, wie gut sie sich selbst 
in der Ausübung verschiedener Tätigkeiten einschätzen (Achour/Wagner 2019, 
139 ff.). Diese operationalisieren Teilfähigkeiten des Analysierens, Urteilens 
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und Handelns, wie sie für die Demokratiebildung bedeutsam sind (Achour  
u. a. 2020). Schüler:innen mit viel Demokratiebildung schätzen ihre Fähigkeiten 
in allen Teilaspekten als besser ein als diejenigen mit weniger Formaten (Abb. 5). 
Mit Blick auf die Gesamtbefragung lässt sich hervorheben, dass sich die Befrag-
ten insbesondere in den Bereichen kompetent fühlen, die nach ihrer Meinung 
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Abb. 4: „Was denkst Du zu folgenden Aussagen?“ – Zustimmung der Schüler:innen der 
Jahrgangsstufen 9–10 Gymnasium, in Mittelwerten von 1 (gar nicht) bis 5 (völlig) (Quelle: 
Befragung FU)
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im Rahmen eines demokratischen Schulklimas auch besonders gefördert werden 
(ebd., 102 ff.). Dies trifft v. a. auf die Möglichkeiten der Meinungsvielfalt und der 
Meinungsäußerung zu und unterstreicht den Eindruck, dass Schule Politikkom-
petenz und Selbstwirksamkeit fördern kann, wenn sie den Raum dafür schafft 
(ebd., 139 ff.). Weniger realisiert sehen die Lernenden Mitbestimmungs- und 
Handlungsmöglichkeiten, zugleich fühlen sie sich hier weniger selbstwirksam. 
Daraus lässt sich der eindeutige Handlungsauftrag an demokratische Schul-
entwicklung formulieren, dass dieses Feld mehr Aufmerksamkeit, Raum und 
Professionalisierung von Lehrkräften erfahren sollte. Die möglichen positiven 
Effekte hinsichtlich politischer Selbstwirksamkeit könnten den Gefühlen poli-
tischer Machtlosigkeit im Erwachsenenalter entgegenwirken. 
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Abb. 5: „Was denkst Du: Wie gut bist Du in den folgenden Aktivitäten?“ – Aussagen der Schü
ler:innen der Jahrgangsstufen 9–10 Gymnasium, in Mittelwerten (Quelle: Befragung FU)
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Möglicherweise hängt mit dem ausgeprägteren Selbstwirksamkeitsempfin-
den auch die höhere Bereitschaft für gesellschaftspolitisches Engagement zusam-
men. Dieses realisieren laut Befragung fast die Hälfte (47 %) der Schüler:innen, 
welche viele Angebote der Demokratiebildung wahrnehmen konnten, wäh-
rend sich nur knapp 29 % der Befragten, die von wenigen demokratiebildenden  
Angeboten berichten, gesellschaftspolitisch engagieren (Abb. 6). Auch bei der 
Umsetzung problembezogener Partizipation zeigt sich ein signifikanter Unter-
schied zwischen den Befragten. Schüler:innen mit viel Demokratiebildung ge-
ben häufiger an, an Protestveranstaltungen und Demonstrationen teilzunehmen, 
aus politischen Gründen Waren zu boykottieren oder Unterschriftenlisten zu 
unterzeichnen (ohne Abb.). 
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Abb. 6: „Bist Du in Deiner Freizeit für soziale oder politische Ziele oder ganz einfach für andere  
Menschen aktiv?“ Jahrgangsstufe 9–10, Gymnasium (Quelle: Befragung FU)

4.	 Stärkung politischer Bildung, wo sie besonders gebraucht wird

Demokratiebildende Formate lassen positive Effekte hinsichtlich politischer Ein-
stellungen und Partizipation erkennen. In diesem Rahmen erlebter Selbstwirk-
samkeitserfahrungen liegen Möglichkeiten, Gefühlen politischer Machtlosigkeit 
zu begegnen, wie sie seit Jahrzehnten in Einstellungsstudien unter erwachsenen 
Befragten identifiziert werden. Die besondere Bedeutung von Teilhabe- und 
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Mitbestimmungsmöglichkeiten bis ins Erwachsenenalter belegen auch Ergeb-
nisse aus der Leipziger Autoritarismusstudie: Teilhabemöglichkeiten in der Ar-
beitswelt (sog. Industrial Citizenship) hängen positiv mit politischen Einstel-
lungen zusammen. Wenn die Befragten am Arbeitsplatz Möglichkeiten offener 
Interessenvertretung vorfinden, es eine Kultur der Solidarität und des kollektiven 
Handelns unter Kolleg:innen gibt sowie Selbstwirksamkeit im Betrieb erfahren 
wird, sind sie zum einen mit der Demokratie zufriedener. Zum anderen stimmen 
sie seltener rechtsextremen Aussagen zu und werten weniger häufig muslimi-
sche Menschen, Geflüchtete oder Frauen ab (vgl. Kiess/Schmidt 2020). D. h. mit 
Blick auf politisches Handeln und Teilhabe, dass im Sinne Oskar Negts (2010) 
die Demokratisierung möglichst vieler Lebensbereiche – von Kita, Schule (inkl. 
Elternarbeit), Arbeitswelt, Verbänden, Verwaltungen – unabhängig vom Alter 
eine zentrale Gelingensbedingung zu sein scheint und gegen antidemokratische 
sowie menschenfeindliche Einstellungen immunisieren kann. Deshalb bedarf es 
einer besonderen Stärkung von politischer und Demokratiebildung dort, wo mit 
Blick auf soziokulturelle Benachteiligungen, welche durch die Gliederung des 
Schulsystems oft manifestiert werden, besonderer Bedarf besteht. Bisher versäumt 
es das Bildungssystem gerade hier, politische und Demokratiebildung als die ihr 
eigenen Instrumente zur Förderung von Mündigkeit und Emanzipation zu nut-
zen – obwohl dieser Auftrag in den Landesverfassungen und Schulgesetzen ein-
deutig verankert ist. Insbesondere an nichtgymnasialen Schulformen muss in 
Demokratiebildung, politische Bildung und demokratische Schulentwicklung 
investiert werden. Dies erfordert auch eine entsprechende Lehrkräftebildung in 
allen drei Phasen (Hochschule, Vorbereitungsdienst, Fort- und Weiterbildung), 
die dieses Feld als Querschnittsaufgabe versteht. Damit einher geht, neben der 
Förderung von Partizipation, das Schaffen von Empowermenträumen, der Ab-
bau von Diskriminierungen, Rassismus, stereotypen Bedrohungen. Es bedarf 
der Selbstreflexion von Lehrkräften, inwiefern sie selbst auch zu Ohnmachts
gefühlen und Diskriminierung unbewusst beitragen. Lehrkräfte benötigen somit 
selbst begleitend zu ihrer Tätigkeit an Schulen politische Bildung und Demo
kratiebildung und nicht zuletzt demokratische „Arbeitsstrukturen“ i. S. einer 
„Industrial Citizenship“. Denn ihre (demokratische) Haltung hat in der Schule 
als Institution in einer offenen Gesellschaft eine besondere Bedeutung. Dort 
reproduzieren sich gesellschaftliche Einstellungsmuster bzw. kann sie ein Ort 
sein, Menschen- und Demokratiefeindlichkeit zu identifizieren und junge Men-
schen dagegen urteils- und handlungsfähig zu machen. Verstärkt müssen sich 
Lehrkräfte und Schulen nicht nur im Rahmen von Unterricht und Schulveran-
staltungen mit menschenfeindlichen und antidemokratischen Äußerungen und 
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Vorfällen auseinandersetzen, sondern auch nach außen. Mit (antimuslimischem) 
Rassismus, Antisemitismus, Geschichtsrevisionismus, Verschwörungsglauben 
greifen v. a. rechte Gruppierungen gezielt das demokratische Bildungssystem an 
(Achour 2021, MBR 2021, Borstel 2021). 

Lehrkräfte benötigen vermehrt Handlungskompetenzen, wenn sich an-
tidemokratische und menschenfeindliche Vorfälle jenseits des Unterrichts im 
Klassenchat, auf dem Schulhof oder gerade nicht zwischen Lernenden, sondern 
unter Lehrkräften, der Schulleitung, im Sekretariat, dem/der Hausmeister:in er-
eignen. Da schulisches Miteinander nicht an der Klassenzimmertür endet, kann 
Ignorieren keine legitime Handlungsoption sein, auch nicht, wenn kein straf-
rechtlich relevantes Verhalten vorliegt (vgl. Besand 2020). Mangelnde Hand-
lungssicherheiten lassen sich auch auf fehlende Angebote politischer Bildung/
Demokratiebildung als Querschnittsaufgabe in der Lehrkräfteaus- und -fort-
bildung zurückführen (Behrens 2014; Schneider/Gerold 2018). Wenn also der 
Teufelskreis von sozialer Ungleichheit und politischer Ohnmacht frühzeitig 
durchbrochen werden soll, bedeutet dies für Lernende, Lehrende und Schu-
len, in demokratisches Handeln zu investieren: Demokratie muss man machen 
(Achour 2021).
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URSULA MAURIČ, SARAH STRAUB

Demokratische Kommunikation in globalisierten 
Gesellschaften und die Rolle von Mehrsprachigkeit  
in der frühen politischen Bildung

Diversität und Demokratie stellen enorme Anforderungen an Gesellschaft und 
somit auch an Bildung im 21. Jahrhundert. Oskar Negt begründet dies vor allem 
mit gesellschaftlichen Umbrüchen, die durch Globalisierungsprozesse und da-
mit einhergehenden immer komplexer werdenden sozialen Entwicklungen be-
dingt sind. So sieht er etwa in einer zunehmenden Mobilität von Menschen – 
wie beispielsweise Arbeitsmigration, Flucht und Migration als Folge globaler 
Krisen – und in einer damit verbundenen „Zerstörung von Bindungskräften, 
Verankerungen und Loyalitäten“ eine direkte Bedrohung für „jedes demokra-
tische Gemeinwesen“ (Negt 2011, 56). Diese Bedrohung ergibt sich jedoch 
nicht per se aus einer durch Globalisierungsprozesse entstandenen Diversität, 
welche sich etwa in der Vielfalt von Familiensprachen im Klassenzimmer zeigt 
und welche Teil einer sich stets im Wandel befindenden Gesellschaft ist. Sie 
zeigt sich vielmehr in der Frage, ob es dem Individuum und der Gesellschaft 
als Ganzes gelingen kann, Perspektiven und Zugänge zu entwickeln, um daraus 
resultierenden Herausforderungen für tradierte Vorstellungen von Gesellschaft 
und Partizipation zu begegnen. Für den Ansatz, den wir hier vertreten, bedeu-
tet das, am Beispiel gesellschaftlicher und individueller Mehrsprachigkeit einen 
potenzialorientierten Blick auf Diversität zu richten und mehrsprachige Klas-
senzimmer als Orte zu sehen, wo junge Menschen mit ihrer diversen Identität 
Zugehörigkeit zu ihrer sozialen Umwelt erfahren. Dies schafft die Grundlage 
für eine selbstbewusste Bürger*innenschaft im Kontext von Diversität und De-
mokratie. Der normative Anspruch von Bildung besteht in diesem Zusammen-
hang darin, „[es] ‚allen Menschen‘ zu ermöglichen, sich politisch zu beteiligen 
und in kollektiver Selbstbestimmung Gesellschaft mit zu gestalten“ (Lösch/Eis 
2018, 503), wobei es immer wieder zu reflektieren und zu verhandeln gilt, nach 
welchen Kriterien Zugehörigkeit zu einer Gesellschaft definiert wird und „auf 
welchen Wegen (an welchen Orten) soziale Konflikte ausgetragen, Aushand-
lungs- und Beteiligungsprozesse realisiert werden sollen“ (ebd.). Im Zeitalter 
einer alle Lebensbereiche erfassenden Globalisierung werden daher Fragen von 
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Identität und Zugehörigkeit zu zentralen gesellschaftspolitischen Bildungsfragen. 
Politische Bildung muss somit demokratische Kommunikation und Delibera-
tion in einer globalisierten Gesellschaft zum Thema machen und Lerner*innen 
möglichst früh dabei unterstützen, einen kritischen Blick für Entmündigung, 
Ausgrenzung und Benachteiligung innerhalb des eigenen sozialen Umfeldes und 
darüber hinaus zu entwickeln.

1.	 Demokratische Kommunikation und Deliberation  
als Bedingung für gesellschaftliche Teilhabe

Wenn wir in diesem Beitrag argumentieren, dass gesellschaftliche und indivi-
duelle Mehrsprachigkeit – wir verstehen darunter einerseits die Verwendung 
mehrerer Sprachen in einer Gesellschaft und andererseits die Verwendung meh-
rerer Sprachen durch einzelne Personen in deren Alltag (Riehl 2014, 9) – eine 
wichtige Rolle für demokratische Kommunikation und Deliberation spielen, 
dann geschieht das ausdrücklich in einem Verständnis von Globalisierung, das 
globale Ungerechtigkeit und damit die Herausforderungen für gesellschaftliche 
Partizipation in den Blick rückt. Bestehende Konzepte von globaler Gerech-
tigkeit wie etwa das einer sozialen Gerechtigkeit, die einen Referenzrahmen für 
die kritische Erfassung und Analyse globaler Ungerechtigkeit bieten können, 
sind in Hinblick auf das Erbe kolonialer Denkmuster basierend auf Imperia
lismus, Überlegenheitsgefühl und Rassismus kritisch zu analysieren. Shultz 
(2018, 252) bestimmt folglich kognitive Gerechtigkeit als ein wesentliches Ziel 
für politische Bildung in globalisierten Gesellschaften, um einer Reprodukti-
on dieser Denkmuster zu begegnen und allen Menschen eine selbstbestimmte 
gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Aus einer postkolonialen Perspek-
tive ist unter kognitiver Gerechtigkeit die kritische Auseinandersetzung mit 
Eurozentrismus, Kolonialismus, Kapitalismus und Patriarchat und der daraus 
resultierenden systematischen Unterdrückung einer Diversität von Wissensfor-
men zu verstehen, durch deren Überwindung soziale Emanzipation global erst 
möglich wird. Am Beispiel Mehrsprachigkeit lassen sich dafür etwa folgende 
Fragen formulieren, die gerade auch im Kontext schulischer Bildung (selbst-)
kritisch zu stellen sind: In welchen Sprachen wird Wissen dokumentiert und 
weitergegeben? Wessen Stimme und wessen Wissen bleibt dadurch unsichtbar? 
Um diesen Fragen Raum zu geben, ist eine „radical democratization of know-
ledge spaces“ erforderlich, wo es gelingt, Eurozentrismus in Sprache und Wissen 
zu dezentralisieren (ebd.). Auf welche Weise frühe politische Bildung zu einer 
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kognitiven Gerechtigkeit beitragen kann, illustrieren wir in diesem Beitrag mit 
Blick auf einen öffentlichen Ort, welcher im Kontext von Kommunikation und 
Deliberation als wichtiger Bereich politischen Lernens aus unserer Sicht bislang 
noch zu wenig Beachtung fand: demokratische Bildung in der Grundschule. Um 
demokratische Konzepte von Multiperspektivität, Heterogenität, Partizipation 
und Meinungsfreiheit zu wahren, sollte bereits in der schulischen Arbeit mit 
jungen Kindern die Vielfalt von Weltwissen und Weltanschauungen, zu welcher 
jede Sprache beiträgt (UNESCO 2017), berücksichtigt werden. Am Beispiel der 
Rolle von Mehrsprachigkeit in der Politischen Bildung als Faktor zur Förderung 
der kognitiven und sozialen Teilhabe (Achour 2018, 162 ff.) wird hier die Brücke 
zu einer Praxis von Kommunikation und Deliberation geschlagen. Deliberation  
bezieht sich dabei auf den öffentlichen Diskurs über politische Themen und 
beschreibt zugleich den Ort der kommunikativen Auseinandersetzung in einer 
demokratischen Gesellschaft (Kneuer 2017). Die Voraussetzung, um an diesem 
Diskurs teilnehmen zu können, bildet dabei eine politische Bildung, welche die 
mehrsprachigen Lebenswelten von Kindern bereits im Grundschulalter und hier 
beispielsweise im Sachunterricht berücksichtigt. 

2.	 Politische Bildung in globalisierten Gesellschaften

Sabine Achour (2015, 4) beschreibt die Widersprüche zwischen einer von Viel-
falt geprägten globalisierten Gesellschaft und einem Bildungssystem, welches 
„mit seinem Hang zum ‚Aussortieren‘ homogene Lerngruppen befördert“ und 
implizit Homogenität als Normalfall und Heterogenität oft als Belastung er-
scheinen lässt. Auf gesellschaftlicher und politischer Ebene spiegelt sich das in 
der Debatte zu homogenen Wertvorstellungen oder in der Vorstellung „ein Land 
– eine Sprache“ wider. Diese Widersprüche kritisch aufzugreifen, muss entspre-
chend Thema in der Politischen Bildung sein. Und da Heterogenität und Vielfalt 
bereits in der frühen Kindheit sichtbar und erlebbar werden, müssen die Grund-
lagen für die Anerkennung von Pluralismus bereits hier gelegt werden. „Folg-
lich geht es im Unterricht um [...] Meinungs- und Interessenvielfalt, Empathie 
für andere, die Fähigkeit zur Perspektivenübernahme, die Anerkennung unter-
schiedlicher Lebensstile, gesellschaftlicher Vorstellungen, der Freiheit der ande-
ren, kurzum: Es geht um das Einüben demokratischer Grundkompetenzen und 
um die Akzeptanz demokratischer Merkmale.“ (Achour 2015, 5) Im Folgenden 
legen wir offen, welche Interpretation zentraler Konzepte für uns leitend ist, um 
dieses humanistische Verständnis von Politischer Bildung zu unterstützen.
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2.1	 Das Verständnis des Politischen
Das Politische, so beschreibt es Tonio Oeftering unter Bezug auf Ernst Voll-
rath, ist die Art und Weise des Seins in Beziehung mit anderen Menschen. Im 
Gegensatz zur Politik, wo es darum geht, „was“ gemacht wird, steht beim Poli-
tischen das „Wie“ im Vordergrund (Oeftering 2013, 93; Vollrath 1987, 48 ff.). 
Ausgehend vom Politischen als Art und Weise des menschlichen (Zusammen-)
Lebens wird daher die Annahme unterstützt, dass die Gestaltung des Politischen 
durch die Bürger*innen vorgenommen wird und somit (Selbst-)Subjektivie-
rungsprozessen eine bedeutsame Rolle zukommt (Marchart/Martinsen 2019, 2). 
Gesellschaftliche Diversität bietet den Rahmen für die Subjektwerdung junger 
Menschen. Im Sinne eines humanistischen Bildungsverständnisses kommt hier 
einer kritisch-emanzipatorischen Politischen Bildung eine zentrale Bedeutung 
zu, in welcher die Gestaltung des Politischen durch die Bürger*innen als sozial 
konstruiert betrachtet wird (Rommerskirchen 2017, 229). Ein interdisziplinäres 
Verständnis des sozial konstruierten Politischen greift sowohl Überlegungen der 
Politischen Philosophie, der Soziologie als auch der Kommunikationstheorie und 
der Bildungswissenschaft auf. Für die Didaktik der Politischen Bildung werden 
Postkoloniale Theorien mit einem spezifischen Fokus auf kognitive Gerechtigkeit 
(Shultz 2018) bedeutsam. 

2.2	 Politisches Lernen 
Politisches Lernen kann dieser Argumentation folgend als demokratische So
zialisation bzw. Demokratie-Lernen verstanden werden, welches sich nach 
Himmelmann (2007) innerhalb eines Demokratieverständnisses als Lebens-, 
Gesellschafts- und Herrschaftsform entfaltet. Im Zusammenhang mit Sprache 
spielen dafür kognitive und soziale Kompetenzen eine spezifische Rolle, wie 
Achour in ihrem Beitrag „Zusammenleben in gesellschaftlicher Diversität“ aus 
dem Jahr 2018 zeigt (Achour 2018, 162). Wir trennen also nicht streng zwischen 
sozialem und politischem Lernen, sondern fokussieren vielmehr das Soziale im 
politischen Lernen bei Kindern.

2.3	 Demokratische Kommunikation und Deliberation
Kommunikation kann grundsätzlich als eine Form der Interaktion gesehen wer-
den, während Politik dabei die Summe sozialer Interaktionen, wie beispielsweise 
der Durchsetzungen kollektiv bindender Entscheidungen in einer Demokra-
tie, darstellt ( Jarren/Donges 2011). Demokratische Kommunikation als soziale 
Interaktion fokussiert zudem das Demokratische in Bezug zur Alltagswelt der 
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Bürger*innen und stellt entsprechend auch das Handwerkszeug für deliberative 
Partizipation in demokratischen Räumen zur Verfügung (Straub 2022). 

Das lateinische Verb deliberare heißt so viel wie beratschlagen oder abwägen. 
Deliberative Demokratie ist charakterisiert durch den öffentlichen Beratungs-
prozess über politische Angelegenheiten, an dem alle Bürger*innen teilnehmen 
können, um zu einer gemeinsamen Entscheidungsfindung zu kommen. Der Be-
griff einer deliberativen Demokratie ist eng mit Jürgen Habermas verknüpft, der 
den Aspekt der Deliberation als den öffentlichen Raum, in welchem demokrati-
sche Aushandlungsprozesse stattfinden, beschreibt (Habermas 1992). Die poli-
tische Öffentlichkeit oder die kritische Öffentlichkeit wird hier als Grundpfeiler 
der Demokratie gesehen. Habermas’ Theorie der deliberativen Demokratie geht 
von einem gleichen Recht aller Bürger*innen auf Teilnahme am (öffentlichen) 
Diskurs aus. Am Beispiel gesellschaftlicher und individueller Mehrsprachigkeit 
zeigt sich, dass das Prinzip der Gleichheit schwer haltbar ist, wenn es darum 
geht, auch einen gleichen Zugang zu dieser „einen“ Öffentlichkeit zu gewähren, 
weshalb Deliberation auch kritisch nach Exklusionsmechanismen und inklusi-
ven Praxen fragen muss. 

Aus der Tradition des amerikanischen Pragmatismus heraus und mit Bezug-
nahme auf Dewey und Mead wird die deliberative Kommunikation zur zentra-
len Handlungsform in der Schule (Englund 2006, 503). Deliberative Kommuni-
kation kann demnach als ein Bestreben verstanden werden, dass jede*r Einzelne 
einen Standpunkt vertritt, indem er*sie zuhört, überlegt, Argumente sucht und 
bewertet, während gleichzeitig eine kollektive Anstrengung unternommen wird, 
Werte und Normen zu finden, mit denen alle übereinstimmen können (Tröhler/
Oelkers 2005). Gert Biesta hebt hierbei Meads Erziehungskonzept als „zutiefst 
sozialen Prozess, in welchem mittels der Reaktionen des Lernenden Bedeutung 
geschaffen, kommuniziert und umgewandelt [wird]“, hervor (Biesta 2005, 142). 
Somit entsteht ein deliberativer Bildungsraum, der, sofern er kognitive Gerech-
tigkeit zulässt, Zugang zu einer erweiterten Perspektive auf die Welt ermöglicht. 
Eine solche erweiterte und somit auch globale Perspektive ebnet für Wolfgang 
Klafki den Weg zu Selbstbestimmung, Mitbestimmung und Solidaritätsfähig-
keit (Klafki 1986/2007, 40).

Basierend auf Klafki beschäftigen sich Moos und Wubbels mit der Fra-
ge nach demokratischer Bildung in einer globalen Gesellschaft und kommen 
zum Schluss, dass es Ziel einer globalen Demokratiebildung sein sollte, „to po-
sition children in the world, in democratic communities and societies in ways 
that make them competent in understanding and deliberating with other peo-
ple“ (Moos/Wubbels 2018, 2). In mehrsprachigen Gesellschaften kann diese 
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Positionierung im Sinne einer globalen kognitiven Gerechtigkeit jedoch nur un-
ter Berücksichtigung der sprachlichen Diversität der Kinder gelingen, denn hier 
wird die Grundlage für inklusive Bürger*innenschaft gelegt.

2.4	 Bürger*innenschaftskonzepte und Partizipation
In Zeiten zunehmender globaler Interdependenzen beginnen sich auch Vor-
stellungen von Bürger*innenschaft (Citizenship) zu ändern. Das „eine“ Kon-
zept des/der Bürger*in wird aufgelöst und nationalstaatliche Konzepte von 
Bürger*innenschaft stoßen angesichts individueller hybrider Modelle von Identi-
tät und Zugehörigkeit in Migrationsgesellschaften an ihre Grenzen. In Hinblick 
auf die soziale Dimension der hier spezifisch angesprochenen Mehrsprachigkeit 
ist es notwendig, das (individuelle) Gefühl von Zugehörigkeit als Aspekt von 
Bürger*innenschaft in Betracht zu ziehen (Osler/Starkey 2005, 9). Gerade dieser 
Aspekt kann einen bedeutsamen Einfluss auf die Praxis von Bürger*innenschaft 
in globalisierten Gesellschaften haben, wenn man etwa davon ausgeht, dass 
Menschen dort bereit sind, Verantwortung zu übernehmen und mitzugestalten, 
wo sie sich sozial eingebunden und zugehörig fühlen. Die stets kritische „Infra-
gestellung [von] Zugehörigkeitskonstruktionen in den alltäglichen, subjektiven 
Vorstellungen“ wird wiederum zum „Kern des Politischen“ in der Politischen 
Bildung (Kleinschmidt/Lange 2021, 23). Dabei geht es vor allem darum, unter-
schiedliche Perspektiven ernst zu nehmen und in einem multiperspektivischen 
Dialog eine kritische Reflexionsfähigkeit zu entwickeln, die es ermöglicht, ex-
klusive und inklusive Vorstellungen und Praktiken bei sich selbst, im sozialen 
Umfeld und in Folge auch in Strukturen zu erkennen.

3.	 Kinder als Subjekte sozialer und politischer Partizipation 

In den letzten drei Jahrzehnten hat ein forcierter interdisziplinärer Dialog zwi-
schen Rechts- und Sozialwissenschaften in Bezug auf die UN-Kinderrechts-
konvention zunehmend dazu beigetragen, dass Kinder als Subjekte sozialer und 
politischer Partizipation erkannt werden (Morrow/Pells 2017, 114 ff.). Kinder 
entwickeln früh Vorstellungen und Wissen über den Zustand der Welt. Sie ma-
chen sich Gedanken über die Verantwortung des Menschen gegenüber der Welt 
und entwickeln Ideen für Lösungen (Engdahl 2017). Sie haben eigene Interes-
sen und gesellschaftspolitisch relevante Bedürfnisse und Vorstellungen, die sie in 
deliberative Aushandlungsprozesse einbringen, sofern sie Orte dafür vorfinden. 
Dafür benötigen Kinder neben sozialen auch kognitive Fähigkeiten im Sinne 
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von demokratischer Kommunikation. Spätestens auf den Schulstufen 3 und 4 
können Kinder Sprache „als Gegenstand gedanklicher Auseinandersetzung“ se-
hen. Sie können sprachliches Verstehen gemeinsam erarbeiten, entwickeln Neu-
gier für fremde Bedeutungssysteme und Texte – u. a. in anderen Sprachen – und 
versuchen, diese zu erschließen (Krumm/Reich 2011). 

3.1	 Der kognitive Aspekt von Mehrsprachigkeit im politischen Lernen
Als Zielvorstellung für einen mehrsprachigen Unterricht kann ab der 3. Schul-
stufe im Kontext von Wahrnehmung und Bewältigung sprachlicher Vielfalt die 
Fähigkeit beschrieben werden, kommunikativ und reflexiv mit der Vielsprachig-
keit in der Klasse und darüber hinaus in der eigenen Familie und im sozialen 
Umfeld umzugehen (Krumm/Reich 2011, 16). In diesem Alter werden auch 
unterschiedliche Lebenswelten und unterschiedliche Zugänge zur Erschließung 
der Welt bewusst, die sich etwa in Sprache ausdrücken: Was bedeutet für mich 
Heimat, Freundschaft, Liebe oder Sicherheit? Was bedeutet es für meine Fami-
lie? Was bedeutet es in deiner Sprache? Was bedeutet es für deine Familie? In den 
letzten Jahrzehnten konnten aus der intensiv betriebenen Forschung zu Deutsch 
als Zweitsprache auch für politische Bildung hinsichtlich einer kognitiven Teil-
habe wesentliche Erkenntnisse festgehalten werden. Es wurde zunächst erkannt, 
dass Alltagssprache nicht dafür ausreicht, um kognitive Prozesse in spezifi-
schen Fach- und allgemeinen Lernbereichen zu unterstützen (Leisen 2020, 11).  
Dafür sind bildungssprachliche Kompetenzen erforderlich, um in fachlichen 
und beruflichen Lehr-Lern-Situationen spezifische Denkoperationen und eine 
situationsbedingte gelingende Verständigung durch Sprache zu gewährleisten. 
Jedoch reicht auch Bildungssprache alleine nicht aus, um sozial und kognitiv im 
Kontext von demokratischer Kommunikation und Deliberation wirksam teil-
zuhaben. Kinder (und Erwachsene) benötigen dafür auch eine fachsprachliche 
Kompetenz, die es ermöglicht, wesentliche Fachkonzepte Politischer Bildung wie 
etwa Demokratie, Grundrechte oder Staat möglichst präzise zu beschreiben, zu 
verstehen und in einen entsprechenden Kontext zu setzen. Hinzu kommt die 
Notwendigkeit, zwischen den unterschiedlichen Konnotationen dieser Fachkon-
zepte in Alltags- und Fachsprache zu unterscheiden (Massing 2020, 8). Somit ist 
eine demokratische Kommunikation, in welcher Fachkonzepte Politischer Bil-
dung zur Anwendung kommen, für das Individuum stets ein komplexer kogni-
tiver Prozess, der sowohl Verstehen als auch Artikulation impliziert und ohne 
grundlegende bildungssprachliche Kompetenzen nicht gelingen wird (Leisen 
2020, 11). Für mehrsprachige Kinder wird die Komplexität in mehrfacher Hin-
sicht erhöht. Wir möchten dies anhand eines (für viele Kinder wohl utopischen, 
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aus der Sicht einer Teilhabe in einer globalisierten Welt sicherlich) idealen 
Szenarios illustrieren: (1) Bildungssprachliche Kompetenzen konnten in allen 
Sprachen des Kindes erworben werden. (2) Fachsprachliche Kompetenzen wur-
den darauf aufbauend ebenfalls in allen Sprachen erworben. (3) Es findet eine  
laufende Reflexion von zentralen politischen Konzepten in Hinblick auf deren 
unterschiedliche Konnotationen in Alltags- und Fachsprache und in Hinblick 
auf Unterschiede in den jeweiligen Sprachen des Kindes statt.

3.2	 Das Soziale im politischen Lernen am Beispiel Mehrsprachigkeit
Das Soziale im politischen Lernen kann sowohl als inhaltliche Orientierung als 
auch als Reflexion über die eigene Sozialisation der Individuen in einer demokra-
tischen und diversen Gesellschaft gesehen werden. Mit Letzterem beschäftigt sich  
George Herbert Mead (1973) eingehend, indem er die Bedeutung des Zusam-
menspiels des „Wir“ und der „Anderen“ im Sozialisationsprozess als Ausgangs-
punkt für die Entwicklung einer sozialen Identität beschreibt (Rommerskirchen 
2017, 264). Für Sutor/Detjen (2001, 29) „[...] wird [...] das Soziale vor allem dann 
politisch, wenn das Miteinander der Menschen als solches zum Problem wird, 
dessen Lösung spezifische Anstrengungen erfordert“. Der Konflikt ist also dem 
Politischen inhärent. Die Lösung des Konflikts wiederum kann als deliberatives 
Moment gesehen werden. Nimmt man den sozialen Aspekt von Mehrsprachigkeit 
im Kontext einer emanzipatorisch ausgerichteten frühen Politischen Bildung, die 
Teilhabe ermöglichen soll, in den Blick, so ist zunächst festzuhalten, dass Sprache 
einen wichtigen Teil von Identität ausmacht. Jedoch ist auch Identitätsbildung 
ein komplexer Prozess, der nicht zuletzt sozialen Einflussfaktoren unterliegt. Die 
Bedeutung, die Sprache in diesem Prozess einnehmen kann, ist eine Verbindung 
zur eigenen Geschichte bzw. zu früheren Generationen, zu einem spezifischen 
Weltwissen, aber auch zu einem Gefühl der Zugehörigkeit, die damit verbun-
den sind (vgl. dazu Barison/Carmello/El Hansali/Pratali Maffei 2018, 274). 

4.	 Impulse für die frühe politische Bildung

Wir haben argumentiert, dass demokratische Kommunikation und Delibera-
tion unter Berücksichtigung von Mehrsprachigkeit in einer globalisierten Ge-
sellschaft wichtige Aspekte der Demokratiebildung in der Grundschule sind. 
Bereits junge Kinder entwickeln ein Bewusstsein für die gesellschaftliche Di-
mension individueller Mehrsprachigkeit und sind in der Lage, soziale, kulturelle 
und politische Bezüge von Sprachen, die ihre Lebenswelt bestimmen, kognitiv 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



44

zu bearbeiten (Krumm/Reich 2011, 7). Daraus leitet sich die Notwendigkeit für 
eine frühe politische Bildung von Kindern ab, Voraussetzungen bzw. delibera
tive Orte zu schaffen, die Mehrsprachigkeit berücksichtigen und es ermöglichen, 
aktiv an gesellschaftspolitischen Prozessen teilnehmen zu können. Demokratie-
bildung und politisches Lernen im Sachunterricht legen im Idealfall Grundlagen 
für politische Mündigkeit und somit auch für politische Analyse-, Urteils- und 
Handlungsfähigkeit (Reeken 2012). Die Verbindung mit sozialem Lernen ergibt 
sich aus der Förderung von Fähigkeiten der Kommunikation (u. a. diskutieren, 
argumentieren, debattieren) unter der Berücksichtigung von gesellschaftlicher 
und individueller Mehrsprachigkeit mit dem Ziel, Selbstvertrauen in die eigene 
mehrsprachige Identität und vieldimensionale Zugehörigkeit in einer globali-
sierten Migrationsgesellschaft zu fördern. 

Politische Bildung, welche die globale Dimension gesellschaftlicher Ent-
wicklungen einbindet, macht zudem den postkolonialen kritischen Diskurs für 
lokale Gesellschaften fruchtbar. Ein zentrales Anliegen von Bildung muss es so-
mit sein, zu einer kognitiven Gerechtigkeit beizutragen. Das geschieht, indem 
Lernende durch Kommunikation und Deliberation zu einem offenen und öf-
fentlichen Diskurs zu systemrelevanten Fragen befähigt und indem dafür Räume 
geschaffen werden, wo das Potenzial individueller und gesellschaftlicher Mehr-
sprachigkeit einen integrativen Teil demokratischer Kommunikation darstellt. 
Als ein konkreter methodischer Ansatz, um bei Kindern notwendige Fähig-
keiten für eine demokratische Dialogführung im schulischen Alltag zu stärken, 
kann die Philosophy for Children genannt werden. Hier können zentrale Kon-
zepte mit Blick auf kognitive Gerechtigkeit kritisch bearbeitet und Möglich-
keiten für gesellschaftliche Partizipation erweitert werden (Maurič/Thielmann 
2022). In einem vom Europarat geförderten Projekt der Pädagogischen Hoch-
schule Zürich mit dem Titel „Living Democracy“1 wird u. a. für den Unterricht 
in der Grundschule in vielen Sprachen ein breites Angebot für Demokratie- und 
Menschenrechtsbildung zur Verfügung gestellt. Dieses vielsprachige Angebot 
macht Sprachvergleiche sowie die Auseinandersetzung mit zentralen Konzep-
ten in unterschiedlichen Sprachen möglich. Ein weiteres ganzheitliches Modell 
inklusiver Praxis ist in Österreich mit dem Bildungsnetzwerk voXmi2 vertreten.  
Im Sinne einer kognitiven Gerechtigkeit werden hier an elementaren und schuli-
schen Bildungseinrichtungen aller Arten fachspezifisch, fächerübergreifend und 

1	 Informationen zum Projekt „Living Democracy“: https://www.living-democracy.com/ [Zu-
griff: 8.8.2023].

2	 Informationen zum Bildungsnetzwerk voXmi: https://www.voxmi.at/ [Zugriff: 8.8.2023].
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in unterschiedlichen Bereichen der Bildungsarbeit (Unterricht, institutionelle 
Kultur, Eltern) mehrsprachige Angebote gesetzt. Dabei steht ein permanen-
tes Von- und Miteinander-Sprachen-Lernen und -Erleben auf allen Bildungs
ebenen im Zentrum.

Geht man davon aus, dass demokratische Kommunikation und Delibera-
tion zunächst einer grundsätzlichen Wertschätzung der beteiligten Individuen 
füreinander bedarf und dass in einer globalisierten Welt Identitäts- und Zu
gehörigkeitskonzepte vielfach komplex, grenzübergreifend und mehrsprachig 
sind, muss – auf Basis einer kritischen Auseinandersetzung mit politischen Stra-
tegien zu gesellschaftlicher Mehrsprachigkeit – demokratische Kommunikation 
und Deliberation in der Politischen Bildung entsprechend mehrsprachig gedacht 
werden. Letztlich geht es also um eine Stärkung des sozialen Zusammenhalts 
von Gesellschaft durch ein mehrsprachiges gesellschaftliches Selbstverständnis, 
welches durch Bildung erfolgen kann. Damit einhergehend geht es um eine Er-
weiterung von Konzepten von Bürger*innenschaft und um eine Überwindung 
nationalstaatlicher Konzepte, indem den Identitätskonzepten von Individuen in 
einer mehrsprachigen Gesellschaft Rechnung getragen wird.
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VESNA BJEGAČ

Sprach(en)bildung als Mittel 
des Empowerments?!

1.	 Einleitung

„Ich kann nicht schreiben, ich bin doch nur Ausländerin.“ 
(Gorelik 2013, 32)

Diese Äußerung einer Schülerin stammt aus einem Workshop zum Kreativen 
Schreiben, den Lena Gorelik leitete. Tief beeindruckt von einem Text suchte 
die Schriftstellerin das Gespräch mit der Verfasserin, an dem auch der Klassen-
lehrer teilnahm. Während Gorelik ihre Leseeindrücke schilderte, konzentrierte 
sich dieser auf die grammatischen und orthografischen Schwächen des Textes. 
Auf das Feedback reagierte das Mädchen mit der zitierten Äußerung, mit der 
sie ein negatives Selbstbild als Schreiberin konstruiert. Auffällig ist dabei, dass 
sie ihre vermeintlich mangelnden Schreibfähigkeiten auf eine „natio-ethno-
kulturelle“ (Mecheril 2010, 14) Kategorie zurückführt. Diese „sprachbezogene 
Selbst-Positionierung“ (Bjegač/Pokitsch 2019, 227) lässt sich als Ausdruck der 
Verinnerlichung (außer-)schulischer Sprachverhältnisse lesen, die nicht selten 
von (neo-)linguizistischen Praktiken gekennzeichnet sind. In Anlehnung an Di-
rim (2010) wird (Neo-)Linguizismus dabei als „eine spezielle Form von Rassis-
mus [verstanden], die in Vorurteilen und Sanktionen gegenüber Menschen, die 
eine bestimmte Sprache bzw. eine Sprache in einer durch Herkunft beeinflussten 
spezifischen Art und Weise verwenden, zum Ausdruck kommt“ (ebd., 91). 

Wenn Sprach(en)bildung nicht auf den Erwerb von Sprachkompetenzen 
reduziert wird, sondern auch die Reflexion (neo-)linguizistischer Praktiken und 
ihre Konsequenzen als ein Bestandteil einer solchen verstanden wird, so scheint 
eine Bezugnahme auf Empowerment-Konzepte naheliegend, die Prozesse der 
Selbstbemächtigung in den Mittelpunkt rücken. Doch wie wird in gegenwärti-
gen Ansätzen eine Verbindung von Empowerment und Sprach(en)bildung vor-
genommen? In diesem Beitrag erfolgt eine Annäherung an diese Fragestellung 
anhand einer interpretativen Analyse exemplarischer Ansätze, wobei zunächst 
geklärt wird, wie Empowerment außerhalb einer an Sprach(en)bildung orien-
tierten Forschung konzipiert wird. 
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2.	 Empowerment – eine Annäherung

In deutschsprachigen Kontexten gehört Empowerment insbesondere im Bereich 
der sozialen Arbeit zu den etablierten Handlungskonzepten, obwohl oder ge-
rade, weil kein einheitliches Verständnis festzustellen ist. Vielmehr lassen sich 
ganz unterschiedliche Schwerpunktsetzungen ausmachen.

Die verschiedenen Ansätze lassen sich zunächst danach unterscheiden, ob sie 
eher eine Makro- oder eine Mikroebene in den Blick nehmen: Auf der einen Seite 
wird die Stärkung demokratischer Teilhabe- und Entscheidungsmöglichkeiten ex-
kludierter Gruppen fokussiert. Dabei wird unter Verweis auf ‚power‘ als Bestand-
teil des Begriffs betont, dass Empowerment ein transformatives Element im Sinne 
einer Umverteilung von Macht beinhaltet. Auf der anderen Seite konzentrieren sich 
Bemühungen auf individuelle Ressourcen von Personen. Es wird danach gefragt, 
wie diese aktiv eingesetzt werden können, damit Individuen im Alltag Benach-
teiligungen und Fremdbestimmung bewältigen können (Herriger 2020, 14–20). 

Unterschiede lassen sich auch dahingehend feststellen, ob Empowerment 
als Bottom-up- oder als Top-down-Prozess konzipiert wird. Während einige 
Ansätze die Bedeutung der aktiven Selbsthilfe und -organisation der Betroffe-
nen herausstellen, tarieren andere wiederum die Möglichkeiten der Unterstüt-
zung durch (professionelle) Helfende aus (ebd.).

Insgesamt sind trotz dieser unterschiedlichen Fokussierungen zahlreiche 
Überlappungen festzustellen, auch zu Ansätzen, die andere theoretische Rah-
mungen aufweisen. So ist eine Nähe zu Agency-Konzepten (Blank 2018, 327) 
und postkolonialen sowie rassismuskritischen Theorien (Nassir-Shahnian 2013) 
erkennbar, die zu einer stärkeren Berücksichtigung der Wirkmacht gesellschaft-
licher Herrschaftsverhältnisse beitragen. 

In Publikationen jüngeren Datums wird zudem eine Unterscheidung zwi-
schen Empowerment und Powersharing vorgenommen ( Jagusch/Chehata 2020).  
Anstatt im Sinne von Empowerment marginalisierte Gruppen in den Blick zu 
nehmen, werden mittels Powersharing privilegierte Personen und Gruppen zur 
Zielgruppe. Dabei steht die Frage im Vordergrund, wie diese Verantwortung 
übernehmen sowie zu Machtverschiebungen beitragen können. 

3.	 Empowerment und Sprach(en)bildung

Angesichts der Vielfalt der unter dem Begriff ‚Empowerment‘ subsumierten Vor-
stellungen ergeben sich zahlreiche Möglichkeiten seines Einbezugs in die schu-
lische Sprach(en)bildung. Eine Analyse exemplarischer bildungspolitischer und 
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-wissenschaftlicher Dokumente soll Aufschluss darüber geben, wie Sprach(en)-
bildung und Empowerment gegenwärtig gemeinsam gedacht werden. 

Die Auswahl von Sprach(en)bildungsansätzen erfolgte dabei auf der Basis ei-
ner gezielten, nicht systematischen Literaturrecherche, die sowohl bildungspoliti-
sche als auch wissenschaftliche Dokumente berücksichtigte. Zum einen wurden 
Dokumente der Kultusministerkonferenz (KMK) zu Sprach(en)bildung heran-
gezogen, also Dokumente eines Gremiums, das aufgrund seiner länderübergrei-
fenden Organisation eine Ausnahme in der ansonsten föderalistisch orientierten 
Bildungslandschaft der Bundesrepublik Deutschland darstellt. Zum anderen wur-
den wissenschaftliche Beiträge zu Sprach(en)bildung berücksichtigt, die entweder 
im Titel bereits einen Verweis auf Empowerment enthalten oder Ansätzen der  
Critical Language Awareness zugeordnet werden können, die aufgrund einer stär-
keren Fokussierung sozialer und machttheoretischer Aspekte von Sprache Em-
powerment-Konzepten nahestehen (Fairclough 1992, 13 f.). Das auf diese Weise  
zusammengestellte Datenkorpus setzte sich aus 17 Dokumenten zusammen. 

Im Rückgriff auf das Kodierverfahren der Grounded Theory (Strauss/Cor-
bin 1996) konnten mittels des offenen, axialen und zum Teil auch des selektiven 
Kodierens drei Analysekategorien rekonstruiert werden, mit denen sich die ein-
zelnen Fragmente miteinander vergleichen lassen: (1) Konzeption der Sprach(en)- 
bildung, (2) Umgang mit Macht- und Sprachverhältnissen sowie (3) Perspekti- 
ven auf Akteur*innen und die ihnen zugestandenen Partizipationsmöglichkeiten.  
Die Dokumente, die im Folgenden näher betrachtet werden, wurden im Sin-
ne des Theoretical Samplings nach dem Prinzip der maximalen Kontrastierung 
(ebd., 157) ausgewählt. 

3.1	 Sprachliche Assimilation als Empowerment
In verschiedenen bildungspolitischen Publikationen tritt Sprach(en)bildung als 
entscheidender Faktor zur sozialen und politischen Teilhabe in Erscheinung. 
Exemplarisch dafür steht die KMK-Empfehlung „Bildungssprachliche Kompe-
tenzen in der deutschen Sprache stärken“ (2019)1:

Die bildungssprachlichen Kompetenzen [...] dienen der Persönlichkeitsentwicklung und 
bilden die Grundlage für erfolgreiches Lernen in Schule, in beruflicher Aus- und Wei-
terbildung oder im Studium. Damit ermöglichen sie die Teilnahme an demokratischen 
Aushandlungsprozessen und sind der Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe. [...]

1	 Ähnliche Aussagen finden sich aber auch in weiteren KMK-Dokumenten, wie z. B. der 
„Empfehlung zur Arbeit in der Grundschule“ (2015), dem Beschluss „Interkulturelle Bildung 
und Erziehung in der Schule“ (2013) oder der Expertise „Bildung durch Sprache und Schrift 
(BISS)“ (2012).
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Einige Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene benötigen eine zusätzliche 
Sprachförderung. Die Gründe hierfür sind vielfältig, z. B. familiäre Situation, soziale 
Herkunft, geringe Verweildauer in Deutschland, logopädische oder sonderpädagogische 
Förderbedarfe oder auch besondere Begabungen. (KMK 2019, 2)

Die Beherrschung der deutschen Bildungssprache wird in diesem Auszug als 
Zugangsvoraussetzung für Bildungsteilhabe und davon ausgehend auch als Vo- 
raussetzung für soziale und politische Mitbestimmung präsentiert. Darüber hinaus 
wird Sprach(en)bildung auch ein positiver Effekt für „Persönlichkeitsentwick-
lung“ zugeschrieben, der aber auch später mit dem Verweis auf „mündige [...] 
Bürgerinnen und Bürger“ (ebd., 6) nur in Ansätzen konkretisiert wird. Diese Ar-
gumentation weist Überschneidungen mit denjenigen Empowerment-Ansätzen 
auf, die das Augenmerk auf den Ausbau individueller Fähigkeiten und das Be-
reitstellen von Ressourcen legen, um Personen zu einer eigenverantwortlichen 
Lebensführung zu verhelfen.

Die Fokussierung auf persönliche Ressourcen und damit auf eine Mikroebe-
ne gibt Aufschluss darüber, in welchen Bezug eine derart konzipierte Sprach(en)- 
bildung zu Macht- und Sprachverhältnissen gesetzt wird: Eine gesellschaftliche 
und institutionalisierte Monolingualität und die Orientierung an Bildungsspra-
che als einer Varietät des Deutschen werden in der KMK-Empfehlung nicht in-
frage gestellt, sondern als gegeben angesehen. Machtverschiebungen im Sinne 
einer Änderung der Sprachverhältnisse sind somit nicht das Ziel. Vielmehr wird 
eine Ausweitung des Machtzugangs insbesondere für diejenigen Gruppen an-
visiert, die Gefahr laufen, durch diese exkludiert zu werden. Explizit wird dabei 
Bezug genommen auf Schüler*innen, von denen aufgrund individueller Fakto-
ren wie der familiären und sozialen Situation angenommen wird, dass sie den 
sprachlichen Erwartungen der Schule und Gesellschaft nicht entsprechen. Das 
Ziel ist eine Machtausweitung ohne eine -umverteilung. Eine Vorstellung, die 
Ulrich Bröckling (2003, 329) als eine „harmonistische Sozialutopie“ beschreibt, 
die jeglichen Kampf um Macht negiert.

Da gegebene Sprachverhältnisse bestätigt werden, kann sprachliche As-
similation als das gewünschte Resultat der in diesem Dokument konzipierten 
Sprach(en)bildung angesehen werden. Diese wird dabei als ein Prozess entworfen, 
in dessen Verlauf die Handlungsspielräume aller Schüler*innen, aber vor allem 
der explizit erwähnten Gruppen, durch den Ausbau monolingualer Kompeten-
zen in der deutschen Bildungssprache ausgeweitet werden können. 

Diese Vorstellung von Empowerment weist klar von außen bestimmte 
Grenzen und Ziele auf und ist nur mittels der Unterweisung durch professio-
nelle Expert*innen zu erreichen. Im Hinblick auf die Kategorie Akteur*innen und 
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die ihnen zugestandenen Partizipationsmöglichkeiten lässt sich daher eine Passivität 
der Schüler*innen ausmachen, die einen eklatanten Widerspruch zu den meis-
ten Empowerment-Konzepten darstellt. Anstelle von Selbstbestimmung tritt 
ein integriertes Dabeisein, im besten Fall eine Mitbestimmung als gewünsch-
tes Ergebnis in Erscheinung. Der Einfluss, der den Schüler*innen zugesprochen 
wird, beinhaltet dabei nicht einmal ein ‚Informiertsein‘. Wissen über Sprach- 
und die inhärenten Machtverhältnisse wird an keiner Stelle in den aufgeführten 
„Grundsätzen zur erfolgreichen Stärkung bildungssprachlicher Kompetenzen in 
der Schule“ (KMK 2019, 5 ff.) als Gegenstand von Sprach(en)bildung angeführt. 

Eine Sprach(en)bildung, die derart die Machtstrukturen, in die sie einge-
bunden ist, dethematisiert, läuft Gefahr, Ursachen für geringe Bildungs- und 
soziale Teilhabe zu individualisieren. Werden Interdependenzen beispielsweise 
zwischen sprachlichen und natio-ethno-kulturellen Differenzkategorien – wie 
sie in dem diesem Beitrag vorangestellten Zitat anklingen – vernachlässigt, so 
werden möglicherweise die Effekte einer Sprach(en)bildung überschätzt und ein 
mögliches Scheitern trotz sprachlicher Kompetenzerweiterung wird den einzel-
nen Subjekten angelastet, was wiederum als ein individuelles Scheitern erlebt 
werden kann. 

3.2	 Empowerment zwischen Bildungssprache und Mehrsprachigkeit
Während die KMK-Empfehlung zu Bildungssprache ein Beispiel für die Ver-
nachlässigung von Machtverhältnissen in einer auf Empowerment zielenden 
Sprach(en)bildung darstellt, gibt es durchaus Autor*innen, die diese zum Aus-
gangspunkt ihrer Überlegungen machen. Zu den prominentesten Vertretern ge-
hört wohl Jim Cummins, der sich bereits seit den 1980er-Jahren für die Verbin-
dung von Empowerment-Ideen und (sprachlicher) Bildung einsetzt, wobei sich 
seine theoretischen Bezüge über die Zeit hinweg verschoben haben. Konstant 
ist hingegen seine Argumentation für die Notwendigkeit geblieben, Sprach(en)-
bildung im gesamtgesellschaftlichen Kontext zu betrachten: 

The first step is to recognize that minority students are failing academically, not prima-
rily because of language differences, but because they are disempowered through their 
interactions with educators. [...] In other words, real change must challenge the power 
structure (i. e. the institutionalized racism) that disables minority students. (Cummins 
1987, 40)

Cummins geht von der Annahme aus, dass eine verkürzte Fokussierung auf 
linguistische Aspekte und die Vernachlässigung der damit in Verbindung ste-
henden Herrschaftsverhältnisse zur Schlechterstellung bestimmter Gruppen im 
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Bildungssystem beiträgt. Es ist gerade nicht die Zwei- bzw. Mehrsprachigkeit 
der Schüler*innen, die zur Bildungsbenachteiligung führe; vielmehr ist diese 
seiner Ansicht nach auf diskriminierende Annahmen über zwei- bzw. mehr-
sprachige Sprecher*innen zurückzuführen, die wiederum Ausdruck rassistischer 
Strukturen sind, die im Laufe der Zeit institutionalisiert wurden (ebd., 13 ff.). 

Cummins’ Überlegungen scheinen auf den ersten Blick die Veränderung 
diskriminierender, rassistischer Machtstrukturen und der damit einhergehenden 
Sprachverhältnisse zu forcieren. Schule wird dabei als gesellschaftliche Institution  
gedacht, in der gesellschaftliche Strukturen einen Einfluss darauf haben, wie 
Lehrer*innen ihre eigene Rolle, aber auch die schulischen Bedingungen defi-
nieren. Dies wiederum wirkt sich auf ihre Interaktionen mit Schüler*innen aus. 
Die folgende Grafik veranschaulicht diese Interdependenzen und enthält bereits 
Hinweise darauf, dass Cummins als Akteur*innen primär die Lehrer*innen und 
ihre „role definitions“ in den Blick nimmt.

Abb. 1: Der Einfluss gesellschaftlicher Machtbeziehungen auf die Schüler*innen-Lehrer*in
nen-Interaktionen bei Cummins (2001, 19)
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Die Hauptverantwortung für eine anti-rassistische (Sprachen-)Bildung tra-
gen bei Cummins in erster Linie die Lehrpersonen, die als in gesellschaftliche 
und institutionelle Strukturen eingebunden gedacht werden, denen aber ausrei-
chend Handlungsmacht zugesprochen wird, um diesen entgegenzuwirken. Die 
Art und Weise, wie Lehrer*innen ihre eigene Rolle definieren, ist demnach aus-
schlaggebend dafür, ob benachteiligende „coercive relations of power“ oder be-
mächtigende „collaborative relations of power“ in der Schule etabliert werden. 
Im Gegensatz zu der KMK-Empfehlung zu Bildungssprache (2019) werden 
dabei den Schüler*innen durch die Forcierung von bemächtigenden kollabora-
tiven Beziehungen mehr Möglichkeiten zugestanden, zumindest an schulischer 
Bildung mitzuwirken. Doch wird durch die Fokussierung auf die Lehrperso-
nen als die primär handelnden Subjekte Empowerment auch bei Cummins als 
Top-down-Prozess verstanden. Eine derartige Vorstellung von Empowerment 
bleibt – wie Gruber/Trickett (1987) herausgearbeitet haben – stets paradox, da 
„the very institutional structure that puts one group in a position to empower 
others also works to undermine the act of empowerment“ (ebd., 370).

Hinsichtlich der Sprach(en)bildung lässt sich bei Cummins konstatieren, dass 
diese alle sprachlichen Ressourcen der Schüler*innen berücksichtigen möchte. 
In älteren Publikationen plädiert Cummins in diesem Sinne für die Etablie-
rung von bilingualen Programmen (Cummins 1987, 59 ff.), in Beiträgen jünge-
ren Datums zieht er auch Translanguaging-Konzepte in seine Überlegungen ein 
(Cummins 2021, 293):

In order to effectively challenge disempowering educational structures and ideologies, 
instructional strategies such as scaffolding access to meaning, reinforcing academic lan-
guage across the curriculum, maximizing literacy engagement and connecting to stu-
dents’ lives must be integrated on an equal basis with strategies that engage students’ 
multilingual repertoires (i. e. translanguaging pedagogy) and affirm their identities. These 
instructional strategies overlap and reinforce each other. They are not in competition. 
(Cummins 2021, 296)

Eine mehrsprachige Bildung soll dabei – wie aus dem obigen Zitat hervorgeht – 
dazu beitragen, die Identitäten der Schüler*innen zu stärken. In dieser Zielset-
zung offenbart sich eine Art ‚Pädagogik der Anerkennung‘, die den Schüler*innen 
ermöglicht, Erfahrungen von Selbstwert und sozialer Anerkennung zu machen. 
Zugleich ist eine derart konzipierte Pädagogik nicht unproblematisch, läuft sie 
doch Gefahr, gegebene Differenzlinien affirmativ zu behandeln.

Cummins’ Vorstellungen von Sprach(en)bildung gehen aber über die Be-
rücksichtigung und Stärkung mehrsprachiger Ressourcen hinaus. Neben der 
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Notwendigkeit einer mehrsprachigen Bildung ist für Cummins insbesondere 
der Ausbau bildungssprachlicher Fähigkeiten über alle Fächer und Schulstu-
fen hinweg entscheidend, um Schüler*innen Bildungsteilhabe zu ermöglichen. 
Cummins stellt damit die Dominanz und Relevanz von Bildungssprachen nicht 
infrage. Stattdessen prangert er Bildungsinstitutionen an, die die Bildungsspra-
che voraussetzen und nicht explizit zum Gegenstand des Unterrichts machen. 

Betrachtet man Cummins Überlegungen zusammenfassend, so lässt sich 
insgesamt feststellen, dass die von ihm proklamierte Veränderung von Macht-
verhältnissen im Hinblick auf die Sprachverhältnisse ihre Grenzen hat. Er tritt 
zwar für eine Erweiterung des schulischen Sprachcurriculums ein, erkennt aber 
die Dominanz und Relevanz von Bildungssprachen als statushöhere Varietäten 
an. Ähnlich wie bei der KMK-Empfehlung zu Bildungssprache (2019) lässt sich 
somit auch bei Cummins eine Vorstellung feststellen, wonach der Zugang zur 
Macht marginalisierter Gruppen ausgeweitet werden kann, ohne dass die Privi-
legien anderer Gruppen infrage gestellt werden. 

3.3	 Empowerment als selbstreflexive Auseinandersetzung  
mit Macht- und Sprachverhältnissen

Einen anderen Weg als die bisher beschriebenen Ansätze gehen Autor*innen, 
die eine selbstreflexive Auseinandersetzung der Schüler*innen mit den sie um-
gebenden machtvollen Sprachverhältnissen in den Mittelpunkt rücken. Diese 
Perspektive soll am Beispiel der „Critical Language Awareness“ (CLA), wie sie 
Samy H. Alim (2010) (weiter-)entwickelt hat, verdeutlichet werden.

This approach also draws on a Freireian critical pedagogy (Freire 1970) of language that 
educates linguistically profiled and marginalized students about how language is used 
and, importantly, how language can be used against them. [...] One of the most exciting 
aspects of the programs is that they encourage students to become ethnographers and 
collect their own speech data from their local communities. (Alim 2010, 214 f.)

Mit seiner Anlehnung an Freires „Pädagogik der Unterdrückten“ unterstreicht 
Alim das Ziel der von ihm konzipierten schulischen Sprach(en)bildung: Die 
Schüler*innen sollen sich sprachlicher Dominanzverhältnisse sowie ihrer eige- 
nen Involviertheit in diese bewusst werden. Dabei stellt die Bewusstwerdung 
nur den ersten Schritt dar, der die Schüler*innen dazu befähigen soll, sich  
aktiv gegen (außer-)schulische Ungerechtigkeiten zu wenden. Um diese Ziele 
zu erreichen, gilt es laut Alim, ethnografische Methoden im Unterricht einzu-
setzen. Außerschulische sprachbezogene Wissensbestände, eigene Erfahrun-
gen sowie Erfahrungen der Personen, mit denen die Schüler*innen im Alltag  
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interagieren, gewinnen auf diese Weise an Relevanz. Alims CLA-Ansatz 
zielt dabei nicht lediglich auf die Entwicklung eines metalinguistischen Be-
wusstseins ab, sondern möchte die Schüler*innen für die Verknüpfung von 
Sprache(n) und Macht sensibilisieren, insbesondere für jene sprachbezogenen 
Machtkonstellationen, von denen sie betroffen sind. Dabei wird auf das Kon-
zept des ‚linguistic profiling‘ als sprachbezogenes Äquivalent zu ‚racial profiling‘ 
zurückgegriffen (ebd., 221). Sprach(en)bildung zum Zweck des Empowerments 
bedeutet davon ausgehend, Schüler*innen auch mit Konzepten und Begriffen  
vertraut zu machen, die sie befähigen, Diskriminierungserfahrungen versprach-
lichen zu können. 

Betrachtet man Alims Konzept der Sprach(en)bildung, lässt sich hinsicht-
lich der Akteur*innen erkennen, dass auch hier Empowerment als ein Top-down-
Prozess konzipiert wird, bei dem die Interessen und Ziele weitestgehend von 
außen vorgegeben sind. Schüler*innen werden dabei zwar anregend, unter
stützend und fördernd durch Lehrer*innen begleitet, ihnen werden jedoch auch 
Mitgestaltungsmöglichkeiten eröffnet, insbesondere durch die Daten, die sie 
sammeln und die zum Gegenstand der Reflexion und des Unterrichts werden. 
Durch ihre Rolle als Ethnograf*innen tragen sie zudem aktiv dazu bei, margina-
lisiertes Wissen sichtbar zu machen und zu archivieren (ebd., 220). 

Die Lehrer*innen werden dabei nicht aus der Verantwortung genommen. 
Ähnlich wie Cummins sieht auch Alim die Notwendigkeit, dass sich Lehrer*in
nen mit ihren Annahmen über Sprache(n) auseinandersetzen. Explizit geht er 
dabei auf die Vorstellung ein, die Aneignung von „standard english“ sei notwen-
dig, um gesellschaftlich erfolgreich agieren zu können (ebd., 224). Alim nach 
gilt es, diese zu dekonstruieren. Im Gegensatz zu Cummins lehnt er somit eine 
Unterweisung in der gesellschaftlich dominanten Sprache bzw. Sprachvarietät 
ab, stellen die damit einhergehenden Machtverhältnisse doch eine Ursache für 
Diskriminierung dar. Alims CLA möchte daher sprachliche Dominanzverhält-
nisse in ihren Interdependenzen zu anderen diskriminierenden Bedingungen 
sichtbar machen sowie diese durch eine Umwandlung – und nicht durch eine 
Ausweitung – von Macht verändern. Empowerment wird folglich nicht durch 
eine Erweiterung sprachlicher Kompetenzen angestrebt, sondern durch eine 
Aneignung von Wissen über Zusammenhänge von Sprache und Macht sowie 
durch das Vermögen, diese zu reflektieren. 

Geht dieser radikale Umbau schulischer Sprachverhältnisse jedoch nicht mit 
einem Umbau gesamtgesellschaftlicher Sprachverhältnisse einher, läuft er Ge-
fahr, Schüler*innen nicht ausreichend auf außerschulische Anforderungen vor-
zubereiten und ihnen einen Weg vorzugeben, der durch und von Machtkämpfen 
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bestimmt ist. Die Frage, ob jede*r Schüler*in in diesem Sinne empowert werden 
und die Konsequenzen dieses Empowerment tragen möchte, bleibt ausgeklam-
mert. Es fehlt eine kritische Reflexion darüber, dass die Absicht, zu empowern, 
sowohl bemächtigend als auch beschränkend wirken kann (Cruikshank 1999, 2). 

4.	 Conclusio

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich Ansätze, die Empowerment 
und Sprach(en)bildung in einen Zusammenhang bringen, – wie auch die unten 
stehende Grafik noch einmal verdeutlicht – in vielerlei Hinsicht unterscheiden.

Abb. 2: Empowerment mit und durch Sprach(en)bildung?! (eigene Darstellung)

Die in diesem Beitrag vorgenommene Analyse zeigt jedoch, dass Sprach(en)-bil-
dung nicht unabhängig von den (außer-)schulischen Macht- und Sprachver-
hältnissen gedacht wird bzw. werden kann. Diese Interdependenzen sichtbar zu 
machen, kann ein erster Schritt sein, über die (Un-)Vereinbarkeiten verschiede-
ner Sprach(en)bildungsansätze nachzudenken. Eine auf Empowerment zielende 
Sprachdidaktik müsste in diesem Sinne der Frage nachgehen, in welchem Ver-
hältnis (1) eine Förderung bildungssprachlicher Kompetenzen, (2) eine Mehr-
sprachigkeitsbildung und (3) eine reflexive Auseinandersetzung mit gegebenen 
Sprachen- und Machtverhältnissen stehen können, um Schüler*innen die größt-
möglichen Handlungsspielräume unter den gegebenen Bedingungen zu eröff-
nen, ohne dabei Ungerechtigkeiten zu reproduzieren. 
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Dabei gilt es, das Dilemma schulischen Empowerments nicht aus dem Blick 
zu verlieren, das in der Kategorie Akteur*innen und die ihnen zugestandenen Par-
tizipationsmöglichkeiten bei allen hier besprochenen Ansätzen zutage tritt und 
auch in Zusammenhang mit anderen partizipatorischen Ansätzen in der Schule 
diskutiert wird (Schnur 2011, 1073): Schulische Bildung wird häufig von der 
Annahme geleitet, dass sich die Schüler*innen erst durch den Bildungsprozess 
die Fähigkeiten aneignen, die für eine selbstbestimmte Lebensgestaltung not-
wendig sind. Ausgehend von dieser Annahme sind die Möglichkeiten eines 
selbst organisierten Bottom-up-Empowerment-Prozesses nicht nur begrenzt, es  
offenbart sich auch eine Defizitperspektive auf Schüler*innen, die mit den An-
sprüchen von Empowerment nur schwer zu vereinbaren ist. Es ist notwendig, 
diese Widersprüche und Ambivalenzen stärker zu reflektieren und nach Mög-
lichkeiten zu suchen, Räume in und außerhalb der Schule zu schaffen, in denen 
diese minimiert werden können.

In diesem Zusammenhang gilt es, auch die Fokussierung der hier vorgestell-
ten Ansätze auf Schüler*innen, die als minorisiert betrachtet werden, kritisch 
zu hinterfragen. Intersektionalität- sowie Powersharing-Konzepte könnten dazu 
beitragen, ein Bewusstsein dafür aufzubauen, dass sprachliche Ungerechtigkei-
ten ein gesamtgesellschaftliches Handlungsfeld darstellen. Durch den Einbezug 
der genannten Konzepte würden auch Interdependenzen zwischen sprachlichen 
und anderen Differenzkategorien – wie sie bei der eingangs zitierten Schülerin 
beispielhaft sichtbar werden – stärker in den Blick geraten und eine realistischere 
Einschätzung der Effekte einer Sprach(en)bildung ermöglichen. 
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OLIVER DELTO

Integration durch Sprache?  
Eine Gleichung mit vielen Unbekannten

1.	 Einleitung

Häufig wird ein unwiderlegbarer Zusammenhang von Sprache und Integration 
suggeriert. Dabei ist das Narrativ meist, dass erfolgreiche Integration Folge 
erfolgreichen Spracherwerbs sei (Krumm 2021, 192). Die Behauptung, dass 
Integration durch Sprache erreicht werden könne, ist aber eine Gleichung mit 
vielen Unbekannten: Sowohl die Definition des Integrationsbegriffs als auch 
die Frage danach, um welche Sprache(n) es in dieser Gleichung geht, bleibt 
offen. Das komplexe Verhältnis von Individuum und Gesellschaft wird infolge-
dessen verkürzt dargestellt. Zwar wird Integration durch Spracherwerb bedingt, 
Spracherwerb führt aber nicht automatisch zu Integration. Vielmehr wirft die 
Forderung nach Integration die Frage nach den Teilhabemöglichkeiten Einzel-
ner auf, die ihnen in einer Gesellschaft zugestanden werden, wie auch nach der 
Passung von Kategorien wie z. B. Aufenthaltsstatus, Staatsangehörigkeit, Klasse 
oder Geschlecht, aber eben auch Sprache. Einige Arbeiten aus dem Bereich der 
Sprachwissenschaft behandeln zwar den Zusammenhang von Sprache und In-
tegration (Busch 2021; Hogan-Brun u. a. 2009; Krumm 2003; Stevenson 2011), 
doch scheint vielen keine genaue Definition des Integrationsbegriffs zugrunde 
zu liegen. Dies ist insofern nicht verwunderlich, als dieser traditionell in der 
Soziologie beheimatet ist (Treibel 2020a, 249). Ziel dieses Beitrags ist es daher, 
Integration soziologisch zu definieren und den Begriff über die kritische Päda-
gogik für die Sprachwissenschaft nutzbar zu machen. Damit verbunden ist die 
Überlegung, welche Konsequenzen sich daraus für den Fremdsprachenunterricht 
ergeben. Meine Hypothese ist, dass ein soziologisch-pädagogisches Integra
tionsverständnis in der Sprachwissenschaft nicht nur die Nutzung von Mehr-
sprachigkeitsansätzen und die Thematisierung des Zusammenhangs von Sprache 
und Identität unabdingbar werden lässt. Es kann auch als Ausgangspunkt ge-
nutzt werden, um die für die politische Bildung wichtigen „Fragen politischer, 
gesellschaftlicher und religiöser Zugehörigkeiten“ (Hahn-Laudenberg/Achour 
2020, 11) um die Frage auch nach sprachlichen Zugehörigkeiten zu ergänzen. 
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2.	 Integration: Ein Begriff – viele Bedeutungen

Für ein fundiertes Integrationsverständnis ist es hilfreich, verschiedene Ansätze 
zu diskutieren, da es einerseits einen Unterschied macht, ob es sich um wis-
senschaftliche oder politische Integrationsdiskurse handelt (Treibel 2020b), und 
der Integrationsbegriff andererseits sehr offen ist (Georgi/Keküllüoğlu 2018, 41; 
Lingen-Ali/Mecheril 2020, 5; Treibel 2014, 1014). Gerade diese begriffliche Of-
fenheit macht ihn jedoch in vielen Debatten so wirkungsvoll (Scherr/Inan 2018, 
202). Im politischen Diskurs wird Integration häufig im Sinne von Assimilation 
verwendet (Scherr/Inan 2018, 206), um gesellschaftliche Machtverhältnisse zu 
reproduzieren (Ha/Schmitz 2006; Lingen-Ali/Mecheril 2020). Nicht umsonst 
ist der Begriff als solcher vielfach umkämpft und selbst in der Soziologie um-
stritten (Treibel 2014). Da Integration gerade in vielen politischen Zusammen-
hängen aber nach wie vor eine vage Forderung an lediglich bestimmte Gruppen 
darstellt, möchte ich für die Diskussion an diesem Begriff festhalten, nicht zu-
letzt, um sein „‚strategisches Kapital‘ in der Öffentlichkeit“ (Treibel 2014, 1017) 
zu nutzen und sich wissenschaftlich fundiert an politischen Debatten über den 
Zusammenhang von Sprache und Integration beteiligen zu können. 

2.1	 Integration in der Soziologie
In der Soziologie beschreibt Integration die Kohäsion, also den Zusammenhalt 
einer Gesellschaft insgesamt, und die Teilhabemöglichkeiten Einzelner (Treibel 
2008, 302). Letztere fächern sich über verschiedene Bereiche einer ausdifferen-
zierten Gesellschaft auf, sodass es nicht den einen Bereich einer Gesellschaft 
gibt, in den sich integriert werden kann (Scherr/Inan 2018, 205). Demzufolge 
stehen sich Teilhabe und Nicht-Teilhabe nicht konträr gegenüber, sondern kön-
nen parallel auftreten. Albert Scherr und Çiğdem Inan (2018) sprechen auch 
von „multiple[n] Formen der Teilnahme und Nicht-Teilnahme“ (205). Inte
gration ist darüber hinaus in Feldern möglich, in denen der Erwerb der Amts-
sprache keine oder nur sekundäre Bedeutung hat: Eine berufliche Integration in 
ein internationales, überwiegend anglophones Arbeitsumfeld ist beispielsweise 
auch ohne umfassende Kenntnisse der Amtssprache möglich. Genauso kann es 
sein, dass Menschen sich gerade in nachbarschaftliche oder zivilgesellschaftliche 
Netzwerke integrieren und hier auf andere als offizielle Amtssprachen zurück-
greifen (Stevenson 2011, 19–20). 

Um das Verhältnis von Sprache und Integration präziser analysieren zu kön-
nen, müssen daher verschiedene Arten der Migration, z. B. Pendel-, Arbeits- oder 
Fluchtmigration (Treibel 2008, 295), unterschieden werden. Ich gehe davon aus, 
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dass diese sich bspw. durch damit in Verbindung stehende Aufenthaltstitel auf 
den Spracherwerb auswirken. Es lassen sich daraus (1) individuelle Bedürfnisse 
der Lerner:innen ableiten, aber auch (2) faktische Notwendigkeiten oder (3) so-
zialer Druck, eine Sprache zu lernen: Für wen ist es wünschenswert, aber nicht 
notwendig, Deutsch zu lernen und wer muss Deutschkenntnisse in Form von 
Zertifikaten nachweisen? Durch diese Differenzierung wird es möglich, Indi-
viduen auch über ihre Sprachkenntnisse hinaus als integriert oder desintegriert 
zu betrachten und den Blick auf individuelle und vielfache Vergesellschaftungs-
zusammenhänge zu erweitern, in denen Integration und Desintegration syn-
chron möglich sind. Somit wird deutlich, dass Sprachenkenntnisse nicht für alle 
Migrant:innen denselben Stellenwert besitzen (Shohamy 2009, 48). Michaela 
Perlmann-Balme (2017) stellt in diesem Zusammenhang die Frage, wie viel 
Deutsch Migrant:innen für welche Kontexte überhaupt können sollen. Eine 
hochqualifizierte Arbeitnehmerin mit Erstsprache Tigrinya und sehr guten Eng-
lischkenntnissen, die in einem internationalen Unternehmen mit Arbeitssprache 
Englisch in Deutschland angestellt ist, kann beispielsweise durchaus auch mit 
wenig ausgeprägten Deutschkenntnissen bereits als integriert gelten. 

Schlussendlich trägt eine soziologische Perspektive auf Integration „der Ein-
sicht Rechnung, dass sie nur als wechselseitiger Prozess gelingen kann“ (Treibel 
2020a, 262). Infolgedessen birgt der Integrationsbegriff einen großen Gestal-
tungsspielraum: Scherr und Inan (2018) heben bspw. hervor, dass „in Integra
tionsdebatten auch Annahmen darüber ein[gehen], ob erwartete Veränderungen 
als anstrebenswert oder als problematisch zu betrachten sind“ (203). Dem zu-
grunde liegt die Frage nach Idealvorstellungen der Gesellschaft, die so zum Ge-
genstand selbstreflexiver Prozesse wird. Die hier vorgeschlagene soziologische 
Lesart des Integrationsbegriffs starrt also nicht lediglich auf die Anderen, sondern 
hält dem Selbst den Spiegel vor und nimmt somit alle in die Verantwortung, 
Gesellschaft mitzudenken und mitzugestalten. Dies bedeutet nicht nur, „beste-
hende Teilhabechancen wahrzunehmen“ (Treibel 2020a, 261), sondern auch, 
„mangelnde Teilhabechancen einzufordern“ (Treibel 2020a, 261).

2.2	 Integration in der Pädagogik
Integration ist auch für die kritische Pädagogik nach Paulo Freire (2016; 2020) 
ein Schlüsselkonzept. Ihm geht es dabei nicht um eine passive Anpassung des 
Individuums an seine Umwelt: Anstatt Entwicklungen lediglich mitanzusehen, 
bedeutet Integration für Freire (2020, 64), Individuen im Sinne einer politischen 
Bildung dazu zu befähigen, „existierende, als unbefriedigend empfundenen [sic!] 
Zustände zu verändern“ (Hahn-Laudenberg/Achour 2020, 3). Im Zentrum der 
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Ansätze Freires steht dabei das Konzept der conscientização, das Menschen in die 
Lage versetze, über die eigene Lebenswelt kritisch zu reflektieren (Freire 2016, 
32). Davon ausgehend könnten bewusst Entscheidungen getroffen werden, wel-
che Veränderungen in der Gesellschaft erstrebenswert seien. Zwar stellt diese 
Perspektive einen Kerngedanken kritischer Pädagogik dar (Adam 2017, 183), 
wird aber nicht immer explizit mit dem Begriff der Integration verknüpft, son-
dern als ein allgemeines Bildungsziel formuliert. So schreibt Adam (2017), dass 
es im Bildungsbegriff der kritischen Pädagogik darum gehe, „die eigene Stellung 
in der Welt zu erkennen und das eigene Leben weniger fremdbestimmt gestalten 
zu können“ (185). So gesehen ist auch Freires conscientização für sich noch kein 
Integrationskonzept, stellt aber eine Voraussetzung dafür dar, sich integrieren 
zu können. Nach Freire (2020, 58–59) verwurzele Integration das Individuum 
tief in der Umgebung: Beide Seiten seien untrennbar miteinander verknüpft 
und dennoch offen für Veränderung. Integriert sein bedeutet im Sinne Freires 
die Freiheit, das eigene Verhältnis zur Umgebung nicht nur reflektieren, son-
dern auch mitgestalten zu können. Werde diese Freiheit unterdrückt, stehe dem 
Individuum lediglich eine passive Rolle zur Disposition: Es habe kaum mehr 
eine Wahlfreiheit und werde daher vielmehr angepasst (Freire 2020, 59). Inte-
gration als pädagogisches Programm findet zudem im Bereich der politischen 
Bildung Beachtung und meint in diesem Feld die Befähigung zur „aktive[n] 
Teilhabe an einer demokratischen Gesellschaft“ (Hahn-Laudenberg/Achour 
2020, 2). Sie könne in diesem Sinne in verschiedenen Formen auftreten: Frei-
williges Engagement in Vereinen oder anderen zivilgesellschaftlichen Initiativen 
sei z. B. Ausdruck einer sozialen Dimension von Integration (Hahn-Lauden-
berg/Achour 2020, 4). Eine solche Mitarbeit vieler kann ihrerseits wiederum als  
Wille zur Mitgestaltung der Gesellschaft interpretiert werden und unabhängig 
von Kenntnissen der Amtssprache erfolgen. Sie kann als Konsequenz der consci-
entização im Sinne Freires interpretiert werden.

Für Kontexte der – nicht nur – sprachlichen Bildung bringt ein soziolo-
gisch-pädagogisches Integrationsverständnis als Ausgangspunkt und Haltung 
durchaus einige Stärken mit sich: Es kombiniert die direkte pädagogische Ar-
beit mit individuellen Lerner:innen mit einer produktiv-kritischen Auseinan-
dersetzung mit der Gesellschaft und den eigenen Lebenslagen darin. Lernziele 
und -inhalte werden in einen größeren Kontext eingebettet und erhalten da-
durch eine tiefere Bedeutung für die Lerner:innen, da sie an ihre Lebenslagen 
anknüpfen. Gleichzeitig bedeutet dieses Verständnis von Integration auch, Ge-
sellschaft als etwas Veränderbares zu vermitteln und nicht als ein „‚feststehendes 
Ganzes‘“ (Georgi/Keküllüoğlu 2018, 43), an das sich angepasst werden müsse. 
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Durch die Elemente der Selbstreflexion, Kreativität, Zukunftsorientierung und 
Selbstwirksamkeit im Integrationskonzept kann es ein wichtiges Lernziel sein, 
Lerner:innen zu Gestalter:innen dieser Gesellschaft zu empowern und sie dazu 
zu ermutigen, hierfür auf diverse sprachliche Ressourcen zurückzugreifen.

3.	 Integration, Gesellschaft und Sprache

Zygmunt Bauman (2000) beschreibt die Epoche des 20. Jahrhunderts als eine 
„flüssige Moderne“, die das Ende der großen Zugehörigkeitserzählungen be-
deute. Als eine Reaktion auf den damit zusammenhängenden Bedeutungsverlust 
nationaler Grenzen identifizieren Hogan-Brun u. a. (2009, 11) einen linguisti-
schen Nationalismus: Der Stellenwert nationaler Sprachen werde erhöht und zu 
einem vermeintlich natürlichen Identifikationsmerkmal erklärt. So kann eine 
nationale Gemeinschaftserzählung über Sprache fortgesetzt werden. In dieser 
Perspektive deutet sich bereits an, dass Gesellschaft als solche stets sozial kon-
struiert, infolgedessen aber auch veränderbar ist. Die Möglichkeiten der Mit-
gestaltung für Individuen sind allerdings unterschiedlich verteilt und hängen 
eng mit der Frage nach (Erst-)Sprachen zusammen, da sich daraus verschiede-
ne Sprecher:innenpositionen auf dem Sprachenmarkt (Bourdieu 1977) ergeben. 
Dies kann so weit führen, dass Einzelne Schwierigkeiten haben, sich Gehör zu 
verschaffen. Im Folgenden soll das Verhältnis von Integration, Gesellschaft und 
Sprache vor dem Hintergrund der Figurationssoziologie ausführlicher betrach-
tet werden. 

3.1	 Integration als Etablierten-Außenseiter-Figuration?
In der Figurationssoziologie wird die Dichotomie der Gesellschaft auf der einen 
und dem Individuum auf der anderen Seite als eine „verdinglichende Ausdrucks-
weise“ (Elias 1970, 10) abgelehnt, da sie dem Verständnis gesellschaftlicher Pro-
zesse nicht zuträglich sei. Stattdessen, so Elias (1970), bestehe Gesellschaft aus 
Beziehungen zwischen Individuen, die „miteinander Interdependenzgeflechte 
oder Figurationen mit mehr oder weniger labilen Machtbalancen verschiedens-
ter Art bilden“ (12).

Hier spricht er zwei wichtige Elemente der Gesellschaft an: Einerseits er-
kennt er sie „als sich wandelnd, als werdend und geworden“ (Elias 1969, XIX) 
an. Diese Perspektive legt auch ihre Gestaltbarkeit für die Zukunft nahe, für die 
es, Freires Ansätzen folgend, jedoch integrierte Individuen braucht. Anderer-
seits spricht Elias (1970, 77) auch das Phänomen Macht als Wesensmerkmal 
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menschlicher Beziehungen an: Macht sei dabei nichts Schlechtes und könne 
per se von niemandem besessen werden. Sie ergebe sich erst aus der Beziehung 
zu anderen (Elias 1970, 97–98). Eine Figuration stellt also ein „Hin und Her 
einer Machtbalance“ (Elias 1970, 143) dar. Dennoch können auch innerhalb 
einer Figuration Trennlinien zwischen Gruppen gezogen werden: Heinrich Po-
pitz (1992, 70) beispielsweise weist darauf hin, dass das soziale Erlernen von 
Zugehörigkeit auch das gleichzeitige Erlernen der Nichtzugehörigkeit Anderer 
bedeute. Entstehende Trennlinien zwischen uns und denen seien prinzipiell fle-
xibel, könnten aber „jederzeit einrasten, wenn sie ‚passend‘ erscheinen“ (Popitz 
1992, 70). Beim Verhältnis der sich dann gegenüberstehenden Gruppen zuei- 
nander handelt es sich um eine Etablierten-Außenseiter-Figuration (Elias/
Scotson 1990).

Etablierte, die sich gegenüber anderen abgrenzen, beziehen ihre relative 
machtstärkere Position aus einem hohen Level sozialer Kohäsion (Elias/Scotson 
1990, 12). Dieses können sie aus Berufung auf eine vermeintlich gemeinsame 
Geschichte oder gemeinsame Werte beziehen.1 Vor dem Hintergrund des oben 
genannten linguistischen Nationalismus (Hogan-Brun u. a. 2009) nimmt Spra-
che hier eine zentrale Rolle ein: Eine Trennlinie nach außen kann entlang einer 
sprachlichen Grenzziehung einrasten. Außenseiter stellen infolgedessen eine  
Bedrohung dieser Trennlinie dar. Es mangelt ihnen aber an Zusammenhalt, da 
sie „auch füreinander Neulinge und Fremde [sind]“ (Elias/Scotson 1990, 16). 
Daraus resultiert eine mangelnde Organisationsfähigkeit der Außenseiter:innen 
gegenüber den Etablierten, die ihnen einen strukturellen Nachteil verschafft 
(Popitz 1992, 191). Es stellt sich für sprachliche Außenseiter:innen also schwie-
riger dar, in die Erzählung einer sprachlich homogenen Gesellschaft einzustim-
men oder sich mit einer Gegenerzählung bemerkbar zu machen, da sie einerseits 
jenseits einer national- oder amtssprachlichen Grenze stehen und andererseits 
als Sprecher:innen unterschiedlicher Erstsprachen auch füreinander fremd sind, 
also kein vergleichbares Level sozialer Kohäsion aufgrund von Sprache aufwei-
sen. Durch die eingerasteten Trennlinien stehen sich zwei Gruppen scheinbar 
unversöhnlich gegenüber. Ausgehend von der Machtasymmetrie zwischen bei-
den Gruppen ist es für deren Zusammenführung nun ein Leichtes, sprachliche 
Anpassung an die Etabliertengruppe zu fordern, anstatt Integration mehrsprachi-
ger Außenseiter zuzulassen.

1	 Unter anderem Benedict Anderson (1988) weist in seinen Überlegungen zur Erfindung der 
Nation bereits darauf hin, dass es sich auch bei Staaten um lediglich künstlich hergestellte 
Kategorien handelt.
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3.2	 Sprachliche Zugangsbarrieren: Der Integration-durch-Sprache-Diskurs
Zu einem ähnlichen Ergebnis sprachlicher Grenzziehungen kommt auch Brigitta 
Busch (2021, 121–128) in ihrer soziolinguistischen Analyse zeitgeschichtlicher 
Entwicklungen im 21. Jahrhundert: Vor dem Hintergrund der Bedeutungszu-
nahme sprachlich gesteckter Grenzen als Reaktion auf verschiedene einwan-
derungspolitische und globalgeschichtliche Entwicklungen identifiziert sie den 
Integration-durch-Sprache-Diskurs: Eine vermeintliche Homogenität von Spra-
che und Kultur werde als durch (migrationsbedingte) Mehrsprachigkeit bedroht 
skizziert. Infolgedessen werde Integration häufig als eine Forderung von – um 
bei Elias und Scotson (1990) zu bleiben – Etablierten nach sprachlicher Assi-
milation der Außenseiter:innen formuliert. Wichtige Elemente zur Integration 
fehlen in dieser Forderung, wie z. B. die Reflexion über die Verfasstheit der eige-
nen Gesellschaft. Zudem blendet diese häufig unkritisch geäußerte Forderung 
nach (sprachlicher) Assimilation die Bedeutung von Sprache für die Identität 
anderer beinah gänzlich aus, während ihr identitätsstiftendes Moment für die 
eigene Etabliertengruppe durchaus genutzt wird. 

Durch die Reduktion des Integrationsverständnisses auf Sprache wird die 
Möglichkeit der Teilhabe letztlich an Kenntnisse der Amtssprache geknüpft, 
und es kommt zu einem Paradigmenwechsel (Krumm 2021, 192): Seien es an-
sonsten eher wichtige Aufgaben wie Wohnungs- oder Arbeitssuche, die in vie-
len Migrationsprozessen zunächst dringend seien, werde nun dem Spracherwerb 
oberste Priorität eingeräumt und alle weiteren Schritte werden an diese Bedin-
gung geknüpft. Anstatt um tatsächliche Teilhabe und Akzeptanz geht es also um 
die Einpassung Einzelner in ein scheinbar einheitliches Ganzes über das Feld der 
Sprache. Durch die angestrebte Anpassung könne das Bild der weitgehend ho-
mogenen Gesellschaft anhand sprachlicher Normen bewahrt und die Themati
sierung gesellschaftlicher Mehrsprachigkeit vermieden werden (Busch 2021, 122). 
In diesem Zusammenhang treten Sprachentests als eine Art Gretchenfrage 
auf den Plan: Vor dem Hintergrund des Integration-durch-Sprache-Diskurses 
geht es dabei weniger darum, Sprache als eine Tür zur Gesellschaft zu verste-
hen. Vielmehr wird Sprache als Zugbrücke konstruiert, über die der Zugang 
zur Gesellschaft beliebig reguliert werden kann (Busch 2021, 123–128; Krumm 
2021, 188–196): Sie kann verbinden, wenn die Bedingungen es verlangen, sie 
kann aber, wenn es gewollt ist, ebenso als Trennlinie einrasten. Die Abfrage von 
Sprachkenntnissen wird ein Mittel zum Zweck und verdeckt, wie Tim McNa-
mara (2009, 158) zusammenfasst, tiefer sitzende Ziele, nämlich die Feststellung 
der Konformität zu einer nationalkulturellen Ideologie (Ha/Schmitz 2006, 238). 
Sprache erfüllt auf diese Weise vielmehr die Funktion des gate keeping (Busch 
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2021, 121; Krumm 2021, 236–237; Shohamy 2009, 51): Der Staat kann ent-
scheiden, wie viel Fremdheit er zulassen möchte. Staatsbürgerschaft und ge-
sellschaftliche Teilhabe werden entlang eines Verständnisses von Sprachen-
kenntnissen diskutiert, die auf monolingualen und normativen Annahmen über 
Sprache basieren (Shohamy 2009, 51). Darauf aufbauende Tests gehen dement-
sprechend an den meist mehrsprachigen Lebensrealitäten der Teilnehmer:innen 
vorbei und ihr Bestehen stellt keine geeignete Bedingung für gesellschaftliche 
Teilhabe dar (Shohamy 2009, 51–52). 

3.3	 Sprache als gesellschaftlicher Platzanweiser?
Einsprachigkeitsideologien vieler Staaten lassen sich meist kaum aufrechterhal-
ten, da Mehrsprachigkeit und Migration global betrachtet den Normalfall dar-
stellen (Aronin u. a. 2013, 3; Treibel 2020a, 261). Bakhtin (1981) prägt diesen 
Normalfall in seinem Werk mit dem Begriff der Heteroglossie. Er beschreibt damit 
die interne Dialogizität von Sprachen und hebt mit einer deskriptiven Heran
gehensweise hervor, dass sich Sprache aus allen Varietäten ihrer Nutzer:innen 
zusammensetze (Bakhtin 1981, 271–272). Seine Kritik, dass Linguist:innen die-
se faktische Mehrsprachigkeit lange ignoriert hätten (Bakhtin 1981, 274), ist in 
Hinblick auf Sprachenunterricht insbesondere im Bereich der Sprachbewusst-
heit aufgegriffen worden: Auch hier wird dafür plädiert, Sprache zum Zwecke 
ihrer Vermittlung nicht in ihre Einzelteile zu zerlegen, sondern sie inklusive ihres 
Kontexts zu vermitteln (Pennycook 1997, 47; van Lier 1995). Entsprechende 
methodische Überlegungen rücken damit in die Nähe mehrsprachiger Ansätze, 
da der Kontext in der Regel mehrsprachig ist. Gleichzeitig werden verschiedene 
Sprachen in ihrem Prestige und damit implizit auch ihre Sprecher:innen meist 
ungleich bewertet (Garrett 2010, 33; Plewnia/Rothe 2011, 216). Sprache hat also 
einen entscheidenden Einfluss auf die Wahrnehmung ihrer Sprecher:innen und 
deren Lebensrealität. Sie fungiert in gewisser Weise als gesellschaftlicher Platzan-
weiser. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass Sprache als ermächtigendes Instru-
ment durchaus auch genutzt werden kann, um einem zugewiesenen Platz zu ent-
kommen und Kommunikationsräume (Krumm 2010) aktiv – ganz im Sinne des 
soziologisch-pädagogischen Integrationskonzepts – mitzugestalten (Delto 2020).

4.	 Spracherwerb als Mittel zum Empowerment?

In der Motivationsforschung zum Fremdsprachenlernen gilt als eines der klas-
sischen Paradigmen der von Gardner und Lambert (1959) entwickelte Ansatz 
integrativer und instrumenteller Motivation: Erstere benötige einen positiven 
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Bezug zur Zielsprache (Dörnyei 2003, 5). Womöglich aufgrund der Nähe der 
Begriffe integrativ und Integration wird damit häufig auch der Wunsch der Ler
ner:innen assoziiert, sich in die Zielsprachengemeinschaft zu integrieren (Rost-
Roth 2010, 878), allerdings ohne den Begriff der Integration ausreichend zu 
definieren. Instrumentelle Motivation ziele hingegen mehr auf pragmatische 
Gründe des Sprachenlernens ab und bedürfe keines genuinen Interesses der 
Lerner:innen an der Zielsprachengemeinschaft (Gardner/Masgoret 2003, 174). 
Vielmehr sind z. B. Jobchancen aufgrund der antizipierten Sprachkenntnisse 
Motor für das Lernen (Rost-Roth 2010, 878). Diese prototypische Zweiteilung 
der Motivation in integrativ oder instrumentell begünstigt die Tendenz, Motive 
für das Sprachenlernen in entweder persönlichen (integrativ) oder professionel-
len (instrumentell) Feldern zu verorten. Die wissenschaftliche Diskussion des 
Integrationsbegriffes zeigt allerdings, dass diese Trennung nicht aufrechtzuer-
halten ist: Integration schließt vielmehr Fragen nach gesellschaftlicher Teilhabe 
sowohl in beruflichen als auch in persönlichen Feldern mit ein. Es muss also 
selbst bei integrativer Motivation ausdifferenziert werden, worin die antizipierte 
Integration bestehen soll: Geht es um Teilhabe und Anerkennung in verschie-
denen Gesellschaftsbereichen, oder darum, ein „near-native speaker“ (Kramsch/
Whiteside 2007, 917) zu werden und sprachlich nicht mehr aufzufallen? Teile 
dieser Kritik sind mit dem Konzept des investment aufgenommen worden, das 
Bonny Norton (2013) in den 1990er-Jahren beschrieben hat: Der lernerseitige 
Aufwand zum Erlernen einer Sprache resultiere daher, dass durch das Spra-
chenlernen eine Verbesserung der individuellen sozialen Position erwartet werde 
(Norton 2013, 50). Essenziell sei dabei die Vorstellung sogenannter imagined 
communities, also Vorstellungen der Lerner:innen über die Zielsprachengemein-
schaft. Norton (2013, 8) hebt hervor, dass diese, auch wenn sie (noch) nicht real 
seien, einen unbestreitbaren Effekt auf das Lernverhalten hätten.

Die den Ansätzen inhärente Trennung zwischen Sprache und Sprachge-
meinschaft sowie einzelnen Lerner:innen, die durch das Erlernen der Sprache  
verbunden werden können, ist politischen Integrationsdiskursen sehr ähnlich: 
Auch hier findet eine Trennung zwischen Individuum und Gesellschaft statt. 
Dem gegenüber steht der soziologisch-pädagogische Integrationsbegriff, der  
einerseits die Verantwortung aller und andererseits auch die Veränderlichkeit  
eines Status quo sowie die gestalterische Kraft der Einzelnen betont. Dadurch wird  
es möglich, Lerner:innen und Sprache sowie Gesellschaft nicht mehr als vonei-
nander getrennt, sondern als eine Figuration zu betrachten, in der Lerner:innen 
und Sprecher:innen bereits aneinander gebunden sind. Es geht also nicht um 
eine imagined community, in der das zusammenführende Element eine Sprache 
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ist und sich Lerner:innen dieser community einseitig über Sprache annähern. 
Stattdessen geht es um eine desireable community, eine erstrebenswerte und le-
benswerte Gemeinschaft, die aus einem Netzwerk diverser Sprachen besteht und 
entlang einer gelebten, anerkennenden Mehrsprachigkeit realisiert werden kann. 
Die Annäherung zwischen Gesellschaft und Lerner:innen findet in dieser He- 
rangehensweise von beiden Seiten statt. Sie wird nicht ausschließlich anhand von 
Sprache diskutiert, sondern geht darüber hinaus auch allgemein der Frage nach, 
wie eine Gesellschaft aus etablierten und neu hinzukommenden Sprecher:innen 
aussehen kann.

Heteroglossie stellt in diesem Gesellschaftsbild keine Bedrohung dar, son-
dern ist ein integratives Element, da sie die einzelnen Sprecher:innen über die 
gegenseitige Anerkennung ihrer jeweiligen Sprachen aneinander bindet. Diese 
Haltung kann im Rahmen einer Soziologisierung des Fremdsprachenunterrichts 
aufgegriffen werden. Diese verdeutlicht die Notwendigkeit, mehrsprachigkeits-
orientierte pädagogische Konzepte anzuwenden. Entsprechende Ansätze, die für 
das schulische Bildungswesen bereits formuliert sind, bedürfen in diesem Zu-
sammenhang einer Übertragung auf Kontexte der Erwachsenen- und politischen 
Bildung. Das Konzept des Mehrsprachencurriculums (Reich/Krumm 2013)  
beispielsweise zielt auf „zusammenhängende Darstellungen soziologischer und 
geschichtlicher Aspekte der Mehrsprachigkeit“ (Krumm 2021, 179) ab und ver-
ankert „sprachenpolitische Diskussionen“ (Krumm 2021, 179) im Unterricht. 
Dadurch kann der Raum für das geöffnet werden, was Integration verlangt: eine 
umfassende Reflexion über die sprachliche Verfasstheit der Gesellschaft, sowie 
eine persönliche Verortung innerhalb dieses Gefüges und die Vermittlung, wie 
Sprache einerseits zur Orientierung darin eingesetzt werden kann, aber auch als 
Kapital, um aktiv darin eingreifen und mitgestalten zu können.

Wir verbleiben also nicht allein auf der Ebene der Sprachhandlungsfähig-
keit, sondern bewegen uns vor dem Hintergrund einer allgemeinen Handlungs-
fähigkeit der Lernenden, die zu einem wichtigen Ziel im Fremdsprachenunter-
richt wird: Lerner:innen sollen dazu befähigt werden, sich Gehör zu verschaffen 
und eine Stimme zu finden (Pennycook 1997, 45). Jim Cummins (2001, 16) 
nennt hier den Begriff des Empowerments: Lerner:innen soll z. B. durch kolla-
borative Unterrichtsmethoden und Bestärkung ihrer Identität ein Gefühl der 
Selbstwirksamkeit vermittelt werden, das sie, ganz im Sinne der conscientização 
dazu ermuntert, Veränderungen in ihrer Umgebung zu verwirklichen. Hier wird 
es unabdingbar, zusätzlich zum Fokus auf sprachliche Lernziele, die Perspek-
tive auch auf die Situation der Lerner:innen zu legen, wie es z. B. eine kriti-
sche Fremdsprachenpädagogik durch die Aufnahme relevanter Themen aus der 
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Lebenswelt der Lerner:innen versucht (Gerlach 2020, 23). Auch Mehrsprachig-
keit als ein wichtiger Bestandteil der eigenen Identität (Busch 2021, 20–22) ist 
in diesem Zusammenhang von elementarer Bedeutung und kann aktiv in den 
Unterricht der Zielsprache integriert werden, um so, wie Kramsch (2009, 14) es 
vorschlägt, das Monopol ebenjener Zielsprache zu brechen und zu einer pluri-
lingual agency (Galante 2020, 240–242) zu befähigen: Lerner:innen sollen durch 
Reflexion über ihre eigenen sprachlichen Repertoires zu einem bewussten Um-
gang mit (ihren) Sprachen finden und sich dadurch selbstbewusst in ihrer Umge-
bung positionieren können. 

Dies bedeutet auch, Sprachregime mitgestalten zu können. Ein solches Lern-
ziel bedarf einer kritisch orientierten Landeskunde, die den Nexus von Mehr-
sprachigkeit, Gesellschaft sowie Individuum und Identität aufgreift und den 
Fremdsprachenunterricht um eine „Fokussierung migrations- und integrations
bezogener Fragestellungen“ (Koreik/Pietzuch 2010, 1450) ergänzt. Deskrip-
tiv können die sprachliche Vielfalt und andere Wesensmerkmale einer Gesell-
schaft kooperativ er- und bearbeitet werden, sodass diese in ihrer Diversität im 
Unterrichtsgeschehen abgebildet werden. Somit kann vermieden werden, dass 
der Sprachenunterricht lediglich „monokulturell angelegt“ (Krumm 2021, 163) 
wird. Dies verlangt die Thematisierung der eingangs erwähnten sprachlichen 
Zugehörigkeiten der Lerner:innen und sich daraus ergebender sprachlicher  
Hierarchien. Heidi Rösch (2004) schlägt beispielsweise ganz konkret „die Be-
arbeitung des Verhältnisses von Amts- und Regionalsprache oder der Situation 
von Migranten in Deutschland“ (38) vor. Der Zusammenhang von Sprache und 
Integration wird somit aus zwei Richtungen im Fremdsprachenunterricht auf-
gegriffen: Einerseits durch die Bearbeitung der Themen der Lerner:innen mit 
dem Ziel des Empowerments und andererseits durch einen kritischen Diskurs 
bezüglich der Gesellschaft, die mit der Zielsprache assoziiert wird. Integration 
wird infolgedessen nicht mehr (nur) durch Spracherwerb verfolgt, sondern vor-
nehmlich durch die Vermittlung von Selbstwirksamkeit vor dem Hintergrund 
einer stetig sich verändernden, mehrsprachigen Gesellschaft.

Lerner:innen können mit dieser Herangehensweise in die Lage versetzt 
werden, ihre Position als Sprecher:innen einer anderen als der Amtssprache ein-
zufordern. Erstsprachler:innen dieser Amtssprache wiederum können sich nicht 
mehr auf das Privileg verlassen, verstanden zu werden. Infolgedessen müssen 
alle – Lerner:innen sowie Sprecher:innen – einen Beitrag zu einer offenen und 
mehrsprachigen Gesellschaft und zum gegenseitigen Verstehen leisten. Beide 
Seiten sind also aktiv gefragt, sich mit ihrer Umgebung und miteinander aus-
einanderzusetzen, und sich zu integrieren. So können wir es vermeiden, auf der 
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Ebene der Anpassung der Lerner:innen an einen sprachlichen Status quo zu 
verbleiben, und sie stattdessen dazu empowern, ihren Platz – und ihre Sprache – 
als Teil der Gesellschaft einzufordern und deren Sprachregime mitzugestalten.

5.	 Fazit

Ziel dieses Beitrags war die Diskussion des Zusammenhangs von Integration 
und Sprache. In vielen Debatten bleibt die Gleichung dabei eine mit vielen Un-
bekannten, da beide Konzepte auf unterkomplexen Definitionen fußen: Sprache 
wird vorwiegend normativ monolingual gedacht, und die Forderung nach Inte-
gration meint implizit Anpassung. Der Umgang mit gesellschaftlicher Mehr-
sprachigkeit wird zur Gretchenfrage: Wie viel sprachliche Diversität ist eine 
Gesellschaft bereit zuzulassen und an welche Bedingungen ist die Teilhabe der 
Sprecher:innen anderer Sprachen geknüpft? Unter Bezugnahme auf ein soziolo-
gisch-pädagogisches Integrationsverständnis, das die Beteiligung, Mitgestaltung 
und Kreativität aller fordert, wird die Wichtigkeit deutlich, Mehrsprachigkeit im 
Sprachunterricht bewusst zu berücksichtigen und zu fördern, indem die Rolle 
sprachlicher Zugehörigkeiten für die eigene Position in einer Gesellschaft zum 
Gegenstand des Unterrichts gemacht wird oder aber die zielsprachige Gesell-
schaft im Rahmen einer Kritischen Landeskunde erarbeitet wird. Wesentliches 
Element dabei ist die Diskussion gesellschaftlicher Mehrsprachigkeit. So kön-
nen Lerner:innen dazu befähigt werden, ihre Stimme in der Gesellschaft zu 
finden und sie, wenn nötig, einzufordern, ohne von einer korrekten Sprachver-
wendung ausschließlich der Zielsprache abhängig zu sein. Zugehörig sind in 
dieser Betrachtungsweise Sprecher:innen diverser Sprachen in einer komplexen 
Figuration. Die Ausgestaltung dieser Figuration verlangt die Anerkennung ge-
sellschaftlicher Mehrsprachigkeit. Anstatt Integration durch Sprache von ande-
ren zu verlangen, kann die Gleichung infolgedessen umformuliert werden und 
richtet sich als Integration durch Sprachen an Sprecher:innen aller Sprachen 
einer Gesellschaft, die dadurch, im Sinne Freires (2020, 59), in ihrer Umgebung 
verwurzelt werden können. Mehrsprachigkeit stellt somit ein Kernelement einer 
integrierten, offenen und demokratischen Gesellschaft dar, da sie explizit die 
Frage aufwirft, wie eine mehrsprachige Gesellschaft von allen aktiv und gleich-
berechtigt mitgestaltet werden kann. Antworten gemeinsam mit Lerner:innen 
auf diese Fragen zu finden, ist wichtiger Gegenstand und Gesprächsanlass (nicht 
nur) im Zweit- und Fremdsprachenunterricht.
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DAVID FÜLLEKRUSS1

Migrationsgesellschaftliche  
Sprachverhältnisse politisch gedacht.  
Postkoloniale Erkundungen  
und bildungstheoretische Einsätze

1.	 Hinführung 

Paul Mecheril und Thomas Quehl schreiben in Die Macht der Sprachen. Englische 
Perspektiven auf die mehrsprachige Schule (2006, 365): „Das legitime Sprechen hat 
eine Farbe“ und verweisen damit auf den Zusammenhang von Sprache/Spre-
chen2 und Rassismus. Die unterschiedlich verteilte Legitimität des Sprechens 
hängt demnach nicht zuletzt mit rassifizierenden Markierungen zusammen. İnci 
Dirim fasst diese Verwobenheit von Sprache/Sprechen und Rassismus mit dem 
Begriff „Linguizismus“ (vgl. Dirim 2016), bei welchem abhängig von der jewei-
ligen (sprachlichen) Positioniertheit in der vorherrschenden und hierarchisch 
strukturierten Sprachenordnung die Zugänge zu Ressourcen ungleich verteilt 
werden und Diskriminierungen stattfinden.3 Als Formen von Rassismus sind lin-
guizistische Denkweisen und Praktiken eng verbunden mit natio-ethno-kultu-
rellen Zugehörigkeitsordnungen (Mecheril 2003) und der Frage danach, wer als 
fragloses Mitglied des mehrheitsgesellschaftlichen ‚Wirs‘ gilt. Sprache/Sprechen 
wird dabei in Verknüpfung mit Rassekonstruktionen zu einem zugehörigkeits
relevanten Merkmal. Linguizismus bzw. subtilere Formen des Neo-Linguizismus 
(vgl. Dirim 2016; Dirim/Pokitsch 2018; s. Kap. 3) schlagen sich aus einer hier 

1	 Für die kritischen und wertvollen Anregungen zum Text danke ich Denise Büttner und 
Johannes Köck.

2	 Durch diese Schreibweise möchte ich auf die ambivalente Gleichzeitigkeit sowie Reziprozität 
von normierter Konstruktion und symbolischer Bedeutung (‚Sprache‘) und empirischen 
Sprechakten (‚Sprechen‘) hinweisen. 

3	 Die subjektivierenden Effekte von Sprache als (rassismus-)relevante Unterscheidungskate-
gorie in Bildungskontexten wurden in aktuellen, subjektivierungstheoretisch ausgerichte-
ten, (linguizismus-)kritischen Arbeiten vielfach untersucht und herausgearbeitet (vgl. z. B. 
Bjegač 2020; Dean 2020; Khakpour 2023; Knappik 2018; Panagiotopoulou 2017; Pokitsch/ 
Bjegač 2022; Rose 2016; Schnitzer 2017; Thoma 2018). 
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favorisierten diskurs- und machttheoretischen Perspektive nicht nur auf einer in-
teraktiven Ebene, sondern auch auf einer diskursiven, institutionellen und struk-
turellen Ebene nieder. Sie finden etwa in institutionalisierten Wissensbeständen 
oder routinisierten Praktiken und Abläufen in Institutionen Ausdruck. 

Sprache/Sprechen gerät ausgehend von dieser Perspektive in diesem Text 
weniger mit einem Fokus auf die Inhalte und Formen des Sprechens in den Blick 
– wodurch andere Dimensionen des Verhältnisses von Rassismus und Sprache 
relevant würden, etwa rassismusrelevanter Sprachgebrauch, Fragen des politisch 
korrekten Sprechens/Schreibens oder auch spezifische sprachliche oder mehr-
sprachige Praktiken (vgl. Castro Varela/Khakpour 2018). Der Gegenstand Spra-
che/Sprechen wird vielmehr hinsichtlich seiner Funktion als Distinktionsmittel 
für Teilhabe und Zugehörigkeit bzw. Ausschluss sowie als subjektivierendes Dif-
ferenzmerkmal beleuchtet und dabei werden die diskursiv-symbolischen Bedeu-
tungen fokussiert, welche mit dem Sprechen oder Nicht-Sprechen bestimmter 
Sprachen und Sprechweisen einhergehen bzw. verbunden werden.4

Im Zentrum dieses Artikels steht das Interesse, Sprachverhältnisse sowie 
deren Auswirkungen und Aushandlungen in und durch Subjekte, Institutionen 
und Diskurse als politische sowie postkoloniale Verhältnisse zu explizieren. Durch 
eine Ausführung der politischen sowie postkolonialen Dimensionen migrations-
gesellschaftlicher Sprachverhältnisse soll ein theoretischer Beitrag geleistet wer-
den, der sowohl für das Feld der sprachlichen als auch der politischen Bildung 
zur Thematisierung und Reflexion machtvoller und mit Rassismen verstrick-
ten Bedeutungen und Einsätzen von ‚Sprache‘ fruchtbar gemacht werden kann. 
Der Artikel soll darüber hinaus dazu beitragen, De-Thematisierungen und Nor-
malisierungen gewaltvoller Verhältnisse durch eine Beleuchtung der politischen 
Dimensionen jener Verhältnisse zu benennen und zu problematisieren. Dies 
scheint mir ein zentrales Moment einer macht- und diskriminierungskritischen 
Analyse – nicht zuletzt von Sprachverhältnissen – zu sein, welche sich nicht af-
firmativ auf das Gegebene bezieht und an einer Veränderung gewaltvoller und 
entwürdigender Praktiken interessiert ist (vgl. Dirim/Mecheril 2018; Mecheril 
2014). Dafür wird zunächst – in einem sehr groben Aufriss – der Frage nachge-
gangen, was unter dem ‚Politischen‘ verstanden werden kann und wie dieses in 
Zusammenhang mit dem Sozialen im Allgemeinen und mit vorherrschenden 

4	 Die beiden Ebenen lassen sich nicht eindeutig voneinander trennen, sind stark miteinander 
verknüpft und bringen sich mitunter gegenseitig hervor. Zur Verwobenheit von Sprache 
als differenzkonstruierendem Gegenstand auf der einen und Medium auf der anderen Seite  
vgl. Khakpour (2023, 89 ff.).
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Sprachverhältnissen im Spezifischen steht. Daraufhin wird mithilfe des Kon-
zepts Languaging bzw. Monolanguaging eine subjektivierungstheoretische und 
postkoloniale Perspektive auf Sprachverhältnisse in der Migrationsgesellschaft 
vorgestellt. Diese Ausführungen werden anschließend genutzt, um eine Mo-
dellierung der Politizität migrationsgesellschaftlicher Sprachverhältnisse vorzu-
nehmen. Abschließend werden Schlussfolgerungen für Bildungszusammenhän-
ge angerissen.

2.	 Theoretische Annäherung an das Politische und das Soziale  
am Beispiel von Mehrsprachigkeit in der Schule5

Das Politische kann, anknüpfend an poststrukturalistische Theorien – und ich 
beziehe mich hier unter anderem auf Oliver Marchart (2010) – als eine grund
legende Dimension des Sozialen verstanden werden, in der die Auseinander
setzungen um die Angemessenheit und Legitimität der sozialen Ordnung durch 
Be-Gründungen stattfinden. Es geht dabei um die (Aus-)Handlungen, Einsätze 
und Kämpfe um die Frage der ‚allgemeinen guten Ordnung‘. Das Politische tritt 
dabei als jene Dimension des Sozialen hervor, für die die Verhandlung, Infrage-
stellung, Kritik, Bestätigung oder Legitimation gesellschaftlicher Ordnungen und 
der Einsatz für oder gegen Ordnungen kennzeichnend ist. Die normative Frage 
danach, wie eine ‚gute‘ Ordnung aussehen soll, stellt in demokratischen Syste-
men das Terrain des Politischen dar, in welchem um diese Frage gerungen wird. 

Grundlegend bei diesem Verständnis des Politischen ist die konstitutive 
Nicht-Bestimmtheit und Kontingenz des Sozialen, also deren Wandelbarkeit und 
zugleich historische Gewordenheit durch vergangene politische Kämpfe. Das So-
ziale kann nach Marchart zwar insofern vom Politischen unterschieden werden, 
als es durch institutionalisierte und routinisierte Handlungsweisen und Prakti-
ken gekennzeichnet ist, die aufgrund ihrer Normalisierung ‚unpolitisch‘ schei-
nen. Das Soziale ist jedoch gleichzeitig durch eine politische Dimension gekenn-
zeichnet: Die sozialen Normen sind nicht natürlich gegeben, sondern existieren 
immer nur als historisch und politisch entstandene Sedimente vorangegangener 
antagonistischer Diskurse und Auseinandersetzungen. Durch Infragestellungen 
und Problematisierungen von Selbstverständlichkeiten und Normen des Sozia-
len können diese demnach re-politisiert, also neu verhandelbar gemacht werden. 
Das Soziale ist mit Marchart gesprochen das „Politische im Schlafzustand“ (ebd., 
216) und weiter: „Wo immer wir hinsehen, an den Wurzeln sozialer Verhältnisse 

5	 Dieser Abschnitt erscheint in ähnlicher Weise in Mecheril/Füllekruss 2023. 
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werden wir das Politische ausmachen“ (ebd.). Die Infragestellung der Legitimität 
und Funktionalität der normativen Fundamente des Sozialen kann somit im Mo-
ment ihrer expliziten Benennung und Sichtbarwerdung zu einer Aktualisierung 
des Politischen führen. Mit Bezug auf hegemoniale Sprachenordnungen kann 
mit Pierre Bourdieu und Luc Boltanski (1975/2017) zudem die Bedeutung von 
Dethematisierungen und Ausblendungen politischer Dimensionen des Sprach-
lichen im Kontext nationalstaatlicher Sprachenregime als machtvolle Praxis der 
Aufrechterhaltung hegemonialer Verhältnisse verstanden werden, wobei insbe-
sondere die Gewordenheit der Verhältnisse betont wird:

Die Legitimität der offiziellen Sprache und der sozialen Effekte, die sie produziert [...], 
beruht unter anderem auf [...] [dem] Vergessen der Entstehungsgeschichte, das implizit 
vorliegt, wenn man die Sprache unter Ausschluss der politischen Verhältnisse betrachtet, 
unter denen sie sich durchgesetzt hat. (Bourdieu/Boltanski 1975/2017, 8; Herv. i. O.)

Demnach handelt es sich bei hegemonialen Sprachverhältnissen um histo-
risch entstandene Verhältnisse, die sich durch Wiederholungen, Unterbrechun-
gen, Hinterfragungen, Verschiebungen, aber auch Ausblendungen ständig re- 
aktualisieren. 

Institutionelle Kontexte, über welche die Legitimität des Sprechens und 
Gehört-Werdens hierarchisch geordnet wird, können zur Verdeutlichung die-
ser Verständnisse herangezogen werden. So lässt sich etwa die habitualisierte 
Monolingualität von Institutionen wie der Schule als sedimentiertes und meist 
unhinterfragtes Produkt vorangegangener sozialer Kämpfe verstehen. Dazu ge-
hören, bezogen auf den amtlich deutschsprachigen Raum, z. B. die Durchsetzung 
einer Standardisierung des Deutschen im Zuge von Nationalisierungsprozessen, 
sowie, damit verbunden, eine ebenfalls umkämpfte Institutionalisierung von Bil-
dung im 19. Jahrhundert, wie es etwa Ingrid Gogolin in Der monolinguale Habitus 
der multilingualen Schule (1994) ausführt. Das Soziale findet in diesem Beispiel in 
den routinisierten und institutionalisierten Abläufen seinen Ausdruck, beispiels-
weise der Unterrichtssprache, der Kommunikation mit Eltern oder der Sprache 
schulischer Dokumente sowie nicht zuletzt der normierten und normativen Rol-
le der Bildungssprache Deutsch.6 Dort also, wo nicht hinterfragt wird, sondern 

6	 Es ist anzumerken, dass keineswegs davon ausgegangen werden kann, dass das anerkannte 
und legitime Sprechen im Sozialraum Schule im amtlich deutschsprachigen Raum einzig 
auf die standardisierte Bildungssprache Deutsch reduziert werden kann. Es ist mitunter von 
einem (legitimen) Einsatz von dialektalen Formen im Rahmen eines „Dialekt-Standard-
Kontinuums“ auszugehen (vgl. Blaschitz u. a. 2020).
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den Routinen und Abläufen eine bestimmte, in diesem Fall sprachliche, Form 
und Normalität innewohnt. Gleichzeitig ist dieses Soziale durch eine politische 
Dimension gekennzeichnet, da Normierungen nicht natürlich gegeben sind, 
sondern als historisch und politisch entstandene Produkte vorangegangener an-
tagonistischer Diskurse und Praktiken existieren. Diese sind potenziell verän-
derbar und werden im Sozialen ständig neu vermessen. So scheint die gegebene 
und zunehmende, auch migrationsbedingte Mehrsprachigkeit der Schüler*innen 
sowie des Sozialraums Schule zu einer ständigen Irritation, Infragestellung und 
durchaus auch Veränderung monolingualer schulischer Normalitäten beizutra-
gen, ohne dass hierfür eine ‚politische Absicht‘ der Akteur*innen vonnöten wäre. 
Von der Norm abweichende Sprachpraktiken können zudem durch eine expli-
zite Thematisierung und Kritik der zugrunde liegenden sprachlichen Verhält-
nisse auch normative, politische Positionierungen mit sich führen und nach sich 
ziehen. Gleichzeitig gibt es jedoch auch einen Einsatz dafür, derartige Verände-
rungen zu verhindern.

3.	 (Mono-)Languaging: Eine postkoloniale Perspektive  
auf Sprachverhältnisse und Subjektivierung

Rey Chow verwendet in Not Like a Native Speaker. On Languaging as a Postco-
lonial Experience (2014) den Begriff des Languaging, welcher sich in ihren Aus-
führungen durch eine differenz- und subjektivierungstheoretische Grundlegung 
mit einer rassismus- bzw. linguizismuskritischen Perspektivierung auszeich-
net.7 Chow geht unter anderem der Frage nach, inwiefern Sprache/Sprechen 
in Verbindung mit dominanzgesellschaftlichen Vorstellungen des sog. ‚Native 
Speakers‘ diskursiv als rassisfiziertes und rassifizierendes Merkmal – nicht zu-
letzt durch eine Materialisierung in den Körpern – aufgerufen wird. Es werden 
dabei die Verstrickungen von Kolonialismus und der Hervorbringung kolonialer 
Subjekte „as linguistic or languaged subjects“ (ebd., 37) erörtert und eindrucks-
voll geschildert, auf welche Weise Languaging in postkolonialen Kontexten als 

7	 In Chows Werk wird kaum explizit auf das Begriffsverständnis eingegangen, eine definito-
rische Annäherung findet sich lediglich in einer Fußnote mit Referenz auf das Verständnis 
von A.L. Becker: „For Becker, the term languaging refers to an open-ended process that 
combines attunement to context, storing and retrieving memories, and communication“ 
(Becker 1995 in Chow 2014, 125). In den Ausführungen zeigt sich jedoch ein sehr viel 
breiteres, machtkritisch und subjektivierungstheoretisch gewendetes Verständnis von lan-
guaging, was es für die vorliegende theoretische Annäherung so interessant macht.
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subjektivierende sowie rassifizierende biopolitische Ordnung wirksam wird. 
Languaging kann aus dieser postkolonialen Perspektive als komplexes Geflecht 
von sprachlichen Praktiken und (post)kolonialen Unterwerfungen in und durch 
Sprache verstanden werden, die in institutionellen Praktiken und diskursiven 
Repräsentationen, aber auch durch individuelle und kollektive (sprachliche und 
kulturelle) Aneignungen und Aushandlungen ihren Ausdruck finden. Dabei rü-
cken Kontexte ins Zentrum, die bestimmte Praktiken des Sprechens hervor-
bringen, ermöglichen und verunmöglichen und unterschiedliche Hörbarkeiten 
mit sich bringen sowie Fragen danach aufwerfen, wie Sprachpraktiken und de-
ren Sprecher*innen bewertet und welche Imaginationen und Projektionen da-
bei aufgerufen werden. Insbesondere werden dabei den mit dem Konstrukt des 
sog. ‚Native speakers‘ verbundenen Illusionen sprachlicher Ursprünglichkeit und 
Einheitlichkeit und damit der Rassismusrelevanz durch Normierung, Naturali-
sierung und Ethnisierung von Sprache nachgegangen.

Das Konzept des Languaging findet sich in einer dekolonialen Wendung 
auch bei Gabriela Veronelli (2015) wieder. Hier wird Languaging als eine fort-
laufende, situierte wie diskursive Praxis verstanden, welche sich – im Gegensatz 
zum statischen language – durch Prozesshaftigkeit, Unabgeschlossenheit, Inter-
aktion sowie eine kontingente Hervorbringung von Bedeutung durch Sprache 
auszeichnet.8 Languaging lässt sich nach Veronelli somit als soziale Praxis der 
Bedeutungskonstruktion fassen, die immer in einem bestimmten Raum zu einer 
bestimmten Zeit stattfindet und eingebettet und untrennbar verbunden ist mit 
Welt- und Selbstverständnissen. Veronellis dekolonialer Einsatz des Konzeptes 
ermöglicht es, einerseits die sprachenpolitischen Praktiken des Kolonialismus 
aus machtkritischer Perspektive in den Blick zu nehmen und danach zu fragen, 
wie bestimmte Sprachverständnisse (Nicht-)Subjekte hervorbringen. Anderer-
seits ermöglicht das Konzept eine Fokussierung kommunikativer Praktiken, die 
jenseits des Sprachverständnisses der Kolonialmächte verortet ist, durch wel-
ches den Kolonisierten Sprache und damit verbunden ‚Mensch-Sein‘ – etwa 

8	 Veronelli bezieht sich in ihren Ausführungen zu Languaging auf den Philosophen und Bio-
logen Humberto Maturana, der den Begriff synonym mit der Bezeichnung „to language“ 
verwendet und Sprache/Sprechen als soziale Dynamik in ihrer Interaktionalität theoretisiert, 
dabei jedoch die Machtverhältnisse, in die diese Interaktionalität eingebettet ist, ausblendet 
(Maturana 1990 in Veronelli 2015, 121 ff.). In ihrer Aneignung des Konzeptes geht sie über 
Maturanas Verständnis eines konsensual imaginierten Raumes, der durch gegenseitige Zu-
stimmung, Gleichheit und Kooperation geprägt ist, hinaus und macht es einer dekolonialen 
Perspektive durch eine Fokussierung von Ungleichheits- und Unterdrückungsverhältnissen 
zugänglich. 
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aufgrund angeblich fehlender Literalität, Lexik und Grammatik – abgesprochen 
wurde (ebd., 116). In diesem Zusammenhang führt Veronelli den Begriff des 
Monolanguaging9 ein und beschreibt damit Praktiken der rassialisierenden ‚Ent-
menschlichung‘, welche die Asymmetrie kolonialer Machtverhältnisse in und 
durch einsprachige Kommunikation vor Augen führt:

‚Monolanguaging‘ [...] is the term I want to use to question the communicative inter-
action between people who perceive themselves as having a language in the full sense 
and animal like beings who are assumed to have no language but who can be trained to 
understand the former well enough to be able to follow their orders and do what they 
want. (Veronelli 2015, 124)

In dieser Konzeption von Monolanguaging handelt es sich also um die machtkri-
tische Befragung einer Form des Kommunizierens, die in ihrer kolonialrassisti-
schen Ausprägung den kolonisierten Anderen ‚Sprache‘ und damit verbunden 
Menschlichkeit gänzlich abspricht. Die Sprache der Kolonialmächte wird hier 
den Kolonisierten als einzig legitime Form des Kommunizierens aufgezwungen, 
um diese ‚besser‘ kontrollieren zu können. Monolanguaging beschreibt demnach 
ein gewaltvolles Machtverhältnis, in dem eine einsprachige Ordnung ‚Andere‘, 
die nicht ‚natürlicherweise‘ (oder ‚native‘ – darin zeigt sich die Rassekonstruk
tion) zur dominanten Gruppe der Ein-Sprachigen gehören, als Nicht-Sprachige 
hervorbringt.

Diese kolonialrassistische Ausprägung von Monolanguaging muss jedoch in 
einem modifizierten Verständnis auf gegenwärtige migrationsgesellschaftliche 
Verhältnisse übertragen werden. So lassen sich mit Dirims Konzeption von Neo-
Linguizismus (2016; Dirim/Pokitsch 2018) weitaus subtilere Formen der Rasse-
konstruktion über das Differenzmerkmal Sprache erkennen, die sich nicht mehr 
(ausschließlich) durch biologistische, sondern vielmehr durch kulturalisierende 
Codierungen Legitimität verschaffen (vgl. Balibar 1990). Mit der Perspektive 
Monolanguaging könnte dann – in einer gegenwartsanalytischen Wendung – der 
Blick auf jene macht- und gewaltförmige Konstellation der hegemonialen Vor-
machtstellung einer (normierten) Sprache in (u. a. migrationsbedingt) mehr-
sprachigen gesellschaftlichen Kontexten gerichtet werden, die als offizielle oder 

9	 „Monolanguaging dehumanizes through the erasure of communal languagings. In this sense, 
monolanguaging marks a significant difference between communication that is hostile but 
nevertheless creates a sense of recognition, and incommunicative communication; that is, 
communication that is one way only as it assumes the other to be silent and incapable of 
rational expressivity.“ (Veronelli 2015, 127).
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amtliche Sprache die institutionelle und öffentliche Kommunikation eines nati-
onalstaatlichen Raumes prägt.10 Diese erweist sich als verschränkt mit natio- 
ethno-kulturellen Zugehörigkeitsvorstellungen und rassifizierenden Verflech-
tungen, was sich in materieller und symbolischer Hinsicht zugleich einschrän-
kend und ermöglichend, eingrenzend und ausgrenzend, ermächtigend und 
erniedrigend auf Subjekte auswirkt (vgl. ausführlicher Füllekruss/Hofer-Ro-
binson/Köck 2022). Aspekte eines gegenwärtigen (Neo-)Linguizismus drücken 
sich etwa durch Zuschreibungen von Minderwertigkeit, durch die Aberkennung  
von Legitimität eines nicht normgerechten Sprechens oder Schreibens, die Dis-
qualifikation oder negative Bewertung des (auf bestimmte Weise) Gesproche-
nen und den Ausschluss oder die Segregation aufgrund (bestimmter) sprachli-
cher Verortungen aus. Ferner sind institutionelle und gesellschaftliche Zwänge 
und Erwartungen, Sprachver- und -gebote und damit zusammenhängende Ein-
schränkungen von Handlungsmöglichkeiten zu nennen, welche mit Formen des 
Monolanguaging einhergehen und mitunter durch diese hervorgebracht werden.

Aus subjektivierungstheoretischer Sicht handelt es sich bei Languaging bzw. 
Monolanguaging nicht um ein deterministisches Verhältnis, in welchem soziale, 
natio-ethno-kulturelle und mit Rassekonstruktionen verbundene Subjektposi
tionen durch Machtverhältnisse und hegemoniale Diskurse festgeschrieben sind. 
Vielmehr vollzieht sich Subjektivierung11 – durchaus vermittelt durch hegemo-
niale Wissensbestände – entlang von Praktiken individueller sowie kollektiver 
Aushandlungen und (Selbst-)Positionierungs- und Identifikationsprozessen. Die 
diskursiven Wissensbestände und strukturellen Apriori dieser Aushandlungskon-
texte stellen hierbei auf machtvolle Weise Angebote der Selbst- und Fremdpo-
sitionierung und -identifikation zur Verfügung. Durch In-Verhältnis-Setzungen 
können wiederum Bedeutungen sowie im weiteren Sinne auch Machtverhältnisse 
infrage gestellt und potenziell verschoben werden.

10		 Das Konzept des Monolanguaging lässt sich trotz einiger Gemeinsamkeiten insofern vom 
monolingualen Habitus (Gogolin 1994) abgrenzen, als Letzteres sich zum einen in sehr 
spezifischer Weise auf die Schule im bundesdeutschen Raum bezieht und eine histo-
risch-gesellschaftlich spezifische Analyse vorlegt, wohingegen Monolanguaging, wie es 
hier zum Einsatz kommt, als allgemeinere Perspektive zur Befragung gesellschaftlicher 
Kommunikationsweisen unter Dominanz einer Sprache verstanden wird. Das Konzept 
impliziert zudem ein spezifisches, machtkritisches Sprachverständnis, welches es wiederum 
ermöglicht, gesellschaftliche Konstruktionen von ‚Sprache‘ sowie deren Durchsetzung und 
wirkmächtige Effekte in den Blick zu nehmen. 

11		 Aus Platzgründen kann hier nicht genauer auf das Verständnis von Subjektivierung ein-
gegangen werden (vgl. dazu etwa Ricken/Casale/Thompson 2019; Mecheril 2014).
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Monolanguaging als machtvolle Struktur des Kommunizierens und der Ver-
ortung von Subjekten in einer zugrunde liegenden binären Differenzordnung 
(etwa ‚Deutsch als Muttersprache‘ – ‚Deutsch als Zweitsprache‘ oder ‚einspra-
chig‘ – ‚mehrsprachig‘) birgt somit für Subjekte, die außerhalb der monolingu-
alen Norm positioniert werden, auch Möglichkeiten der Ermächtigung. Dies 
wird bspw. an der diskursiven Figur einer (Selbst-)Ermächtigung durch das Er-
lernen der dominanten Sprache aus einer migrantischen bzw. nicht einsprachig 
deutschen Perspektive deutlich. Vesna Bjegač (2020) weist etwa in ihrer qua-
litativen Studie zu Positionierungspraktiken ‚mehrsprachiger‘ Jugendlicher da
rauf hin, dass sich selbstermächtigende Positionierungspraktiken vor dem Hin-
tergrund eines Spannungsverhältnisses von Hoffnung, Befähigung, Verletzung, 
Zwang und Gewalt abspielen. Bezugnehmend auf ihre Analyseergebnisse und 
angelehnt an Spivak versteht sie „die deutsche Sprache und die Selbst-Positio-
nierung als (monolinguale und ‚perfekte‘) Deutschsprecher*innen [...] als ‚ena-
bling violation‘ [...], also als ‚befähigende Verletzung‘“ (ebd., 196). Weiter wird 
die Gewalt- und Machtförmigkeit von Prozessen des Monolanguaging mit dem 
Begriff der epistemischen Gewalt ausgeführt:

[V]on der deutschen Sprache und der Positionierung als Deutschsprecher*in [geht] 
eine epistemische Gewalt aus, also eine Gewaltform, „die im Wissen selbst, in seiner 
Genese, Ausformung, Organisationsform und Wirkmächtigkeit, angelegt“ (Brunner 
2013, 228) ist. Gleichzeitig wird von den Jugendlichen aber in der Positionierung als 
Deutschsprecher*in auch eine Befähigung und Ermächtigung gesehen. Sie eröffnet ihnen 
Zugang zu Ressourcen, wie beispielsweise Bildung und Bildungsabschlüssen, und ermög-
licht es ihnen, sich Gehör verschaffen oder unerwünschte Zuschreibungen zurückweisen 
zu können. (Bjegač 2020, 196)

4.	 Zur Politizität migrationsgesellschaftlicher Sprachverhältnisse

Die ausgeführten subjektivierungs- und linguizismustheoretischen Dimensio-
nen postkolonialer sprachlicher Ordnungen legen nahe, das Politische von Spra-
che weiter zu konzipieren, als dies in den Anmerkungen zum Politischen in Ka-
pitel 2 angeklungen ist. Wenn davon ausgegangen wird, dass sich das Politische 
auch in und durch Körper manifestiert, Körper also immer auch politische Körper 
darstellen, so birgt ‚Sprache‘ und Languaging im Anschluss an die Ausführun-
gen eine subjektivierungstheoretisch fassbare politische Dimension, die in der 
Produktion ‚gelanguagter‘ (‚languaged‘) Körper zum Ausdruck kommt. Diese 
Produktion von Körperlichkeit ist, um ein zentrales Argument dieses Artikels 
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nochmals zu verdeutlichen, verknüpft mit an Rassekonstruktionen anschließen-
de Imaginationen:

Die Art und Weise anerkannten Sprechens produziert nicht allein eine Körperlichkeit, 
einen Habitus inkorporierter Meisterschaft, sie setzt auch jene Körper und die proto-
typische Imagination des Körpers (Mecheril 2003, 152 ff.) voraus, die dem legitimen 
Sprechen zugeordnet ist. (Mecheril/Quehl 2006, 365)

Des Weiteren vermitteln und verschieben Praktiken der Positionierung, der An-
rufung, Adressierung und subjektiven Aushandlung – also subjektivierungsre-
levante Prozesse im Allgemeinen – die (sprachlichen) Normen des Sozialen. 
‚Sprache‘ als Distinktionsmerkmal gesellschaftlicher Differenz und Hierarchie 
ist demnach nicht nur auf der Ebene (der Veränderung) sozialer sprachlicher 
Normen, diskursiver sprachlicher Hegemonien oder institutioneller sprachlicher 
Routinen durch Politizität gekennzeichnet, sondern auch in Bezug auf deren 
Materialisierungen in und durch Subjekte(n). 

Das Politische, so meine These, spiegelt sich demzufolge nicht nur in der Pra-
xis der (aktiven oder passiven) Infragestellung der Ordnung des Sozialen wider, 
sondern kann mit Bezug auf das Subjekt auch in der Hervorbringung, Reflexion  
und Veränderung je individueller Erfahrungen, Handlungsmöglichkeiten und 
gesellschaftlicher Positionierungen ausgemacht werden.12 Es manifestiert sich 
dann durchaus auch in der Beiläufigkeit subjektivierender Praktiken, etwa in der 
Anrufung als sprachlich fraglos oder nicht-fraglos zugehöriges Subjekt zu einem 
natio-ethno-kulturellen Zugehörigkeitsraum, in den Gewalterfahrungen, die mit 
bestimmten sprachlichen Disponiertheiten einhergehen (z. B. durch die Gering-
schätzung, Entwertung oder gar Kriminalisierung sprachlicher Fähigkeiten jen-
seits anerkannter sprachlicher Normen) oder in den Hoffnungen, durch das Erler-
nen der dominanten Sprache sozialen Aufstieg, Bildungserfolg oder Anerkennung 
zu erfahren. Das Politische, könnte man schließen, ‚schlummert‘ also nicht nur im 
Sozialen, sondern auch auf der Ebene des Subjekts und dessen affektiven, erfah-
rungsbezogenen und Handlungsmöglichkeiten einschränkenden bzw. ermögli-
chenden Verflechtungen mit den Ordnungen des Sozialen und tritt im Moment 
der Bewusstwerdung und Befragung dieser Zusammenhänge in Erscheinung.13

12		 Vgl. dazu ausführlicher etwa Liebsch (2019, 34 ff.). Liebsch betont in Abgrenzung zu 
meiner These die Notwendigkeit, ‚gehört‘ zu werden, um als ‚politisches Subjekt‘ in Er-
scheinung treten zu können.

13		 Ein solches Verständnis des Politischen birgt in dieser ontologischen und darin univer-
salistisch anmutenden Annäherung durchaus eine zu befragende und implizit bleibende 
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Um diese Dimensionen des Politischen systematisch zu greifen, kann wo-
möglich von einem Kontinuum ausgegangen werden: Auf der einen Seite mit 
einer weiten bzw. schwachen Form des Politischen, die bereits mit individuel-
lem Bewusstsein und Infragestellungen vorherrschender Ordnungen und eige-
nen Verortungen darin beginnt. Auf der anderen Seite bestünde ein engeres oder 
stärkeres Verständnis des Politischen in einem über den Akt der Infragestellung 
hinausgehenden, aktiven, auf Veränderungen der allgemeinen Verhältnisse zie-
lenden Einsatz für alternative Ordnungen und Möglichkeiten der Erfahrung 
und Entfaltung in diesen Ordnungen. 

5.	 Bildungstheoretische Anknüpfungen

Ähnlich wie das oben dargestellte politische Moment in Subjektivierungspro-
zessen auf einer allgemeinen Ebene „weisen [auch] Bildungsprozesse als spezifi-
sche Subjektivierungsformen notwendigerweise [...] eine politische Dimension 
auf“ (Rangger 2021, 105). Matthias Rangger verweist dabei mit Alfred Schäfer 
und Ernesto Laclau auf die Besonderheit der Politizität von Bildungsprozessen, 
welche sich im „Augenblick des Subjekts“ (Laclau 1999 in Rangger 2021, 105) 
wiederfindet. Unter dem „Augenblick des Subjekts“ wird dabei eine „Transzen-
dierung durch permanente Entscheidungsakte“ (ebd.) verstanden, womit jedoch 
weniger autonom-souveräne und begründete Entscheidungen Einzelner als viel-
mehr die „Übernahme sozialer Masken, von Subjektpositionen“ (Schäfer 2012 
in Rangger 2021, 105) gemeint sind. Diese ‚Entscheidungen‘ können insofern 
nicht als vollständig frei, autonom oder beliebig verstanden werden, als sie stets 
von spezifischen historischen und gesellschaftlichen Verhältnissen kontextuali-
siert und bedingt sind. Die Notwendigkeit unentscheidbarer Entscheidungen 
verweist aber auch auf die Möglichkeit der Reflexion, des Widerstands oder der 
Infragestellung im Augenblick des Subjekts, worin auch das politische Poten-
zial von Bildung verortet werden kann. Das reflexive und Verhältnisse infrage 
stellende Moment kann als Ermöglichungsbedingung für politische Bildung 

Differenz: Wer kann anknüpfend daran überhaupt ‚politisch sein‘ bzw. wer ist damit in der 
Lage, ‚politische Subjektivität‘ zu beanspruchen? Inwiefern strukturieren gesellschaftliche 
Ordnungen die Möglichkeit, ‚politisch handlungsfähig‘ zu sein/werden, vor und inwiefern 
wird diese Vorstrukturierung durch ein solches Verständnis des Politischen selbst gestützt 
und re-produziert? Die Fragen machen deutlich, dass die Befragungen und Theoretisie-
rungen des Politischen immer auch selbst politisch sind. 
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verstanden werden. Dabei unterstreicht Rangger die Normativität reflexiver, po-
litischer Prozesse: „Diese spezifische politische Dimension von Bildung ist stets 
mit einer normativen Dimension verbunden, die die etwas trivial anmutenden 
Fragen, wohin es von hier aus eigentlich gehen soll oder wie wir eigentlich leben wol-
len, konstitutiv mit Bildung verknüpft“ (ebd., Herv. i. O.). Insbesondere in der 
Verdeutlichung und Diskussion der ethisch-normativen Implikationen von Sub-
jektivierungsweisen und verbundenen Reflexionen und Infragestellungen kann 
eine zentrale Aufgabe institutionalisierter politischer Bildungsprozesse liegen. 
Rassismuskritisch gewendet liegt diese Normativität etwa in der Problematisie-
rung gewaltvoller und entwürdigender Verhältnisse. 

Übertragen auf die mit postkolonialen, migrationsgesellschaftlichen Spra-
chenordnungen verbundenen subjektivierenden politischen Dimensionen stellt 
demnach das normative Reflektieren über diese Ordnungen und der eigenen 
Involviertheit (vgl. Messerschmidt 2009) einen zentralen Aspekt einer (politi-
schen bzw. sprach-politischen) Bildung dar. Als Gegenstände einer solchen Re-
flexion, welche sich sowohl auf die Arbeit mit Schüler*innen, die Ausbildung 
von Lehrkräften oder Pädagog*innen als auch auf informelle Bildungsprozesse 
beziehen lässt, lassen sich etwa Erkundungen gegenwärtiger Sprachenordnun-
gen und deren Effekte ausmachen. Darüber hinaus kann das Einholen vergan-
gener Kämpfe im Sinne einer Bewusstwerdung der Gewordenheit gegenwärtiger 
sprachlicher Verhältnisse sowie eine Auseinandersetzung mit möglichen alter-
nativen, zukünftigen Sprachordnungen zum Gegenstand werden (vgl. mit Be-
zug auf politische Bildung Füllekruss/Mecheril 2021). Wenn dabei die zunächst 
unbeschriebene Normativität mit einer diskriminierungskritischen und solida-
rischen Idee (vgl. etwa Broden/Mecheril 2014) verbunden wird, wirft dies etwa 
die Frage danach auf, wie die (institutionellen, gesellschaftlichen sowie lokalen) 
Bedingungen so (um)gestaltet werden könnten, dass Subjekte in ihren diversen 
sprachbezogenen Ausgangslagen weniger Gewalt erfahren, weniger von hier-
archisierenden und entwürdigenden Verhältnissen beherrscht werden oder die 
Legitimität der Zugehörigkeit zum dominanten ‚Wir‘ weniger zur Disposition 
steht. Damit verbunden sind, wie in diesem Artikel versucht wurde herauszuar-
beiten, Fragen nach den Verstrickungen von Rassekonstruktionen mit der Dif-
ferenzkategorie Sprache und der Relevanz und gegenseitigen Verwiesenheit von 
Selbst- und Fremdpositionierungen sowie den je individuellen Erfahrungswel-
ten im Zusammenhang mit Sprache/Sprechen. 
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ALENA MARIA PLIETKER

Wegweiser einer exklusionskritischen 
Perspektivierung handlungsorientierter 
politischer Bildung 

1. Problemaufriss

Politische Bildung mit einem inklusiven Anspruch muss sich damit auseinander-
setzen, inwiefern ihre eigenen Konzepte Barrieren und Ausschlüsse reproduzie-
ren, perpetuieren und/oder kritisieren. Dieser Beitrag widmet sich im Besonderen 
der Handlungsorientierung – hier verstanden als die Orientierung an der Be
fähigung zu politischem Handeln1 – im Rahmen schulischer politischer Bildung 
und stellt ein politikdidaktisches Forschungsprogramm zur Analyse von In- und 
Exklusionsmechanismen in handlungsorientierter politischer Bildung vor. 

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Inklusion bzw. Exklusion in 
der politischen Bildung begann etwa 2015 und steht auch heute noch eher am 
Anfang. David Jugel, Anja Besand und Tina Hölzel (2020, 24 f.) konstatieren:

Noch immer muss politische Bildung vielerorts als Elitenprojekt, das sich oft nur an 
einige wenige richtet (beispielsweise an Schüler*innen des Gymnasiums), beschrieben 
werden, das sich zwar thematisch mit Inklusion auseinandersetzen will, jedoch nicht aus-
reichend dem inklusiven Anspruch gerecht wird. Nicht nur die Praxis politischer Bildung 
muss hier kritisiert werden, denn trotz erster fachdidaktischer Ansätze (vgl. ebd.; Hölzel/
Jahr 2019) hat auch der fachwissenschaftliche Diskurs um inklusive politische Bildung 
bisher nur vereinzelt qualitativ umfängliche (fachdidaktische) Beiträge hervorgebracht.

Sabine Achour und Susanne Wagner (2019) bestätigen dies in ihrer bundes-
weiten Studie zu politischer Bildung an Schulen empirisch. Sie stellen fest, dass 

1	 Es wird ein breites Verständnis politischen Handels zugrunde gelegt, das sich durch die Aus-
richtung auf eine strukturelle Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse charakterisieren 
lässt. Um das Politische im Sozialen sichtbar zu machen, wird es idealtypisch von sozialem 
Handeln abgegrenzt, das stärker von einem harmonisierenden Weltbild geprägt und auf die 
Bereitstellung von Hilfen ausgerichtet ist.
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Schüler*innen des Gymnasiums im Vergleich zu Schüler*innen anderer Schul-
formen qualitativ und quantitativ die vielfältigeren Angebote politischer Bil-
dung erhalten (Achour/Wagner 2019, 188). Da an Gymnasien immer noch eher 
Schüler*innen mit höherem kulturellem Kapital vertreten sind, scheint politi-
sche Bildung an Schulen keine kompensatorische Funktion zu erfüllen, stattdes-
sen gilt: „Wer hat, dem wird gegeben“ (ebd.).

Der Diskurs um handlungsorientiertes Lernen in schulischer politischer Bil-
dung beinhaltet bereits ohne explizit inklusiven Anspruch Kontroversen. So fin-
den sich in fachdidaktischen Kompetenzmodellen z. T. sehr unterschiedliche 
Charakterisierungen politischer Handlungsfähigkeit (z. B. GPJE 2004, Rein- 
hardt u. a. 2004, Detjen u. a. 2012, de Moll u. a. 2013). Auch die Frage danach,  
welches Bürger*innenleitbild (reflektierte*r Zuschauer*in, Interventionsbür- 
ger*in, Aktivbürger*in) angemessen ist, hat die Fachdebatte der politischen  
Bildung beschäftigt (z. B. Pohl 2019a, kritisch Salomon 2012). Im Fokus der 
Forschung stehen überdies Fragen nach dem Verhältnis von sozialem und politi-
schem Lernen bzw. Handeln (z. B. Widmaier 2013; Wohnig 2017) oder der An-
gemessenheit von Lernen durch reales politisches Handeln bzw. in politischen 
Aktionen im Kontext von Schule (z. B. Pohl 2019b).

Aus gesellschaftskritischer Perspektive wird diskutiert, inwiefern das Ler-
nen politischen Handelns einer Selbstdesillusionierung angesichts multipler 
abstrakter Handlungsaufforderungen bei geringen realen Handlungsspielräu-
men (v. a. für junge Menschen) bedürfe (z. B. Hedtke 2012, Eis 2017). Eine 
gezielte Förderung bzw. Einforderung politischer Handlungskompetenz kann 
laut Bettina Lösch (2011, 118) dazu führen, dass politische Partizipation dann 
zu etwas wird, das als Ausgleich von strukturellen Demokratiedefiziten gewis-
sermaßen ‚von oben‘ verordnet wird, anstatt ein ‚von unten‘ aufkommender, frei-
williger Akt zu sein. Alexander Wohnig (2020a, 90 ff.) stellt die These auf, dass 
sich die Anrufung von (politischem und sozialem) Engagement im Kontext 
politischer Bildung stets im Spannungsfeld einer neoliberalen Aktivierung zur 
Übernahme sozialstaatlicher Aufgaben einerseits und politisch-gesellschaftli-
chem Empowerment im Sinne einer politischen Selbstermächtigung anderer-
seits bewege.

Sowohl inklusive als auch handlungsorientierte politische Bildung sind im 
Kontext von Schule von Widersprüchen geprägt und bislang nur wenig (em-
pirisch) untersucht. Nachfolgend wird daher zunächst eine exklusionskritische 
Perspektive auf politische Bildung konturiert. Darauf aufbauend werden vier 
forschungsleitende ‚Wegweiser‘ vorgestellt, die Orientierung in der Analyse von 
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In- und Exklusionsmechanismen in handlungsorientierter politischer Bildung 
bieten können. Aus diesen ergeben sich verschiedene Forschungsfragen, die ab-
schließend skizziert werden.

2.	 Konturen einer exklusionskritischen Perspektive  
auf politische Bildung

Fachdidaktische Inklusionsforschung benötigt den Begriff der Exklusion als ana-
lytischen Zugang, denn „der Ausgangspunkt einer solchen Auseinandersetzung 
[wie politische Bildung zu einer inklusiven Gesellschaft beitragen könnte, A. P.] 
kann nur eine Kritik dessen sein, ‚was der Fall ist‘ – die Vorherrschaft von Ver-
hältnissen nämlich, die gerade nicht ‚inklusiv‘ sind, sondern vielmehr Menschen 
regelmäßig ‚exkludieren‘.“ (Kronauer 2015, 18)

Für die politische Bildung leitet sich daraus ab, sich selbstkritisch zu hinter-
fragen, inwiefern sich exkludierende gesellschaftliche Verhältnisse in fachdidak-
tischer Theorie und Praxis manifestieren.2

Der von Jugel, Besand und Hölzel für die politische Bildung formulierte 
Arbeitsbegriff von Inklusion (2020, 31) erscheint daran anschlussfähig, da er In-
klusion nicht auf den Bildungsbereich oder spezifische Zielgruppen beschränkt 
und als fortwährende prozesshafte Aufgabe der Antidiskriminierung und Über-
windung von Exklusion beschreibt:

Inklusion ist ein in allen gesellschaftlichen Teilbereichen vernetzt verlaufender Wand-
lungsprozess, der darauf abzielt, Ausschluss und Diskriminierung zu überwinden und 
jedem Menschen in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen auf der Grundlage seiner 
individuellen Bedürfnisse selbstbestimmte Teilhabe zu ermöglichen.

Gleichzeitig gestaltet sich das Bemühen um inklusive Bildung stets wider-
sprüchlich und situativ. Dies zeigt sich bspw. in sich gegenseitig ausschließen-
den Paradigmen inklusiver Strategien, wie Mai-Anh Bogers (2017) Ansatz der 
trilemmatischen Inklusion (hier stark verkürzt) veranschaulicht: Inklusion be-
wegt sich zwischen den Paradigmen der Normalisierung, des Empowerments und 
der Dekonstruktion – verbindet man zwei davon, muss das dritte notwendiger-
weise ausgeschlossen werden. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass „inklusive 

2	 Eine ähnliche Fokussierung des Exklusionsbegriffs findet sich in der Forschungsperspektive 
Inclusive Citizenship Education, wie sie Malte Kleinschmidt, Steve Kenner und Dirk Lange 
(2019) beschreiben.
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Pädagogik nicht technologisierbar ist, sondern professionalisierungsbedürftig, 
da es niemals eine ‚Lösung‘ geschweige denn eine Lösung für alle* geben wird“  
(Boger 2017, o. S.).3 Zudem zeigt sich hier, dass sich inklusive (politische) Bildung 
besonders im schulischen Kontext im Spannungsverhältnis zwischen Affirma-
tion als Reproduktion und Anpassung an Gesellschaft einerseits und Kritik ge-
sellschaftlicher Verhältnisse andererseits bewegt.

Zentral für eine machtsensible exklusionskritische Perspektive ist die Unter-
scheidung zwischen der Wertschätzung der Individuen in ihrer Unterschied-
lichkeit und der Kritik an Prozessen der Herstellung von sozialer Ungleichheit 
(Dederich 2017, 79). Eine Beschränkung auf Ersteres im Sinne eines harmoni-
sierenden ‚Es ist normal, verschieden zu sein‘ kann dazu führen, dass ungleiche 
gesellschaftliche Ausgangslagen naturalisiert, individualisiert und kulturali
siert werden.

Die skizzierte exklusionskritische Perspektive fokussiert also Strukturen 
sozialer Ungleichheit als intersektionale gesellschaftliche Macht- und Herr-
schaftsverhältnisse (entlang von race, class, gender, dis/ability), die zu Ausschlüs-
sen führen und die Lebens- und Teilhabechancen von Individuen verringern 
(können). Diese sind miteinander verwoben und wirken auf unterschiedlichen 
sozialen Ebenen zusammen: auf den Ebenen der Strukturen, der Institutionen, 
der Diskurse und Praktiken sowie der Individuen und Interaktionen (Riegel 2016, 
64; Gomolla 2016, 74). Ausschlüsse und Diskriminierung werden nicht als in-
dividuelles Fehlverhalten einzelner Personen verstanden, sondern basieren auf 
historisch gewachsenen strukturellen Verhältnissen, die in Subjektivierungs
prozesse eingeschrieben sind (Lösch/Eis 2018, 512).

Positiv bewertet werden kann somit der im 16. Kinder- und Jugend
bericht formulierte Anspruch an politische Bildung, „soziale Normierungen,  
bestehende Ungleichheitsstrukturen und durch Sozialisation habituell verinner-
lichte Zuschreibungen und Rollenerwartungen sichtbar zu machen und infra-
ge zu stellen.“ (BMFSFJ 2020, 117). Auch die widersprüchliche Anforderung 
der Befähigung zur Mündigkeit einerseits und der Reproduktion von Gesell-
schaft andererseits wird aufgegriffen und die Aufgabe politischer Bildung veror-
tet „in der Offenlegung und im Um-Lernen (oder Ver-Lernen) tradierter, (kör-
perlich) verinnerlichter sozialer und kultureller Normierungen, die symbolische 

3	 Auch Jürgen Budde und Merle Hummrich argumentieren im Rahmen ihres Ansatzes 
reflexiver Inklusion für eine Perspektive, die sich weniger an der Ausweitung des methodisch-
didaktischen Spektrums orientiert, sondern „vielmehr für einen Wandel in den professio-
nellen Orientierungen mit Blick auf soziale Ungleichheit“ (2015, 38) steht.
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Machtverhältnisse widerspiegeln.“ (ebd.) Politische Bildung ist demnach selbst 
Bestandteil von Macht- und Herrschaftsverhältnissen und muss die eigenen 
Verwobenheiten reflektieren. 

3.	 Wegweiser für die Forschung zu Exklusionsmechanismen  
in handlungsorientierter politischer Bildung 

Wegweiser 1: Gesellschaftliche Verhältnisse politischer Ungleichheit als Anlass 
eines vorweggenommenen Fremdausschlusses

Mit der zuvor skizzierten exklusionskritischen Perspektive werden die Ursachen 
ungleicher politischer Partizipation nicht auf die ‚Politikverdrossenheit‘ einer 
spezifischen Person(-engruppe) reduziert – die Aussagekraft dieses Begriffs ist 
ohnehin äußerst begrenzt (Christoph 2012) –, sondern gesellschaftliche Verhält-
nisse politischer Ungleichheit und umkämpfter Teilhabe geraten in den Blick.

Dies ist nicht selbstverständlich: Tobias Peter und Anne Waldschmidt pro-
blematisieren in einer genealogischen Analyse des Inklusionsbegriffs, dass „nor-
mative Inklusionssemantik und strukturelle Exklusionsgründe voneinander 
entkoppelt sind, so dass die Verfügbarkeit (vermeintlich) universeller Inklusion- 
schancen zur Individualisierung des Scheiterns führen kann“ (2017, 35). 

Doch was ist damit gemeint?
Politische Teilhabe und Teilnahme sind in Deutschland von Strukturen 

sozialer Ungleichheit geprägt (z. B. Hentges 2020, 22 f.; Vetter/Remer-Bol-
low 2017, 289; Geißel 2012; Munsch 2011, 328–332), was das Gleichheitsver-
sprechen von Demokratie und ihre Legitimationsbasis gefährdet. Dass sich so-
zioökonomische Ungleichheit in politische Ungleichheit übersetzt, ist nichts 
Neues und wurde in unterschiedlichen Studien immer wieder belegt (z. B. Bö-
deker 2012; Schäfer 2015). Dies betrifft auch junge Menschen und Jugendliche  
(z. B. Schneekloth/Albert 2019, 98).

Für eine der wenigen qualitativen Untersuchungen haben Johanna Klatt und 
Franz Walter Interviews mit 74 Menschen aus marginalisierten städtischen Quar-
tieren in Deutschland geführt und stellen fest, dass nicht nur die eigene Bequem-
lichkeit, sondern auch eine kritische Selbsteinschätzung als Gründe dafür ange-
führt werden, nicht eigenständig etwas zu organisieren (Klatt/Walter 2011, 198). 
Sie resümieren, dass die Sphäre der Politik von den Befragten als etwas Elitäres 
angesehen werde, auf das man selbst keinen Einfluss nehmen könne (ebd., 203).

Ganz falsch liegen die befragten Personen damit nicht. In ihrer Studie zur 
Responsivität deutscher Politik konnte Lea Elsässer (2018, 174) aufzeigen, dass 
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sich die politischen Anliegen und Präferenzen der sozial und ökonomisch Bes-
sergestellten systematisch in den Entscheidungen des Deutschen Bundestages 
widerspiegeln, wohingegen die unteren sozialen Klassen keine substanzielle po-
litische Repräsentation erfahren. Sie resümiert:

Das Gefühl weniger privilegierter sozialer Gruppen, kein Gehör bei den Verantwort-
lichen in der Politik zu finden, wird hier folglich empirisch belegt. Auch die Annah-
me, die massenhafte Abkehr sozial Benachteiligter vom politischen Prozess basiere auf  
Unzufriedenheit und Resignation, wird untermauert. (Elsässer 2018, 181)

Fragt man junge Menschen, was sie an politischem Handeln hindert, nennen 
die befragten 14- bis 17-Jährigen laut der Sinus-Studie von 2020 am häufigsten, 
„dass sie keinen Einfluss auf das politische Geschehen haben, weil sie weder über 
gesellschaftlichen Status noch über Macht oder Geld verfügen und weil ihnen 
als Minderjährige zu wenig Rechte eingeräumt werden. Viele sagen, sie könnten 
sich politisch (noch) nicht engagieren, da sie dafür zu jung seien“ (Calmbach u. a. 
2020, 448). Dabei können die Befragten nicht als politisch desinteressiert be-
schrieben werden: Fragt man sie, wofür sie sich hypothetisch einsetzen würden, 
kommt ein breites Spektrum politischer Anliegen und Verbesserungswünsche 
zum Vorschein (ebd., 452). 

Die Abkehr von politischer Teilnahme kann also nicht (nur) als freiwilliger 
Selbstausschluss aufgrund von vermeintlichem Desinteresse oder Bequemlich-
keit, sondern als vorweggenommener Fremdausschluss verstanden werden (Klee-
mann-Göhring 2013, 279). 

Wegweiser 2: Bedingungen politischer Handlungsfähigkeit
Der Zugang zum politischen Feld ist an Bedingungen geknüpft, die es sich aus 
exklusionskritischer Perspektive zu betrachten lohnt.

Analytisch fruchtbar ist ein doppeltes Verständnis von politischer Hand-
lungsfähigkeit bzw. -kompetenz, wie es Helmut Bremer (2010, 186) mit Bezug 
zu Bourdieu darlegt: als Fähigkeit bzw. Befähigung auf der einen und Befugnis im 
Sinne einer gesellschaftlich anerkannten Berechtigung zu politischem Handeln 
auf der anderen Seite. Beide Seiten sind reziprok aufeinander verwiesen und 
führen zu einer spezifischen Problemlage, die in den zuvor vorgestellten Studien 
bereits anklang:

Gerade die Gruppen und Milieus, die aufgrund ihrer Benachteiligung am stärksten 
daran interessiert sein müssten, dass die allgemeinen Angelegenheiten anders geregelt 
sind, sehen sich dazu am wenigsten gesellschaftlich legitimiert. (Bremer 2010, 187)
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Anhand einer Gegenüberstellung des Ansatzes der Elementarisierung von Sieg-
fried Schiele (2012) und der Grundbildung von Christine Zeuner (2017) kann die 
unterschiedliche Bezugnahme auf Bedingungen politischer Handlungsfähigkeit 
illustriert werden. Beide Ansätze diskutieren, wie mehr Zugänge zu politischer 
Bildung geschaffen werden können:

Schiele versteht unter einer Elementarisierung „alle Maßnahmen, die dazu 
beitragen, das schwierige und komplexe Feld der Politik breiten Volksschich-
ten zu erschließen und verständlich zu machen.“ (2012, 81) Als Ausgangspunkt 
des Lernens werden hier nicht die Subjekte, sondern das politische System und 
seine Grundzüge gesetzt. Als defizitär beschreibt Schiele nicht das politische 
System selbst, sondern die Bürger*innen, von welchen viele „völlig desinteressiert 
am politischen Leben“ (2012, 82) seien oder keine Lust hätten, die Komplexi-
tät des politischen Geschehens zu durchdringen. Das Problem der mangelnden 
Reichweite politischer Bildung wird individualisiert; strukturelle und institutio-
nelle Defizite des politischen Systems bzw. politischer Bildung werden nicht in 
den Blick genommen. Deutlich wird dies auch, wenn Schiele spezifische Fehl-
annahmen von Bürger*innen umreißt, die er als Ursachen für den versperrten 
Weg zum Politischen deutet. Dazu gehört bspw. die „demokratiegefährdende“ 
(Schiele 2012, 84) Fehlannahme, dass die Bürger*innen politisch ohnmächtig 
seien (ebd., 84 f.).

Im Kontrast dazu steht der Ansatz der politischen Grundbildung von Zeu-
ner. Grundbildung stellt zunächst einmal kein fachdidaktisches Konzept dar, 
sondern entstammt der Alphabetisierungsarbeit für Erwachsene (Zeuner 2017, 
34). Mit Grundbildung ist die Vermittlung von Fähigkeiten gemeint, die man 
benötigt, um in der Gesellschaft sozial, politisch und ökonomisch handeln zu 
können (ebd., 37). Zeuners Verständnis von Grundbildung geht jedoch über 
funktionale und instrumentelle Aspekte hinaus: Sie versteht darunter auch, dass 
durch Reflexion Kritik- und Urteilsfähigkeit entwickelt wird, sodass Menschen 
lernen, mit gesellschaftlichen Widersprüchen umzugehen und die vorgefundene 
Realität zu verändern (ebd., 39 ff.). Eine politische Grundbildung ist laut Zeuner 
(2017, 44) erst in Ansätzen vorhanden. 

Als Adressat*innen werden meist Zielgruppen aus ‚bildungsfernen‘ Milieus 
mit Defiziten im inhaltlichen Bereich benannt (ebd., 45). Die Curricula wer-
den ausgehend von einem vermuteten niedrigen Kenntnisniveau gestaltet und 
für eine Lernüberprüfung operationalisiert (ebd.). Zeuner problematisiert diese 
Vorgehensweise, da politische Partizipation in Deutschland zwar sozial selektiv 
sei, das jedoch nicht bedeute, dass sozioökonomisch benachteiligte Menschen 
keine politischen Interessen hätten (ebd., 46). Sie spricht sich dafür aus, dass 
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für politische Grundbildung keine anderen Zielsetzungen gelten als für politi-
sche Bildung an sich, jedoch bei der Planung von Angeboten und Lernformen 
stärker auf bewährte didaktisch-methodische Prinzipien politischer Erwachse-
nenbildung wie Teilnehmer*innen-, Lebenswelt- oder Alltagsorientierung zu-
rückgegriffen werde, um so vielfältige Exklusionserfahrungen zu berücksichti-
gen (Zeuner 2017, 47). Zentral sei dafür, sich in der politischen Grundbildung 
auf die realen politischen Verhältnisse zu beziehen, die laut Zeuner geprägt sind 
von „Interessen- und Machtverhältnissen, die teilweise schwer zu durchschau-
en sind; von gesellschaftlicher und ökonomischer Ungleichheit; von abstrakten 
Aufforderungen zu politischem Handeln, das aber häufig als wirkungslos erfah-
ren wird; von raschem gesellschaftlichem, ökonomischem und sozialem Wandel, 
der bedrohlich wirkt, usw.“ (2017, 47 f.) 

Es zeigt sich, dass Zeuner miteinbezieht, dass marginalisierte Menschen 
Exklusionserfahrungen machen, die in gesellschaftlichen Macht- und Herr-
schaftsverhältnissen begründet sind und somit politische Handlungsfähigkeit 
beeinflussen. Diese Erfahrungen werden anerkannt, sodass strukturelle Defizite 
für Kritik zugänglich werden, anstatt Ursachen zu individualisieren.

Wegweiser 3: Verständnis des Politischen und von politischem Handeln
In der Studie Unsichtbares Politikprogramm, für welche Interviews mit 14- bis 
19-jährigen Jugendlichen geführt wurden, die einen Hauptschulabschluss an-
strebten, konnten Wiebke Kohl und Marc Calmbach (2012, 19) herausarbei-
ten, dass sich die Jugendlichen ihrer eigenen sozialen Lage bewusst sind und 
Problemfelder und Herausforderungen im Alltag beschreiben, einordnen und 
bewerten können. Bei der Bewertung von Problemlagen und der Entwicklung 
von Lösungsansätzen verlassen sie die individuell-subjektive Ebene jedoch 
nicht und nehmen ihre eigenen Anliegen als unpolitisch und gesellschaftlich 
irrelevant wahr (ebd.). Die politische Agenda der Jugendlichen bleibt unsicht-
bar, wenn sich der zugrunde liegende Politikbegriff nur auf den Politikbetrieb, 
Politiker*innen und Institutionen bezieht und vorwiegend Begriffe und Werte 
aus diesem Bereich verwendet werden (ebd., 23).

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen Alexander Mack und Alexander 
Wohnig (2019) im Modellprojekt Politische Partizipation als Ziel politischer Bil-
dung. Ergebnisse einer Fallstudie mit drei Jugendlichen, die einen berufsqua-
lifizierenden Schulabschluss im Sinne eines Hauptschulabschlusses anstreben 
und sich selbst als politisch desinteressiert beschreiben, zeigen, dass sich sol-
che Methoden als geeignet erweisen, die „den SchülerInnen Möglichkeiten ge-
ben, ihre eigenen lebensweltlichen und subjektiv betreffenden Themen äußern 
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zu können, zu bearbeiten und dem ‚Politischen‘ in diesen Themen nachzuspüren. 
Dabei zeigt sich ihr spezifisch politisches Interesse, das ihnen mit einem engen 
Politik- und Partizipationsbegriff sonst oftmals abgesprochen wird, in dem [sic] 
ihre Anliegen von ihnen selbst, vor allem jedoch von Dritten als nicht politisch 
wahrgenommen werden“ (Mack/Wohnig 2019, 211 f.). Ein weites Verständnis 
des Politischen und von politischem Handeln hebt die Trennung von politisch-
öffentlich und privat-persönlich auf, um politische Themen und Handeln in in-
formellen Zusammenhängen sichtbar zu machen (Munsch 2011, 327).

Wegweiser 4: Handlungsorientierung repolitisieren 
Handlungsorientiertes Lernen bzw. die Befähigung zu politischem Handeln neh-
men laut Achour und Wagner (2019, 177) in schulischer politischer Bildung nur 
eine untergeordnete Rolle ein. Der Schwerpunkt liegt eher auf der politischen 
Analyse- und Urteilsfähigkeit (ebd.). Auch in handlungsorientierten Angebo-
ten zeigt sich die Ungleichverteilung zwischen den Schulformen, bspw. werden 
schulfachübergreifende Formate, die Demokratie und Politik erfahrbar machen 
sowie Handlungskompetenzen fördern und zur Öffnung der Schule beitragen 
sollen, häufiger an Gymnasien als an anderen Schulformen angeboten (ebd., 178).

Schulische politische Bildung scheint somit das Problem zu spiegeln, dass 
marginalisierte Jugendliche ihre eigenen Interessen als unpolitisch bzw. gesell-
schaftlich irrelevant wahrnehmen und sich als weniger kompetent im Sinne von 
befugt zu politischem Handeln verstehen, anstatt in einem demokratisierenden 
Sinne kompensatorisch zu wirken (ebd., 181 f.). 

Die Kontroverse darum, inwiefern politisches Lernen im Kontext von Schule 
durch reales politisches Handeln stattfinden kann, begann etwa in den 1970er- 
Jahren und setzt sich bis heute fort.4 Während die Kritiker*innen eine mögliche 
Überwältigung der Lernenden anführen, benennen die Befürworter*innen u. a. 
die Ermöglichung von Selbstwirksamkeitserfahrungen und eine pädagogisch be-
gleitete Reflexion des Erfahrenen als wichtige Lerngelegenheit (Pohl 2019b, o. S.).

Aus exklusionskritischer Perspektive bekommt die Frage nach dem Einbe-
zug realen politischen Handelns in schulisches handlungsorientiertes Lernen 
eine besondere Bedeutung:

Wie aber kann die politische Bildung ernst genommen werden, wenn sie sich zur För-
derung einer so zentralen Fähigkeit [politischer Handlungsfähigkeit, A. P.] selbst auf 

4	 Für eine Übersicht der Positionen zum Lernen in politischen Aktionen seit den 1970er- 
Jahren bis heute siehe Wohnig (2020b, 154 f.).
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Spiele und Simulationen reduziert? Problematisch ist diese Position insbesondere, wenn 
es um die Schaffung von Zugängen zur politischen Bildung und politischem Handeln 
für diejenigen geht, die hier häufig mit Barrieren konfrontiert sind. Eigene Erfahrun-
gen mit politischer Einflusslosigkeit sowie auch deren Vermittlung im Zuge familiärer 
Sozialisation können verschiedene, problematische Lernprozesse evozieren. Zum einen 
verschärfen sie die Wahrnehmung, dass eigene Anliegen und Interessen in der Politik 
keine Rolle spielen (fehlende Responsivität), zum anderen können sie zu der Annahme 
führen, nicht berechtigt zu sein, eigene Interessen zu artikulieren. [...] Dass die Aus-
gangsbedingungen ungleich sind, erweitert die dominante Perspektive, dass vermeintlich 
mangelndes Interesse, kaum ausgeprägte Teilhabefähigkeiten und fehlendes Wissen 
Ursachen für ausbleibendes politisches Handeln sind. Die Problemanalyse liegt dann 
v. a. bei den Kindern und Jugendlichen. Für manche ist aber die Entscheidung gegen po-
litische Involviertheit aufgrund der Erfahrung mangelnder Responsivität eine durchaus 
rationale, d. h. konkrete, anlass- und problembezogene Reaktion. (Achour/Gill 2020, 22)

Erste Forschungsergebnisse konnten bereits spezifische Potenziale realer Hand-
lungserfahrungen für (marginalisierte) Jugendliche sichtbar machen. Bereits das 
Artikulieren eigener politischer Interessen und das Erscheinen im politischen 
Raum – unabhängig vom Erfolg der eigenen politischen Aktion – kann eine 
wichtige (Selbstwirksamkeits-)Erfahrung und Lerngelegenheit zur Nutzung 
des Rechts auf politische Partizipation darstellen (Mack/Wohnig 2019, 210 f.) 
und selbstorganisierte politische Jugendinitiativen können vielfältige politische 
Bildungserfahrungen eröffnen (Kenner 2021). Dafür könnte sich Schule stärker 
öffnen und Räume für (begleitete) Erfahrungen mit politischem Handeln schaf-
fen – auch jenseits des Gymnasiums.

4.	 Die Suche beginnen

Die Wegweiser zeigen unterschiedliche Pfade mit je eigenen forschungsleiten-
den Fragen auf, denen bei der Analyse von In- und Exklusionsmechanismen in 
handlungsorientierter politischer Bildung in Theorie und Praxis (z. B. in fach-
didaktischen Konzepten, Bildungsmaterialien, Lernsettings und -prozessen) 
nachgegangen werden kann:
•	 Inwiefern werden gesellschaftliche Verhältnisse politischer Ungleichheit in 

den Blick genommen, anstatt ungleiche politische Teilhabe zu individuali-
sieren, naturalisieren oder kulturalisieren? (Wegweiser 1)

•	 Inwieweit werden (ungleiche) Bedingungen politischer Handlungsfähigkeit 
reflektiert? Wie können Exklusionserfahrungen sowie Eindrücke von Ohn-
macht und fehlender Befugnis anerkannt und in politischer Bildung auf
gegriffen werden? (Wegweiser 2)
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•	 Wie können die Ideen, Interessen und Probleme der Lernenden als Teil des 
Politischen erfahrbar gemacht werden? Wie kann gemeinsam mit den Ler-
nenden ein Verständnis des Politischen ausgehandelt werden? (Wegweiser 3)

•	 Wird handlungsorientiertes Lernen auch als politische Handlungsbefähi-
gung verstanden? Inwiefern kann schulische politische Bildung ihrer kom-
pensatorischen Funktion durch die Ermutigung und Befähigung aller zum 
politischen Handeln gerecht werden? Wie können Räume für politische 
Selbstwirksamkeitserfahrungen gestaltet werden? (Wegweiser 4)

Politische Bildung für die Lösung gesellschaftlicher Problemlagen zu instrumen-
talisieren ist ebenso bedenklich wie die Problemlösung in einer Selbsttransforma-
tion der Benachteiligten zu verorten. Politische Bildung mit exklusionskritischem 
Anspruch muss sich fragen, inwiefern ihre Ansätze Ausschlüsse reproduzieren 
und/oder kritisieren. 
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MAIK PHILIPP

Mit dem Zweifel liest man besser –  
zur Konvergenz von kompetentem  
(Online-)Lesen und „Civic Online Reasoning“

1.	 Einleitung

Wer sich mit der Frage beschäftigt, warum Lesen für die Zukunft der sprachli-
chen und politischen Bildung von Belang ist, wird schnell erkennen, dass sich in-
folge der Digitalisierung nicht nur Formen der gesellschaftlichen und politischen 
Massen- und Individualkommunikation komplex auszudifferenzieren begonnen 
haben. Diese Veränderungen gehen nicht spurlos am Konstrukt Lesekompetenz 
vorüber. Einige der Implikationen ergeben sich beispielsweise aus der Infor- 
mationsmenge und deren Status und Herkunft. Leserinnen und Leser müssen 
sich aufgrund der schieren Zahl an potenziell zu verarbeitenden Texten und In-
formationen für begründete Auswahl- und Navigationsprozesse entscheiden und 
dabei auch die Fehlbarkeit und Vorläufigkeit ihrer Entscheidungen antizipieren. 
Außerdem werden sie bei Internet-Texten damit konfrontiert, dass es Des- und 
Falschinformationen gibt, dass Informationen widersprüchlich sind und dass sie 
aus unterschiedlichen Quellen stammen und mit variierender kommunikativer 
Absicht in diversen Arten von Online-Angeboten zur Verfügung gestellt werden. 

Was haben die Implikationen für Auswirkungen auf die Lesekompetenz? 
Lesekompetenz wird verschiedentlich definiert, eine dezidiert weit gefasste und 
bereits auf die mutmaßlichen Erfordernisse der Zukunft ausgerichtete Begriffs-
bestimmung fasst darunter die Fähigkeit, domänenspezifisches sowie allgemeines 
Wissen und Überzeugungen, eigene Fähigkeiten und lesebezogene Prozesse so 
zu modulieren, dass die mit dem Lesen verbundenen Ziele innerhalb eines Kon-
texts erreicht werden (Alexander/Disciplined Reading and Learning Research 
Laboratory 2012). Hervorzuheben ist an dieser Definition, dass Lesekompetenz 
ganz explizit mit Überzeugungen in Verbindung gebracht wird, und das bedeu-
tet hier: mit den „epistemischen Überzeugungen“. Das sind subjektive, sich ent-
wicklungsbedingt verändernde Theorien dazu, was Wissen ist und wie es herge-
stellt wird – sei es in puncto des Gegenstands von Texten, sei es dazu, wie man 
angemessen liest, um Wissen aus Texten zu konstruieren. Kompetentes Lesen 
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berücksichtigt dies und zeichnet sich dadurch aus, dass Leserinnen und Leser 
anerkennen, dass Wissen komplex und veränderlich ist sowie von Expert:innen 
und vor allem domänenspezifisch nachvollziehbar konstruiert wird. Das wiede-
rum impliziert, dass Texte einer Prüfung bedürfen, um den Status von Aussagen 
zu prüfen. Kurzum: Verstehen und kritisch-evaluierender Umgang mit Texten 
erscheinen so unter dem Dachkonzept der Lesekompetenz.

Dass sich dieser Wandel zu einem breiteren Verständnis bereits zu vollzie-
hen beginnt und dass es Konvergenzen gibt zwischen genuiner Lesekompetenz 
als domänenspezifischem Fähigkeitspotenzial auf der einen Seite sowie deren 
Anwendung in nicht-lesespezifischen Domänen und Kontexten auf der anderen 
Seite, bildet den Anlass dieses Beitrags. Es zeigt exemplarisch, dass sich in den 
Sozialwissenschaften längst Strömungen konturieren lassen, die für das didakti-
sche Konstrukt Lesekompetenz nicht nur anschlussfähig, sondern mutmaßlich 
auch inhaltlich folgenreich sind. Der Text ist im Folgenden in einen umfassen-
den zweiten Abschnitt (2) und ein Fazit (3) untergliedert. Der zweite Abschnitt 
bildet das Herzstück des Kapitels. Er definiert ein aus dem Kontext sozialwis-
senschaftlichen Lesens stammendes Konstrukt – „Civic Online Reasoning“ – 
und entfaltet dessen Prozessverbund theoretisch und empirisch entlang dreier 
Prozesse mit spezifischen Funktionen.

2.	 „Civic Online Reasoning“ – eine komplexe, dringend nötige 
und unzureichend vorhandene Fähigkeit

2.1	 Definition und Überblick
Der Ausgangspunkt der folgenden Darstellung ist ein Konstrukt, das im Rah-
men eines ganzen Sets diagnostischer empirischer Studien in gesellschaftswis-
senschaftlichem Zusammenhang in den USA untersucht wurde: „Civic Online  
Reasoning“ (COR) – auf Deutsch nur ungenügend mit „staatsbürgerliche Online-
Urteilskraft“ übersetzbar. Damit wird ein Bündel von Fähigkeiten bezeichnet, das 
dazu dient, soziale und politische Informationen im Internet effektiv zu suchen, 
zu prüfen, einzuschätzen und zu verifizieren (McGrew u. a. 2018). Ein solches 
Lesen weist eine deutliche Nähe zu demjenigen Lesen auf, das Faktencheckerin-
nen und -checker nachweislich und erfolgreich dazu nutzen, Aussagen, Quellen 
und Dokumente kritisch zu prüfen, um so belastbare Informationen im Internet 
zu verifizieren (Wineburg/McGrew 2019). Und wie auch beim Vorgehen der 
Faktencheckerinnen und -checker handelt es sich um einen Verbund verschiede-
ner, der jeweiligen Zielerreichung dienender und damit lesestrategischer Prozesse. 
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Diese Logik eines Prozessverbunds greift die Darstellung in Tabelle 1 auf. 
Wie sich an ihr zeigen lässt, haben die Vorgehensweisen spezifische Funktio-
nen, und sie lassen sich ferner eindeutig Leseprozessen zuordnen, welche in der 
gegenwärtigen Lesetheorie und -forschung vermehrte Aufmerksamkeit erfah-
ren. Zentral ist, dass die Komplementarität der drei Vorgehensweisen mit ihren  
spezifischen Fokussierungen und Funktionen ein umfassendes Problemlösen  
beschreiben, welches dabei hilft, zu absicherbaren epistemischen Urteilen im 
Umgang mit digitalen Dokumenten zu gelangen.

Tabelle 1: Überblick über Leitfragen beim Vorgehen im Rahmen des „Civic Online Reasoning“ 
(eigene Darstellung, basierend auf McGrew u. a. 2018; Münchow u. a. 2020)

Leitfrage beim jeweiligen 
Vorgehen

Funktion der Prozesse Bezug zu Leseprozessen

1)	Was sagen andere 
Dokumente? (s. 2.2)

Verifikation der Aussagen über 
Vergleich von Dokumenten

Intertextuelle Kohärenz
(wieder)herstellung

2)	Wer steckt hinter den 
Aussagen? (s. 2.3)

Evaluation von Dokumenten in 
puncto Vertrauenswürdigkeit 
mithilfe von Metadaten

Sourcing

3)	Was sind die Beweise? 
(s. 2.4)

Stichhaltigkeit, Belastbarkeit und 
Konsistenz von Aussagen prüfen

Epistemische Validierung

Zwei Hinweise sind noch nötig, ehe sich die weitere Darstellung auf die drei 
Hauptprozesse des COR fokussiert. Erstens bauen Leistungen, wie sie im Zen
trum des COR stehen, auf der Fähigkeit auf, einzelne Texte zu verstehen. Die ty-
pischen Prozesse des Lesens von der Worterkennung bis zum Verstehen einzelner 
Texte bilden demnach eine Voraussetzung, was sich auch empirisch nachweisen 
lässt (s. z. B. Forzani 2018). Anders formuliert: Die beim COR benötigten Fä-
higkeiten fußen auf dem Leseverstehen, sie erweitern dessen Anwendungsbe-
reich, was damit zu tun hat, dass korrekt erschlossene Informationen den Aus-
gangspunkt weiterer Prozesse und Schritte bilden (Braasch/Scharrer 2020; 
Richter u. a. 2020).

Zweitens haben die in Tabelle 1 versammelten Prozesse eine Gemeinsam-
keit: Es geht um kritisch-evaluative Prüfvorgänge beim Lesen, die sich freilich im 
Konkreten auf jeweils andere Informationen beziehen und ein tiefes Verstehen 
betreffen (Alexander/Disciplined Reading and Learning Research Laboratory 
2012). Dennoch eint diese gezielt initiierten Prozesse, dass sie im Gesamt ein 
mehrdimensionales Prüfen zum Zwecke der Plausibilisierung bzw. mit dem Ziel 
eines Glaubwürdigkeitsurteils konturieren (Forzani 2020). Solche Prozesse sind 
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aus empirischer Sicht kein Unikum des Lesens digitaler Texte, sondern kommen 
ebenfalls beim Lesen analoger Texte vor (Cho/Afflerbach 2017). Anscheinend 
konstituieren solche Prozesse, die mehrheitlich auf der Basis von Laut-Denk-
Protokollen von geübten Leserinnen und Lesern rekonstruierbar waren, im Ge-
samt einen Zielhorizont variabler und adaptiver Vorgehensweisen, auf die es auch 
in Zukunft ankommen wird (Stadtler 2017).

2.2	 Leitfrage 1 (Prozess Corroboration): „Was sagen andere Dokumente?“

Eine Beispielaufgabe samt exemplarischen Befunden
Die Beispielaufgaben in diesem Abschnitt und den weiteren beiden Pendants 
mit exemplarischen Befunden stammen alle aus einer Studie mit Sekundar-
schuljugendlichen der Klassenstufen 9 bis 12 (Breakstone u. a. 2021). Diese 
Jugendlichen bearbeiteten an einem mit dem Internet verbundenen Rechner 
verschiedene Aufgaben. Sie hatten mit den konkreten Aufgabenstellungen den 
Hinweis erhalten, das Internet jederzeit für die Aufgabenlösungen nutzen zu 
können. Die Lösungen jeder Aufgabe wurden auf einer dreistufigen Skala einem  
Wert zugeordnet: „Fehlanwendungen“ (falsche oder irrelevante Antworten), 
„tendenziell richtige Antworten“ (partiell inkorrekte Antworten, darunter sol-
che mit unvollständigen Begründungen) und „korrekte Antworten“ (korrekte 
Beurteilungen, Analysen und Vergleiche von Websites).

Eine erste Aufgabe verlangte es, dass die Jugendlichen die Website www.
co2science.org aufsuchten. Sie sollten dazu folgenden Auftrag lösen (Breakstone 
u. a. 2021, Appendix B): „Ist dies eine verlässliche Quelle für Informationen über 
die globale Erwärmung? Du kannst Informationen auf dieser Website verwen-
den, oder du kannst eine neue Registerkarte öffnen und eine Internetsuche 
durchführen, wenn du willst.“ Die Antwort „Ja“ oder „Nein“ sollten die Jugend-
lichen begründen.

Ein typisches und wenig zielführendes Vorgehen bestand darin, entweder ein 
oberflächliches Sourcing (s. Abschnitt 2.3) zu betreiben und beispielsweise auf 
die URL „.org“ als vertrauenswürdigen Hinweis zu setzen oder die Informatio-
nen für die Antwort nur auf der Website selbst zu suchen. 97 % der Antworten –  
so viele wie bei keiner anderen Aufgabe – entfielen auf die Kategorie „Fehl-
anwendungen“, 1 % auf „tendenziell richtige Antworten“. Lediglich 2 % der  
Jugendlichen hatten korrekte Antworten geliefert wie diese: „co2science.org ist 
keine zuverlässige Quelle, weil sie Verbindungen zu großen Firmen hat, die die 
Menschen absichtlich in die Irre führen wollen, wenn es um den Klimawandel 
geht. Laut USA TODAY hat Exxon diese Non-Profit-Organisation gesponsert, 
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um irreführende Informationen über den Klimawandel zu verbreiten. Laut dem 
Seattle Post-Intelligencer haben viele ihrer Wissenschaftler auch Verbindungen 
zu Energielobbyisten.“ (Übersetzung von Breakstone u. a. 2021, 510)

Nötige Prozesse für die Aufgabenbearbeitung und deren Verortung in Lesetheorien
Die korrekte Antwort aus dem Abschnitt zuvor bemüht zwei weitere Quel-
len, nämlich zwei Zeitungen (USA Today und Seattle Post-Intelligencer), um 
die Desinformationsstrategie der Zielwebsite zu belegen. Ein solches Vorge-
hen wird „Corroboration“ genannt; es besteht darin, Quellen miteinander zu 
vergleichen und Beweise zu sammeln, welche die Aussagen stützen (Wineburg 
1991). Dieses vergleichende Lesen hat gemäß der ursprünglichen Definition 
von Wineburg den Zweck, wichtige Inhalte über mehrere Quellen hinweg zu 
verifizieren, ehe man sie als plausibel oder wahrscheinlich annimmt. Solch eine 
Vorgehensweise ist anschlussfähig an das, was insbesondere in Modellen des 
intertextuellen Verstehens als Aufbau von integrierten mentalen Modellen be-
schrieben wird, nämlich die Fähigkeit, Informationen aus verschiedenen Texten 
über Inferenzen dazu zu nutzen, stabile und widerspruchsarme Repräsentatio-
nen eines Sachverhaltes zu erlangen („intertextuelles Integrieren“, Philipp 2020), 
z. B. zu Aussagen zur Erderwärmung auf verschiedenen Websites oder über die 
Organisation CO2Science.

Das intertextuelle Integrieren als das Bemühen darum, aus verschiedenen 
Texten zu einer kohärenten Gesamtvorstellung zu gelangen, erfordert neben den 
Prozessen des Leseverstehens und der Mustererkennung beim Vergleich von Aus-
sagen (Alexander/Disciplined Reading and Learning Research Laboratory 2020) 
vor allem auch die metakognitive Überwachung und generell in hohem Maße die 
exekutiven Funktionen. Dadurch wird es möglich, gezielt nach Informationen zu 
suchen (also die inhibitorische Unterdrückung zu nutzen), die Beiträge einzelner 
Informationen und Texte zu erkennen (Wechsel des Fokus der Aufmerksamkeit) 
und das sich verändernde mentale Modell mit neuen Informationen anzureichern 
(Aktualisierung des Arbeitsgedächtnisses; Follmer/Sperling 2020).

2.3	 Leitfrage 2 (Prozess Sourcing): „Wer steckt hinter den Aussagen?“

Eine Beispielaufgabe samt exemplarischen Befunden
Die zweite hier vorzustellende Aufgabe bezog sich auf das Sourcing und hatte 
folgenden Wortlaut (übernommen aus dem Appendix B der Studie; Breakstone 
u. a. 2021): „Stell dir vor, du recherchierst über Waffenkontrolle und findest die 
folgenden Webseiten.“ Die erste Webseite lautete auf den Titel „Zehn Mythen 
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zur Waffenkontrolle“ und hatte keinen namentlich erwähnten Autor, allerdings 
war am Ende der Website ein Hinweis zu finden: „Copyright Oktober 1994, 
NRA Institute for Legislative Action. Dies ist die elektronische Version der 
Broschüre ‚10 Mythen der Waffenkontrolle‘, die von der NRA verteilt wird.“ 
Sie nahm eine einseitige Perspektive auf den Gegenstand „Waffenkontrolle“ ein 
und enthielt diverse Zitate von verschiedenen Quellen, auf die sie sich stützte. 
Die zweite Website war eine Wikipedia-Seite zum Thema Waffenpolitik in den 
USA. Die Aufgabe bestand darin, sich zu entscheiden und schriftlich zu erklä-
ren, welche der beiden Websites die bessere Wahl sei, mit der eigenen Recherche 
zu beginnen. Außerdem sollten die Jugendlichen ihre Wahl erklären und sich in 
ihrer Antwort auf beide Websites beziehen.

Diese Aufgabe lösten auf der Stufe „korrekte Anwendung“ 1 %, auf Stufe 
„tendenziell richtige Antworten“ 7 %, und Antworten der Kategorie „Fehlan-
wendungen“ gaben 92 %. Um die auffällig geringe Quote an korrekten Lösungen 
erklärbar zu machen, lohnt sich ein Blick auf die theoretischen Anforderungen 
dessen, was als Sourcing bezeichnet wird.

Nötige Prozesse für die Aufgabenbearbeitung und deren Verortung in Lesetheorien
Für die korrekte Beantwortung der Frage zur besser geeigneten Website zum 
Start einer Recherche in der Studie von Breakstone u. a. (2021) konnten sich die 
Testpersonen auf zweierlei Arten von Informationen über die jeweiligen Web-
sites stützen: Zum einen enthielt die Website als solche Hinweise zur Quelle 
(verstanden als kontextueller Ursprung von Aussagen wie Urheber:innen, Er-
scheinungskontext etc.), die man als lesende Person dazu nutzen kann, die Per-
spektive der jeweiligen Quelle (verstanden als übergreifende interpretative Sicht 
auf einen Sachverhalt seitens der Quelle) zu rekonstruieren (s.  dazu im Über-
blick Barzilai/Weinstock 2020). Es geht also um das Erkennen, dass es bedeu-
tungsrelevant ist, wer was wo wie geäußert und in Umlauf gebracht hat, was 
auch für eingebettete Quellen innerhalb von Dokumenten gilt, z. B. die Belege 
in Wikipedia-Texten. Dies bezeichnet man als „Sourcing“, ein Sammelbegriff 
für jene mentalen Prozesse, die sich auf Quelleninformationen (Metadaten) be-
ziehen, z. B. das Erkennen und Memorieren, das Beurteilen und Interpretieren 
(Scharrer/Salmerón 2016).

Zum anderen wird dieses Sourcing benötigt, um die Frage nach der mut-
maßlichen Eignung von konkreten Dokumenten für einen definierten Zweck zu 
beantworten, wozu es teils weitere Recherchen über diese Dokumente braucht. 
Darin deutet sich ein weiterer Zweck bzw. eine weitere Funktion des Sourcings 
jenseits des angemessenen Verstehens mit eigenen Interpretationen an, nämlich 
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diejenige, Metadaten zum Gegenstand von relevanzbezogenen Auswahlprozes-
sen zu machen (Scharrer/Salmerón 2016).

In aktuellen Modellen des Lesens, z. B. sehr prominent im „Discrepancy-
Induced Source Comprehension Model“ (DISCM; Braasch/Kessler 2021), ist 
Sourcing integraler Bestandteil. Das DISCM geht davon aus, dass gerade bei 
inhaltlich widersprüchlichen Aussagen aus Dokumenten die Folge ein Kohä-
renzproblem ist, welches sich in kognitiver Dissonanz äußert, etwa dass sich 
die beiden Websites zum Thema Waffenkontrolle in den USA inhaltlich wi-
dersprechen. Das Sourcing wird dann dazu genutzt, die Widersprüche über die 
Metadaten zu plausibilisieren, etwa dadurch, dass Personen interpretieren, dass 
eine Waffen-Lobbyorganisation einen Sachverhalt anders darstellt als eine of-
fene Enzyklopädie. Das Sourcing dient also einem übergeordneten Ziel, in die-
sem Fall dem Versuch, Kohärenz wiederherzustellen. Mittels Sourcing werden 
Metadaten und Textinhalte zu einer Einheit: dem Dokument, bei dem Inhalte 
und Metadaten miteinander zu betrachten sind (Goldman/Scardamalia 2013).

2.4	 Leitfrage 3 (Prozess epistemische Validierung): „Was sind die Beweise?“

Eine Beispielaufgabe samt exemplarischen Befunden
Die dritte exemplarische Aufgabe sah vor, dass die Jugendlichen einen Face-
book-Post des Users „I on Flick“ ansehen sollten, der einen vermeintlichen Be-
weis für einen Wahlbetrug der Demokratischen Partei bei den 2016er Vorwah-
len der US-Präsidentschaftswahl zeigte. Die Jugendlichen sollten einschätzen, 
ob dieses Video starke Belege für den Wahlbetrug lieferte, und ihre Antwort 
begründen (Breakstone u. a. 2021, Appendix B).

Mehr als die Hälfte der Jugendlichen bejahte dies, ein weiteres Viertel war 
skeptisch, konnte aber seine Antwort nicht kohärent begründen – damit waren 
77 % der Antworten der Stufe „Fehlanwendungen“ zuzuordnen. Knapp 14 %  
der Antworten waren tendenziell richtig, und lediglich 9 % waren korrekt. Die 
nachstehende Antwort ist hierfür ein Paradebeispiel: „Es liefert nicht genug Be-
weise, weil wir nicht wissen, wer die Leute in dem Video sind, und wer die Leute 
sind, die das Video gemacht haben. Es wird sehr wenig Kontext und Informa-
tion gegeben, außer dem Ort und dem kurzen Kommentar, der Behauptungen 
aufstellt, um uns zu überzeugen.“ (Breakstone u. a. 2021, 510)

Nötige Prozesse für die Aufgabenbearbeitung und deren Verortung in Lesetheorien
Bei der Entscheidung, ob man gegebenen Aussagen vertrauen sollte, handelt 
es sich um das, was als „epistemische Validierung“ bezeichnet wird. Mit dem 
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Validieren ist gemeint, dass Leserinnen und Leser – sei es automatisch, sei es 
gezielt – die Konsistenz von Aussagen überprüfen, nämlich vor allem in Hin-
blick auf Widerspruchsarmut zu eigenem Vorwissen, eigenen (epistemischen 
oder inhaltlichen) Überzeugungen oder auch zum Inhalt des bislang Gelesenen 
(Richter u. a. 2020). Solche Prozesse des Vergleichs mit Aussagen, um ihre Gül-
tigkeit zu prüfen, gelten aus lesetheoretischer Hinsicht als besonders anspruchs-
voll, weil sie eine möglichst adäquate Bemessungsgrundlage brauchen, um ihrem 
Ziel, einem tiefen Verständnis des Sachverhalts, nahezukommen (Münchow  
u. a. 2020). Entsprechend postuliert die Lesetheorie, vor allem das „Two-Step 
Model of Validation“ (TSMV; Richter u. a. 2020), dass solche Validierungspro-
zesse mehrdimensional sind und verschiedene Bezugspunkte kennen. Die obige 
Beispielantwort zeigt, dass die Validierung sich auf die Einschätzung stützt, dass 
das Video zu wenig Informationen sowohl zum Inhalt als auch zum Kontext of-
feriert und dass auch einfache Behauptungen wie unter dem Kommentar nicht 
genügen, die Beweiskraft zu erhöhen. Insofern zeigt diese Replik deutlich, dass 
hier mehrere Einschätzungen dazu genutzt wurden, die Plausibilität zu prüfen 
und in diesem Fall korrekt zu negieren.

3.	 Fazit

Wer kompetent liest, liest kritisch. Das ist gewissermaßen die Essenz des vor-
liegenden Beitrags: Mit dem Zweifel liest man besser. Der Beitrag hat mittels 
sozialwissenschaftlicher Überlegungen gezeigt, dass sich die Lesekompetenz 
dahingehend zu verändern beginnt: Kritisch-evaluative, das Tiefenverstehen 
von Aussagen und Quellen betreffende Prozesse werden das Spektrum der Le-
sefähigkeiten unter dem Dachkonzept „Lesekompetenz“ erweitern. Solche Pro-
zesse wirken nötig, um als Filter und als Basis für Gewichtungen von Aussagen 
zu fungieren, und die drei hier fokussierten Prozessgruppen – Corroboration 
(quellenvergleichendes, genaues Lesen), Sourcing (Metadaten erkennen und 
kritisch nutzen), Validierung (Aussagen auf ihre Gültigkeit prüfen) – sind nicht 
nur in aktuellen Lesetheorien wichtige Konstituenten. Sie werden in dem hier 
zu Zwecken der Konvergenz-Konturierung von Lesekompetenz im Allgemei-
nen und digitalem Lesen in sozialwissenschaftlichen Kontexten im Besonde-
ren konsultierten „Civic Online Reasoning“ (COR) sogar als dessen Kernkom-
petenzen, also als Rückgrat des Konstrukts bezeichnet (McGrew u. a. 2018).  
Es gibt mithin eine substanzielle theoretische Schnittmenge von Lesekompe-
tenz und COR.
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Empirisch gesehen besteht darüber hinaus hoher Handlungsdruck, denn die 
zur Illustration herbeigezogene Studie von Breakstone u. a. (2021) hat verstörend 
deutliche Ergebnisse erbracht, nach denen ein kritisch-evaluatives Lesen in di-
gitalen Settings bei älteren Jugendlichen die absolute Ausnahme bildet. Für die 
Zivilgesellschaft zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist das eine ernst zu nehmen-
de Bedrohung. Für die (integrative) Leseförderung ergibt sich daraus ein reiches 
und dringendes Betätigungsfeld.
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FELIX BÖHM, OLAF GÄTJE

Literale Kompetenzen im Digitalen.  
Sprach- und mediendidaktische Perspektiven  
auf politische Bildung am Beispiel  
des Twitter-Diskurses #Fridaysforfuture

1.	 Einleitung

In dem vorliegenden Artikel wird die Frage thematisiert, mit welcher didak-
tischen Rationalität Tweets zum Gegenstand des Deutschunterrichts gemacht 
werden können, mit denen politische Diskurse manipuliert bzw. rekontextuali-
siert werden sollen und in denen zu diesem Zweck bspw. mit Falschinformatio-
nen oder Verfahren des Framings gearbeitet wird.

In welcher Weise Diskurse zu gesellschaftspolitisch relevanten Themen 
mithilfe von Hashtags auf Twitter beeinflusst werden können, wird anhand der 
Verwendung des Hashtags „#FFF“ – die schriftliche Kurzform für die Bezeich-
nung der Jugendprotestbewegung „Fridays for Future“ – in ausgesuchten mul-
timodalen Tweets aufgezeigt, die durch die Setzung ebendieses Hashtags mit 
dem klimakritischen Diskurs auf Twitter verlinkt werden. Ausgehend von Er-
gebnissen dieser medienwissenschaftlichen und -semiotischen Fallanalyse sol-
len die sprachdidaktischen Bildungspotenziale herausgearbeitet werden, die  
die Thematisierung solcher der Lebenswelt Jugendlicher entnommenen kom-
munikativen Phänomene und Strategien bereithalten. Mit der von uns in dem 
vorliegenden Artikel vorgeschlagenen Thematisierung von in sozialen Netz-
werken gebräuchlichen sprachlich-kommunikativen Strategien und Verfah-
ren entsprechen wir der didaktischen Forderung, nach der sich der im Unter-
richt thematisierte „Schrift- und Mediengebrauch [...] an realitätsadäquaten 
Handlungssituationen“ (Hurrelmann 2009, 38) junger Menschen richten solle. 
Wir schließen mit der Wahl unseres Unterrichtsgegenstandes aber nicht nur 
an das Mediennutzungsverhalten Jugendlicher an, auch wird mit dem Hashtag 
„#FFF“ der viel beachtete und wirkungsmächtige Diskurs der globalen Jugend-
protestbewegung gegen die menschengemachte Klimakatastrophe zum Unter-
richtsthema, sodass die Interessen der jugendlichen Schülerschaft gezielt ad-
ressiert werden.
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Wir gehen davon aus, dass die Reflexion über solche in politischen und 
protestbewegten Netzdiskursen anzutreffenden kommunikativen Strategien, 
Praktiken und Strukturen einen Beitrag zur Herstellung des von Habermas als 
Leitvorstellung gesetzten „gesellschaftlich handlungsfähigen Subjektes“ (Hur-
relmann 2009, 28) in der literalen Institution Schule leisten kann. 

2.	 Bildung – Literalität – Digitalität 

Wenn wir in Anlehnung an die Literaturdidaktikerin Hurrelmann das gesell-
schaftlich handlungsfähige Subjekt als Ziel schulischer Bildung postulieren, 
stellt sich die Frage, was die Schule und insbesondere der Deutschunterricht bei 
der (Aus-)Bildung dieses Handlungssubjekts in einer digital vernetzten litera-
len Kultur beitragen kann. Die Frage stellt sich umso dringender, nimmt man 
zur Kenntnis, dass in der digitalen Kommunikation des World Wide Webs ins
besondere lebensweltliche Gewissheiten darüber, welche Sachverhalte als wahr 
gelten und zum Wissensvorrat einer Gesellschaft gehören sollen, herausgefor-
dert werden. Die nicht zuletzt durch die Buch- und Verlagskultur und den Jour-
nalismus geprägte „Hierarchie der Wissensanbieter“ wird im Internet bzw. in 
den sozialen Netzwerken infrage gestellt1, weil sich dort „Wissensansprüche und 
Verfahren des Wirklichkeitszugangs“ pluralisieren (vgl. Neuberger u. a. 2019, 
178). Die Plattformen und digitalen Netzwerke wollen, „anders als die klas-
sischen Medien, für die Verbreitung von wahrheitssensiblen, also täuschungs-
anfälligen kommunikativen Inhalten keine Haftung übernehmen“ (Habermas 
2021, 498). So werden insbesondere in den sozialen Netzwerken reihenweise 
Behauptungen mit konkurrierenden und häufig unvereinbaren Wahrheitsan-
sprüchen und ohne Qualitätskontrollen in die gesellschaftliche Kommunikation 
eingespeist; zudem ist ein Verwischen der Grenze zwischen lebensweltlich ver-
bürgter oder wissenschaftlich geprüfter Wahrheit auf der einen und Meinung auf 
der anderen Seite beobachtbar. In diesem Zusammenhang ist insbesondere der 
Mikrobloggingdienst Twitter zu erwähnen, in dem nicht nur Fake News oder 
die seit der Trump-Administration bekannten sog. „alternativen Fakten“ weit-
verbreitet sind, sondern in denen politische und protestbewegte Akteur:innen 

1	 Dass etwa die zentralen Aktivist:innen umwelt- und klimaschutzbezogener Protestbewegun-
gen „nicht in ausreichendem Maße Zugang zu den wichtigen Medien“ (Haß 1991, 330) und 
damit den für ihre Ziele relevanten hierarchisch höherstehenden Wissensanbietern hätten, 
lässt sich daher anders als noch in den 1980er- und 1990er-Jahren nicht mehr feststellen.
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jeglicher Couleur versuchen, Narrative zu etablieren, die ihre jeweiligen politi-
schen Agenden befördern sollen.

In der Konsequenz wird die Beurteilung darüber, welche Aussagen dem 
Geltungsanspruch der Wahrheit genügen, also qua Konsens als Wissen zu gel-
ten haben, an die Nutzer:innen des Internets delegiert. Diese tragen die Verant-
wortung, die von bekannten und unbekannten, von vertrauenswürdigen und der 
Erfahrung nach weniger zuverlässigen User:innen auf sozialen Netzwerken wie 
Twitter, Facebook u. a. getroffenen Aussagen und die damit erhobenen Wahr-
heitsansprüche zu überprüfen. In der direkten Auseinandersetzung mit eben-
diesen User:innen kann die Geltung strittiger Wahrheitsansprüche zurückge-
wiesen werden, ein Prozess, in dem die wechselseitig unterstellte Annahme der 
Diskursteilnehmer:innen, ihr Handeln an einer idealen Kommunikationssitua-
tion zu orientieren, enttäuscht werden kann. Die strittigen Wahrheitsansprüche 
können aber auch in einer von den Anforderungen des kommunikativen All-
tagshandelns entlasteten Anschlusskommunikation mit Dritten – beispielswei-
se im Schulunterricht mit den Mitschüler:innen – thematisiert werden. Eine 
solche Thematisierung etwa im Kontext schulischer Bildung kann „zweckorien-
tierte Erarbeitungsphasen“ erforderlich machen, in denen „durch Lehrervortrag, 
Textarbeit oder andere Lehrverfahren effizient [thematisch einschlägiges, Anm. 
F.B./O.G.] Grundlagenwissen“ vermittelt wird (Werner 1996, 57). 

Wenn es Aufgabe des Deutschunterrichts ist, u. a. solche sprach- und me-
diendidaktischen Kompetenzen zu fördern, die geeignet sind, Schülerinnen und 
Schülern zu gesellschaftlich handlungsfähigen Subjekten – im Sinne von Hur-
relmann und Habermas – in einer digital vernetzten Kultur zu formen, dann – 
so die Annahme – müssen auch Äußerungen aus dem World Wide Web Ge-
genstand des Deutschunterrichts sein, deren Geltungsanspruch, wahr zu sein, 
zum Gegenstand diskursiver Aushandlung gemacht werden kann. Die Über-
prüfung und mögliche Zurückweisung von Geltungsansprüchen können in-
des nicht wie selbstverständlich auf Grundlage lebensweltlich geteilter „Hin-
tergrundüberzeugungen“ (Habermas 1995, 191) erfolgen, allein, weil von dem 
Vorhandensein solcher innerhalb einer Gesellschaft breit geteilten Gewissheiten 
in einer funktional ausdifferenzierten (vgl. Vogt 2002, 17 f.) und durch die so
zialen Netzwerke mit ihren Filterblasen und Echokammern fragmentierten Ge-
sellschaft (s. o.) nur noch bedingt die Rede sein kann. Kompetente Rezipierende 
problematischer Aussagen sehen sich somit vor die Aufgabe gestellt, ihren den 
Wahrheitsanspruch einer Aussage kritisierenden Argumenten auf andere Weise 
Geltung zu verschaffen. Dazu können die thematisch einschlägigen Erkenntnis-
se der nur vermeintlich „eingekapselten“ wissenschaftlichen Expertenkulturen  
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(vgl. Habermas 1995, 484) kommunikativ nutzbar gemacht werden, die nicht 
nur im Schulunterricht thematisiert werden, sondern die in sozialen Netzwerken 
durch Wissenschaftler:innen, Journalist:innen oder Aktivist:innen einer breite-
ren und interessierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Aus einer 
Schüler- bzw. Lernendenperspektive besteht die Herausforderung darin, solche 
Texte und Quellen zu identifizieren, zu verstehen und für die eigene Argumen-
tation nutzbar zu machen. 

Es ist diese rezeptionsbasierte Anschlusskommunikation, in der die argu-
mentativen Kompetenzen der Schüler:innen gezielt gefördert und entwickelt 
werden können. Denn von dem argumentativen Diskurs wird die „Verständi-
gung über strittige Wahrheits-, Richtigkeits- bzw. Wahrhaftigkeitsansprüche 
erwartet [...]. Im Bereich der Literalität sind dieser Ebene vor allem die Re-
flexion von Texterfahrung und die Anschlusskommunikation als Facetten der 
Lesekompetenz zuzuordnen.“ (Hurrelmann 2009, 32) Wenn in dem Zitat von 
Literalität bzw. Lesekompetenz gesprochen wird, dann kann damit nicht das in 
der Schule tradierte, aus der Buch- und Schriftkultur übernommene Konzept 
von Literalität gemeint sein. Vielmehr muss ein den Herausforderungen digita-
lisierter Gesellschaften Rechnung tragendes Konzept literaler Bildung einerseits 
den rezeptiven – aber auch produktiven – Umgang mit multimodalen und hy-
pertextuellen Äußerungen theoretisch berücksichtigen; außerdem muss die an-
gesprochene Transformation der Wissensordnung in digital vernetzten Gesell-
schaften, in der insbesondere der Geltungsanspruch von Wahrheit in eine Art 
Belagerungszustand geraten ist, bei der Anpassung des Bildungsideals „Literali-
tät“ an veränderte gesellschaftliche, medienkulturelle und -technische Rahmen-
bedingungen Berücksichtigung finden. Die unterrichtliche Befassung bspw. mit 
Twitter trägt diesen beiden Aspekten einer digitalen Literalität Rechnung, die 
generell „wesentliche Veränderungen bei den Aktivitäten von Schülerinnen und 
Schülern“ mit sich bringt, wie Harrison bereits im Jahr 2009 (76) bemerkt hat.

Die im Deutschunterricht durchgeführte kritische Rezeption multimoda-
ler und hypertextuell verlinkter Tweets zu politischen und gesellschaftlich rele-
vanten Themen sowie die kritische Überprüfung des in den Tweets erhobenen 
Geltungsanspruchs Wahrheit in einer argumentativ strukturierten Anschluss-
kommunikation, in der die Schülerinnen und Schüler ggf. ihre in der Rezeption 
gebildeten Wahrheitsurteile zur Disposition stellen und diese aufgrund von trif-
tigen Argumenten auch revidieren, helfen bei der Ausbildung eines gesellschaft-
lich handlungsfähigen Subjekts, das sich eben u. a. dadurch auszeichnet, den 
in kommunikativen Handlungen erhobenen Geltungsanspruch der Wahrheit in 
einem möglichst herrschaftsfreien Diskurs zu überprüfen. Diese Fähigkeit bildet 
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auch die Schnittfläche zu einer allgemeinen politischen Bildung, die das Ziel 
verfolgt, „Bürgerinnen und Bürgern Wissen und Kompetenzen [zu] vermitteln, 
mit denen sie sich ein eigenes Urteil bilden und selbstbestimmt Entscheidun-
gen fällen können“ (BMI o. J.), und deshalb der damit eng verbundenen „Argu-
mentations- oder Diskursfähigkeit [...] die Rolle einer Schlüsselkompetenz [zu
gesteht]“ (Edelmayer 2012, 111).

3.	 Twitter-Diskurse als Form digitaler politischer Kommunikation

Spätestens seit der US-Wahl 2008 hat sich Twitter nicht nur als ein für politi-
sche Kampagnen relevantes Medium etabliert, sondern auch ein zentraler Teil 
der weitergehenden öffentlichen politischen Kommunikation (außerhalb der 
Parlamente) hat sich in die Tweet- und Diskursstruktur verlagert (vgl. Stolee/
Caton 2018, 152). Nahezu alle politischen Akteur:innen (Berufspolitiker:innen, 
Parteien, Ministerien, Interessenverbände etc.) verfügen über eigene Twitter-
Accounts und treten darüber öffentlich einsehbar mit anderen Akteur:innen in 
Kontakt, reagieren auf deren Tweets und werden selbst in einem offenen Diskurs 
retweetet, verlinkt oder kommentiert. Dabei zeichnet sich die (politische) Kom-
munikation durch ein hohes Maß an Aktualität und Schnelligkeit, eine relative 
Kürze der Tweets (280 Unicodezeichen), vielfache Verweisstrukturen (Hyper-
links, Hashtags, Account-Adressierungen mittels @, Zitate etc.) sowie ein ho-
hes Maß an Multimodalität (Einsatz von Schriftzeichen, Bildern, Animationen, 
Videos, Audioaufnahmen etc.) aus (vgl. Dang-Anh 2019, Kap. 3.). Mittels hy-
pertextueller Verlinkung oder anderer Bezugnahmen beziehen sich User:innen 
in ihren Tweets auf twitter-externe Diskursereignisse, d. h. im Sinne der Kriti-
schen Diskursanalyse auf „medial groß herausgestellte Ereignisse, die Richtung 
und Qualität eines Diskursstrangs, zu dem sie gehören, mehr oder minder stark 
beeinflußen“ ( Jäger 2001, 162). Tweets können aber auch selbst Diskursereig-
nisse konstituieren, die wiederum innerhalb und außerhalb von Twitter – etwa 
in Zeitungen und TV-Debatten – aufgenommen werden (vgl. Böhm 2022). Als 
zentrales diskurskonstituierendes Element kann im Kontext der Twitter-Kom-
munikation wie auch in anderen sozialen Netzwerken der mittels Doppelkreuz 
(„#“) gekennzeichnete und gebildete Hashtag verstanden werden:

Mit einem Hashtag kann der Verfasser eines Tweets diesen thematisch indizieren und 
für die Mitglieder des Netzwerks auffindbar und zugänglich machen. Hashtags dienen 
also dazu, in die Polyphonie unzähliger Tweets zu allen möglichen Themen eine von 
den Nutzer*innen des Netzwerkes hervorgebrachte, gleichsam emergente Ordnung zu 
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bringen, dessen Ordnungsprinzip das durch den Hashtag definierte ‚Thema‘ des Tweets 
ist. (Böhm/Gätje 2022)

Die auf diese Weise zu einem politischen Diskursstrang verflochtenen Tweets 
sind dabei nicht auf den jeweiligen Nationalstaat oder Sprachraum begrenzt, 
sondern werden Grenzen übergreifend rezipiert und weitergeführt (vgl. Gätje  
2022). Aus analytischer Perspektive stehen die mittels Hashtag induzierten 
Twitter-Diskurse in einem produktiven Spannungsfeld. Auf den ersten Blick 
weisen sie einige Merkmale der Utopie herrschaftsfreier Diskurse i. S. Habermas’ 
(1995) auf – hervorgerufen z. B. durch geringe Zugangshürden zur Partizipa
tion, gleiche Handlungsmöglichkeiten aller User:innen, weitgehend ausbleiben-
de Moderation, Lenkung und Sanktion von Fehlverhalten.2 Vor allen Dingen 
sind sie aber nicht frei von Herrschaft, wie es sich mittels des diskurstheore-
tischen Konzepts der Kritischen Diskursanalyse i. S. Jägers (2001) zeigen lässt  
(vgl. Böhm/Gätje 2022): Sie spiegeln gesellschaftliche Machstrukturen im di-
gitalen Raum wider. Zudem können sich insbesondere in der Vernetzung zahl-
reicher User:innen eigene Machtdynamiken (z. B. in Form von digitalen Gras-
wurzelbewegungen oder Shitstorms) ausbilden, mit denen wiederum etablierte 
politische oder wirtschaftliche Instanzen in ihrem Handeln beeinflusst werden.

4.	 Twitter-Diskurse als literaler Lerngegenstand – Potenziale

Inwiefern ein politischer Twitter-Diskurs einen literalen Lerngegenstand im er-
läuterten Sinne darstellen kann, wird im Folgenden anhand einer Analyse aus-
gewählter Tweets veranschaulicht. Diese Tweets beziehen sich allesamt auf ein 
Diskursereignis, das dem Klimawandel- und Nachhaltigkeitsdiskurs zugewiesen 
wird. Hierbei handelt es sich um einen durch Fotos motivierten Twitter-exter-
nen Artikel von bild.de vom 3.10.2021. In diesem Artikel wird die Klimaakti-
vistin und Ikone von Fridays for Future Greta Thunberg mit antisemitischen 
Positionen in Verbindung gebracht. Gegenstand des vorliegenden Beitrags wird 
es nicht sein, zu untersuchen, ob diese Zuschreibung einer faktenbasierten Über-
prüfung standhält, sondern die medial-diskursiven Verfahren und Strategien in 
den Blick zu nehmen, mit deren Hilfe diese Zuschreibung hergestellt und plau-
sibilisiert werden soll. In ebendieser Analyse werden Potenziale deutlich, die 
Twitter-Diskurse als Gegenstände des Deutschunterrichts unter der dargestell-
ten Bildungsperspektive bieten.

2	 Dies gilt, solange die einzelnen Tweets strafrechtlich relevante Grenzen nicht überschreiten.
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Entscheidend ist, dass aufgrund des vorhandenen Textreichtums bei Twitter 
Schule und Unterricht i. d. R. keine umfassende Diskursanalyse anstreben kön-
nen, sondern sich ein exemplarisches Arbeiten an ausgewählten Diskursereig-
nissen und diskursiven Reaktionen anbietet. Dabei werden einzelne Tweets als 
repräsentativ für Diskurse betrachtet, weil sie Aufschluss darüber geben,

wie Einzelne oder wie Kollektive Wirklichkeiten schaffen, erfahren und erleben und 
wie sie das diskursiv-sprachlich bewältigen. Das heißt, man erkundet bei der Analyse 
solcher Texte, indem man alle Textzusammenhänge erschließt, vor allem natürlich die 
sprachlichen, die Zeitgebundenheit, die aktuelle Einbettung dieses Textes und der mit 
ihm in direkter Beziehung stehenden Texte, und legt damit diskurslinguistisch Relevan-
tes offen. (Fix 2015, 234)

Im Folgenden werden daher lernbezogene Potenziale zunächst mit Blick auf 
einzelne Tweets, anschließend mit erweitertem Blick auf deren diskursive Ein-
bettung aufgezeigt.

Abb. 1: Tweets und Textstruktur (eigene Darstellung auf Basis zweier Tweets vom 3.10.2021)

In Abbildung 1 sind zwei Tweets zu sehen, die wie alle gewählten Beispiele 
eine ähnliche Textstruktur aufweisen. Im visuellen Zentrum steht ein Foto, das 
auch in dem am selben Tag publizierten Artikel „Neuer Ärger um Klima-Ikone: 
Auch Greta Thunbergs Freund ist ein Israel-Hasser“ Verwendung findet. Die-
sem Foto vorangestellt ist ein kurzer, von den User:innen formulierter Text. Auf 
das Foto folgt mit „bild.de“ die Quelle, die Artikel-Überschrift sowie der unvoll-
ständige Satz „Greta Thunberg (18) und ihr fragwürdiges Verhältnis zu Israel...“,  
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der den weiteren Artikelinhalt zwar anteasert, aber nicht aus ihm stammt. Durch 
einen Mausklick auf Bild oder Text kann der vollständige Artikel auf www.bild.
de aufgerufen werden. 

Die diskursive Sichtbarmachung der Tweets erfolgt durch den Einsatz des 
Hashtags „#FFF“ – auf der rechten Seite zusätzlich durch den weiteren Hashtag 
„#Greta“. Ein direkter Bezug der Tweets aufeinander liegt nicht vor. Dass, wie 
vorliegend, textstrukturell und inhaltlich durchaus vergleichbare Tweets in die-
selben Diskurse von unterschiedlichen User:innen eingeschrieben werden, ist für 
die politische Kommunikation bei Twitter nicht untypisch. Die parallele Analyse 
auffallend ähnlicher Tweets desselben politischen Diskurses bietet hierbei we-
nigstens zwei lernbezogene Potenziale. Dieses Vorgehen legt erstens offen, dass 
Twitter-Diskurse sich zwar durch eine freie Äußerung des eigenen politischen 
Standpunkts auszeichnen, dass sich diese Diskurse aber üblicherweise nicht nur 
durch einen argumentatorischen Progress und Verständigung auszeichnen (vgl. 
Heinrich 2021). Zweitens lenkt dieses Vorgehen den analytischen Blick auf die 
Relevanz von Details und kleinen Unterschieden.

In beiden Fällen wird zu Beginn des Tweets die Artikel-Überschrift re-
formuliert. Im Fall des in Abb. 1 links präsentierten Tweets wird die Aussage 
durch vier rote Ausrufezeichen verstärkt. Bei dem auf der rechten Seite abgebil-
deten Tweet ist einerseits „Freund“ durch „Lover“ ausgetauscht, also die Bezie-
hung zwischen den beiden wird zu einem romantischen Verhältnis umgedeutet, 
dafür aber wird die Feststellung, dass dieser Lover ein Israel-Hasser sei, durch 
einen Austausch des Verbs (sein vs. scheinen) abgeschwächt. Der rechts stehende 
Tweet verlinkt zudem auch mittels URL auf den bild.de-Artikel, der links ab-
gebildete Tweet formuliert einen Kommentar im Einklang mit der Artikelüber-
schrift. In beiden Beispielen erfolgt also keine kritische Reflexion oder sogar eine 
Distanzierung davon, dass Thunberg mit antisemitischen Positionen in Verbin-
dung gebracht wird. Im Gegenteil, beide Tweets reproduzieren und verstärken 
diese Zuschreibung und tragen zur Verbreitung des Narrativs bei. 

Wie aber stellen die Tweets die Verbindung der prominenten Klimaakti-
vistin mit antisemitischen Personen her? Sprachlich geschieht dies im rechten 
Tweet lediglich durch die Einbettung der von der bild.de-Redaktion formulier-
ten Textteile in den Tweet und deren Reformulierung durch den User mit dem 
Namen „Hartes Geld“. Im linken Tweet verweist zudem ein kurzer Kommen-
tar auf „#FFF-Ideologen“, die „immer mehr ihr wahres Gesicht“ zeigen würden. 
Ein durch Argumente gestütztes Fundament dieser Verbindung wird in beiden 
Tweets nicht vorgebracht. Als suggestives Argument dient stattdessen der Aus-
schnitt eines Fotos einer FFF-Protestkundgebung in Mailand, das im visuellen 
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Zentrum des in dem Tweet verlinkten bild.de-Artikels steht und den größten 
Raum einnimmt. Zu sehen ist eine kleine Gruppe Demonstrierender, in deren 
Zentrum sich Thunberg befindet. Neben ihr steht ein junger Mann, den lin-
ken Arm erhoben. Sie beide haben die Köpfe einander zugeneigt und schauen 
zur Seite in dieselbe Smartphonekamera, die eine dritte, nicht identifizierbare 
Person hält, um damit vermutlich ein Foto zu schießen. Es stellt sich nun die 
Frage, inwiefern dieses Foto die Richtigkeit der Annahme einer Verbindung von 
Thunberg und Antisemitismus stützen kann. Dazu sind wenigstens zwei Fra-
gen relevant: 
(1)	 Wodurch wird in dem Foto eine antisemitische Position geäußert?
(2)	 Wodurch macht sich Thunberg mit dieser Position gemein?

(Ad 1) Der Mann neben Thunberg trägt einen Schal in den Farben der Flagge 
Palästinas, der den Schriftzug „PALESTINE“ und an einem Ende eine Abbil-
dung der al-Aqsa-Moschee in Jerusalem zeigt. Darüber steht auf Arabisch, wie 
bild.de herausstellt, aber auf dem Foto nicht vollständig zu lesen ist: „Jerusalem 
ist die Hauptstadt Palästinas.“ Durch diesen Schal mit einer Pro-Palästina-Bot-
schaft trägt der Schalträger ein politisch kontroverses Thema, das dezidiert kei-
nen Klimabezug hat, in eine klimaschutzbezogene Protestveranstaltung hinein. 

(Ad 2) Das Foto zeigt, wie Thunberg und der Schalträger neben ihr gemein-
sam fotografiert werden. Auch wenn es sich dabei nicht um ein Selfie handelt, 
erinnert vieles doch stark daran: die relative Nähe zur erhöhten Kamera, die 
Gesichter zur Kamera gerichtet, die Köpfe aufgrund der geringen Distanz zur 
Kamera notwendigerweise zusammengesteckt, eine Hand zum Ausdruck der 
Freude erhoben. Das Pressefoto von den beiden Personen, die sich beim Foto-
grafiertwerden einander zu beugen, kann, muss aber nicht, auf eine persönliche 
Nähe der beiden schließen lassen. Es wäre – nur am Rande bemerkt – sicherlich 
interessant, zu überprüfen, wie viele Fotos von Greta Thunberg, als der Ikone der 
Jugendprotestbewegung Fridays for Future, auf einer solchen Kundgebung mit 
anderen Individuen entstehen. 

Wie sich also zeigt, ist sowohl die antisemitische Ausdeutung der politi-
schen Position des Schalträgers als auch die Annahme einer engen Verbindung 
der beiden fotografierten Personen nicht in dem Foto selbst zu erkennen. Dies 
wird erst in der Text-Bild-Kombination innerhalb der Tweets und insbesondere 
durch das von bild.de forcierte Narrativ, das von den User:innen aufgegriffen und 
reproduziert wird, deutlich. Da der Schal als Anzeichen für das Vorhandensein 
von Antisemitismus gedeutet wird und Thunberg nicht nur neben dem Träger 
des inkriminierten Schals steht, sondern sich mit ihm in einer Vertrautheit und 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

http://bild.de
http://bild.de
http://bild.de


126

Nähe suggerierenden Pose ablichten lässt, geht der erhobene Vorwurf des Anti-
semitismus metonymisch auf sie über – und nicht nur das: Weil Thunberg zudem 
die Gründungs- und Leitfigur von Fridays for Future ist, trifft der Antisemitis-
musvorwurf auch die Bewegung in ihrer Gesamtheit. 

Abb. 2: Hypertextuelle Verweisstruktur eines Tweets (eigene Darstellung auf Basis eines 
Tweets vom 3.10.2021 und zweier Antwort-Tweets vom 4.10.2021) 

Die vielfache diskursive Einbindung dieser Tweets, wie sie die Abb. 2 veran-
schaulicht, bietet vor diesem Hintergrund die Möglichkeit der weitergehenden 
Recherche, Analyse und Reflexion, die das Verständnis der Tweets in ihrem dis-
kursiven Kontext weiter befördern. Dabei zeigt sich z. B.:
•	 Die Identität des Schalträgers und seine politischen Positionen sind bis-

her öffentlich nicht bekannt. Allerdings wird in Boulevardmedien aufgrund 
verschiedener Fotos bereits vor dem bild.de-Artikel aus Mailand spekuliert: 
„Zeigt Greta Thunberg hier ihren Freund?“ (t-online.de 2021)
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•	 Der bild.de-Artikel greift diese Boulevard-Spekulationen auf und findet 
eine eindeutige Antwort. Ebenso eindeutig positioniert er sich dazu, dass 
die „Forderung, Jerusalem zur Hauptstadt eines palästinensischen Staates zu 
machen, [...] nur mit Krieg und Terror durchzusetzen [wäre]“ (bild.de 2021) 
und deshalb eindeutig antisemitisch sei. Zudem stellt der Artikel die Ver-
bindung von Fridays for Future und Antisemitismus neben dem möglichen 
Beweisfoto durch Zitate des Politikers Volker Beck und des Historikers Mi-
chael Wolffsohn her und verweist darauf, dass es „nicht der erste anti-israeli-
sche Vorfall bei FFF“ sei. Abweichende Positionen oder eine argumentativ-
abwägende Auseinandersetzung sind in dem Artikel nicht zu finden.

•	 Aufgegriffen und über Twitter verbreitet wird der bild.de-Artikel insbeson-
dere von User:innen, die dem rechts-konservativen Lager i.w.S. zugerech-
net werden können und sich bei Twitter primär politisch äußern. Unter den 
Accounts der zitierten User:innen finden sich zudem auch andere Tweets, 
die sich kritisch zu Klimaschutz-Politik und ‑Bewegungen äußern. Sie tra-
gen zur unhinterfragten Verbreitung der bei bild.de formulierten Schluss-
folgerungen bei. Der Artikel erscheint dabei, wie dargestellt, auf seine Kern-
aussage reduziert.

•	 Durch Anbindung an den „#FFF“-Diskurs und das wiederholte Aufrufen 
der Schlussfolgerung durch verschiedene User:innen wird der bild.de-Arti-
kel zu einem zentralen Diskursereignis, dessen Aussage gleichzeitig weder 
eine Differenzierung noch eine argumentative Verhandlung erfährt.

•	 Die Tweets fungieren in ihrer Gesamtheit als Verstärker der bei bild.de for-
mulierten Schlussfolgerungen und werden z. T., wie exemplarisch die zweite 
Antwort in Abb. 2 veranschaulicht, unhinterfragt als wahr rezipiert.

•	 Thunberg selbst tweetet am 1.10.2021 auf „@GretaThunberg“ über den 
Mailänder Klimastreik. Schalträger und Schal sind auf den verwendeten 
Fotos nicht zu sehen. Weder macht sie sich dort mit dem Schalträger und 
dessen Positionen politisch gemein, noch nimmt sie bei Twitter – etwa im 
#FFF-Diskurs – zu dem Vorwurf des Antisemitismus Stellung.

Der erste analytische Zugriff zeigt, dass die Tweets eine entscheidende Rolle in 
der diskursiven Rahmung von dokumentierten Ereignissen und Sachverhalten 
haben, dabei den Möglichkeitsspielraum der Interpretation der fotografierten 
Situation gemäß bild.de verengen und als widerspruchsfreie Multiplikatoren den 
von bild.de übernommenen Aussagen diskursive Sichtbarkeit verschaffen. 
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5.	 Fazit 

Die skizzenhafte Analyse der von uns als Repräsentationstexte i. S. v. Fix (2015) 
herangezogenen Tweets und deren Verlinkung mit dem klimakritischen Dis-
kurs der Jugendprotestbewegung durch das Setzen des Hashtags „#FFF“ hat 
zeigen sollen, dass der an Greta Thunberg von bild.de erhobene und sodann auf 
Twitter viral gegangene Vorwurf des Antisemitismus kritischer Betrachtung nur 
schwer standhalten kann. Solche multimodalen Tweets mit ihren mutmaßlich 
visuellen Evidenzen, mit ihren rhetorisch-suggestiven Verfahren und mit den 
erkennbaren Versuchen, ein bestimmtes Narrativ zu amplifizieren, macht sie als 
Unterrichtsgegenstand für den Deutschunterricht interessant. Denn nur mit sol-
chen multimodalen Texten aus dem Digitalen können argumentativ-diskursive 
Fähigkeiten gefördert werden, die für die Ausbildung digitaler Literalität und 
eines gesellschaftlich handlungsfähigen Subjekts im Zeitalter des Internets drin-
gend benötigt werden. Der Geltungsanspruch von Wahrheit ist in einer Gesell-
schaft, die viele als postfaktisch begreifen bzw. begreifen wollen, von der Schule 
fachübergreifend neu und entschieden in den Blick zu nehmen.
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Sprache und Resonanz – Eine Programmatik 
zur digitalen Demokratiebildung  
in den sprachlichen Fächern

1.	 Einleitung1

Mit der sich explosionsartig vollziehenden Digitalisierung verändern sich nicht 
nur soziale und pädagogische, sondern auch demokratische und politische 
Handlungs- und Kommunikationsformen (Vowe 2020). Diese bringen neue 
gesellschaftliche Herausforderungen mit sich und stellen auch die schulische 
Demokratiebildung vor neue Fragen. Lehrende werden sowohl im fachlichen als 
auch im öffentlichen Diskurs als Verantwortliche adressiert, die Schüler:innen 
zum kompetenten und verantwortungsvollen Umgang mit digitalen Medien 
zu erziehen und entsprechend selbst „digitalisierungsbezogene Kompetenzen“ 
in Aus- und Weiterbildung zu erwerben, um Heranwachsende auf zukünftige 
Herausforderungen vorzubereiten (van Ackeren u. a. 2019, 108). Wird dabei 
häufig zunächst an relevante Kenntnisse und Fähigkeiten für die Arbeitswelt 
gedacht, zeigt sich immer mehr, dass es dabei auch um „Kompetenzen in der di-
gitalen Welt“ zur Wahrung und Weiterentwicklung demokratischer Lebensstile 
und -formen in Schule und Unterricht geht, wie es sich bspw. in den Kompe-
tenzbereichen „Kommunizieren und Kooperieren“ oder „Analysieren und Re-
flektieren“ dokumentiert (KMK 2016, 16 ff.).

Mit diesen bildungspolitischen Ansprüchen werden Bildungsinstitutio-
nen und insbesondere die Schule zunehmend im Bereich der sprachlichen Bil-
dung herausgefordert: In der heutigen (digitalen) Migrationsgesellschaft kann 
die schriftsprachliche Bildung nicht notwendigerweise auf bereits vorhandenen 

1	 Das diesem Artikel zugrunde liegende Vorhaben wird im Rahmen der gemeinsamen Qua-
litätsoffensive Lehrerbildung von Bund und Ländern mit Mitteln des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung unter dem Förderkennzeichen 01JA2040 gefördert. Die Verant-
wortung für den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt bei den Autor*innen. Alexandra Warda 
gilt unser Dank für ihre unverzichtbare Hilfe bei der formalen Erstellung des Aufsatzes.
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Kenntnissen des Deutschen (bspw. Alphabetisierung, Literalisierung und Fach-
sprachenaneignung) aufsetzen, sondern muss diese gegebenenfalls selbst – etwa 
in Lexik und Grammatik – vermitteln (Rösch 2017), was nicht nur für den Bil-
dungserfolg von Schüler:innen im deutschen Bildungssystem entscheidend ist, 
sondern auch für ihre gesellschaftliche und demokratische Partizipation.

In diesem Beitrag möchten wir ausloten, wie (Ent-)Demokratisierung, Di-
gitalisierung und Sprache – gerade in ihrer Verschränkung – auf der Ebene der 
schulischen Weltaneignung und -beziehung zu bestimmen sind. Den program-
matischen Ausgangspunkt bildet dabei die Annahme, dass die sprachliche Bil-
dung eine Klammer darstellt. Sie verschränkt den demokratischen Gedanken in 
der schulischen Erziehung (Dewey 1916) mit der Digitalisierung und der damit 
verbundenen Anforderung einer Vermittlung digitalisierungsbezogener Kompe-
tenzen, weil mit ihr Resonanzerfahrungen ermöglicht werden. Demnach muss 
in der Schule ein resonantes Sprachbewusstsein in der digitalen Welt gefördert 
werden, um demokratische Werte und Lebensstile zu erhalten und weiterzu-
entwickeln. Bevor wir auf konkrete fachdidaktische Perspektiven und Konzepte 
eingehen (4.), möchten wir zunächst die Begriffe Digitalisierung, Demokratisie-
rung und Sprache in ihrem Verweisungszusammenhang klären (2.) und an die 
Theorie der Resonanz nach Rosa anschließen und diese um drei Perspektiven er-
weitern, die unserer Meinung nach grundlegend und ursprünglich für den Auf-
bau demokratischer Welt- und Selbstbeziehungen in pädagogischen Kontexten 
sind (3.). Abschließend werden wir unsere Programmatik hinsichtlich ihrer An-
schlussfähigkeit an die Schule am Beispiel der sprachlichen Unterrichtsfächer 
diskutieren.

2.	 Digitalisierung, (Ent-)Demokratisierung und Sprache 

Digitalisierung und (Ent-)Demokratisierung sind zwei soziale Metaprozesse 
der gesellschaftlichen Entwicklung, die sich – so die These – auf unsere Spra-
che und Kommunikation stützen. Mit Sprache können Menschen in sogenann-
ten Sprechakten Handlungen vollziehen, die wiederum politische und recht-
liche Konsequenzen haben (können) und deren Anwendung und Verständnis 
des Einzelnen voraussetzend sind für gesellschaftliche und demokratische Par-
tizipation und Gestaltung. Wenn technologisch-mediale Innovationen stets 
prägend für Sprachwandel gewesen sind (etwa die Erfindung von Handschrift 
mit Papier und Tinte, der Buchdruck, das Telefon), so ist der enge Zusammen-
hang zwischen Digitalisierung in Form digitaler Kommunikationsformate und 
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Sprache nicht weiter verwunderlich. Kommunikationswissenschaftlich betrach-
tet „erweitern, verändern, gestalten, ermöglichen“ dabei (digitale) Medien unsere 
Kommunikation und bringen neue soziale und kulturelle Formen des Zusam-
menlebens hervor (Krotz 2008, 43).

Wir betrachten Digitalisierung und Demokratisierung somit in einem je er-
weiterten Sinne: Demokratie ist mehr als eine Regierungsform. Wir verstehen 
sie im Anschluss an Dewey (1916) und Grammes (2020, 51 f.) als eine soziale 
Lebensform, die Teilhabe, Toleranz und Integration ermöglicht, wenn über sie 
nicht nur gesprochen, sondern sie auch praktiziert und miteinander diskutiert 
wird. Digitalisierung als ein sozialer Transformationsprozess ist demnach mehr 
als die technische Innovation und vor allem eine in sozialen Beziehungen durch 
Kommunikation und Interpretation strukturierte und produzierte Praxis (Mi-
kos 2010, 32).

Beide Prozesse zeitigen dabei paradoxe Ausdifferenzierungen in der Dialek
tik von Veränderung und Persistenz der Gesellschaft. Die neuen technischen 
Möglichkeiten der Vereinfachung und Steuerung der Kommunikation und 
Informationsentnahme (z. B. die Auflösung der Raum-Zeit-Gebundenheit) 
produzieren zugleich nicht intendierte Nebenfolgen und neu zu bearbeiten-
de Probleme in der Komplexitätssteigerung und Kontingenz gesellschaftlicher 
Handlungs- und Funktionssysteme – und damit auch von Schule und Unter-
richt (Nassehi 2019, 34; Wolf/Thiersch 2021). Kennzeichnend für gesellschaft-
liche Aushandlungsprozesse auf sprachlicher Ebene sind dabei die Autorenano-
nymität, Massenadressierungsverfahren und aufgrund möglicher physischer und 
zeitlicher Getrenntheit fehlende Beobachtungsmöglichkeiten der rezipienten-
seitigen Wirkungen der Sprechakte, was prägend für digitale Umgangsformen 
ist und Phänomene wie Hate Speech, (Cyber-)Mobbing und Desinformation 
begünstigt. Besonders diese erweisen sich für demokratische Systeme als her-
ausfordernd (Busch 2017; Oberle 2022).

Als eine „Antwort“ auf die gestiegenen Herausforderungen und auf die 
zunehmend eingeforderte „problemlösungs- und kommunikationsorientierte 
Arbeit“ auf dem Arbeitsmarkt rücken Sprach- und Kommunikationskompe-
tenzen betreffend die Aneignung und Vermittlung demokratischer Handlungs-
kompetenzen in digitalisierten (Schul-)Welten ins Zentrum des Interesses, weil 
mit ihnen vier Kompetenzen einer angemessenen digitalen Demokratiebildung 
verbunden sind: Kollaboration, Kommunikation, Kreativität und kritisches Den-
ken (Hofmann/Schaegner 2020, 164). Notwendig wird diese Kompetenzfokus-
sierung im Bereich der Sprache und Kommunikation insbesondere vor dem 
Hintergrund der oben genannten neuen Kommunikationsbedingungen, deren 
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gesellschaftliche Aushandlung im Sinne einer kommunikativen Sicherheit ver-
mittelnden Norm (noch) nicht erreicht ist. In der sprachlichen Bildung ist es 
daher erforderlich, schüler:innenseitig die Ausbildung von Kompetenzen eines 
sprachreflexiven Umgangs mit „Sprache in der digitalen Welt“ zu entwickeln.

Aus unserer Sicht begründet die Vermittlung der vier Kompetenzen Kolla-
boration, Kommunikation, Kreativität und kritisches Denken die Notwendig-
keit der Ermöglichung von sprachlichen Resonanzerfahrungen in Schule und 
Unterricht. Resonanzräume als Orte der Kommunikation, Interaktion und Be-
ziehungen bilden eine Basis, um Selbst- und Mitbestimmung sowohl im Sinne 
einer Kritik- und Sprachfähigkeit als auch im Anspruch von Heterogenität und 
Diversität unabhängig von konkreten sozialen und kulturellen Dimensionen in 
einer digitalen Welt zu erproben. Dem Gebrauch von digitalen Medien und den 
damit verbundenen Fokussierungen und Eingrenzungen der Weltaneignung und 
-beziehung stehen wir also nicht skeptisch gegenüber und werten die Digitalisie-
rung auch nicht als pathologisch. Wir weisen mit unserem Programm vielmehr 
auf die Tatsache hin, dass mit den neuen technologischen Innovationen der Di-
gitalisierung zugleich sprachliche Entwicklungen einhergehen, die in Schule und 
Unterricht zu beobachten, zu reflektieren und in der Praxis zu thematisieren sind.

3.	 Grundlagen und erweiterte Perspektiven des Resonanzkonzepts

Resonanz wird als analytischer und normativer Begriff in den letzten Jahren in 
der Soziologie, in der Pädagogik und in den Fachdidaktiken im Anschluss an 
die Kritische Theorie kontrovers diskutiert (z. B. Peters/Schulz 2017). In der von 
ihm herausgearbeiteten Beschleunigungsgesellschaft versteht Rosa Resonanz in 
der Weltbeziehung als Gegenbegriff zum Aggressionsmodus einer weltdistan-
zierten Beziehung und den damit einhergehenden Entfremdungserfahrungen, 
die der Mensch in der Moderne hervorgebracht hat (Rosa 2020, 37 f.). „Wir er-
fahren gar nicht die Dinge in ihrer phänomenalen Vielfalt, sondern nur das, was 
wir begrifflich, ökonomisch oder technisch an ihnen verfügbar gemacht haben. 
Wir sind niemals fertig mit der begegnenden Welt, aber wir begegnen ihr oft 
und in zunehmendem Maße so, als wären wir es“ (ebd., 114). Resonanz als Zu-
lassen des Unverfügbaren richtet sich damit gegen eine totale Verfügbarkeit und 
ein verdinglichendes bzw. stummes Verfügbarmachen von Welt, die sich struk-
turell in den Optimierungs- und Steigerungszwängen dynamischer Stabilisie-
rung und kulturell in einer unablässigen „Reichweitenvergrößerung“ moderner 
Gesellschaften Ausdruck verschaffen (ebd., 14 ff.). Bezogen auf unser Thema der 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



134

Demokratiebildung beklagt Rosa einen „Resonanzverlust“, wenn demokratische 
Regierungspolitik in ihrer leitenden Orientierungsfunktion für demokratische 
Lebensformen im Alltag als „notwendige Strukturanpassungen“ oder „alter-
nativlose Sachzwangpolitik“ instrumentalisiert und erfahren wird (Rosa 2019, 
377). Resonanz meint dabei „nicht Harmonie, nicht Einklang und nicht Konso-
nanz, sondern prozesshaftes Antworten, Bewegung und Berührung“ (ebd., 369). 
Subjekt und Welt können danach nicht als unabhängige Entitäten vorausgesetzt 
werden und sind in ihrer wechselseitigen Hervorbringung als resonanter Erfah-
rungszusammenhang zu verstehen (vgl. Rosa 2020, 37). In der Verschränkung 
von Akteuren mit technischen Dingen im Tun werden demzufolge individuelle 
und kollektive Resonanzpraktiken (re-)produziert. Auch „die Praktiken, in de-
nen wir mit Technologien konstitutiv verwoben sind, bilden unser Menschsein 
und die Subjektivierungsmodi in der Gesellschaft kontinuierlich neu“ (Allert/
Asmussen/Richter 2018). Im Anschluss an die Akteur-Netzwerk-Theorie wer-
den so auch digitale Medien zu Aktanten (Latour 2010), weil ihre Existenz 
die Nutzung unserer Sprache, unser Handeln und unsere Weltbeziehungen und 
damit soziale Ordnungen und Adressierungen in Schule und Unterricht in der 
impliziten und expliziten Demokratievermittlung beeinflussen und verändern.

Wir schließen mit unserem Projekt zur digitalen Demokratiebildung und 
-vermittlung in Schule und Unterricht vor allem an die normativen Implikatio
nen des Resonanzkonzepts an und erweitern Rosas Bestimmungen dabei um 
drei Perspektiven des Pragmatismus. Der Mensch wird danach als handelndes 
und nicht nur als ein rational denkendes und vernunftgeleitetes Wesen verstan-
den. Im Handeln bzw. im praktischen Tun erkennt der Mensch Zusammen-
hänge der Welt und des Selbst und bildet sich somit. Ist der Resonanzbegriff 
bei Rosa nicht klar bestimmt, so verstehen wir in unserem Beitrag Resonanz als 
Form der (schulischen) Aneignung und Vermittlung von Welt in und durch Be-
ziehungen, die sich in der Perspektivübernahme, Reflective Experience und im 
kommunikativen Handeln entwickelt. 

3.1	 Resonanz als Perspektivübernahme
Resonanz als Responsivität findet sich bereits im symbolischen Interaktionismus 
bei George Herbert Mead. Ihm zufolge handeln wir in sozialen Interaktionen 
mit anderen Menschen die Bedeutungen aus, die Gegenstände (z. B. auch digi-
tale Medien), Beziehungen und Situationen für uns haben. In diesem Hervor-
bringungsprozess betrachten wir die Welt und uns selbst aus der Perspektive und 
den Augen Anderer und interpretieren sie auf diese Art und Weise. Wir zeigen 
bspw. bereits in der Gestik und Mimik dem Anderen auf, wie wir sein wollen 
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und unser Handeln verstehen und interpretieren. Perspektivenübernahme heißt 
somit, die Welt und sich selbst aus dem Blickwinkel signifikanter und allgemei-
ner Anderer zu betrachten, um das eigene und gemeinschaftliche Handeln be-
werten und reflektieren zu können. „Wir müssen andere sein, um wir selbst sein 
zu können“ (Mead 1973, 327). Nur in sozialen Beziehungen und Interaktionen 
ist nach Mead sowohl gesellschaftliche Koordination und Kooperation als auch 
die Identitätsbildung einzelner und kollektiver Akteure möglich. Nur so kann 
sich sowohl unsere Persönlichkeit entwickeln als auch unsere Integration in die 
Gesellschaft vollziehen. Im Prozess der Perspektivübernahme (z. B. im kindli-
chen Rollenspiel) übernehmen wir die Haltungen und Rollenpositionen von 
anderen Gesellschaftsmitgliedern und üben so Norm- und Moralvorstellungen 
ein, deuten diese aber auch individuell vor dem Hintergrund unserer Biografie 
und sozialer Kontexte. Das Medium ist die Kommunikation, über Sprache und 
signifikante Symbole kommt es zur gemeinsamen Verständigung. In ihnen legen 
wir die Bedeutung für unser Handeln fest. Symbole sind solche Zeichen und 
Begriffe, die bei uns und bei unserem Gegenüber das gleiche Handeln auslösen, 
d. h. der Sinn des Symbols wird bei allen Gesellschaftsmitgliedern gleich inter-
pretiert. Unser Symbolsystem – die Sprache – bildet somit unseren kollektiven 
Erfahrungsschatz (vgl. Baumgart 2008, 120 f.). In der gemeinsamen deutenden 
Aushandlung wird Resonanz ermöglicht und hervorgebracht.

Aus sprach- und kommunikationswissenschaftlicher Sicht ist für die Per
spektivübernahme als Resonanzerfahrung eine gelingende Kommunikation ent-
scheidend, die erst demokratische, digital oder analog geführte Aushandlungs-
prozesse ermöglicht. Voraussetzung einer gelingenden Kommunikation sind 
die Berücksichtigung und Ermittlung eines gemeinsamen Common Grounds 
von Sprecher und Hörer, Formen der sozialen und kommunikativen Aufrecht-
erhaltung, Rückversicherung und interpretative Unterstützung sowie kognitive 
Sprach- und Verständnisleistungen (etwa Jakob/Konerding/Liebert 2020). Nun 
wird innerhalb der Philologien und der Kognitionswissenschaften Kommuni-
kation nicht notwendigerweise auf den interpersonellen Austausch beschränkt, 
sondern auch auf Formen der literarischen und expositorischen medienbasier-
ten Kommunikation bezogen, indem beispielsweise das Verstehen eines Tex-
tes als Kombination von Leserleistung und Text definiert wird (etwa Schnotz 
1994). Gelingende Kommunikation mit der Möglichkeit der Perspektivüber-
nahme kann auch durch die (sprachliche) Reflexion literarischer, fiktiver Welten 
erreicht werden, etwa beim Hineinversetzen in einen literarischen Protagonis-
ten bei der Lektüre von Textpassagen in erlebter Rede (Banfield 1982). Fachdi-
daktisch impliziert dies die unterrichtliche Auseinandersetzung mit gelingender 
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Kommunikation, um Aspekte der Resonanz zu vermitteln. Das kann etwa durch 
die Anwendung konversationsanalytischer Methoden bei Gesprächsvignetten 
oder durch literaturdidaktische Verfahren erreicht werden.

3.2	 Resonanz als Reflective Experience
An die Grundlagen des Pragmatismus (u. a. von Mead und Pierce) anschlie-
ßend entwickelte Dewey seine Theorie der Reflective Experience, insbesondere 
im Erziehungs- und Bildungssystem in der sog. Dewey-Laborschule. Dewey 
ist so für unseren thematischen Zusammenhang besonders interessant, weil er 
Erziehungs- und Lernprozesse an konkrete Erfahrungen bindet. Erfahrun-
gen bzw. Experience sind zugleich Begründung, Mittel und Ziel eines jeden 
Erziehungsprozesses und werden in sozialen Beziehungen hervorgebracht. Die 
Gemeinschaft und ihre direkten Partizipationsmöglichkeiten in den Aushand-
lungen über Werte und Normen stellen so die Wurzeln des demokratischen 
Handelns bzw. Denkens sowie der Mündigkeit und der Integration des Einzel-
nen in die Gemeinschaft dar. In der kontinuierlichen Weitergabe von Erfah-
rungen in dynamischen Prozessen sieht Dewey so die Möglichkeit zur gleich-
zeitigen Erneuerung und Tradierung der Gesellschaft und zur Entwicklung 
der Fähigkeit, mit Wandel und Veränderungen umzugehen. Entscheidend sind 
dabei die Qualität und die Freiheit im Austausch von (neuen) Erfahrungen und 
wie hier die Gemeinschaft und der Einzelne zur Entfaltung kommen können 
(Dewey 1916).

Für Dewey unterstützen gerade auch negative Erfahrungen den Lern- und 
Erziehungsprozess. Lernen durch neue, unbekannte und auch negative Erfah-
rungen (Irritationen, Frustrationen, Krisen) verändert Welt- und Selbstsichten 
und führt zur Bildung neuer Handlungskompetenzen. Das Neue entsteht so bei 
Dewey durch projektförmiges Experimentieren und durch – wie man heute sa-
gen würde – forschendes Denken, Handeln und Lernen. Nur über diese unmit-
telbaren und möglichst viele Sinne berührenden Selbst- und Welterfahrungen, 
die Rosa als Resonanz bezeichnet, wird aus der konkreten auch eine reflektie-
rende Erfahrung. „Es ist dies der Weg einer reflektierenden Erfahrung, die über 
negative Erfahrung und pragmatisch-experimentelle Formen einer Suche nach 
Problemlösungen vermittelt ist. Sie ist sowohl am Denken und Handeln Leh-
render wie Lernender beobachtbar.“ (English 2005, 58) Aus einer deskriptiv 
linguistischen Sicht betrachtet ist die sprachliche Norm ein gesellschaftlicher, 
durch den Gebrauch sprachlicher Zeichen bestimmter Aushandlungsprozess 
(Coseriu 1971). Sie ist – wegen ihres Gebrauchscharakters – veränderbar und 
erfordert daher eine Art reflektierten Experimentierens, indem Sprecher*innen 
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mit der Situations- und Adressatenadäquatheit ihrer Ausdrucksweise fortlau-
fend experimentieren. Fachdidaktisch impliziert dies letztlich Formen des For-
schenden Lernens im Bereich der Sprachgebrauchskritik.

3.3	 Resonanz als kommunikatives Handeln
Rosa schließt mit seinem Resonanzkonzept an die Analysen der kritischen Theo
rie an. Er bezieht sich insofern auch auf Habermas und seine Überlegungen in 
den zwei Bänden zur Theorie kommunikativen Handelns (Habermas 1995a, b).  
Habermas analysiert für die moderne Gesellschaft ebenfalls eine steigende in- 
strumentelle und erfolgsorientierte Rationalität, der im Streben nach Macht und 
Herrschaft Natur und Sozialität dienen müssen. Die Integration in dieses System 
einer starken Wirtschaft und eines starken Staates ist zwar unausweichlich er-
forderlich und wichtig für den Erhalt der modernen Gesellschaft. Er sieht kehr-
seitig aber die Gefahr der Kolonialisierung der Lebenswelt durch das System, 
indem direkte Kommunikation immer mehr durch Macht bzw. Geld ersetzt wird, 
und weist auf die Bedeutung der sozialen Integration zur Bändigung einer in- 
strumentellen Rationalität hin. Diese kommunikative Rationalität ermöglicht – 
wie bei Dewey – in der argumentativen Verständigung über Normen und Werte 
die Mündigkeit und Freiheit in der Lebenswelt des Einzelnen. Geltungsansprü-
che in und über die Welt werden in der Sprechhandlung zum Ausdruck gebracht; 
sie werden argumentativ ausgehandelt und auf Wahrheit, Gültigkeit und Wahr-
haftigkeit überprüft. Kommunikationspartner*innen handeln in der gemeinsamen 
Bezugnahme auf die objektive, soziale und subjektive Welt diese Geltungsansprü-
che des Handelns aus. Die Sprache ist damit – wie bei Mead – der Schlüssel eines 
gemeinschaftlichen, aufeinander abgestimmten bzw. konsensuellen Handelns. Die 
Sprache stellt so den „Telos der Verständigung“ und Handlungskoordinierung 
dar. „Tatsächlich ist aber die sprachliche Verständigung [...] der Mechanismus der 
Handlungskoordinierung, der die Handlungspläne und die Zwecktätigkeiten der 
Beteiligten zur Interaktion zusammenfügt“ (Habermas 1995a, 143). In diesem 
Zusammenhang ist aus Sicht der Sprach- und Kommunikationswissenschaften 
zwischen mindestens zwei grundsätzlichen Funktionen menschlicher Sprache zu 
unterscheiden. Sprachen stellen zum einen Möglichkeiten der Kommunikation 
bereit (etwa Information, Verständigung, Austausch, Aushandlung), zum ande-
ren sind sie symbolische Indikatoren mit semiotischer Funktion, was sich bei-
spielsweise am Partizipations- und Rederecht belegen lässt: Wer darf/kann/muss  
in welcher Situation was mit welchem Rederecht zu/mit wem kommunizieren? 
Aus fachdidaktischer Perspektive gilt es folglich, Resonanz als kommunikatives 
Handeln unter kommunikativ-semiotischen Aspekten zu betrachten.
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3.4	 Schulische Implikationen der Resonanztheorie
Rosa (2019, 585 ff.) übt Kritik an den herrschenden Resonanzverhältnissen: Ra-
tionalisierung, Ökonomisierung, Optimierung und Entfremdung der zwischen-
menschlichen Beziehungen (Raum, Zeit, Inhalte). Die Technologisierung und 
Digitalisierung des Sozialen sind somit Ausdruck und ein weiterer Motor dieser 
Prozesse (Rosa 2019, 151–163). Sie verstärken das verdinglichte Bewusstsein der 
kulturindustriellen Verwertungslogik, wie es sich besonders in unserer Sprache 
zeigt (schon Adorno 1971).

In diesem Prozess der gesellschaftlichen Modernisierung sieht Rosa die gro-
ßen, starren und bürokratisch organisierten Institutionen, wie bspw. die Schule, 
an der Entwicklung der „Resonanzunterdrückung bzw. -taubheit“, „Verdingli-
chung“ und „stummen Weltbeziehungen“ beteiligt (Rosa 2019, 663). Die struk-
turelle Verfasstheit der Schule und ihre sozialen bzw. pädagogischen Hand-
lungslogiken als „Grammatik der Schule“ (Tyack/Tobin 1994) limitieren zum 
einen Erfahrungs- und Partizipationsmöglichkeiten (z. B. Leistungsbewertung, 
Inhalte), steuern und kanalisieren zum anderen auch die Integration von Re-
formen und Innovationen wie die Implementierung und den Einsatz des digi-
talen Mediums (Wolf/Thiersch 2021). Schule reproduziert so gesellschaftliche 
Rationalitätsbestrebungen und (ungleiche) Herrschafts- und Machtverhältnisse.  
Dennoch bestehen für Rosa gerade in diesen Institutionen (vgl. zur Schule als 
Resonanzraum Rosa/Endres 2016) in der Habitualisierung von Handlungs-, 
Denk- und Wahrnehmungsschemata Chancen, resonante Weltbeziehungen und 
-erfahrungen einzurichten.

Trotz der flächendeckenden Digitalisierung von Schule und Unterricht und 
den damit einhergehenden Rationalisierungs-, Standardisierungs- und Ökono-
misierungsprozessen (vgl. Höhne 2020) ist ein Verzicht der sozialräumlich ko-
präsent organisierten Schule als institutionalisierter Ort der sozialen Inklusion 
und Integration, an dem rollenförmige Sozialbeziehungen erprobt und Selbst- 
und Sozialkompetenzen ausgebildet werden, nicht zu erwarten. Schulische Bil-
dung muss aber auf die Bedingungen digitaler Mediatisierung im Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen reagieren und neben der im aktuellen Diskurs 
fokussierten Vermittlung digitaler Kompetenzen sich insbesondere als Ort reso-
nanter Austausch- und Anerkennungsbeziehungen verstehen. Schulische Reso-
nanz fördert in diesem Sinne die Genese von Demokratiekompetenzen in einer 
digitalen Welt, weil in dieser die Perspektivübernahme, die Reflective Expe
rience und das kommunikative Handeln zentrale Elemente einer pädagogischen 
Sozialität darstellen und zentrale Dimensionen zur Entwicklung demokrati-
scher Kompetenzen berührt werden: Es kommt zur Ausbildung allgemeiner 
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„kognitiver Fähigkeiten (u. a. Unterscheidungsvermögen, Problemlösefähigkeit, 
Kritik), affektiv-moralischer Haltungen (u. a. Anerkennung, Wertschätzung, 
Vertrauen) sowie praktisch-instrumenteller Fertigkeiten (u. a. Dialogfähigkeit, 
Empathie, Solidarität, Kooperationsfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Konsensfähig-
keit, Verantwortungsbereitschaft)“ (Veith 2010, S. 151)2.

Wie nun Resonanzerfahrungen im schulischen Fachunterricht Schüler:innen 
dazu anregen können, ihr Selbst- und Weltverständnis in digitalen und demo-
kratischen Kontexten zu entwickeln und die Bedingungen demokratieorientier-
ter Kommunikation und Partizipation in und mit digitalen Technologien auszu-
handeln, wollen wir im letzten Abschnitt skizzenhaft beantworten.

4.	 Sprache, Resonanz und digitale Demokratiebildung  
in sprachlichen Fächern

Grundlegend gilt der Deutschunterricht als geeigneter Ort für Resonanzerfah-
rungen (vgl. die Beiträge in Bismarck/Beisbart 2020), indem er als einer der 
Vermittlungsorte von sprachlichem und literarischem Lernen definiert ist: Um-
gang mit Texten, Schreiben, Sprechen, Hören und Reflexion über Sprache als 
Kompetenzbereiche, die allesamt in analytischer wie handlungs- und produk
tionsorientierter Auseinandersetzung erlernt, angewandt und reflektiert werden, 
sind zentrale Möglichkeiten zur Schaffung von Resonanz, indem ein Austausch 
mit anderen und der Welt sowie Formen der Selbstfindung möglich sind. Auch 
der Fremdsprachenunterricht kann – neben der Sprachmittlung – Vergleich-
bares leisten. Nimmt man dies als Ausgangspunkt und setzt man dies in Bezug 
zu digitaler Demokratiebildung, so liegt es nahe, unter Ausnutzung des weit-
gehenden Alleinstellungsmerkmals des sprachlichen Unterrichts – nämlich an 
der Thematisierung, Analyse, Erzeugung und Reflexion von sprachlich transpor-
tierter Fiktionalität – anzusetzen und so Resonanzerfahrungen durch die Aus-
einandersetzung mit fiktional herbeigeführten Welten möglich zu machen, in 
denen „die Literatur die Funktion eines Laboratoriums [übernimmt], in dem 
mit der Konstruktion von andersartigen Räumen und Zeiten experimentiert 
wird [...] mit einem realistischen Wirklichkeitsmodell“ (Rank 2014, 8). Primäre,  
eigene lebensweltliche Erfahrungen werden durch diese alternativ-realistisch 

2	 In diesem Zusammenhang diskutiert man schon länger den Beitrag von erzieherischen 
Konzepten der Empathie-Schulung zur Steigerung der für demokratische Kompetenzen 
zentralen moralischen Urteilsbildung (Plüss 2010). 
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dystopisch gezeichneten Erfahrungen in Form von Übernahmen der figuralen 
Perspektiven mit resultierender Resonanz erweitert, Werte gebildet und gege-
benenfalls als Warnbotschaften des Textes interpretiert. Wie stark sprachliche 
Bildung, wie stark kommunikative und semiotische Aspekte von Sprache in 
Dystopien verhandelt werden, belegt etwa die onomastisch verursachte seelische 
Entwurzelung, wenn in A Handmaid’s Tale die Figur Offred keinen eigenen Na-
men trägt, sondern als Besitz von Fred, als Of Fred benannt wird: Dieser Roman 
von Margaret Atwood erzählt die Geschichte der ihrer seelischen und körper-
lichen Rechte beraubten Sklavin Offred, die als eine der wenigen verbliebenen 
fruchtbaren Frauen einer postdigitalen Gesellschaft noch Kinder gebären kann 
und daher in den Besitz der Herrenrasse kam. Deutsch- wie fremdsprachenun-
terrichtlich entstehen unmittelbar Anknüpfungspunkte an Resonanzerfahrun-
gen, die hier durch die erzählerische Ich-Perspektive verstärkt werden:

My name isn’t Offred, I have another name, which nobody uses now because it’s forbid-
den. I tell myself it doesn’t matter, your name is like your telephone number, useful only 
to others; but what I tell myself is wrong, it does matter. I keep the knowledge of this 
name like something hidden, some treasure I’ll come back to dig up, one day. I think of 
this name as buried. This name has an aura around it, like an amulet, some charm that’s 
survived from an unimaginably distant past. I lie in my single bed at night, with my eyes 
closed, and the name floats there behind my eyes, not quite within reach, shining in the 
dark. (Atwood 2017, 84)

Bedenkt man die grundlegende Bedeutung eines Vornamens für einen Men-
schen, so wird die Symbolkraft dieser entpersonalisierenden onomastischen 
Strategie deutlich und ein Resonanzraum für die identitätsstiftende Bedeutung 
von Namen entsteht, die die linguistische Forschung immer wieder betont und 
die ein entsprechend sprachreflexivisches Potenzial bietet:

Der RufN ist der individuellste Name [...]. Wie kaum ein Namentyp unterliegt er dem 
direkten Zugriff des Menschen: Eltern dürfen ihren Kindern diesen lebenslang anhaf-
tenden Namen aussuchen. Seine Bedeutung für die Identität des Kindes kann kaum 
überschätzt werden. (Nübling u. a. 2015, 110 f.)

Damit symbolisieren Namen auch sprachreflexivisch die Bedeutung ihres Trä-
gers für demokratische Partizipation: Wer nur als Besitz anderer gilt und dies 
auch referenziell angezeigt bekommt, hat keinerlei Chance auf Mitbestimmung. 

Symbolisch wie kommunikativ wird die demokratische Bedeutung von 
Sprache in der Dystopie „1984“ von George Orwell verhandelt, die die Le-
bensgeschichte von Winston in einem totalitären technischen Überwachungs-
staat erzählt – und interessanterweise zahlreichen zeitgenössischen Tendenzen 
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vorgreift: Beispielsweise verändert das Propagandaministerium regelmäßig die 
Staatsgeschichte und schafft somit Alternative Facts bzw. Fake News, die sich 
als problematisch für demokratische Systeme erweisen:

At this moment, for example, in 1984 (if it was 1984), Oceania was at war with Eurasia 
and in alliance with Eastasia. In no public or private utterance was it ever admitted 
that the three powers had at any time been grouped along different lines. Actually, as 
Winston well knew, it was only four years since Oceania had been at war with Eastasia 
and in alliance with Eurasia. But that was merely a piece of furtive knowledge which he 
happened to possess because his memory was not satisfactorily under control. Officially 
the change of partners had never happened. Oceania was at war with Eurasia: therefore 
Oceania had always been at war with Eurasia. The enemy of the moment always repre-
sented absolute evil, and it followed that any past or future agreement with him was 
impossible. (Orwell 1987, 36)

Wie dies digital möglich wird, wird im fast siebzig Jahre späteren Roman „The 
Circle“ von Dave Eggers thematisiert, der die demokratiefeindlichen Möglich-
keiten sozialer Netzwerke verhandelt und somit unterrichtliche Anschlussmög-
lichkeiten an stellvertretend durch die Romanfiguren erlebte „reflective experi-
ence“ erlaubt:

The Circle has been devouring all competitors for years, correct? It only makes the 
company stronger. Already 90 percent of the world’s searches go through the Circle. 
Without competitors, this will increase. Soon it’ll be nearly 100 percent. Now, you and 
I both know that if you can control the flow of information, you can control everything. 
You can control most of what anyone sees and knows. If you want to bury some piece 
of information, permanently, that’s two seconds’ work. If you want to ruin anyone, that’s 
five minutes’ work. (Egger 2013, 487)

Auch kommunikatives Handeln lässt sich anhand der Dystopien stellvertretend 
erleben, wenn etwa Formen des Dog Whistlings bzw. des double speaks in 1984 
sprachplanerisch verhandelt werden, indem das zuständige Ministerium eine re-
duzierte Sprache in Auftrag gegeben hat, die kritische Gedanken durch gezielte 
lexikalische Lücken verhindern soll:

Don’t you see that the whole aim of Newspeak is to narrow the range of thought? In the 
end we shall make thought-crime literally impossible, because there will be no words in 
which to express it. Every concept that can ever be needed will be expressed by exactly 
one word, with its meaning rigidly defined and all its subsidiary meanings rubbed out 
and forgotten... (Orwell 1987, 55)

Die hier aufgezeigten Bespiele führen dabei recht schnell über die sprachlichen 
Fächer hinaus und werden aufgrund ihrer Inhalte anschlussfähig an die übrigen 
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Geistes-, aber auch an die Natur- und Ingenieurswissenschaften, die wesentlich 
zur inhaltsgebundenen Reflexion von Sprache beitragen können: Beispielsweise 
bieten sozialwissenschaftlich ausgerichtete Fächer (z. B. Wirtschaft-Politik, Ge-
sellschaftslehre und Sozialwissenschaften) Möglichkeitsräume der Demokratie-
erziehung und -bildung, weil demokratische Regierungs- und Lebensprinzipien 
bzw. -formen explizite Unterrichtsgegenstände und Zielbestimmungen darstellen, 
die – was die obigen Beispiele belegen – auch über Sprache verhandelt werden. 
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HEIKE KRÖSCHE

Demokratiebildung und politische Partizipation  
in der digitalen Lebenswelt fördern.  
Erklärvideos zwischen YouTube-Hype  
und traditionellem Frontalunterricht1

1.	 Veränderte Kommunikationsprozesse  
und Informationsbedingungen

Der durch die digitalen Technologien ausgelöste Medienwandel hat die Mög-
lichkeiten politischer Kommunikation und Information massiv ausgeweitet. Im 
Zuge dieser Entwicklung ist einerseits der Zugang zur politischen Willensbil-
dung niederschwelliger geworden. Andererseits haben die traditionellen Medien 
einen Bedeutungsverlust als Vermittlungs- und Kontrollinstanz erfahren, da po-
litische Akteure vermehrt unmittelbar über Social-Media-Kanäle kommunizie-
ren (Manow 2021, 110–117).

Zwei mediale Ereignisse des Jahres 2021 haben die veränderten Rahmen-
bedingungen für politische Kommunikation besonders deutlich vergegenwärtigt. 
Zum einen wurden die Auswirkungen einer rasant zunehmenden Digitalisie-
rung der Gesamtgesellschaft am Beispiel der am 22. April unter dem Hashtag  
#allesdichtmachen auf YouTube und Instagram von 53 deutschen Schauspie- 
ler*innen veröffentlichten, satirisch zugespitzten Videoclips zur Corona-Politik 
deutlich. Die Videos haben nicht nur eine breite öffentliche Debatte über den 
politischen und medialen Umgang mit der aktuellen Krise ausgelöst, sondern 
auch über Internet-Phänomene wie Shitstorms und Echokammern, die unter 

1	 Teile der folgenden Argumentation des Beitrags finden sich auch in den Aufsätzen: Brocca, 
Nicola/Krösche, Heike (2022): Digitale Grenzgänge? Zum Einsatz von audiovisuellen 
Online-Formaten in der Politischen Bildung und im Fremdsprachenunterricht. In: Broc-
ca, Nicola/Dittrich, Ann-Kathrin/Kolb, Jonas (Hg.): Grenzgänge und Grenzziehungen. 
Transdisziplinäre Ansätze in der Lehrer*innenbildung. Innsbruck, S. 203–230; Krösche, 
Heike (2022): Historische Medienkompetenz und digitale Narrativität. Überlegungen 
zum Potential von selbstproduzierten Erklärvideos. In: Brait, Andrea/Oberhauser, Claus/
Plattner, Irmgard (Hg.): Vergangenheit – Gegenwart – Zukunft. Standortbestimmung der 
Geschichtsdidaktik in Österreich. Frankfurt/M., S. 130–145.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



146

den Bedingungen der direkten Kommunikation im Web 2.0 eine eigene Dyna-
mik entfalten (siehe z. B. Sußebach 2021).

Diese Dynamik wurde zum anderen durch die teilweise heftigen Reaktio-
nen auf die Videobotschaft von Carolin Emcke zum Parteitag der Grünen am 
11. Juni illustriert. Mit ihrer Rede wollte Emcke vor einer wachsenden gesell-
schaftlichen Spaltung warnen, stattdessen entfaltete sich wie eine sich selbst er-
füllenden Prophezeiung ein Shitstorm in den sozialen Medien, an dem sich so-
gar deutsche Politiker beteiligt haben.

„Ein Shitstorm beschreibt eine massenhaft digital geäußerte Empörung und 
generiert eine themenzentrierte Öffentlichkeit.“ (Prinzing 2015, 153) Damit geht 
eine Verrohung der Diskussionskultur einher, die durch die Abwesenheit eines 
respektvollen Umgangs miteinander und das Fehlen von Argumenten gekenn-
zeichnet ist. Es geht also, wie der Soziologe Christian Stegbauer (2018) feststellt, 
weniger um eine Auseinandersetzung mit Argumenten als um den Protest.

Das mediale Aufsehen um die Netzaktion #allesdichtmachen und die Video
botschaft von Carolin Emcke führen exemplarisch vor Augen, wie sich unter  
den Bedingungen einer beschleunigten Digitalisierung Kommunikationsprozes-
se und Informationsgewohnheiten verändert haben und verändern werden und 
welche zentrale Bedeutung Online-Portale wie YouTube und Social-Media- 
Kanäle wie Twitter mittlerweile im Meinungsbildungsprozess spielen. Die Ver-
änderungen der politischen Kommunikation durch alternative Kommunikations
räume und Protestkultur im Netz haben auch Auswirkungen auf die Aufgaben 
und Rahmenbedingungen Politischer Bildung. Dementsprechend hat die poli-
tikdidaktische Auseinandersetzung mit der Frage, was die digitale Transforma-
tion für politische Lernprozesse bedeutet, in den vergangenen fünf Jahren eine 
Intensivierung erfahren (siehe z. B. Möller/Lange 2021; Barsch/Lutter/Meyer- 
Heidemann 2019; Sander 2017) und politikbezogene Medienkompetenz als 
Schlüsselqualifikation für die Teilhabe an der digitalen Gesellschaft identifiziert 
(Gapski/Oberle/Staufer 2017; Oberle/Heldt 2022).

Teil der politischen Kommunikation und Meinungsbildung im digitalen 
Raum sind auch Erklärvideos, denn das ursprüngliche Format für kompakte 
Erklärungen zu abstrakten Sachverhalten oder komplexen Abläufen wird zu-
nehmend aufgebrochen und durch politische Analysen und Argumentationen 
zu aktuellen Debatten ergänzt. Obwohl das Online-Format fest in der Lebens-
welt von Kindern und Jugendlichen verankert ist, fand es bislang kaum politik-
didaktische Beachtung. Von daher widmet sich der Beitrag dem audiovisuellen 
Medium der Erklärvideos und diskutiert dessen Einsatzmöglichkeiten in politi-
schen Lehr- und Lernprozessen.
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2.	 YouTube als Bestandteil der digitalen Lebenswelt von Kindern 
und Jugendlichen

YouTube ist nach Facebook nicht nur das soziale Medium mit den meisten Nut-
zern weltweit (Statista 2021), sondern fester Bestandteil der Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen bzw. ihres alltäglichen Medienhandelns (mpfs 2021; 
Rat für Kulturelle Bildung 2019; Education Group 2021). In den verschiede-
nen, regelmäßig durchgeführten Studien zum Mediennutzungsverhalten der 
„Generation YouTube“ (Dander 2019) zeichnet sich eine Entwicklung zu mehr 
Nutzungsvielfalt ab. Zwar stellen Unterhaltungszwecke wie Videostreaming-
Dienste den Hauptnutzungsgrund für das Internet und insbesondere Bewegt-
bildangebote dar (mpfs 2021, 46 f.), aber hinzu kommen zunehmend Bildungs- 
und Informationszwecke, wozu beispielsweise das Ansehen von Erklärvideos 
zu schulbezogenen Themen zählt (Education Group 2021, 43). Zu den belieb-
testen YouTube-Genres gehören Videos von Influencer*innen, darunter auch 
Nachrichtenformate, die laut JIM-Studie 2021 31 % der Jugendlichen rezipieren 
(mpfs 2021, 48). Wissensformate und Tutorials2 für Themen aus der Schule/ 
dem Studium/der Ausbildung sind etwas weniger beliebt, haben aber dennoch 
ihren festen Platz in der Bewegtbildnutzung. Ergänzend dazu benennen die 
Volljährigen unter den Befragten „MrWissen2go“ als einen ihrer beliebtesten 
YouTuber (ebd.).

Das gesteigerte Informationsbedürfnis der 12- bis 19-Jährigen weist die 
JIM-Studie 2021 nach und stellt in diesem Zusammenhang fest: „Die Kom-
petenz, Informationen einzuordnen und zu bewerten, ist auch für Jugendliche 
von zentraler Bedeutung und eine wichtige Voraussetzung für die eigene Mei-
nungsbildung und damit für eine funktionierende Demokratie.“ (mpfs 2021, 49)  
Parallel dazu kam die Vodafone Stiftung im Zuge einer Befragung von 14- bis 
24-Jährigen 2019 zu dem Ergebnis, dass sich junge Menschen in Deutschland 
regelmäßig zu politischen Themen informieren, souverän mit analogen und di-
gitalen Informationsquellen umgehen und diese themenspezifisch auswählen 
(Vodafone Stiftung Deutschland 2019, 3). Das besondere Interesse der Jugend-
lichen gilt aktuellen Themen wie dem Klimawandel, der Coronapandemie, der 
Gleichberechtigung oder der Black-Lives-Matter-Bewegung (mpfs 2021, 49 f.). 
Nach Fernsehen und Radio stellt das Internet die wichtigste Informationsquel-
le für die Befragten dar und Online-Quellen wie YouTube werden noch vor 

2	 In früheren JIM-Studien wurde auch der Begriff Erklärvideos verwendet, der in der Studie 
von 2021 nicht mehr enthalten ist.
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Zeitungen und Zeitschriften sowohl im Print- als auch im Online-Format ge-
nannt (ebd., 51 f.; Vodafone Stiftung Deutschland 2019, 11). Auch zur Infor-
mationssuche wird nach Suchmaschinen und Instagram vor allem auf YouTube  
zugegriffen (mpfs 2021, 53).

Der Medienpädagogische Forschungsverbund Südwest (mpfs) hat 2020 
eine zusätzliche Studie zum Lern- und Freizeitverhalten von Jugendlichen in 
der Coronakrise durchgeführt, in der die Befragten mit einer deutlichen Mehr-
heit YouTube als am häufigsten genutztes mediales Lernangebot nannten (mpfs 
2020, 11). Ergänzend dazu ergab eine Untersuchung des Instituts für Demo-
skopie Allensbach im Frühjahr 2021, dass 66 % der befragten Schüler*innen 
während der coronabedingten Schulschließungen Erklärvideos und Tutori-
als auf YouTube intensiver als bisher genutzt haben (Institut für Demoskopie  
Allensbach 2021, 42). Diese Ergebnisse werden durch die 7. Oö.  Jugend-Medien- 
Studie bestätigt, wonach Lernprogramme und Lern-Apps 2021 deutlich häu-
figer zum Einsatz kamen als in den zwei Jahren davor (Education Group 2021, 
66 und 114).

3.	 Erklärvideos – ein ambivalentes Online-Phänomen

Die statistischen Befunde belegen die veränderten Informations- und Lernge-
wohnheiten von Kindern und Jugendlichen und den zentralen Stellenwert des 
Online-Videoportals YouTube in dieser Entwicklung. Unter den verschiedenen 
YouTube-Genres stellen Erklärvideos ein besonders attraktives Bewegtbild-
Angebot dar, das eine breite Zielgruppe anspricht. Es handelt sich dabei um 
eigenproduzierte audiovisuelle Online-Formate, in denen bestimmte Funktions
weisen oder abstrakte Konzepte erklärt werden (Wolf 2015a, 123). Darüber hi-
naus zeichnen sie sich durch die große Bandbreite und Tiefe der Themen, die 
Vielfalt der gestalterischen Mittel, den informellen Kommunikationsstil und die 
Diversität der Produzierenden aus (Wolf 2015b). Mit dieser Charakteristik un-
terscheidet der Medienpädagoge Karsten D. Wolf im Rahmen seiner Typologie 
erklärender Filme zwar Erklärvideos von Video-Tutorials, Performanz-Videos, 
Videoblogs, Lehrfilmen und Dokumentarfilmen, aber die Grenzen zwischen 
den verschiedenen Subgenres sind fließend. Insbesondere die Bezeichnung 
Video-Tutorial wird häufig synonym zu Erklärvideos verwendet (siehe z. B. 
Knaus/Valentin 2016), was mit der thematischen und gestalterischen Vielfalt der 
Online-Filme zusammenhängt. Beispielsweise unterscheidet Katrin Valentin 
(2018) zwischen protagonistischen Tutorials, gegenstandsbezogenen Tutorials, 
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Trickfilm-Tutorials und Screencast-Tutorials und bezieht sich damit auf Gestal-
tungsmittel, die genauso für die Produktion von Erklärvideos genutzt werden. 
Berührungspunkte gibt es zudem hinsichtlich des Merkmals der Verdichtung 
(ebd.). Dieses ermöglicht es, komplexe fachspezifische Inhalte wie z. B. die Eu-
ropawahl oder den Parlamentarismus in kompakter, leicht verständlicher Form 
zu vermitteln, was entscheidend zum Erfolg des Online-Phänomens beiträgt.

Ein weiterer Faktor für die Popularität der audiovisuellen Formate besteht 
in dem unmittelbaren Zugang, d. h. die Inhalte können anders als im Rahmen 
des Fachunterrichts von Ort und Zeit unabhängig rezipiert werden. Entschei-
denden Anteil an der Reichweite haben darüber hinaus die Akteur*innen der 
Videoplattformen, die eine breite Zielgruppe ansprechen und damit Einfluss auf 
den Meinungsbildungsprozess nehmen. Dazu zählen Webvideoproduzenten wie 
Mirko Drotschmann, der auf seinem YouTube-Kanal „MrWissen2go“ neben 
Erklärformaten wie „Politische Themen erklärt“ oder „Bundestagswahl 2021“ 
auch Nachrichten („Wochenrückblicke/News“) oder Kommentare zu aktuellen 
Themen (#mirkosmeinung) anbietet bzw. die Kampagne YouTuber gegen Hass 
(#YouGeHa) initiiert hat.3 Damit geht Drotschmann deutlich über das klassi-
sche Erklärformat hinaus, mischt sich in aktuelle politische Debatten ein und 
trägt damit zum Meinungsbildungsprozess von Kindern und Jugendlichen bei.

Obwohl oder gerade weil kommerzielle Anbieter von Erklärvideos in der 
Regel keine ausgebildeten Lehrkräfte sind, haben sie aufgrund ihres Alters, ih-
res an die Alltagskommunikation angelehnten Sprachgebrauchs und der Art 
und Weise der Inszenierung ein hohes Identifikationspotenzial bei Kindern und 
Jugendlichen. Dabei verschwimmen, wie Felix Stalder (2019, 139) es für die ge-
meinschaftliche Formation als einer zentralen Eigenschaft der „Kultur der Digi-
talität“ beschreibt, die Kategorien Information, Kommunikation und Handlung. 
Das Ziel von Erklärvideos ist es, Informationen bereitzustellen, wobei die han-
delnde bzw. kommunizierende Person miteinbezogen wird.

Mit der Diversität der Produzierenden geht bei einigen Anbietern ein pro-
blematischer Mangel an fachlicher und didaktischer Kompetenz einher, sodass 
die Tiefe und Qualität der Fachinhalte von kommerziellen Erklärvideos kritisch 
zu hinterfragen ist.4 Jedoch werden Erklärvideos zu politischen Sachverhalten 
und Prozessen zunehmend auch von Trägern politischer Bildungsarbeit wie der 

3	 Eine Übersicht über das Angebot von MrWissen2go unter: https://www.youtube.com/c/
MrWissen2go/featured (Zugriff: 24.1.2022).

4	 Fachlich falsche Darstellungen weist beispielsweise Christoph Kulgemeyer (2018, 9) für 
TheSimplePhysics nach.
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Bundeszentrale für politische Bildung oder der Österreichischen Gesellschaft 
für Politische Bildung produziert und angeboten.

Als problematisch für den Fachunterricht erweist sich die Form der direk
ten Wissensvermittlung in den webbasierten Online-Formaten, die sich aus  
dem Erklären als zentraler sprachlicher Handlung ergibt. Voraussetzung für  
gutes Erklären sind laut Christoph Kulgemeyer (2018) einerseits die Schü
ler*innenorientierung und andererseits die Interaktion mit den Schüler*innen. 
Es müssen also im Erklärprozess das Vorwissen und die Interessen der Lernen-
den berücksichtigt und darüber hinaus das vermittelte Fachwissen durch ent-
sprechende Aufgaben reflektiert und angewendet werden. Im Gegensatz dazu 
werden die audiovisuellen YouTube-Formate überwiegend passiv konsumiert, 
da interaktive Elemente fehlen. Kritiker sprechen somit von „Frontalunterricht 
auf YouTube“ ( John 2017) oder Kompetenz-Simulation, da es lediglich Ziel der 
Video-Produzenten sei, einen gewünschten Output zu produzieren, statt echtes 
Verständnis zu fördern oder zum eigenständigen Denken anzuregen (Krommer 
2021). Neben der Erklärqualität von Online-Videos stellt deren zentrales Anlie-
gen, komplexe Sachverhalte auf ein leicht verständliches Format zu reduzieren, 
somit eine Herausforderung für politische Lernprozesse dar, da differenzier-
te Begriffsdiskussionen und problemorientierte Zugänge zu politischen Phä-
nomenen zu wenig berücksichtigt werden (können). Diese sind aber wesentli-
cher Bestandteil politikbezogener Kompetenzen und müssen dementsprechend 
Grundbedingung für politische Lehr- und Lernprozesse unter Einbeziehung 
von Erklärvideos sein.

4.	 Erklärvideos in politischen Lehr- und Lernprozessen

Als allgemeine Zielperspektive Politischer Bildung gilt unbestritten die Ent-
wicklung politischer Mündigkeit (Detjen u. a. 2004, 9). Denn diese ist Voraus-
setzung, um jungen Menschen die Orientierung in modernen demokratischen 
Gesellschaften zu ermöglichen und sie zur Teilhabe am öffentlichen Leben zu 
befähigen. Diese Aufgabe lässt sich auf die Orientierung in und die Teilhabe an 
einer digital geprägten Gesellschaft mit ihrer veränderten Debattenkultur über-
tragen. Damit verbunden ist das Ziel, „[d]igitale Souveränität“ bzw. die „Hand-
lungs- und Entscheidungsfreiheit [...] in der digitalen Welt“ zu fördern (Krüger 
2020, 189). Zu diesem Zweck muss eine kritisch-reflexive Auseinandersetzung 
mit den Herausforderungen der digitalen Transformation stattfinden, vor al-
lem weil Kinder und Jugendliche vorwiegend digitale Kommunikationskanäle 
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nutzen, um ihre Interessen und Meinungen zu artikulieren. Erklärvideos sind 
ein maßgeblicher Bestandteil ihrer digitalen Lebenswelt und wurden während 
der coronabedingten Schulschließungen zunehmend im Fernunterricht einge-
setzt. Jedoch zeigt sich am Beispiel von Erklärvideos „der dialektische Cha-
rakter der Möglichkeit von Bildungsprozessen in einer digitalisierten Gesell-
schaft“ (Ernst/Schmitt 2020, 25) bzw. das Dilemma, das im 16. Kinder- und 
Jugendbericht (BMFSFJ 2020) hinsichtlich des digitalen Bildungsraums be-
schrieben wird. Denn aus der digitalen Transformation ergebe sich für die Poli-
tische Bildung einerseits die Aufgabe, Plattformen wie Facebook, YouTube und 
WhatsApp in politische Bildungsprozesse einzubeziehen, um deren jugendliche 
Nutzer*innen zu erreichen. Andererseits brauche es eine netzkritische Ausei
nandersetzung mit diesen webbasierten Formaten und ihren Begleiterscheinun-
gen (ebd., 57).

Dementsprechend wird das Lernpotenzial von Erklärvideos nicht ausge-
schöpft, wenn sie im Politikunterricht lediglich als digitale Erweiterung oder 
sogar Ersatz des Lehrer*innenvortrags verwendet werden. Stattdessen ist eine 
zielgerichtete didaktische und kompetenzorientierte Herangehensweise erfor-
derlich, um Erklärvideos gewinnbringend in politische Lehr-Lern-Prozesse  
einzubetten. Für eine differenzierte und kritische Auseinandersetzung mit dem 
populären Online-Format ist dementsprechend ein projekt- und handlungsorien
tierter Unterricht notwendig, in dem zunächst das Analysieren und Bewerten 
von Videoangeboten zu politischen Themen geübt und darauf aufbauend eine 
angeleitete Selbstproduktion durch Schüler*innen ermöglicht wird (vgl. Kulge-
meyer 2018). Bei der kritisch-analytischen Beschäftigung mit den Videos stehen 
nicht allein die fachlichen Inhalte und deren Zuverlässigkeit im Vordergrund, 
vielmehr sollten vor allem die Qualität der Erklärungen und die verwendeten 
gestalterischen Mittel betrachtet werden. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Rolle der Produzent*innen und ihrer (ggf. ökonomischen) Interessen zu hinter-
fragen. Online-Formate, die sich an öffentlichen Debatten beteiligen, wie bei-
spielsweise #mirkosmeinung, können darüber hinaus als Impulsvideo (Brocca/
Krösche 2022, 210–212) für die „diskursive [...] Auseinandersetzung mit kontro-
versen Themen im Unterricht“ (Drerup 2021, 140) eingesetzt werden und damit 
die passiv rezipierende Nutzung aufbrechen. Das Impulsvideo hat ein kontro-
verses gesellschaftliches Problem zum Gegenstand, das die Schüler*innen un-
ter fachdidaktischer Anleitung zum kritisch-reflexiven Denken und zur eigenen 
Urteilsbildung anregt. Im Sinne der Problemorientierung bietet sich in diesem 
Zusammenhang darüber hinaus die Thematisierung der veränderten Rahmen-
bedingungen für politische Kommunikation im digitalen Raum an.
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Erst wenn das analytische Verständnis für das Online-Phänomen und sei-
ne Rahmenbedingungen gefördert wurde, kann zur aktiv gestaltenden Selbst
produktion und damit zu politischem kommunikativem Handeln angeregt werden.  
Voraussetzung dafür sind detaillierte Überlegungen zur Zielgruppe des Videos 
(ebd., 11). Werden selbst produzierte Erklärvideos dann auch verfügbar gemacht 
bzw. geteilt, können digitale Beteiligungsmöglichkeiten entstehen. Im Sinne von 
Steve Kenner und Dirk Lange kann es mithilfe des skizzierten Lehr-Lern-Arran-
gements gelingen, ein Phänomen aus der digitalen Lebenswelt der Schüler*innen 
aufzugreifen und mit der analogen Reflexionswelt zu verknüpfen (Kenner/Lan-
ge 2020, 188).

Letzten Endes benötigt „Bildung in der digitalen Welt“, so Harald Gap-
ski (2019, 29), „eine enorme interdisziplinäre Anstrengung“, denn es gehe dabei  
einerseits um eine „persönlichkeitsbildende Perspektive“ und andererseits darum, 
„die informatischen Modellierungen der Welt in ihren Auswirkungen zu verste-
hen und solidarischen und politischen Gestaltungswillen für die digitale und so-
ziale Welt zu zeigen“ (Gapski 2019, 29).
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STEFANIE KESSLER

Professioneller Umgang mit Diversität 
als Bestandteil von Demokratielehre 
im Politikunterricht 

1.	 Einleitung

Eine zunehmende gesellschaftliche Diversität spiegelt sich auch in heteroge-
ner werdenden Ausgangslagen unter Lernenden in Schul- und Klassengemein-
schaften. Damit sind Politiklehrende mit mehr Diversität im Hinblick auf ganz 
unterschiedliche Differenzkategorien (z. B. Sprach- und Bildungsniveau, kultu-
reller Hintergrund der Herkunftsfamilie, Geschlecht etc.) konfrontiert. Sie sind 
dabei im besonderen Maße aufgefordert, sich heterogenen Lerngruppen zu öff-
nen, um mit ihrer Lehre zu Inklusion und Chancengerechtigkeit in einer demo-
kratischen Gesellschaft beizutragen (vgl. Thorweger 2019, 171). Dies stellt viele 
Lehrkräfte vor Herausforderungen in der Umsetzung demokratisch-politischer 
Bildung in Politikunterricht und Schule (vgl. ebd.). Sie sind mit der Frage kon-
frontiert, wie Demokratielehre in einer Gruppe mit verschiedenen Schüler:innen 
gelingen kann und wie diese Schüler:innen gleichermaßen als Bürger:innen in 
einer Demokratie befähigt werden können.

In der Ausbildung von Lehrkräften wird die Gestaltung eines inklusiven 
(Fach-)Unterrichts bisher nur unzureichend thematisiert (vgl. ebd., 176). Eben-
so fehlt es im politikdidaktischen Diskurs um eine inklusivere politische Bil-
dung1 noch an empirischen Erkenntnissen zur Lehre von Politiklehrenden in 
derartigen Situationen. Daran knüpfe ich an und möchte mich in meinem Bei-
trag damit befassen, inwiefern bei Politiklehrer:innen die Voraussetzungen für 
einen professionellen Umgang mit Diversität in ihren Handlungsorientierungen 
zu Demokratielehren angelegt sind. Grundlage hierfür sind Ergebnisse aus mei-
ner Dissertation, in der ich der Frage nachgegangen bin, wie Politiklehrer:innen 
Demokratie in Politikunterricht und Schule lehren (Kessler 2021). Sie hatte  

1	 Ich beziehe mich dabei auf ein weit gefasstes Verständnis eines inklusiven Politikunterrichts, 
bei dem Lehrkräfte sich in ihrer Lehr- und Unterrichtspraxis an alle Schüler:innen richten 
und sensibel sind für verschiedene Differenzen und Ausgangslagen.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



158

zum Ziel, einen empirischen Einblick in die Demokratie-Lehrpraxis von Po
litiklehrer:innen in Deutschland zu geben und die hierbei zugrunde liegenden 
impliziten Handlungsorientierungen von Politiklehrer:innen aufzuzeigen. Ich 
verstehe diese gemäß der praxeologischen Wissenssoziologie (Bohnsack 2017) 
als implizites Wissen, das die Handlungspraxis von Lehrkräften gleichermaßen 
strukturiert und anleitet (ebd., 142 ff.). 

Um die in diesem Beitrag fokussierte Frage zu beantworten, werde ich  
1) kurz in meine Dissertation einführen und dann 2) ausgewählte Ergebnisse 
daraus eingehender vorstellen. Im Anschluss daran werde ich 3) verdeutlichen, 
welche Lehrtypen vor dem Hintergrund von Professionalitätsvorstellungen  
(vgl. u. a. Besand/Jugel 2015) die geeigneten Voraussetzungen für einen Umgang 
mit Vielfalt bereits mitbringen und bei welchen dagegen noch ein Professiona-
lisierungsbedarf besteht. Ich schließe hierbei an den Diskurs zu einer inklusiven 
politischen Bildung an.

2.	 Einführung in das qualitativ-rekonstruktive Forschungsprojekt 
‚Demokratielehre in Politikunterricht und Schule‘

In meiner Dissertation ging ich der Frage nach, über welche Handlungsorientie-
rungen zu Demokratielehren und Demokratie Politiklehrende verfügen. Damit 
fokussiere ich das der Handlungspraxis zugrunde liegende implizite, atheoreti-
sche Wissen, das die Lehr- und Unterrichtspraktiken von Lehrkräften zugleich 
strukturiert und anleitet (vgl. Bohnsack 2017, 142 ff.). Im Anschluss an Polanyis 
Verständnis von implizitem Wissen können die Lehrkräfte dieses Wissen nicht 
selbst explizieren; „they know more than they can tell“ (Polanyi 1966, 18). 

Ziel meiner Dissertation war es, die impliziten Wissensbestände der Demo-
kratielehrpraxis von Politiklehrenden in Politikunterricht und Schule zu rekon
struieren. Hierfür habe ich narrative Leitfadeninterviews mit 24 Lehrkräften2 zu 
ihrer Demokratielehrpraxis geführt und diese mit der dokumentarischen Me-
thode der Interpretation (Bohnsack 2021; Nohl 2017) ausgewertet. 

Auch wenn Narrationen nicht mit dem ‚wirklichen‘ Geschehen gleichzuset-
zen sind, sind gemäß Schütze die Erfahrungen der Praxis doch in besonderem 

2	 Es handelte sich dabei um neun Lehrerinnen und 15 Lehrer aus neun verschiedenen Bun-
desländern im Alter von 28–65 Jahren, die an unterschiedlichen Schultypen das Fach Politik 
unterrichten (Gymnasium, Gesamt-/Gemeinschaftsschule, Real- und Berufsschule). Das 
Ziel war, möglichst verschiedene Politiklehrer:innen für eine Teilnahme zu gewinnen, um 
Demokratielehrpraktiken in ihrer Diversität und Breite zu erfassen.
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Maße in Erzählungen und Beschreibungen eingelassen (vgl. Schütze 1987). Die 
erfahrene Handlungspraxis ist dabei derart an die Praxis geknüpft, dass sie von 
den Befragten „kaum kommunikativ expliziert, sondern nur erzählt oder beschrie-
ben werden kann“ (Nohl 2017, 33). Entsprechend dokumentiert sich in dieser ge-
schilderten Handlungspraxis ein implizites, atheoretisches Wissen (ebd.).

Mithilfe der dokumentarischen Methode kann dieses in zwei Schritten re-
konstruiert werden: Zuerst erfolgt eine formulierende Interpretation, bei der das 
Gesagte inhaltlich zusammengefasst wird, und danach eine reflektierende Inter-
pretation, bei der die Orientierungsrahmen herausgearbeitet werden (vgl. Nohl 
2017, 29 ff.). In diesem zweiten Schritt geht es darum, zu analysieren, wie die 
Interviewpartner:innen Themen behandeln und rahmen. Dabei wird von Beginn 
an vergleichend vorgegangen. Es werden im Rahmen einer komparativen Ana-
lyse fallinterne und fallexterne Sequenzen, in der ähnliche Themen besprochen 
werden, herangezogen, um minimale und maximale Kontraste unter den Orien
tierungen herauszuarbeiten. Damit können die rekonstruierten Handlungsorien-
tierungen sukzessive vom Fall gelöst und in einem Typ abstrahiert werden. Dies  
ermöglicht im Sinne einer induktiven Vorgehensweise eine sinngenetische Ty-
penbildung auf Basis der rekonstruierten Orientierungen3.

Im Rahmen meiner Dissertation konnte ich eine mehrdimensionale sinn-
genetische Typik entwickeln, d. h. ich habe anhand der Interviews drei Typiken  
zu verschiedenen thematischen Dimensionen herausgearbeitet:
Typik I: 	 Modi operandi des Demokratielehrens und damit verbundene impli-

zite Demokratieverständnisse
Typik II: 	 Implizites Selbstbild als Politiklehrer:in
Typik III: 	Modi operandi des Umgangs mit Anforderungen

Die Typik I umfasst fünf Typen, die Demokratie auf unterschiedliche Art und 
Weise lehren. Mit diesen ist in der Praxis jeweils ein implizites Verständnis 
von Demokratie verknüpft. Dieses implizite Demokratieverständnis ist dabei 
nicht zu verwechseln mit expliziten Unterrichtszielen oder subjektiven Theorien 
zu Demokratie. Diese können, müssen aber nicht unbedingt dem impliziten 
Demokratieverständnis entsprechen. Die Typen basieren dabei auf den durch 
den Vergleich vom Einzelfall gelösten Handlungsorientierungen aus Interview-
sequenzen, in denen Lehrkräfte ihre Demokratielehrpraxis anhand von Beispie-
len beschreiben bzw. aus ihrer Praxis heraus erzählen. In der Typik II beschreibe 

3	 Die Vorgehensweise und Schritte in der sinngenetischen sowie relationalen Typenbildung 
stelle ich in Kessler 2021 (114 ff.) ausführlicher dar.
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ich zwei konträre Typen des impliziten Selbstbildes als Politiklehrer:in, die sich 
ebenfalls in den geschilderten Demokratielehrpraktiken dokumentieren. Sie um-
fasst insbesondere Orientierungen zur Rolle als Politiklehrkraft und eine damit 
einhergehende Haltung zu Schüler:innen. Mit der Typik III erfasse ich sechs 
unterschiedliche Umgangsweisen mit Anforderungen, die die interviewten Po-
litiklehrenden in Bezug auf ihren Politikunterricht wahrnehmen und die sie als 
einschränkend für ihre Demokratielehre erleben.

Darüber hinaus konnte ich nach dieser sinngenetischen Typenbildung fall-
übergreifende Verbindungen zwischen den Typen aus Typik I und denen aus 
Typik II feststellen. Das heißt, in der Praxis zeigt sich, dass ein Zusammenspiel 
aus einem spezifischen Demokratielehrmodus und einem impliziten Selbstbild 
Lehrpraktiken erfolgt. In den geschilderten Praktiken werden nur bestimmte 
Relationen deutlich; folglich spricht man hier von relationalen Typen. Das be-
deutet, dass Handlungsorientierungen zur fachdidaktischen Gestaltung von De-
mokratielehre (Typik I) einen Sinn- oder Strukturzusammenhang bilden mit 
Orientierungen zur Rolle von Lehrkraft und Schüler:innen (Typik II). 

Für diesen Beitrag richte ich den Blick auf die zwei unterschiedlichen impli-
ziten Selbstbilder von Politiklehrenden, da diese Orientierungen für einen Um-
gang mit Diversität unter Schüler:innen zentral sind. 

3.	 Beschreibung der Typik II: Implizites Selbstbild  
als Politiklehrende:r

In der Demokratielehrpraxis kommt neben einer jeweils unterschiedlichen Art 
und Weise, Demokratie zu vermitteln und zu lehren, auch ein implizites Selbst-
bild der interviewten Lehrkräfte als Politiklehrende zum Ausdruck. Ich verstehe 
das implizite Selbstbild in Abgrenzung zur Identität als implizites Wissen, das 
durch die Teilhabe und Sozialisation in kollektiven Erfahrungszusammenhän-
gen gebildet wird und im Umgang mit der Welt und anderen zum Ausdruck 
kommt (vgl. Assmann 1999, 130 ff.). Das implizite Selbstbild als Politiklehr-
kraft umfasst Orientierungen zur Ausgestaltung der Rolle als Politiklehrer:in 
in Demokratie-Lehr-Lern-Prozessen, eine damit einhergehende Haltung ge-
genüber den Schüler:innen sowie den Umgangsmodus mit eigenen politischen 
Positionen als Lehrkraft.

In den geschilderten Praktiken lassen sich dabei grundsätzlich zwei konträre 
Typen rekonstruieren: Typ 1) der/die Demokratieexperte/in im propositionalen 
Sinne und Typ 2) der/die Demokratielernbegleiter:in im performativen Sinne. 
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Mit diesen Bezeichnungen möchte ich markieren, dass bei dem ersten Typ die 
Vermittlung der eigenen Expertise zum Unterrichtsgegenstand „Demokratie“ 
im Vordergrund steht, während bei dem zweiten Typ die Begleitung der Demo-
kratielernprozesse der Schüler:innen fokussiert wird. Im Folgenden sollen die 
zwei Typen genauer beschrieben werden. Aus Platzgründen verzichte ich hier 
auf eine exemplarische Illustration durch Zitate und möchte auf die ausführliche 
Darstellung in Kessler 2021 (202 ff.) verweisen.

Bei dem/der Demokratieexperten/in im propositionalen Sinne zeigt sich in 
den geschilderten Demokratielehrpraktiken, dass der/die Politiklehrer:in eine 
Rolle als Fachexperte/in und als Wissensvermittler:in einnimmt. Dabei wird 
Schüler:innen zugleich die Rolle der Unwissenden zugeschrieben, denen erst 
Wissen und Erkenntnisse über Demokratie vermittelt werden müssen. Da-
mit konstruieren die Lehrkräfte Homogenität in der Klassengemeinschaft und 
nivellieren vorhandene Unterschiede in den Ausgangslagen ihrer Lernenden.  
Unterschiede werden nur zwischen Klassenstufen wahrgenommen, womit die 
Annahme eines linearen Wissens- und Kompetenzzuwachses über die Schul-
jahre einhergeht. Die geschilderten Lehrpraktiken sind durch Wissens-/Kom-
petenzgefälle zwischen Lehrkraft und Schüler:innen geprägt.

Mit Blick auf den Umgang mit eigenen politischen Positionen fällt auf, 
dass diese Politiklehrenden kaum thematisieren, inwiefern ihre Lehrpraxis die 
Schüler:innen in ihrem politischen Denken beeinflusst. Dabei zeigt sich, dass 
teilweise eine explizite Abgrenzung von politischen Positionierungen erfolgt 
und die Lehrenden versuchen, ‚neutralen‘ Politikunterricht umzusetzen. Inwie-
fern auch solch ein ‚neutraler‘ Politikunterricht implizit Vorstellungen zu De-
mokratie und Politik vermittelt und damit Schüler:innen prägt, wird von diesen 
Lehrkräften jedoch nicht betrachtet. 

In den Demokratielehrpraktiken, in denen der Typ des/der Demokratie-
lernbegleiters/in im performativen Sinne deutlich wird, nehmen Politiklehrende  
die Rolle des/der Unterstützers/in der Demokratielernprozesse seiner/ihrer 
Schüler:innen ein. Sie nehmen sich dabei mit ihrer eigenen Fachexpertise zu-
rück und fördern stattdessen das Erarbeiten eigener Erkenntnisse durch die 
Schüler:innen. Im Gegensatz zum anderen Typ zeigt sich dabei, dass die Lehr-
kräfte Heterogenität unter ihren Schüler:innen wahrnehmen sowie individuelle 
Lern- und Unterstützungsbedarfe erkennen. Ihre Gestaltung von Lehr-Lern- 
-Prozessen setzt an den unterschiedlichen Ausgangslagen der Schüler:innen an 
und nutzt die vorhandene Heterogenität in der Klasse/Schule. Ihre Praxis ist 
durch ein Streben nach einem Verhältnis auf Augenhöhe geprägt, auch wenn  
ihnen die Unterschiede zur Position der Schüler:innen bewusst sind. Im Vergleich 
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zum anderen Typ dokumentiert sich ein bewusster Umgang mit eigenen politi-
schen Auffassungen sowie eine Form der Selbstkontrolle durch eine Demokra-
tielehre, die die Standpunkte der Schüler:innen in den Mittelpunkt stellt.

Grundsätzlich zeigt sich damit – unter Bezugnahme auf die Publikation von 
Asbrand und Martens (2018) zur dokumentarischen Unterrichtsforschung – im 
Typ des/der Demokratieexperten/in im propositionalen Sinne ein instruktives 
bzw. transmissives pädagogisches Verständnis und im Typ des/der Demokratie-
lernbegleiters/in im performativen Sinne dagegen ein konstruktivistisches Ver-
ständnis (vgl. Kessler 2021, 305/311). Da dieses pädagogische Verständnis sich 
in der Lehrpraxis dokumentiert, kann hier auch von einem entsprechenden be-
ruflichen Lehrer:innenhabitus gesprochen werden (vgl. ebd., 306).

Diese zwei rekonstruierten Typen sollen im nächsten Abschnitt mit Blick 
auf Erwartungen an einen professionellen Umgang mit diversen Lerngruppen 
diskutiert werden.

4.	 Diskussion der Ergebnisse

Im politikdidaktischen Diskurs gibt es bereits Vorstellungen über und Erwartun-
gen an ein professionelles Lehrer:innenhandeln im Umgang mit der zunehmen-
den Heterogenität in Klassen- und Lerngemeinschaften (siehe u. a. Thorweger 
2019, Besand/Jugel 2015). Im Folgenden möchte ich drei zentrale Erwartungen 
aus dem Diskurs aufgreifen und als Bewertungsfolien zur Diskussion der zwei 
vorgestellten Typen nutzen.

Erwartung I: Grundsätzlich wird von Lehrkräften erwartet, dass sie unter-
schiedliche Lernausgangslagen und damit Vielfalt als Norm anerkennen. Davon aus-
gehend sollen sie einen Politikunterricht gestalten, der auf die Kompetenzentwicklung 
aller Lernenden abzielt. Erreicht werden kann dies beispielsweise durch ein Abwech-
seln individueller und gemeinsamer Lernphasen, das Verwenden verschiedener Me-
thoden und Sozialformen oder das Beteiligen der Lernenden an der Gestaltung von 
Lehr-Lern-Prozessen (vgl. Thorweger 2019, 174).

Mit Blick auf die vorgestellten Selbstbildtypen lässt sich feststellen, dass der 
Unterricht der Politiklehrenden, die dem Typ des/der Demokratieexperten/in  
im propositionalen Sinne zuzuordnen sind, zwar durchaus abwechslungsreich ist, 
der Einsatz der Methoden aber nicht zum transmissiven Habitus der Lehrkräfte  
passt. Aufgrund der vorliegenden Inkonsistenz expliziter Ziele und Handlungs-
orientierungen werden schüler:innenorientierte und -aktivierende Methoden 
umgedeutet und gemäß dem eigenen Habitus eingesetzt. Sie entfalten damit 
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nicht ihre angedachte Wirkung. Bei dem zweiten Selbstbildtyp des/der Demo
kratielernbegleiters/in im performativen Sinne zeigt sich, dass die Politikleh-
renden unterschiedliche Ausgangslagen erkennen und eine hierzu passende  
Demokratielehre im Politikunterricht gestalten. Diese zielt auf eine Befähigung 
der Schüler:innen, indem ihnen möglichst viel Verantwortung für den eigenen  
Lernprozess übertragen wird. Dennoch fällt bei diesem Selbstbildtyp auf, dass 
Differenzen vorrangig mit Blick auf unterschiedliche politische Positionen,  
politisches Wissen, das Politikverständnis und die Fähigkeit zur begründeten po-
litischen Positionierung wahrgenommen werden. Darüber hinaus zeichnet sich  
eine Wahrnehmung für herkunftsbedingte kulturelle Unterschiede, unterschied-
liche Sprachkenntnisse/Ausdrucksfähigkeiten und Geschlechterunterschiede 
bei einigen Lehrkräften ab. Die Lehrkräfte, deren Lehrpraxis dem Selbstbildtyp 
des/der Demokratielernbegleiters/in im performativen Sinne entspricht, brin-
gen somit im Gegensatz zu Lehrenden mit einer Lehrpraxis gemäß dem ande-
ren Selbstbildtyp die Voraussetzungen für eine Erfüllung dieser Erwartungen an 
einen professionellen Umgang mit Diversität unter Schüler:innen mit; es gibt 
aber durchaus Qualifizierungsbedarf in der weiteren Sensibilisierung für ver-
schiedene Diversitätsdimensionen.

Erwartung II: Eine zweite zentrale Erwartung an Politiklehrende ist, ihre 
Schüler:innen durch ihre Demokratielehre grundlegend in ihrer Handlungsfähigkeit 
zu fördern (vgl. Besand/Jugel 2015) und dabei Demokratielehre auch als Empower-
mentpraxis zu gestalten (vgl. u. a. Schluchter 2015, 145 ff.; Jahr 2019). 

In Kessler 2021 konnte ich nachweisen, dass alle interviewten Politiklehren-
den explizit das Ziel verfolgen, ihre Schüler:innen zur Teilhabe als Bürger:innen 
an der Demokratie zu befähigen. Der Praxis des Selbstbildtyps des/der Demo-
kratieexperten/in im propositionalen Sinne liegt jedoch implizit die Erwartungs-
haltung zugrunde, dass Schüler:innen sich an Vorstellungen und Sichtweisen der 
Lehrkraft anpassen. Sie werden somit dazu erzogen, sich den vorherrschenden, 
an sie gerichteten Positionen unterzuordnen, nicht aber dazu, als Bürger:in selbst-
ständig zu denken und zu handeln. Auch hier liegt folglich eine Inkonsistenz 
zwischen explizitem Ziel und Handlungsorientierung vor. Bei einer Lehrpraxis 
gemäß dem Selbstbildtyp des/der Demokratielernbegleiters/in im performati-
ven Sinne setzen Lehrende dagegen auf die Lernautonomie der Schüler:innen. 
Dabei zeigt sich, dass die Lehrenden Schüler:innen darin unterstützen, eigene 
politische Themen wahrzunehmen und ihre Interessen im Diskurs miteinan-
der zu vertreten. Schüler:innen werden über ihre Beteiligungsrechte im schuli-
schen und kommunalen Umfeld informiert sowie unterstützt, eigene Anliegen 
hier auszuhandeln. In den geschilderten Demokratielehrpraktiken dokumentiert 
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sich somit, dass die Lehrkräfte Impulse geben, Lernprozesse begleiten und bei  
Problemen helfen. Diese Praxis erfüllt damit im Gegensatz zum anderen Selbst-
bildtyp die Erwartung, die Handlungsfähigkeit der Schüler:innen durch Demo-
kratielehre zu fördern.

Erwartung III: Grundlegend wird von den Lehrkräften gefordert, dass sie ihre 
„eigene (Macht-)Position“ (Vennemeyer 2019, 43) in Lehr-Lern-Prozessen reflektie-
ren und versuchen, diese sichtbar zu machen sowie durch die Gestaltung ihres Unter-
richts abzubauen.

Bei den interviewten Lehrkräften, deren Praxis dem Selbstbildtyp des/der 
Demokratieexperten/in im propositionalen Sinne zuzuordnen ist, kommt kein 
solches Problembewusstsein für die eigene (Macht-)Position als Lehrende zum 
Ausdruck. Sie sehen sich in einer wissenderen Position, die ihnen die Legitima-
tion zuweist, den Schüler:innen Wissen zu vermitteln. Die Schüler:innen wer-
den gemäß den Klassenstufen als unwissend bis teilweise wissend (oder über Er-
kenntnisse verfügend) wahrgenommen. Dieses asymmetrische Verhältnis wird 
von den Lehrkräften nicht thematisiert oder gar problematisiert. Bei Lehrkräf-
ten, deren Praxis dem zweiten Selbstbildtyp des/der Demokratielernbegleiters/in  
im performativen Sinne entspricht, wird in Ansätzen solch ein Bewusstsein für 
die eigene (Macht-)Position als Lehrende deutlich, und zwar im Umgang mit 
der eigenen politischen Position in der Demokratielehre. Infolgedessen ver
suchen sie sich explizit zurückzunehmen und die Schüler:innen stark in die Ge-
staltung von Lehr-Lern-Prozessen einzubeziehen sowie ihnen Verantwortung 
für ihr Lernen zu übertragen. 

Mit Blick auf alle drei Erwartungen, die im Diskurs als Anforderungen 
an einen professionellen Umgang mit Diversität formuliert werden, dokumen-
tieren sich bei dem Selbstbildtyp des/der Demokratieexperten/in im proposi-
tionalen Sinne Defizite. Das heißt, eine Demokratielehrpraxis, die einem in-
struktiven bzw. transmissiven Lehrer:innenhabitus folgt, schafft es kaum, der 
zunehmenden Heterogenität im Klassenzimmer zu entsprechen. Bei Demokra-
tielehrpraktiken, in denen der zweite Selbstbildtyp und damit ein konstrukti-
vistischer Lehrer:innenhabitus zum Ausdruck kommt, verfügen die Lehrkräfte 
dagegen über die Voraussetzungen, auch mit zunehmender Diversität umzuge-
hen und Schüler:innen mit unterschiedlichen Ausgangslagen als Bürger:innen 
zu befähigen, auch wenn hier durchaus ein Sensibilisierungsbedarf für verschie-
dene Differenzkategorien besteht.
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5.	 Fazit

Anhand ausgewählter Ergebnisse aus meiner Dissertation konnte ich zeigen, 
dass Politiklehrkräfte mit einem konstruktivistischen pädagogischen Lehrer:in
nenhabitus auf einen Umgang mit zunehmender Diversität grundsätzlich vorbe-
reitet sind und ihre Handlungsorientierungen den Erwartungen an eine professi-
onelle Lehre in heterogenen Klassen- und Lerngemeinschaften auch entsprechen. 
Dagegen lässt sich bei Politiklehrenden mit einem instruktivistischen bzw. trans-
missiven Lehrer:innenhabitus feststellen, dass sie diese Unterschiede nicht wahr-
nehmen und mit ihrer Lehrpraxis unterschiedliche Ausgangslagen nivellieren und 
damit Klassengemeinschaften homogenisieren. Sie entsprechen damit nicht den 
Erwartungen an einen inklusiven Politikunterricht. Es besteht somit durchaus 
Qualifizierungsbedarf unter den Politiklehrer:innen, auch wenn ich keine Aus-
sage über das Ausmaß treffen kann, da die Verteilung der Selbstbildtypen unter 
den Lehrkräften nicht untersucht wurde.

Allgemein implizieren die Ergebnisse somit, dass pädagogische Grundhal-
tungen von Politiklehrenden auch die Art und Weise ihrer Demokratielehre und 
damit ihren Umgang mit Diversität unter Schüler:innen beeinflussen. Folglich 
müssen Politiklehrkräfte auch in der politikdidaktischen Lehrer:innenaus- und 
-fortbildung ihre pädagogischen Grundhaltungen, ihre Rolle als Lehrende und 
ihr Beziehungsverhältnis zu Schüler:innen reflektieren. Es kommt nicht nur 
darauf an, moderne Methoden für einen schüler:innenorientierten Politikun-
terricht zu kennen; sie erfordern in der Umsetzung einen konstruktivistischen 
Lehrer:innenhabitus.
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MARTINA KOFER

Mehrsprachigkeit in der pluralen Demokratie –  
Überlegungen zur Implementierung  
postmigrantisch-demokratischer  
und dominanzkritischer Perspektiven  
auf Sprache(n) in die Lehrer*innenbildung 

1.	 Problemaufriss

Postmigrantische und migrationspädagogische Perspektiven auf die Debatten 
um Migrationsmehrsprachigkeit problematisieren schon seit einigen Jahren, 
dass Sprache ähnlich wie Kultur, Gender oder Class im integrations- und bil-
dungspolitischen Diskurs als Differenzierungsmerkmal zwischen ‚uns‘ und den 
‚anderen‘ (vgl. Czollek 2018) fungiert. Ausgangspunkt für diese Differenzsetzung 
ist die Forderung nach einer deutschen „Leitsprachigkeit“ (Roche 2017, 45), die 
jedoch nicht für alle gesellschaftlichen Bereiche gleichermaßen gilt und die in 
der Regel vorrangig mit Bezug auf das Sprechen von inferiorisierten ‚Migra-
tionssprachen‘ geäußert wird. Dabei zeigen aktuelle Forschungen zu den Ein-
stellungen von (angehenden) Lehrkräften zu Mehrsprachigkeit, dass auch diese 
von einer Vorrangstellung des Deutschen überzeugt sind bzw. Differenzierungen 
reproduzieren und sich eher gegen ein Sprechen von mehr Sprachen im Unter-
richt und in der Institution Schule positionieren. 

Dabei ist den (angehenden) Lehrkräften oftmals alles andere als bewusst, 
dass eine Hierarchisierung von Sprachen auf Sprecher*innen von ‚Migrations-
sprachen‘ exkludierend wirkt und darüber hinaus mit sich bringt, dass gesell-
schaftliche Ungleichheit bzw. Differenzierung „durch die (verschiedenartig ma-
nifestierte) sprachliche Relevantsetzung von sprachlichen Differenzen [...] (re-)
produziert“ (Dirim u. a. 2018, 51) wird. Das verdeutlichen und thematisieren 
vor allem auch essayistische und autofiktionale Texte, die in den letzten Jahren 
von Autor*innen mit familiärer Migrationsgeschichte in Deutschland erschie-
nen sind und die Erfahrungen von Inferiorisierungen gerade auch in Hinblick 
auf Mehrsprachigkeit thematisieren (vgl. Grjasnowa 2021; Gümüşay 2020; Sto-
kowski 2019). 
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Auf der Grundlage dieser Prämissen, die im Folgenden noch weiter ausge-
führt werden, plädiert der Beitrag dafür, dass Sprach- und Literaturdidaktik, wie 
sie in Hochschule und Unterricht realisiert wird, Machtdimensionen von Sprache 
sowie die Entstehungsgeschichten ihrer ideologischen Rechtfertigungen kritisch 
hinterfragen und reflektieren sowie Prozesse der Selbstreflexion initiieren sollte. 
Damit knüpfe ich an die aus migrationspädagogischer Perspektive zu Recht ge-
forderte stärkere Fokussierung von Machtverhältnissen, struktureller und insti-
tutioneller Diskriminierung, Exklusionsmechanismen und Linguizismus in der 
universitären Lehre an, möchte aber noch eine neue Perspektive in die Diskussion 
bringen, indem ich den derzeit noch immer vorrangig repressiven institutionellen 
und sprachpolitischen Umgang mit Migrationssprachen mit den Prinzipien einer 
demokratischen Wertebildung abgleiche, wie sie auch die Kultusministerkonfe-
renz fordert. So heißt es im aktualisierten Beschluss vom 11.10.2018:

Die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der Teilhabe aller Mitglieder und 
das Miteinander unterschiedlicher Ethnien und Kulturen, gerade in einem Zeitalter der 
Migration und anderer globaler Verflechtungen, sind eine besondere Aufgabe auch der 
Schulen. Dazu gehört der aufklärende und sensible Umgang mit Vielfalt, das Eintreten 
für Partnerschaft und Solidarität in Europa und in der Welt sowie die Förderung von 
Empathie, Respekt, Achtung und Toleranz. Schule kann und soll sich als Ort erwei-
sen, an dem Demokratie als dynamische und ständige Gestaltungsaufgabe – auch im 
Spannungsfeld unterschiedlicher Rechte – reflektiert und gelebt wird. (KMK 2018, 2 f.)

Dabei gehe ich von der These aus, dass das Beharren auf dem monolingualen 
Habitus (Gogolin 1994) in Bildungsinstitutionen und seine repressiven Durch
setzungsmechanismen demokratischen Prinzipien widersprechen und die Schule 
ihrer verantwortungsvollen Aufgabe nach den Leitlinien, wie sie z. B. die KMK 
vorgibt, nicht gerecht wird. Dies wird umso deutlicher, wenn man Demokratie 
heute aus einem postmigrantischen und diversen Verständnis von Gesellschaft 
heraus neu definiert (vgl. Foroutan 2019). In der Konsequenz bedeutet dies auch, 
dass (angehenden) Lehrkräften, Schüler*innen, Schulleitungen und allen an Bil-
dungsprozessen beteiligten Personen bewusst gemacht werden sollte, dass eine 
Unterdrückung und Hierarchisierung von Sprachen nicht mit demokratischen 
Werten wie z. B. Gleichheit und Antidiskriminierung kompatibel ist. Dies zeigt 
auch ein Urteil des Regierungspräsidiums Freiburg, auf das ich im nächsten Ka-
pitel näher eingehen werde. Hier wird zunächst der vorherrschende gesellschaft-
liche Umgang mit Mehrsprachigkeit, wie er von reflektierten Sprecher*innen von 
‚Migrationssprachen‘ wahrgenommen wird, thematisiert und aus migrations
pädagogischer und dominanzkritischer Perspektive analysiert. Im Anschluss 
lege ich dar, wie Demokratie aus postmigrantischer Perspektive verstanden wird, 
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und gleiche dieses Verständnis mit sprachenpolitischen Forderungen und dem 
institutionellen Umgang mit Mehrsprachigkeit ab. 

Daraufhin werden aktuelle Forschungsergebnisse zu Einstellungen von Lehr-
kräften und Lehramtsstudierenden zur Mehrsprachigkeit von Schüler*innen zu-
sammengefasst, um dann näher zu bestimmen, welche Inhalte in die Lehrer*innen
bildung implementiert werden sollten, um eine positive und machtkritische 
Perspektive auf Mehrsprachigkeit bei angehenden Lehrkräften zu befördern und 
dahin zu wirken, dass mehrsprachliche Bildung als Teil demokratischer Bildung 
in einer diversitären Gesellschaft positiv angenommen wird. 

2.	 Gesellschaftlicher Umgang mit Mehrsprachigkeit 

Als Kind dachte ich lange Zeit, bilingual aufzuwachsen heißt, dass man außer Deutsch 
auch noch Französisch oder Englisch zu Hause spricht und nicht das, was die ‚Polacken‘ 
und ‚Kanaken‘ tun. ‚Bilingual‘ klang wie etwas Wertvolles, während ich als Kind das Gefühl 
hatte, dass meine Muttersprache etwas ist, was ich besser loswerden sollte. [...] Polnisch 
war gleichbedeutend mit arm, gleichbedeutend mit: besser nicht da. (Stokowski 2019, 151)

Ähnlich wie in dem hier angeführten Beispiel aus Margarete Stokowskis Essay 
Sprache zeigt sich in auffallend vielen Texten der postmigrantischen Gegenwarts-
literatur, dass Sprache nach wie vor über Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit 
zur deutschen Dominanzgesellschaft entscheidet und als „Mittel und Objekt 
der Konstruktion von Differenzordnungen in der Migrationsgesellschaft“ (Di-
rim u. a. 2018, 51; vgl. Kofer, i. Dr.) eine hohe Bedeutung hat. Diese Differenz
ordnung gründet – wie es Stokowski deutlich macht – auf unterschiedlichen 
Wertsetzungen von Sprachen, die im Wechselverhältnis zu sozialen wie kultu-
rellen Zuschreibungen ihrer Sprecher*innen stehen. So wird Mehrsprachigkeit 
nicht an sich positiv oder negativ bewertet. Vielmehr hängt die Befürwortung 
oder Ablehnung von Mehrsprachigkeit maßgeblich von der kulturpolitischen 
Bewertung einer Sprache im Zusammenspiel von positiven oder negativen 
Konnotationen der Herkunftskultur ab. 

Dass, wie Brigitta Busch es formuliert hat, „soziale Konflikte“ heute zuneh-
mend „über Sprache ausgetragen“ (2013, 115) werden, zeigen meines Erachtens 
sprachpolitische Forderungen jüngeren Datums wie beispielsweise die hitzi
ge Debatte um Deutschpflicht auf Berliner Schulhöfen im Jahr 2016, der Ruf 
des CDU-Politikers Peter Hauk nach ausschließlich deutschsprachigen Posts 
auf Facebook oder schlussendlich die Forderung Carsten Linnemanns (CDU), 
Kindern die Einschulung zu verwehren, solange sie kein Deutsch sprächen. 
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Inwiefern derartige Forderungen mit demokratischen Prinzipien zu vereinbaren 
sind, wird im Folgenden diskutiert. 

Besonders deutlich werden die Auswirkungen dieser politischen Forderun-
gen auf den Schulalltag an einem aktuellen Beispiel. So sorgte im Juli 2020 eine 
Strafarbeit für eine in Süddeutschland lebende neunjährige Schülerin für bundes-
weites Aufsehen. Weil das Mädchen mit ihrer Freundin auf dem Schulhof Tür-
kisch gesprochen hatte, musste sie einen Aufsatz zum Thema „Warum wir in der 
Schule Deutsch sprechen“ schreiben. Nachdem eine Beschwerde der Eltern bei 
der Landesschulbehörde erfolglos gewesen war, erstattete der Anwalt der Eltern 
schließlich Anzeige. Im Oktober 2022 entschied das Regierungspräsidium Frei-
burg dann, dass die Strafarbeit „wegen der Benutzung der türkischen Sprache in 
der Unterrichtspause auf dem Schulhof rechtswidrig war“ (vgl. Unterberg 2022). 
Bis dato ist allerdings noch nicht klargestellt, ob hier auch gegen das Antidiskri-
minierungsgesetz verstoßen wurde. Denn nach Meinung des Anwalts der Familie 
ist es noch nicht eindeutig geklärt, ob sich das Verbot auf alle Sprachen oder ledig-
lich auf sogenannte Migrationssprachen ihrer Sprecher*innen bezieht. Ein dienst-
rechtliches Disziplinarverfahren sei dazu noch im Gange (vgl. Unterberg 2022).

Der in den Medien abgedruckte Auszug der erwähnten Strafarbeit veran-
schaulicht dabei in beschämender Art und Weise, welch exkludierende Wirkung 
ein solch repressiver Umgang haben kann: „In Deutschland ist die offizielle Spra-
che Deutsch. Ihr wollt, dass wir Deutsch sprechen. Die Schulen sind Deutsch.“ 
(vgl. Unterberg 2022) Die Schülerin nimmt hier sehr deutlich die Trennungslinie 
wahr, die zwischen den ‚türkischen‘ Schüler*innen und dem ‚deutschen‘ Lehrper-
sonal und den ‚deutschen‘ Schüler*innen gezogen wird, und hat sie insofern ver-
innerlicht, als dass sie selbst von einem ‚deutschen‘ Ihr und einem ‚türkischen‘ 
Wir spricht. Gesellschaftlicher Zusammenhalt, wie er laut KMK in der Schule 
vorgelebt werden soll, wird so nicht erwirkt. 

Von besonderer Relevanz für den zukünftigen Umgang mit Mehrsprachig-
keit in der Schule könnte jedoch das Urteil sein. Denn die Strafarbeit wurde mit 
der Begründung als rechtswidrig eingestuft, dass „die allgemeinen Persönlich-
keitsrechte der Schülerin“ mehr zählen würden als die „Ermächtigung zur An-
wendung pädagogischer Erziehungsmaßnahmen“ (vgl. Unterberg 2022). Damit 
wird mehrsprachigen Schüler*innen das persönliche Recht zuerkannt, selbst zu 
bestimmen, in welcher Sprache sie kommunizieren. 

Inwiefern nun weiterführend der gesellschaftliche und politische Umgang 
mit Mehrsprachigkeit aus einem postmigrantischen Demokratieverständnis 
und einer pluralen Gesellschaft äußerst fragwürdig ist, soll im folgenden Kapitel 
theoretisch belegt werden.
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3.	 Die postmigrantische Perspektive einer pluralen Demokratie

Zunächst stellt sich ganz grundsätzlich die Frage, inwiefern eine mehrspra-
chigkeitsskeptische bis mehrsprachigkeitsfeindliche Einstellung sowohl mit der 
europäischen gesellschaftlichen Realität als auch mit unserem Demokratiever-
ständnis zu vereinbaren ist. An dieser Stelle ist eingangs näher zu bestimmen, 
was Demokratie aus einer postmigrantischen Perspektive leisten muss. 

Voraussetzung für jegliche postmigrantische Gesellschaftsanalyse ist eine 
grundsätzliche Veränderung des Blicks auf Migrationsforschung. Diese soll-
te sich weg „von einer Migrant_innen beforschenden Migrantologie [...], und 
[hin] zu einer Forschung, die Gesellschaft insgesamt aus der Perspektive der 
Migration betrachtet und analysiert“ (Bojadžijev/Römhild 2014, 11), bewegen. 
Auf Basis dessen sieht Sybille De La Rosa die Aufgabe eines postmigrantisch 
gedachten Demokratieverständnisses darin, asymmetrische Machtverhältnisse, 
die Rassismus implizieren und eine eingeschränkte Teilnahme an „politischen 
Praktiken (etwa der Repräsentation)“ (2018, 211) mit sich bringen, abzubauen. 
Dazu gehört es, „Hierarchisierungen [von Kulturen] und Naturalisierungen auf-
zudecken“ (ebd., 212). Das bedeutet letztlich, „tradierte Integrationsmechanis-
men, wie die Orientierung an einer Nationalität, Kultur oder Sprache“ (ebd.), 
erstens als historische Idee einer bestimmten Imagination (Anderson 1983) 
und eben nicht als ‚natürliche‘ Essenz von Gemeinschaft zu verstehen, und 
zweitens, diese Idee als überholt für heutige europäische Gesellschaftsforma
tionen zu akzeptieren. Mit Bezug auf Hannah Arendt (2007/1958) stellt De 
La Rosa die These auf, dass 

Solidarität und Zusammenhalt in modernen Einwanderungsdemokratien nicht mehr 
durch den Bezug auf geteilte kulturelle Praktiken, wie eine nationale Sprache oder Re-
ligion, stabilisiert oder hergestellt werden kann [sic!], sondern durch die Art der Kom-
munikation – und das bedeutet unter anderem durch die Anerkennung der Interaktions
partner_innen als gleichwertige Menschen und die Entwicklung differenzsensibler  
demokratischer Praktiken, welche marginalisierten Gruppen die Artikulation ermögli-
chen – geschaffen werden muss. (De La Rosa 2018, 214) 

Auch Udo Ohm bringt die persönliche Anerkennung als einen bedeutenden Teil 
von Demokratiebildung mit explizitem Bezug zum Thema Mehrsprachigkeit  
ins Spiel:

Wenn Demokratie dort stattfindet, wo Menschen sich wechselseitig als Personen aner-
kennen, dann findet Demokratiebildung dort statt, wo Schüler*innen mit ihrer besonde-
ren Mehrsprachigkeit als Personen anerkannt werden, wo sie lernen, sich wechselseitig 
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als diese mehrsprachigen Personen anzuerkennen, und wo sie in den dabei entstehenden 
intersubjektiven Grundkonstellationen ihre personalen Identitäten entwickeln können. 
(Ohm 2021, 20)

Allem voran fordert die postmigrantische Perspektive das demokratische Ver-
sprechen der Gleichheit und individuellen Freiheit ein und sieht darin die Basis 
für eine Sicherung des Zusammenhalts der Gesellschaft (vgl. ebd., 215). In die-
sem Kontext lässt sich nach Katrin Huxel 

die Notwendigkeit des Einbezugs anderer Sprachen als Deutsch [...] auch gerechtig-
keits- bzw. migrationspädagogisch begründen. [...] Gerechtigkeitstheoretisch und aus 
migrationspädagogischer Perspektive wird argumentiert, dass gleichberechtigte Teilhabe 
nicht möglich ist, wenn einzelne Akteur*innen im Feld Schule ‚nicht sprechen können‘, 
die eigene Sprache oder der eigene Sprachgebrauch in Bildungsinstitutionen also ver-
boten oder als illegitim gilt. (Huxel 2018, 113) 

Um gesellschaftliche Pluralität tatsächlich anzuerkennen, müsste sich folglich 
vom Konzept der „Migrant_innen versus Nicht-Migrant_innen“ (Foroutan 2018, 
270) verabschiedet werden. Dies sorgt jedoch für gesellschaftliche Abwehrre-
aktionen, da sich „bisher vermeintlich klare Einheiten“ (ebd., 291) aufzulösen 
scheinen. So ist nach Foroutan eine widersprüchliche Haltung gegenüber den 
realen Konsequenzen, die das Bekenntnis für eine plurale Gesellschaft mit sich 
bringen, zu beobachten. Denn während einerseits die Entwicklung Deutsch-
lands zum Einwandererland mittlerweile von großen Teilen der Gesellschaft als 
positiv bewertet wird, „werden [andererseits] konkrete darauf [sic!] hervorge-
hende Phänomene emotional abgelehnt“ (ebd.).

Eines dieser Phänomene ist die mehrsprachige Lebenswelt, die in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen zur offensichtlichen Realität geworden ist. So lässt 
sich auch in der Einstellung von (angehenden) Lehrkräften oftmals eine solch 
emotional ambivalente Einstellung zu Mehrsprachigkeit feststellen, obwohl 
Heterogenität an sich positiv bewertet wird.

4.	 Einstellungen von (angehenden) Lehrkräften  
zu Mehrsprachigkeit 

Forschungen zur Einstellung (angehender) Lehrkräfte zur migrationsbeding-
ten Mehrsprachigkeit ihrer Schüler*innen sind bislang rar und stellen ein Desi-
derat dar (vgl. Borowski 2021, 191; Döll/Guldenschuh 2021, 69; Maak/Ricart 
Brede 2019, 14). Im Folgenden soll ein zusammenfassender Überblick über die 
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wichtigsten Forschungsergebnisse der letzten zehn Jahre gegeben werden, der 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Ganz allgemein wird deutlich, dass 
aufseiten der Bildungsakteur*innen noch Unsicherheit herrscht, ob und wie die 
vielfältigen Sprachen der Schüler*innen in der Schule zugelassen oder gar in den 
Unterricht integriert werden sollten. Auch von der jeweiligen Institution wird 
oftmals keine klare Linie verfolgt, die diese Unsicherheiten abmildern könnte. 
Adelheid Hu sieht ein

wichtiges Ergebnis von [aktuellen] integrativ ausgerichteten empirischen Forschungs-
arbeiten [...] darin, dass es eine gewisse Divergenz zwischen der Wahrnehmung von 
Mehrsprachigkeit von Seiten der Schüler*innen und der Sprachenpolitik der Schulen 
bzw. der Lehrer*innen gibt (Hu 2018, 76). 

So hat eine Studie von Binanzer und Jessen (2020) ergeben, dass „den Mehrspra-
chigen vonseiten ihrer MitS*S  mehr Wertschätzung entgegengebracht [wird]  
als von den Lehrkräften“ (ebd., 242). Vom Lehrpersonal wünschen sich mehr-
sprachige Schüler*innen vor allem mehr Wertschätzung ihrer gesprochenen 
Sprachen und mehr Selbstbestimmung in ihrer Anwendung (vgl. Binanzer/Jessen  
2020, 242 f.). Darüber hinaus sehen ebenso einsprachige wie mehrsprachige 
Schüler*innen die sporadische Integration von anderen Sprachen als Deutsch im 
Unterricht als Bereicherung, „da sie überwiegend davon überzeugt sind, durch 
deren Thematisierung viel über Sprachen lernen zu können“ (ebd., 244). 

Ergänzend dazu zeigen die Forschungsergebnisse der letzten Jahre zu Ein-
stellungen von Lehrkräften bzw. von Studierenden gegenüber der Sprachen-
vielfalt von Schüler*innen, dass angehende Lehrkräfte dieser gegenüber in der 
Regel positiv eingestellt sind. Das an der PH Karlsruhe angesiedelte Projekt 
LexA (Lexical Awareness), das sich in Anlehnung an den ursprünglich briti-
schen Ansatz der Language Awareness auf die Vermittlung von „explizite[m] 
Wissen über die Bedeutung und den Gebrauch lexikalischer Einheiten, sowie 
auf die bewusste Wahrnehmung und Sensibilität für und beim Wortschatzer-
werb und -gebrauch“ (Bachor-Pfeff 2021, 192) bei Lehramtsstudierenden kon-
zentriert, hat zudem deutlich gemacht, dass angehende Lehrkräfte nicht wis-
sen, wie sie Mehrsprachigkeit sinnvoll in den Unterricht integrieren können  
(vgl. Bachor-Pfeff 2021; Rösch 2021).

Eine Reihe von Studien (Döll/Guldenschuh 2021; Döll/Hägi-Mead/Set-
tinieri 2017; Huxel 2018; Mast/Sachse 2021) hat jedoch beispielsweise durch 
die Evaluation der DaZ-Module zum Vorschein gebracht, dass die Defizit-
perspektive in pädagogischen Handlungskontexten in Bezug auf migrations-
bedingte Mehrsprachigkeit oftmals im Fokus steht: „Deutsch ist die Sprache, 
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in der Leistung erbracht werden kann und muss, damit sie anerkannt wird. 
Mehrsprachigkeit verursacht in dieser Perspektive vor allem die Notwendig-
keit einer Förderung von Deutsch.“ (Huxel 2018, 111) Die Auswertung des 
Projekts StuPa*Linz (Studentische Perspektiven auf Deutsch als Zweitsprache, 
Mehrsprachigkeit sowie Störungen des Sprachgebrauches, des Sprechens und 
der Kommunikationsfähigkeit – Linz) an der PH Oberösterreich hat darüber 
hinaus ergeben, dass „Ein- und Erstsprachler*innen [...] automatisch eine hö-
here Kompetenz im Deutschen zugeschrieben“ (Döll/Guldenschuh 2021, 74) 
wird. Dabei ist auffällig, dass einige Studierende auch Lehrkräften mit Migra-
tionsgeschichte kritisch gegenüberstehen, weil sie der Meinung sind, dass diese 
keine ausreichenden Sprachkompetenzen vorweisen, um Deutsch unterrichten 
zu können (vgl. ebd.). 

Mast und Sachse (2021) haben die Einstellungen von Lehrkräften mit dem 
Schwerpunkt Sprachheilpädagogik an Grundschulen und Schulen mit Förder-
schwerpunkt Sprache in Baden-Württemberg untersucht. Auch hier wird deut-
lich, dass Lehrkräfte der Sprachenvielfalt der Schüler*innen zwar positiv gegen-
über eingestellt sind, jedoch skeptisch gegenüber einer Berücksichtigung von 
Mehrsprachigkeit im Unterricht oder einer Förderung des Schrifterwerbs in 
der Erstsprache sind. Immerhin die Hälfte der Lehrkräfte lehnt es ab, dass an-
dere Sprachen als Deutsch an Schulen hörbar sind. Zu einem ähnlichen Ergeb-
nis kam auch die Befragung von Lehramtsstudierenden zu ihrer Einstellung 
zu Mehrsprachigkeit in der Schule von Binanzer, Gamper und Köpcke (2015). 
Auch hier wurde Mehrsprachigkeit von den meisten angehenden Lehrkräften 
als individuell bereichernd eingeschätzt und Sprachförderung als wichtige Auf-
gabe betrachtet (vgl. ebd., 305). Jedoch waren über 75 % der Meinung, dass die 
Sprache des Unterrichts sich auf Deutsch beschränken und dass der Schulall-
tag nicht zu sehr von anderen Sprachen und Kulturen beeinflusst werden solle 
(vgl. ebd., 307).

Auch die Untersuchung von Fischer u. a. (2018) kommt zu dem Ergebnis, 
dass angehende Lehrkräfte der Sprachenvielfalt ihrer zukünftigen Schüler*innen 
nicht skeptisch gegenüberstehen, es aber nur die Hälfte der Befragten als richtig 
erachte, dass Herkunftssprachen auch im Unterricht gesprochen werden. „Eben-
so viele sind der Meinung, dass einige Herkunftssprachen ‚einfache‘ Sprachen 
sind, und sehen Deutsch als komplexe Sprache an [...]“ (Fischer u. a. 2018, 172). 
Auffällig ist an diesem Ergebnis, dass hier aller Wahrscheinlichkeit nach un-
wissentlich eine Wertung und Inferiorisierung von Migrationssprachen voll
zogen wird, die als aus der Kolonialzeit stammender Linguizismus bekannt ist  
(vgl. Dirim 2017). 
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Als nicht unerheblich für die Entscheidung der Lehrkraft, Migrationsspra-
chen im Unterricht bzw. in der Institution Schule im Allgemeinen zuzulassen, 
sollte der Verzicht auf die umfassende Kontrolle der Unterrichtsgespräche be-
trachtet werden, die bei einem erlaubten mehrsprachigen Austausch und fehlen-
den Sprachkompetenzen der Lehrkraft auf einer reinen Vertrauensbasis beruht. 
Eine weitverbreitete Angst in mehrsprachigen Umgebungen ist dabei, dass in 
der unbekannten Sprache negativ über eine Person gesprochen werden könnte 
(vgl. Oomen-Welke 1997, 34). Dieses Misstrauen gegenüber Anderssprechen-
den wurde von Haviland als „linguistic paranoia“ (2003, 771) bezeichnet. 

Auch meine Erfahrungen als Dozentin in der Lehrer*innenbildung spiegeln 
die Ergebnisse der genannten Studien in großen Teilen wider. So wurde in den 
Diskussionen und Aufgaben der Seminare zum Thema Mehrsprachigkeit eben-
falls deutlich, dass hier zwar eine wohlmeinende Offenheit gegenüber Pluralität 
und Vielfältigkeit grundsätzlich gegeben ist, nicht aber eine kritische Reflexion  
der eigenen (sprach-)dominanten Position bzw. der vermeintlich ‚natürlichen‘ 
‚Leitsprachigkeit‘ durch die ‚Muttersprachler*innen‘ getätigt wird. 

Im Rahmen meines Seminars zum Thema „Mehrsprachliche Bildung im 
Deutschunterricht“ sollten die Studierenden einen Essay zu eigenen Erfahrun-
gen mit und Einstellungen zu Mehrsprachigkeit verfassen, nachdem sie den 
schon oben zitierten Text Sprache von Margarete Stokowski und Auszüge aus 
dem Roman Sterne erben, Sterne färben. Meine Ankunft in Wörtern (2016) von 
Marica Bodrožić gelesen hatten. Beide Texte setzen sich mit den Reaktionen 
ihrer sozialen Umwelt auf die ‚Migrationssprachen‘ der Protagonistinnen wäh-
rend ihrer Kindheit und Adoleszenz und entsprechenden Diskriminierungser-
fahrungen auseinander. 

In den Essays der Studierenden zeigten sich sehr ambivalente Einstellun-
gen und Erfahrungen. So berichtet eine Studentin von einer Konfliktsituation 
an ihrer früheren Arbeitsstelle, die sich ergab, weil zwei Mitarbeiter*innen im 
Pausenraum Türkisch miteinander sprachen, was von den anderen, des Türki-
schen nicht mächtigen, Mitarbeiter*innen kritisiert wurde. Zuvor war die Regel 
vereinbart worden, dass Deutsch als Kommunikationssprache genutzt werden 
sollte. Die Studierende berichtet davon, dass die nicht Türkisch sprechenden 
Mitarbeiter*innen sich ausgegrenzt gefühlt hätten und dass sie selbst es als res-
pektlos empfunden hätte, dass in einer Sprache gesprochen wurde, die nicht alle 
verstünden, auch wenn die türkischsprachigen Mitarbeiter*innen sich nach ei-
gener Auskunft über belanglose Alltagsthemen unterhalten hätten. Die Studie-
rende beendet ihren Bericht damit, dass sie bis heute nicht sicher sei, ob ein Ver-
bot der türkischen Sprache, das als Konsequenz folgte, die richtige Lösung für 
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die Situation war. Hier zeigt sich zunächst ein grundsätzliches Misstrauen ge-
genüber den ‚anderssprachigen‘ Kolleg*innen, da die Möglichkeit des geheimen 
‚Ablästerns‘ in Betracht gezogen wurde, wie es oben schon mit dem Begriff der 
„linguistic paranoia“ definiert wurde. Dirim und Mecheril sehen im Umgang mit 
solchen sprachlichen Konfliktsituationen, wie er von der Studierenden geschil-
dert wurde, „hegemoniale Zugehörigkeitsordnungen“ widergespiegelt: So gilt 
es als „legitim, dass Mitglieder der natio-ethno-kulturell privilegierten Gruppe 
sich ‚beleidigt‘ fühlen, wenn in Hörweite in einer nichtdeutschen Sprache ge-
sprochen wird“ (Dirim/Mecheril 2016, 454). Dass sich die Studentin lange Zeit 
mit der Frage beschäftigt hat, ob ein Verbot der ‚anderen‘ Sprache die richti-
ge Lösung war, verdeutlicht vor allem die eigene emotionale Involviertheit und 
die Unsicherheit, die bei (angehenden) Lehrkräften rund um das Thema Mehr
sprachigkeit in der schulischen wie beruflichen Praxis vorherrscht. 

Ein zweites Beispiel aus meinem Seminar zeigt, dass angehende Lehrkräfte 
jedoch auch mit Offenheit und Kreativität auf eine mehrsprachige Lernsituation 
reagieren können, indem sie beispielsweise Arbeitsmigrant*innen die Lerninhal-
te auch in einer Lingua franca vermitteln wollen, die Schule jedoch einen mo-
nolingualen Unterricht anordnet. Die Studentin, die ihre Schüler*innen gerne 
auch in der gemeinsamen Sprache Englisch unterrichtet hätte, war sehr frust-
riert darüber, dass sie auf diese Weise darin gehindert wurde, den Lernstoff allen 
Schüler*innen bestmöglich zu vermitteln. 

Eine dritte Studentin berichtet schließlich von eigenen Erfahrungen, die sie 
mit der Beurteilung von Sprachen als ‚richtig‘ oder ‚falsch‘ – in diesem Fall der 
russischen Sprache – gemacht hat. Diese empfindet es als „keine Seltenheit in 
der Gesellschaft [...], dass das Verwenden von Sprachen östlichen Ursprungs auf 
Feindseligkeit und Abneigung stößt [...] [und] Kriege und Gesetzesbrüche mit 
ihnen assoziiert [werden]“. 

Diese Beispiele zeigen, dass angehende Lehrkräfte entweder selbst Abwehr-
haltungen gegen die Auflösung klarer Zugehörigkeitsordnungen und ihrer 
sprachlichen Repräsentationen empfinden oder aber, dass solche durch Vorge-
setzte auf sie zurückwirken. Das letzte Beispiel zeigt zudem, dass Lehramtsstu-
dierende auch selbst Erfahrungen von Inferiorisierungen durch Sprache gemacht 
haben können und insofern entsprechend sensibilisiert oder auch „auf der Hut“ 
sind. Diese eigenen Erfahrungen müssen jedoch nicht immer eine Reflexion von 
Sprachhierarchien und gesellschaftlicher Bewertung von Sprache(n) auslösen. 
Vielmehr können Mehrsprachige, die Abwehrhaltungen oder gar Sanktionen 
gegen das Sprechen von Migrationssprachen gemacht haben, auch selbst eine re-
pressive Haltung Mehrsprachigkeit gegenüber übernehmen und reproduzieren.
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Anhand der hier genannten Forschungsergebnisse und eigenen Erfahrun-
gen wird deutlich, dass, wie İnci Dirim und Paul Mecheril betonen,

die erziehungswissenschaftliche Beschäftigung mit Sprache und Mehrsprachigkeit 
nicht auf die Frage reduziert werden [darf ], wie die Sprache der Mehrheit erworben 
wird. Gleichermaßen wichtig ist es, dass Pädagog/innen in schulischen wie in außer-
schulischen Feldern sich theoretische Kenntnisse über die gesellschaftliche und soziale 
Bedeutung von Sprache aneignen. (Dirim/Mecheril 2010, 100) 

Auf Basis dieser neu erworbenen theoretischen Kenntnisse müsste daraufhin 
das eigene Lehrer*innenhandeln in sprachlich heterogenen Lerngruppen reflek-
tiert werden. Dies setzt meines Erachtens zunächst einmal die Reflexion eigener 
Erfahrungen im gesellschaftlichen Umgang mit Mehrsprachigkeit, die mögli-
cherweise bis in die Kindheit zurückreichen, sowie eine Auseinandersetzung mit 
der eigenen Mehrsprachigkeit voraus. Ziel ist es, mit entsprechender professio-
neller Unterstützung der Seminarleiter*innen an den Universitäten die eigenen 
Ideologien und vertretenen Zugehörigkeitsordnungen zu hinterfragen und eine 
Haltung zu entwickeln, zu der es nicht nur gehört, auf der Unterrichtsebene 
‚andere‘, wertschätzende und produktive Unterrichtspraktiken im Umgang mit 
Mehrsprachigkeit zu entwickeln, sondern vielmehr eine postmigrantische und 
plural demokratische Perspektive auf Gesellschaft einzunehmen, sich mit die-
ser zu identifizieren und sich von den alten binären Zugehörigkeitsordnungen 
zu distanzieren. Im folgenden Kapitel sollen auf Basis dieser Prämissen einige 
Konsequenzen und Leitlinien für die zukünftige Lehrer*innenprofessionalisie- 
rung genannt werden, die zu einer positiven Veränderung der Einstellungen von 
Lehramtsstudierenden beitragen könnten.

5.	 Konsequenzen und Leitlinien  
für die Lehrer*innenprofessionalisierung

Die grundlegende Herausforderung für Lehrkräfte besteht meines Erachtens 
darin, dass sie ihre Einstellungen dazu, wer und was das ‚Wir‘ unserer Gesell-
schaft ausmacht, reflektieren müssen, um ein gesellschaftsadäquates Verständ-
nis einer pluralen Demokratie, die auf Gleichheit und Gleichberechtigung aller 
Mitglieder basiert, zu entwickeln. Das bedeutet unter anderem, den Blickwinkel 
auf die Unterrichtsgemeinschaft zu verändern. 

In einer konsequent gelebten plural-demokratischen Lernumgebung gäbe es 
keine Minderheits-‚Anderen‘ mehr, die sich einem vermeintlichen natio-ethno- 
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kulturellen ‚Mehrheits-Wir‘ anpassen müssen. Dazu gehört auch die Einsicht, 
dass die Sprache(n) des Unterrichts von den vermeintlich ‚Anderen‘ mitgestal-
tet wird/werden. Dies setzt auf der Seite der Lehrkraft voraus, zu akzeptieren 
und zu bejahen, dass nicht nur ihre Sprache das gesellschaftliche Wir reprä-
sentiert, sondern in allererster Linie die Sprache(n) der Schüler*innen. Es geht 
also darum, die privilegierte Machtposition als i. d. R. weiß-europäische Lehr-
kraft aufzugeben, die jeweilige Lerngruppe als postmigrantische Normalität an-
zunehmen und in ein dialogisches Miteinander zu treten. Ein Ziel des gemein-
samen Lernens auf Augenhöhe sollte es daher sein, die Lerngruppe zu einem 
Selbstverständnis einer postmigrantischen Allianz im Sinne des gesellschaftlichen  
Zusammenhalts zu führen, welche auf einem solidarischen und gleichwertigen 
Verständnis von Kulturen, Religionen und eben auch Sprachen beruht. Dabei ist 
nach Stjepandić und Karakayali

[d]ie Idee der postmigrantischen Allianz [...] von der Annahme geleitet, dass, wenn 
Migrant_innen und Nicht-Migrant_innen gemeinsam Widerstand gegen Rassismus 
und Diskriminierung leisten, gemeinsam Rechte und Positionen aushandeln und für eine 
plurale Gesellschaft eintreten, dann nicht, weil es um Fürsorge und Verteidigung geht, 
um Paternalismus und Selbstaufwertung [...]‘ (Foroutan 2016a: 58), sondern weil es um 
die Gestaltung einer gemeinsamen Zukunft geht, mit einer Vorstellung von Gerechtig-
keit und einem demokratischen Gleichheitsanspruch. (Stjepandić/Karakayali 2018, 240)

Damit die Bildung einer solchen postmigrantischen Allianz in der Praxis ge-
lingen kann, ist vor allem „ein hohes Maß an Reflexionsfähigkeit“ aufseiten der 
(zukünftigen) Bildungsakteur*innen nötig, das dazu führen soll, dass „institu-
tionell wie (inter-)subjektiv verankerte Normalitätsvorstellungen sowie norm-
abweichende Zuschreibungen“ (Karakaşoğlu u. a. 2017, 224) revidiert werden. 
Nach Sebastian Barsch bedeutet Reflexion, 

praxisrelevanten Fragestellungen mit einem theoretisch fundierten und empirisch ab-
gesicherten Repertoire zu begegnen, um die eigenen Haltungen, aber auch das eigene 
methodische Tun in schulischen Praxisfeldern zu analysieren und zu bewerten. Refle
xionskompetenz soll damit auch dazu dienen, das eigene professionelle Handeln auf den 
permanenten Wandel, dem das System Schule sowohl hinsichtlich der SchülerInnen-
schaft als auch der gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen unterliegt, 
abzustimmen. (Barsch 2017, 77) 

Ziel sollte daher u. a. sein, bei Lehrkräften und Lehramtsstudierenden ein kriti-
sches Bewusstsein für Sprachhierarchien und -ideologien zu schaffen. Um dies 
zu erreichen, plädieren Sprach- und Literaturdidaktiker*innen, die aus einer mi-
grationspädagogischen Perspektive argumentieren, dafür, die bisher überwiegend 
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sprachdidaktische Ausrichtung der universitären Lehre in Bezug auf das Thema 
Mehrsprachigkeit, wie sie beispielsweise in den DaZ-Modulen realisiert wird, 
um „eine sprachpolitische Perspektivierung“ (Rösch/Bachor-Pfeff 2021, 10) zu 
erweitern. Dies würde nach Nazli Hodaie bedeuten, 

sich der Vielschichtigkeit migrationsgesellschaftlicher sprachlicher Phänomene bewusst 
zu werden; sprachliche Normalitätsvorstellungen, Sprachideologien und sprachideolo-
gisch motivierte Sprachenpolitiken zu erkennen und in Frage zu stellen; die Herstellung 
sprachlicher Binaritäten und die damit verbundene Konstruktion von Zugehörigkeitsver-
hältnissen wahrzunehmen und kritisch zu hinterfragen; und sich mit gesellschaftlicher 
(Macht-)Dimension der Sprache(n) auseinanderzusetzen. (Hodaie 2021, 55) 

Heidi Rösch plädiert in diesem Sinne für das Konzept einer mehrsprachlichen 
Bildung, das beinhaltet, die Auseinandersetzung mit Mehrsprachigkeit „um 
soziolinguistische Perspektiven, die in Konzepten wie Hetero- und Diglossie, 
Linguizismus, monolingualer Habitus, Linguistic Landscape oder rassistischer 
Sprachgebrauch aufscheinen“ (Rösch 2021, 34), zu erweitern.1 Dabei betrachtet 
es Rösch als notwendig, dass „die Hochschule als Sprach(en)landschaft gestal-
tet wird, indem multi-, inter- und translinguale Lehr-Lern-Settings gestaltet 
werden, Linguizismus reflektiert und festgefahrene Sprachpositionierungen pro-
behandelnd bewusst gemacht und überwunden werden“ (ebd., 38). Dabei ver-
steht sich mehrsprachliche Bildung nicht komplementär zu Konzepten und zur 
Sensibilisierung für sprachliche Bildung, „sondern vielmehr als seine sprachpoli-
tisch akzentuierte didaktische Umsetzung“ (Rösch/Bachor-Pfeff 2021, 10). Eine 
solch umfassende Reform der Lehrer*innenprofessionalisierung braucht freilich 
Zeit und ist als ein auf längere Zeit angelegtes Projekt zu betrachten. Als kurz-
fristige Handlungsoption ist es wichtig und ebenfalls zielführend, Lerngelegen-
heiten in den Seminaren bzw. in den Curricula zu schaffen. So hat beispielsweise 
die Studie von Nele Fischer und Timo Ehmke zu „Überzeugungen angehender 
Lehrkräfte zu sprachlich-kultureller Heterogenität in Schule und Unterricht“ 
(2019) ergeben, dass positive Veränderungen der Einstellungen von Studieren-
den zu Mehrsprachigkeit durch vielfältige Lerngelegenheiten im Rahmen ihres 
Studiums erwirkt werden konnten. Die Autor*innen vermuten, dass der Moment 
der Reflexion während des neuen Wissenserwerbs zu sprachlicher Heterogenität 

1	 Nach Heidi Rösch ist „Mehrsprachliche Bildung [...] als Empowerment für DaZ-Erwerben-
de und Lingualisierte und als Gegenmodell zum monolingualen Prinzip“ zu verstehen, die 
„Migrationsmehrsprachigkeit, translinguale Praxen und das Phänomen der Lingualisierung“ 
mitberücksichtigt (Rösch 2021, 38).
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dazu beiträgt, eigene Überzeugungen positiv zu verändern (ebd., 429). Das im 
Jahr 2000 initiierte Forschungsprojekt „BeliefsMatter. Überzeugungen angehen-
der Lehrkräfte über Mehrsprachigkeit in der Schule“ fokussiert ebenfalls „den 
Einfluss von Lerngelegenheiten auf Überzeugungen über Mehrsprachigkeit von 
angehenden Lehrerinnen und Lehrern“ (Borowski 2021, 200). Die Ergebnisse 
des Projekts stehen derzeit noch aus. 

Die Konzeption von Lerngelegenheiten sollte dabei aus meiner Perspektive 
betrachtet zumindest die folgenden drei Faktoren berücksichtigen:
1.	 Wertschätzung der pluralen Gesellschaft
	 Die positive Einstellung gegenüber pluralen Gesellschaften mit all ihren 

Konsequenzen und Umbrüchen von bisher vermeintlich festen Ordnungs-
parametern ist eine wesentliche Voraussetzung für die Wertschätzung von 
Mehrsprachigkeit. So ist die Studie von Hachfeld u. a. (2012) zu dem Er-
gebnis gekommen, dass vor allem das Maß an „multikulturellen Überzeu-
gungen“, welche die Lehrkräfte vertreten, dazu beiträgt, Unterricht mög-
lichst offen und vorurteilsfrei zu gestalten (ebd., 114). Die sogenannten 
„multikulturellen Überzeugungen“ lassen sich m. E. besonders gut durch die 
Arbeit mit multiperspektivischen Texten der postmigrantischen Literatur, 
die einen Perspektivwechsel bewirken, vornehmen.

2.	 Einbezug der Perspektive der Mehrsprachigen 
	 Um Misstrauen und Vorbehalte gegenüber Mehrsprachigkeit abzubauen und 

Reflexionsprozesse in Gang zu setzen, sollte die Perspektive der Mehrsprachi-
gen in die Lernangebote miteinbezogen werden. Dadurch wird zugleich ein 
Identifikationsangebot für diejenigen geschaffen, die selbst mehrsprachig sind. 
Hier sollte jedoch berücksichtigt werden, dass der Erwerb einer neuen Spra-
che bzw. gesellschaftliche Negativreaktionen auf Mehrsprachigkeit und/oder 
mangelnde Sprachkompetenz der Dominanzsprachen mit Empfindungen 
wie Scham und Angst (vgl. Hu u. a. 2018, 194) einhergegangen sein können 
und möglicherweise traumatisch erlebt wurden. Mehrsprachige Studierende 
sollten daher nicht dazu gedrängt werden, eigene Erfahrungen preiszugeben. 

	    Um die Perspektive von mehrsprachigen Menschen mit familiärer Mi-
grationsgeschichte einzubeziehen, bieten sich essayistische und autofiktio
nale Texte als Diskussionsgrundlage an, die positive wie negative Erfahrungen 
mit Mehrsprachigkeit thematisieren. Diese schaffen durch ihren fiktiona-
len Charakter die notwendige Distanz zu möglichen traumatischen Er-
fahrungen von Studierenden und zu emotionalen Abwehrreaktionen von 
(nicht mehrsprachigen) Studierenden ohne familiäre Migrationsgeschichte  
(vgl. Özayli/Ortner 2015, 213). 
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3.	 Selbstkritische Reflexion der eigenen Verwobenheit in Machtverhältnisse
	 Wenn man davon ausgeht, dass für die Ausübung von Sprachmacht in der 

Regel ein dialektisches Verhältnis zwischen Redner*in und Zuhörer*in Vo
raussetzung ist, wird nicht nur die selbstkritische Reflexion von eigenem 
Sprachverhalten, sondern auch von auditiven Wahrnehmungsmechanismen 
und daraus folgenden möglichen Negativ-Urteilen des Gehörten nötig (vgl. 
Aygün-Sagdic u. a. 2015, 113). Studierende müssen sich, um den eigenen 
Bewusstseinsprozess anzuregen, zunächst einmal selbst Wissen zu lingui-
zistischen Denktraditionen und (kultur-)politischen Verknüpfungen von 
(mehrsprachigem) Sprachgebrauch und Zugehörigkeitsordnungen aneig-
nen, um „soziale bzw. subjektivierende Effekte [...] (auch in selbstreflexiver 
Absicht) in den Blick nehmen zu können“ (Dirim 2015, 310). Dabei geht es 
nicht nur darum, sich der machtpolitischen Mechanismen zu Sprache und 
Zugehörigkeit bewusst zu werden, sondern auch die eigene Positionierung 
darin kritisch zu reflektieren. 

Diese Vorschläge sollen zu einer „dialogischen Veränderung“ (vgl. De La Rosa 
2018, 211) der Unterrichtskultur führen, in der Sprachen einen gleichwertigen 
und nicht hierarchischen Rang haben und so Inferiorisierungen und Diskri-
minierungen von Sprecher*innen nicht nur vermieden, sondern im Sinne einer  
postmigrantischen Allianz auch offen kritisiert und diskutiert werden. Dies 
könnte schlussendlich zu einer Demokratisierung im Umgang mit Mehrsprachig-
keit an Bildungsinstitutionen beitragen. 
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ESTHER VAN LÜCK, DIANA NACARLI

Rassismuskritische Sprachreflexion – 
Auswege aus einer eurozentrischen 
Lehrer*innenbildung

1.	 Einleitung

Diversität wird zunehmend als wichtiges Merkmal sprachlicher und politischer 
Bildung wahrgenommen. Sie ist Grundlage von Demokratiebildung, die die 
Positionen und Interessen aller Gesellschaftsmitglieder berücksichtigt und ihre 
Partizipation ermöglicht. Diese Erkenntnis ist elementar für die Hochschul-
bildung, vor allem für die Lehrer*innenbildung. Sie schlägt sich jedoch (noch) 
keinesfalls im Curriculum nieder. Insbesondere in Bezug auf Rassismus ist hier 
eine eklatante Leerstelle zu verzeichnen. Die Tatsachen, dass mehr als ein Vier-
tel der in Deutschland lebenden Menschen sowie 20 % der Studierenden einen 
sogenannten Migrationshintergrund haben1 und Lehrer*innen eine zentrale pä-
dagogische Rolle für junge Menschen und ihren Werdegang spielen, erfordern 
besonders dringenden Handlungsbedarf. 

Die fehlende Auseinandersetzung mit Rassismus in der Lehrer*innen(aus)-
bildung ist keineswegs zufällig, sondern Ausdruck des Hochschulsystems, in das 
Rassismus bis heute strukturell eingeschrieben ist (Kuria 2015). In diesem Bei-
trag sollen dieser Befund genauer betrachtet und Implikationen für eine Ge-
staltung von Lehrinhalten herausgearbeitet werden, die der gesellschaftlichen 
Vielfalt und der Zukunft sprachlicher Bildung gerecht werden sollen. Der Spra-
che wird in diesem Zusammenhang besondere Aufmerksamkeit gewidmet. In 
Lehr-Lern-Kontexten kommt ihr eine doppelte Funktion zu: Sie ist zum einen 
das Medium, durch das sich Wissen vermittelt, und stellt somit eine Art Werk-
zeug dar; sie ist zum anderen selbst Untersuchungsgegenstand, da mit und durch 
Sprache Diskurse hervorgebracht werden. Aufgrund ihrer zweiten Funktion ist 

1	 Siehe Bevölkerungsstatistik 2019: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Um-
welt/Bevoelkerung/Migration-Integration/_inhalt.html [Zugriff: 28.9.2021] und Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerks (DZHW/Deutsches Zentrum für Hochschul- und 
Wissenschaftsforschung 2017).
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die Analyse von Sprache auch eine geeignete Herangehensweise, um Rassismen 
zu reflektieren. Wie eine sprachliche Reflexion zu diesem Zweck für eine kri-
tische Lehrer*innenbildung nutzbar gemacht werden könnte, soll exemplarisch 
in diesem Beitrag skizziert werden. Für den Entwurf einer rassismuskritischen 
Sprachreflexion wird auf das Fallbeispiel des Begriffs Orient zurückgegriffen. 
Hierbei wird der Frage nachgegangen, wie das Bewusstsein und die Reflexions-
fähigkeit zum Thema Rassismus gefördert werden können.

Unsere Betrachtungen stützen sich auf vorhandene Studien zu Rassismus 
im Hochschulsystem sowie unsere Expertise und unsere Perspektiven als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin of Color und weiß positionierte wissenschaftliche 
Mitarbeiterin mit rassismuskritischem Ansatz in der Deutschdidaktik und der 
Soziologie, auf Beobachtungen in eigenen Lehrer*innenausbildungsseminaren 
sowie in unserer Tätigkeit als Diversitätsbeauftragte der Philosophischen Fakul-
tät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel. 

2.	 Rassismus und fehlende Rassismuskritik in Hochschule  
und Lehrer*innenbildung

Wir definieren Rassismus (z. B. in Anschluss an Stuart Hall 2000) als historisch 
gewachsenes machtvolles Unterscheidungssystem zugunsten weißer2 Menschen, 
in dem Menschen durch biologistische oder kulturalisierende Zuschreibun-
gen in unterscheidbare und unterschiedlich wertvolle ‚Rassen‘ oder ‚ethnische 
Gruppen‘ kategorisiert werden. Rassismus fungiert als Rechtfertigung für Aus-
beutung, Gewalt und Diskriminierung. Er ist ein Strukturierungsmerkmal der  
Gesellschaft, das nicht nur alle Menschen, sondern alle Gesellschaftsbereiche und 
Institutionen betrifft – auch die Hochschule ist kein rassismusfreier Raum. Eine 
wichtige Rolle spielt hier die epistemische Form von Rassismus, d. h. rassistische 
Wissensproduktion. 

Europäische Universitäten sind historisch als weiße machtvolle Räume zu 
verstehen, in denen Rassismus bis heute in Form von Marginalisierung nicht-
weißen Wissens und nicht-weißer Geschichte und einer Kanonisierung durch 

2	 Die im Artikel verwendeten Begrifflichkeiten „BIPoC“ (Black, Indigenous and People of 
Color) und „weiß“ sind als sozialpolitische Positionierungen zu verstehen. Um die unsicht-
bare Norm von Weißsein innerhalb rassistischer Machtverhältnisse sichtbar zu machen,  
wird einer gängigen Praxis rassismuskritischer Arbeiten folgend, „weiß“ kursiv gesetzt  
(Eggers u. a. 2009, 13).
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überwiegend weiße Wissenschaftler*innen in die deutsche Hochschulbildung 
eingeschrieben ist. Curricula und Disziplinen sind durch einen eurozentrischen 
Kanon geprägt, der auch die individuelle Themen- und Textauswahl der jewei-
ligen Dozierenden in ihren Seminaren und Prüfungen beeinflusst und sich in 
Wissenschaftsverständnissen, erkenntnistheoretischen Annahmen, Theorien,  
Methoden und Fragestellungen in Lehre und Forschung niederschlägt (Schwarz-
bach-Apithy 2009; Kuria 2015; Golly 2006; Piesche 2009). 

Eine Folge sind Rassifizierungen und Diskriminierungen insbesondere in-
nerhalb von Lehrkontexten. Lehrende verwenden ethnisierende Zuschreibungen 
und unterstellen Sprachdefizite, die als Marker für „Andersheit“ und vermeintli-
che Inkompetenz fungieren (Discher/Plößer 2011, 9). Vergleichbare Rassismen, 
die durch Verweise auf Sprachkompetenz legitimiert werden, sind im gesamten 
deutschen Hochschulsystem zu finden. Dabei wird ausschließendes rassifizie-
rendes Verhalten, z. B. Aussagen wie „Ich hätte nie gedacht, dass Sie als Aus-
länderin so gut formulieren können“ (Kalpaka 2015, 262), von den Dozieren-
den selbst teilweise als Lob oder „Ermutigung“ verstanden und die ausbleibende 
Dankbarkeit der Studierenden kritisiert (ebd.). Insbesondere Mikroaggressionen 
wie das Absprechen von Leistungen und rassistische Sprache werden oft nicht 
erkannt und/oder selbst (re-)produziert. Rassismuskritik obliegt häufig den we-
nigen BIPoC Wissenschaftler*innen oder Studierenden. Viele weiße Dozieren-
de begegnen dieser Kritik mit Abwehr, nicht selten mit disziplinierenden Ver-
weisen an ihre BIPoC Studierenden (Schwarzbach-Apithy 2009, 254). Damit 
wird der rassistische Status quo beibehalten und institutionalisierter Rassismus  
gestützt. Forschungsbefunde belegen Diskriminierungen (Klein 2014; Popal-
Akhzarati 2019; Berghan u. a. 2020) beispielsweise auch in Form von benach-
teiligender Behandlung/Benotung (Müller/Kellmer 2011a, 6 f.) oder erschwer-
ten Zugängen zu begehrten Lehrangeboten (Kiefer 2014, 305 f.; Lang u. a.  
2016, 115; Amiri 2020, 72). Studierende „mit Migrationshintergrund“ (Mid-
dendorff u. a. 2017) sind an Hochschulen – wie Wissenschaftler*innen „mit Mi-
grationshintergrund“ (Neusel u. a. 2014)3 – statistisch unterrepräsentiert und 
brechen ihr Studium überdurchschnittlich häufig ab (Ebert/Heublein 2017).4 

3	 Aufgrund fehlender empirischer Daten zur Situation von BIPoC in der Hochschule lässt 
sich nur auf Zahlen zu ausländischen Wissenschaftler*innen bzw. Wissenschaftler*innen 
„mit Migrationshintergrund“ zurückgreifen. Bei Studierenden wird mittlerweile zumindest 
generell der „Migrationshintergrund“ erfasst.

4	 Für einen Überblick zum aktuellen Forschungsstand zu Rassismus in der Hochschule siehe 
van Lück (2020) und Fereidooni/Barasi/Doğmuş/van Lück (im Erscheinen).
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Antirassistische Maßnahmen sind auf hochschulpolitischer Ebene so gut wie 
nicht verankert und Rassismusforschung ist nicht institutionalisiert. Sie wird 
vorrangig von BIPoC Studierenden und (wiss.) Mitarbeiter*innen vorangetrie-
ben, oft unter prekären Bedingungen mit hohem persönlichem Einsatz und ge-
gen Widerstände in der eigenen Disziplin (Sow 2014, Kessé 2018). Rassismus 
gehört somit zum Studien- und Hochschulalltag – die Lehrer*innenbildung ist 
hiervon keineswegs ausgenommen. Auch hier sind Studierende, Dozierende, 
Kolleg*innen, Schulleiter*innen und andere Entscheidungsträger*innen über-
wiegend weiß. Auch Studien zum Lehramtsstudium zeigen rassistische Diskri-
minierungen in der Uni, die sich im Referendariat und im späteren Berufsalltag 
als Lehrer*innen fortsetzen (Kul 2013; Wojciechowicz 2013; Fereidooni 2016). 

Sprache spielt hierbei eine wichtige Rolle. So dient etwa das Konzept der 
„Muttersprache“ in der deutschsprachigen Lehrer*innenbildung (z. B. in Öster-
reich) der Legitimation von Ausschlüssen (Döll u. a. 2015, 185). Monolinguali-
tät kann so zu rassifizierender bzw. linguistischer Diskriminierung führen, wenn 
Leistungskriterien ausschließlich an die Fähigkeit von Deutsch als Erstsprache 
geknüpft sind (Dirim 2013, 208). Auch die Schulbuchforschung kommt zu dem 
Ergebnis, dass sich sprachlicher Rassismus in vielen Schulbüchern findet (Bön-
kost 2014; Hentges u. a. 2014; Marmer/Sow 2015). 

Rassismus und Kolonialismus sind bisher weder als Lerninhalt für Lehr-
amtsstudierende noch als zukünftiges Unterrichtsthema fester Bestandteil der 
Lehrer*innenbildung an Universitäten in Deutschland, ganz zu schweigen von ei-
ner dringend benötigten Modellierung rassismuskritischer Fachdidaktiken (Fe-
reidooni/Simon 2021). Als obligatorisches Thema ist Herrschafts- und Rassis-
muskritik bisher höchstens punktuell in der universitären Lehrer*innenbildung 
implementiert worden (z. B. an der Universität Bremen, Doğmuş/Karakaşoğlu 
2016).5 Und nur ein Teil der Lehramtsstudiengänge bindet „Interkulturelle Bil-
dung“ ein (Roth/Wolfgarten 2016, 118)6. Insbesondere fehlt es an einer ver-
pflichtenden Auseinandersetzung mit eurozentrischer Wissensproduktion sowie 
mit einer herrschaftskritischen Selbstreflexion. 

5	 Beispiele für dezidiert rassismuskritische, freiwillige Lehrangebote für Lehramtsstudie-
rende sind das regelmäßige Seminar „Rassismuskritik im sozialwissenschaftlichen Unter-
richt“ (Ruhr Universität Bochum) von Karim Fereidooni und Jan Schedler (Buxinski u. a. 
2021) oder die Veranstaltungsreihe „mittwochs um vier“, organisiert von Radhika Natarajan 
(Leibniz Universität Hannover), siehe: https://www.lse.uni-hannover.de/de/lse/projekte/
leibnizwerkstatt/mittwochs-um-vier/ (Zugriff: 29.9.2021).

6	 Im Beitrag wurde eine systematische Recherche des deutschlandweiten Studienangebots 
nach Angeboten der „Interkulturellen Bildung“ auch im Lehramtsstudium durchgeführt. 
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3.	 Vorschläge für eine rassismuskritische Lehrer*innenbildung 
mit intersektionalen Anknüpfungspunkten

Wissenschaftler*innen wie die bereits zitierten Aysun Doğmuş und Yasemin 
Karakaşoğlu (2016), Elina Marmer (2015), Mona Massumi (2019), Karim Ferei-
dooni (2016) und viele mehr problematisieren in ihrer Forschung fehlende Ras-
sismuskritik in der Lehrer*innenbildung. In jüngerer Zeit haben Initiativen wie 
die bundesländerübergreifenden Petitionen #BlackHistoryinDeutschland: Rassis-
muskritische Lehre an Schulen7, die Initiative Intersektionales Lehramt8, das Netzwerk 
Rassismuskritische Schulpädagogik, Hochschulgruppen wie EmBIPoC Kiel (Empo-
werment for Black, Indigenous and People of Color) sowie das Statement „Mehr Diver-
sität in das Berliner Lehramtsstudium“ von Maisha A. Auma, Audre-Lorde-Gast-
professorin der Berlin University Alliance9, eindringlich auf die Notwendigkeit 
einer verpflichtenden herrschaftskritischen Auseinandersetzung mit Rassismus 
und anderen Diskriminierungsstrukturen in der Lehrer*innenbildung hingewie-
sen. Auf landespolitischer Ebene legt z. B. der Landesaktionsplan gegen Rassis-
mus des Landes Schleswig-Holstein (2021)10 u. a. die zukünftige Berücksichti-
gung von Diversität und Rassismus in der Lehrkräfteaus- und -weiterbildung fest.

Für eine rassismuskritische Professionalisierung angehender Lehrer*innen 
bedarf es einer grundlegenden Auseinandersetzung mit rassistischen histo-
rischen Strukturen und ihrer Verknüpfung mit eurozentrischen weißen Wis-
sensinhalten. María do Mar Castro Varela plädiert für einen epistemologischen 

	 	 Inwiefern die vorhandenen Angebote herrschaftskritische Auseinandersetzungen mit 
Rassismus beinhalten, ist eine andere Frage, die untersucht werden müsste. So bergen 
interkulturelle Bildungsangebote selbst die Gefahr, Rassismus zu produzieren, wenn sie 
keine rassismuskritische Fundierung haben (Castro Varela 2010). Selbiges gilt für Ange-
bote unter den Stichworten Heterogenität oder Diversität (Ahmed 2012). Pädagogische 
Diskurse zu „Interkulturalität“ (z. B. Mecheril 2010; Castro Varela 2010), „Heterogenität“ 
oder „Diversity“ (Ahmed 2012) können Rassismus verschleiern oder selbst hervorbringen.

7		 Siehe: https://blackhistoryindeutschland.changeverein.org (Zugriff: 29.9.2021).
8		 Siehe: https://initiative-intersektionales-lehramt.de/offener-brief/ (Zugriff: 29.9.2021).
9		 In Zusammenarbeit mit der Initiative Intersektionales Lehramt der AG Kritische Per-

spektiven des Diversity and Gender Network der Berlin University Alliance und der AG 
Inklusion im Kontext von Demokratieentwicklung des Zentrums für Inklusionsforschung 
Berlin, siehe: https://www.berlin-university-alliance.de/commitments/diversity/_media/
statement-diversitaet.pdf (Zugriff: 29.5.2022).

10		 Siehe: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Service/Broschue-
ren/Broschueren_IV/Kriminalpraevention/landesaktionsplan_rassismus.pdf?__blob= 
publicationFile&v=5 (Zugriff: 29.9.2021).
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Wandel von Bildungsprozessen, der „selbstkritische Auseinandersetzungen pä
dagogischer Praxen“ (Castro Varela 2016, 48) mithilfe postkolonialer Perspekti-
ven umfasst. So ist auch in der Lehrer*innenbildung zu fragen: „Wer lehrt Wie 
zu Wem Was [...]?“ (Schwarzbach-Apithy 2009, 252) bzw. „wer spricht (weshalb, 
wie) (nicht) worüber?“ (Simon 2021, 418). Wesentlicher Bestandteil dieser Aus-
einandersetzung mit rassistischer Wissensproduktion muss eine intersektionale 
Selbstreflexion der eigenen Involviertheit innerhalb dieser rassistischen, klassis-
tischen, sexistischen, ableistischen usw. Gesellschaftsstrukturen im Allgemeinen 
und im Bildungssystem im Speziellen sein. Auf diese Weise können nicht nur 
die Wissensinhalte, sondern auch die strukturellen Bedingungen von Wissens-
produktion hinterfragt werden. Die intersektionale, selbstreflexive Perspektive ist 
hierbei elementar, um der Komplexität von Lebenserfahrungen gerecht zu wer-
den sowie einer Reproduktion von Differenz vorzubeugen (Massumi 2019).

Die Notwendigkeit grundlegender Selbstreflexion kann durch die Heraus-
forderungen in der Arbeit mit (angehenden) Lehrer*innen illustriert werden. Ein 
besonderes Augenmerk soll im Folgenden auf einige Widerstände weißer Teil-
nehmender in rassismuskritischen Lehrangeboten gelegt werden11. Forschungs-
befunde zu Abwehrstrategien weißer Lehramtsstudierender umfassen etwa das 
Absprechen von Rassismuserfahrungen, ein Ablenken auf andere Themen und 
Opferkonstruktionen weißer Menschen – etwa durch Diskursverschiebung auf 
eine vermeintliche Bedrohung von Meinungs- und Redefreiheit weißer Men-
schen an Hochschulen (Panagiotopoulou u. a. 2016, Walgenbach/Reher 2016, 
Hoppe u. a. 2018). Dies deckt sich mit unseren eigenen Erfahrungen als Dozie-
rende und Referierende. Weiße Lehramtsstudierende bzw. Lehrer*innen halten  
an verkürzten Rassismusverständnissen fest und leugnen Rassismus auf diese 
Weise als strukturelles Machtverhältnis. Anschaulich wird dies etwa anhand der 
weitverbreiteten Überzeugung, es gäbe einen „Rassismus gegen Weiße“ bzw. 
„Deutsche“, was eine Konstruktion weißer Menschen als vermeintlich „eigentli-
ches Opfer“ ermöglicht. Diese Falschannahmen werden mit großem kognitivem 
Aufwand und hoher Emotionalität verteidigt. Ein hierbei besonders problemati-
scher Aspekt sind rassistische Annahmen und Bewertungen, mit denen BIPoC 
Wissenschaftler*innen und Referent*innen konfrontiert werden, die darauf ab-
zielen, ihnen die Expertise abzuerkennen. Häufigster Bezugspunkt ist das Ab-
sprechen ihrer Wissenschaftlichkeit und „Objektivität“ (Piesche 2009, Kilomba 

11		 In der Rassismuskritik und -forschung fand bereits eine ausführliche Auseinandersetzung 
mit weißen Abwehrmechanismen statt (z. B. Sow 2008; Eggers u. a. 2009; Messerschmidt 
2010).
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2013, Fereidooni 2020). In unserer Praxis hat sich gezeigt, dass hiervon vor al-
lem BIPoC Wissenschaftlerinnen betroffen sind. Rassismus und Sexismus bil-
den hier eine spezifische Diskriminierungsstruktur (Bakshi-Hamm 2008, 70 f.). 
Eine Reflexion der eigenen Involviertheit in eurozentrische Wissensprodukti-
on ist also gerade deshalb so wichtig, weil sie auch hegemoniale Vorstellungen 
von „Neutralität“ und „Objektivität“ als Mythos entlarvt (Kilomba 2013, 23 ff.). 

Im Fokus: Rassismus und Sprache
Auf die Relevanz von Sprache im Hinblick auf Rassismuskritik ist bereits ver-
wiesen worden. Im Rassismusdiskurs wird seit jeher die Bedeutsamkeit von 
Sprache für die (Re-)Produktion rassistischer Machtverhältnisse betont (Arndt/
Ofuatey-Alazard 2011) und etwa in der rassismuskritischen Diskursforschung 
fokussiert (Shooman 2014). Sprache – im hiesigen Kontext die deutsche Spra-
che  – und ihr Sprachgebrauch bedürfen somit einer besonderen Beachtung. 
Sprache stellt auch die Basis jedes Unterrichts dar und ihre Relevanz ist vor 
allem durch Konzepte wie die durchgängige Sprachbildung vermehrt ins Be-
wusstsein von Bildungsakteur*innen gerückt. Umso wichtiger ist es, die Dekon-
struktion von Rassismus innerhalb von Sprache als eine Schlüsselqualifikation 
einer rassismuskritischen Lehrer*innenbildung zu adressieren. 

Bisweilen nehmen Konzepte, die die Relevanz von Sprache z. B. auf den 
Bildungserfolg, aber auch auf gesellschaftliche Teilhabe und hier vor allem auf 
die Fähigkeit, selbstständig und souverän agieren zu können, als zentralen Aus-
gangspunkt der Überlegungen konturieren, die durchgängige Sprachbildung 
von Schüler*innen und wie diese angemessen gefördert werden können, in den 
Fokus. Die (angehende) Lehrperson und ihr sprachlich-konzeptuelles Wis-
sen wird bisher nur selten zum Gegenstand dieser Reflexionen gemacht (Mer-
cator Institut für Sprachförderung und Deutsch als Zweitsprache 2019, o. S.). 
Im Zentrum der Rassismuskritik und rassismuskritischer Lehrer*innenbildung 
steht aber vor allem zunächst die (angehende) Lehrperson (Messerschmidt 
2016, 63). Diese bedient sich nicht nur innerhalb der Unterrichtskommunika-
tion ihres sprachlichen Repertoires, sondern auch bei der Entscheidung, wel-
ches Unterrichtsmaterial sie im Unterricht einsetzen möchte. Dies geschieht 
unter anderem auf Basis von in der Universität vermitteltem Wissen. Lässt die-
ses jedoch eine rassismuskritische Dekonstruktion missen, besteht das Risiko ei-
ner unkritischen Weitervermittlung rassistischen Wissens über die (angehende) 
Lehrperson an die Schüler*innen (Marmer/Sow 2015). Ein für den Deutschun-
terricht prominentes Beispiel ist Kiezdeutsch. In einer exemplarischen Analyse 
haben Maitz und Foldenauer (2015) gezeigt, wie in Schulbüchern sprachliche 
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Ideologien transportiert werden. Bezogen auf Kiezdeutsch zeigen sich naturali-
sierende rassistische Stereotype (die Verbindung von Kiezdeutsch mit vor allem 
türkisch, kurdisch und arabisch gelesenen Jugendliche, die als aggressiv konstru-
iert werden (ebd., 229)). Dadurch entsteht eine epistemische Gewaltspirale, die 
bei der Vermittlung durch die Universität beginnt und bei den Schüler*innen 
im Lehr-Lern-Kontext mündet. Ein wichtiger Ansatz, um diese epistemische 
Gewaltspirale durchbrechen zu können, ist, das Bewusstsein für Mechanismen 
und Wirkungsweisen von Sprache in der Lehrer*innenbildung herzustellen.  
Damit muss die Frage nach der Dekonstruktion des Eurozentrismus innerhalb 
der Lehrer*innenbildung also vor allem die Frage nach einer rassismuskritischen 
Sprachflexion beinhalten. 

Die Relevanz, im Rahmen rassismuskritischer Dekonstruktionsansätze 
auch einen dezidiert sprachlichen Ansatz zu postulieren, ergibt sich daraus, dass 
„Sprache kein neutrales Medium [ist] [...]. Vielmehr werden die gesamtge-
sellschaftlich relevanten Wissensbestände durch die eingesetzten sprachlichen 
Mittel (mit)geformt“ (Felder 2013, 168). Die daraus entstehenden (sozialen) 
Wirklichkeiten werden bisher in einem ungleichen Maß kritisch hinterfragt 
(Maitz/Foldenauer 2015). In aktuellen Diskursen lässt sich daran anknüpfend 
beobachten, dass z. B. der Wortschatz antirassistischer Aktivist*innen, vor al-
lem von Rassismus betroffene Personen, häufig dem Vorwurf der links-ideolo-
gischen Färbung unterliegt, während die Standardsprache in Abgrenzung als 
neutral konstruiert wird. Dabei lassen sich auch im aktuellen standardsprach-
lichen Sprachgebrauch kolonial-rassistische Stereotype in verschiedenen Aus-
drücken finden.12 

Im Folgenden sollen daher einige mögliche Impulse für eine rassismuskri-
tische Sprachreflexion, die in den Grenzen eigener Seminare und Workshops 
(unter anderem mit (angehenden) Lehrer*innen) umgesetzt wurden, dargestellt 
werden, um durch Rassismus strukturierende Diskurse zu dekonstruieren. Ein 
Beispiel, das sich an dieser Stelle besonders eignet, da es eine ganze Reihe an 
kolonial-rassistischem Wissen beherbergt, ist der Ausdruck Orient. Das davon 
abgeleitete Konzept des Orientalismus, geprägt durch den postkolonialen Theo-
retiker Said (2017 [1978]), postuliert eine Kritik an der diskursiven Konstruk
tion des Orients (dazu auch Keskinkılıç 2019). 

Als Einstieg, um sich den Paradoxien dieses Konzepts nähern zu kön-
nen, kann eine Impulsfrage wie Welche Länder gehören zum sogenannten Orient? 

12		 Arndt und Ofuatey-Alazard (2019) geben in einem kritischen Nachschlagwerk einen 
Überblick über Kontext und Bedeutung verschiedener Ausdrücke und Konzepte. 
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gestellt werden. Auf diese Weise wird das Vorwissen aktiviert und die Homoge-
nisierungsmechanismen hinter diesem Konzept aufgedeckt. 

Eine darauffolgende etymologische Betrachtung des Konzepts legt weite-
re Aspekte der Homogenisierung offen und bietet Möglichkeiten zur Proble-
matisierung. Während der Orient zunächst die Regionen bezeichnete, die in der 
Richtung lagen, in der die Sonne aufgeht (DWDS o. D.), verschob sich die Be-
deutung Mitte bzw. Ende des 18. Jahrhunderts auf die islamische Welt (Schmitz 
2019, 485). Diese starke Verbindung zwischen Orient und Islam findet sich bis 
in die heutige Zeit und bedient klassische Rassifizierungs-Mechanismen. Beson-
ders deutlich zeichnet sich hier erneut die Homogenisierung ab, die auch schon 
von Keskinkılıç kritisch bei Diskursen über den Islam angemerkt wird (2019, 39). 
Die starke Verbindung von Orient und Islam führt dazu, dass alle Menschen, die 
phänotypisch dem Orient zugeordnet werden, auch automatisch mit dem Islam 
assoziiert werden. Diese Form der Homogenisierung führt jedoch dazu, dass die 
übrigen Religionsgemeinschaften wie z. B. Ezid*innen, Alevit*innen oder auch 
Jüdinnen*Juden unsichtbar gemacht werden und im Konzept vom Orient dethe-
matisiert werden. Gleichzeitig zeigt sich an dieser Stelle auch, wie Rassismus, in 
diesem Fall antimuslimischer Rassismus, als strukturierendes Merkmal fungiert. 
Es entscheidet darüber, welche Regionen der Welt einer Differenzierung wert 
sind und welche in Vermittlungskontexten weniger Priorität genießen. 

Der andere Mechanismus, der sich an diesem Konzept ablesen lässt, ist 
die Dichotomisierung (ebd., 37). Neben dem Narrativ, dass die Menschen aus 
dem Orient das exotische Andere darstellen, verdichtet sich die Dichotomisierung 
durch die Konstruktion des Westens in Abgrenzung zum islamischen Osten. Wie 
Foucault bereits feststellt, ist „[d]er Orient [...] für das Abendland all das, was 
es selbst nicht ist“ (1969, 10). Jene Konstruktion im Anschluss an eine Abgren-
zung vom Fremden lässt sich auch in aktuellen Diskursen beobachten. Das Kon-
zept der „Leitkultur“ bspw. ist kaum mit Inhalt gefüllt, präsupponiert aber das 
Wissen, dass deutsche Leitkultur einen Gegensatz zur islamischen Kultur bilde 
(Keskinkılıç 2019, 41). 

Um sich den sprachlich-konzeptuellen Wissensbeständen weiter zu nä-
hern, ist die anschließende Betrachtung der Wortfamilie ebenfalls von Bedeu-
tung. In diesem Beispiel ist neben Orient unter anderem noch orientalisch, Orien
tale*Orientalin und Orientalistik Teil der Wortfamilie. Dies scheint zunächst 
etwas unspektakulär, aber bei der daran anknüpfenden Betrachtung der typi-
schen Verbindungen dieser Lexeme zeichnet sich ein deutlicheres Bild ab. Laut 
DWDS (o. D.) sind diese unter anderem islamisch, Zauber, Wohlgeruch, Gewürz 
und Bauchtanz. Es zeichnet sich bereits ab, dass an das Konzept Orient weitere 
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Ausdrücke geknüpft sind, die zusammen das konzeptuelle Bild einer exotischen, 
fremden, weit entfernten und hedonistisch motivierten Kultur entwerfen. Bil-
der, die so auch immer noch in alltäglichen Diskursen konstruiert werden, wenn 
es bspw. um orientalisches Essen oder die Bewerbung von Reisen in den Orient 
geht (Schmitz 2019, 484). 

Eine rassismuskritische Sprachreflexion muss jedoch auch immer macht-
kritische Aspekte betrachten. Dazu gehören unter anderem die W-Fragen, die 
eingangs erwähnt wurden. Für die rassismuskritische Sprachreflexion bedeutet 
das, zu ermitteln, wessen Texte im Diskurs welche Berücksichtigung bekommen 
und welche Perspektiven dadurch (nicht) berücksichtigt werden (wer ist Sub-
jekt mit Deutungshoheit und wer beschriebenes Objekt). Denn, um weiter mit 
Foucault zu sprechen, der Diskurs entspricht einer Praxis, durch die Wissen ma-
nifestiert wird. Dieses Wissen innerhalb des Diskurses vermittelt sich über die 
Sprache (Foucault 1973, 74). Durch Wiederholung eines bestimmten Sprach-
gebrauchs manifestiert sich eine „historisch kontingente Ordnung der Dinge“ 
(Bublitz 2003, 61). Die Relevanz der Reflexion der eigenen Position wird hier 
einmal mehr deutlich. Die zuvor erwähnte epistemische Gewaltspirale entfaltet 
sich durch die Wiederholung, indem eben unter anderem durch Rassismus be-
einflusstes, sprachlich-konzeptuelles Wissen über die Universität an angehende 
Lehrer*innen und von diesen an Schüler*innen vermittelt wird, denn „Sprache 
ist eine symbolische Praxis, in der Kämpfe um Deutungshoheit, Entscheidungs-
macht und Macht zur Durchsetzung legitimer Bezeichnungen von [...] Zusam-
menhängen verhandelt werden“ (Kourabas 2019, 20). Die Tradierung dieses 
kontingenten Wissens beeinflusst schlussendlich auch unsere Erkenntnistätig-
keit (Dieckmann 1974, 211)13.

Gleichsam lassen sich am Konzept Orient intersektionale Verwobenhei-
ten nicht nur zwischen Kategorisierungen wie race und Religion, sondern auch 
zwischen den Geschlechtern nachzeichnen. Während die Orientalin wahlweise 
als exotische Verführerin oder Opfer imaginiert wird, wird islamischen Männern 
Gewaltbereitschaft, Impulsivität etc. zugeschrieben (Keskinkılıç 2019, 49–51). 
Auch wenn dies hier nicht vertiefend betrachtet werden kann, lassen sich hier 
weitere wertvolle Anknüpfungspunkte für eine intersektionale Reflexion finden. 

13		 Ein prominentes Beispiel hierfür ist die Verhandlung von Terrorismus. Die Konstruktion 
von Muslim*innen als Täter*innen und die fehlende Anerkennung von rassistisch moti-
viertem Terrorismus hat während der Ermittlungen in den NSU-Fällen dazu geführt, dass 
die Opfer und deren Hinterbliebenen nicht als Opfer wahrgenommen wurden, was eine 
schnelle Aufklärung verhindert hat. Ein relevanter Faktor war unter anderem die sprachliche 
Konstruktion in öffentlichen Diskursen (mehr dazu bei Nobrega/Quent/Zipf 2021).
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4. Fazit 

Unsere Ausführungen haben aufgezeigt, welche Methoden für eine rassismus-
kritische Sprachreflexion mit intersektionalen Anknüpfungspunkten angewendet 
werden könnten und inwiefern sprachlich-konzeptuelles Wissen auch politisch 
relevantes Wissen offenlegen kann. Eine rassismuskritische Sprachreflexion er-
möglicht es demnach, mittels des im Sprachgebrauch verwendeten Wortschatzes 
Rückschlüsse auf Überbleibsel internalisierter Rassismen zu liefern, und bietet  
damit hohe Anschlussfähigkeit bei einer rassismuskritischen Lehrer*innenbil
dung. Jedoch sollte die rassismuskritische Sprachreflexion nicht isoliert erfolgen, 
sondern einen von mehreren Reflexionsansätzen darstellen, die aufeinander auf-
bauend oder auch parallel vermittelt werden können.

Die Universität sollte angehenden Lehrer*innen daran anknüpfend den 
Raum geben, sich fächerübergreifend mit soziolinguistischen Inhalten ausein-
anderzusetzen, die den Zusammenhang von Sprache und rassistischem (und an-
derem diskriminierendem) Wissen konturieren. Dieses Angebot sollte jedoch 
nicht aus der Distanz erfolgen, sondern Anlässe bieten, in denen sich angehen-
de Lehrer*innen ausgehend von Sprachgewohnheiten mit ihrer Rolle im sozia-
len, gesellschaftlichen, aber auch politischen Gefüge auseinandersetzen (Huxel 
2016, 158). Rassismuskritische Sprachreflexion ist demnach keine Distanzlehre, 
sondern fragt danach, inwiefern sprachlich-konzeptuelles Wissen angehender 
Lehrer*innen Aufschluss über die eigene Position innerhalb von Differenz- und 
hegemonialen Machtverhältnissen geben kann. 
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HELENA DEIß, NADJA THOMA

Deutsch- und Wertekurse als Orte 
sprachlicher und politischer Bildung?  
Perspektiven junger Geflüchteter in der 
österreichischen Migrationsgesellschaft

1.	 ‚Integration‘ durch Sprache und Werte?  
Einleitende Bemerkungen

Im Zuge einer europaweiten Renationalisierung kam es in den letzten Jahr-
zehnten zu einem „revival“ von Nationalsprachen (Wodak 2013), und das Recht, 
in europäische Nationalstaaten zu migrieren, sich dort aufzuhalten oder deren 
Staatsbürger:innenschaft zu erwerben, wurde zunehmend an Kenntnisse der je-
weiligen Nationalsprache geknüpft. Die Unterschiede in den geforderten Kennt-
nissen der jeweiligen Nationalsprache (vgl. Hogan-Brun u.a. 2009) legen eine 
nicht unerhebliche staatliche Willkür bei der Definition des Zusammenhangs 
zwischen Sprache und Integration offen. In Österreich hat die häufige Novellie-
rung von Integrationsgesetzen (vgl. Flubacher 2021) hohe Symbolkraft. Sie richtet 
sich nicht nur an Migrant:innen, sondern demonstriert auch Staatsbürger:innen, 
dass der Zugang zu ihrem privilegierten Status durch Unterwerfung unter die 
Staatsmacht verdient werden muss (vgl. Perchinig 2010, 29).

Die skizzierten rechtlichen Veränderungen sind Begleiterscheinungen ei-
ner diskursiven Verschiebung, in deren Zentrum die Topoi einer „Integration 
durch Sprache“ (De Cillia/Dorostkar 2013) und einer „Integration durch Leis-
tung“ (Hofer-Robinson 2018) stehen, die um Subjekte kreisen, die als „integra-
tionsunwillig“ (vgl. Rheindorf 2017) konstruiert werden. Dabei wird ‚Sprache‘ 
metonymisch für ‚Deutsch‘ verwendet und als konstitutiver Bestandteil der Na-
tion konstruiert. Außerdem wird unterstellt, dass ‚Integration‘ eine naturgege-
bene Folge von Deutscherwerb ist, obwohl Studien belegen, dass auch ‚perfekte‘ 
Deutschkenntnisse nicht notwendigerweise zu Zugehörigkeit führen (Thoma 
2022) und dass soziale Integration umgekehrt auch als Voraussetzung für ge-
lingende Sprachaneignungsprozesse gesehen werden kann (vgl. Plutzar 2010). 

Mit dem Integrationsgesetz 2017 wurden neben Deutschkursen mit dem 
Zielniveau B1 zudem ‚Werte- und Orientierungskurse‘ für Asylberechtigte und 
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subsidiär Schutzberechtigte als verpflichtender Bestandteil der sogenannten „In-
tegrationsvereinbarung“ (BMEIA 2017) verankert. Die Kurse finden als Work-
shops und als Teil der Deutschkurse statt und werden vom Österreichischen In-
tegrationsfonds (ÖIF) durchgeführt. Neben der Konstruktion von Österreich 
als homogener ‚Wertegemeinschaft‘ und der problematischen Verknüpfung von 
Sprach- mit Wertekursen (vgl. Hofer-Robinson 2018, 14) liegt der Vorstellung, 
dass ‚Werte‘ vermittelt werden könnten, ein instrumentelles Verständnis von 
Lernen und ‚Integration‘ zugrunde. Die als ‚österreichisch‘ konstruierten Werte 
stützen hegemoniale Strukturen, und die mit ihnen verbundene Assimilations-
aufforderung „stellt das Werterepertoire Migrationsanderer als mangelhaft [...] 
und mit der österreichischen Gesellschaftsordnung unvereinbar“ (ebd., 17) dar.

Unser Text knüpft an diesen Betrachtungen an und geht der Frage nach, 
welche Erfahrungen Geflüchtete mit Sprachkursen und den darin vermittelten 
Werten machen und welche Perspektiven sie auf sprachliche und politische Bil-
dung haben. Dieser Frage werden wir anhand exemplarisch ausgewählter em-
pirischer Materialien nachgehen. Unsere Forschungen zum Thema sind noch 
nicht abgeschlossen. Vielmehr verfolgen wir das Ziel, erste Erkenntnisse und 
Anregungen für weiterführende systematische Überlegungen bereitzustellen. 

2.	 Konturen einer kritischen sprachlichen  
und politischen Bildung – theoretische Skizze

Wir verbinden Demokratietheorien (u. a. Benhabib 2008; Lessenich 2019),  
Theorien kritischer politischer Bildung (u. a. Brand 2010; Lösch 2013) und kri-
tische Theorien zu Sprache und Sprachvermittlung in Migrationsgesellschaften 
(u. a. Dirim u. a. 2018; Heinemann 2017). Die Gemeinsamkeit dieser Zugänge 
liegt in einem Verständnis politischer und sprachlicher Bildung, das Diskussio-
nen, Auseinandersetzungen und Konflikte als Motor demokratischer Prozesse 
begreift. Der Terminus ‚kritisch‘ meint eine Perspektive, die im Anschluss an die 
Frankfurter Schule darauf abzielt, dass Individuen die gesellschaftspolitischen 
und sozialen Kontexte, in denen sie leben (müssen), verstehen und verändern 
können (vgl. Chilton u. a. 2010).

Besonders relevant ist ein solcher Zugang, wenn es um sprachliche Bildung in 
Migrationsgesellschaften geht: Die Forderung des Erlernens von Nationalspra-
chen steht in einem Spannungsverhältnis zur Forderung nach Anerkennung von 
Mehrsprachigkeit. Eine „nüchterne Pädagogik sprachlicher Vielfalt“, wie sie von 
Mecheril und Quehl (2015) vorgeschlagen wird, zielt einerseits auf die Schaffung 
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von Bildungsräumen ab, die Lernende dazu befähigen, die Nationalsprache 
zu erlernen, um möglichst gleichberechtigten Zugang zu einer von Sprach- 
ideologien (vgl. Rosa 2019; Thoma 2022) geprägten Gesellschaft zu erhalten. 
Andererseits erfordert sie die Kritik an migrationsgesellschaftlichen Verhältnis-
sen. Die mit dem Erlernen von Sprache(n) verbundene Frage von Anerkennung 
verweist auf politische Machtverhältnisse, von denen auch Deutschkurse durch-
drungen sind.

Geflüchtete sind in Bezug auf rechtliche und sozio-ökonomische Bedin-
gungen sowie Bildungs- und Lebenschancen besonders benachteiligt (vgl. Neu-
mann u. a. 2003; Thoma/Langer 2022; Unger 2017). Dennoch kann es ihnen 
gelingen, Handlungsaktivität zu erhalten oder zu etablieren (Deiß 2022; Mör-
gen/Rieker 2021). Die politische Selbstorganisation ist dabei ein Weg, um als 
Subjekt sichtbar zu werden und eigene Möglichkeitsräume zu erweitern (u. a. 
Schwiertz 2019). Im Anschluss an Dausien u. a. (2020) begreifen wir Deutschkur-
se als Zugehörigkeits- und Bildungsräume, die Möglichkeiten der Artikulation 
und damit der Selbstermächtigung eröffnen oder verschließen können und da-
her potenziell zentrale Räume für sprachliche und politische Bildung darstellen.

3.	 Method(olog)ische Anmerkungen

Kernpunkt der Interpretativen Sozialforschung, die den methodologischen Rah-
men unseres Textes bildet, ist die Rekonstruktion sozialer Wirklichkeit durch 
das Verstehen sozialen Handelns und subjektiver Bedeutungen (Rosenthal 2015). 
Dieser Zugang ist ideal für eine kritisch-reflexive Erforschung sprachlicher und 
politischer Bildung, da die Perspektiven der Subjekte im Fokus stehen. Empi-
rische Grundlage des Textes bilden drei narrative strukturierte Leitfadeninter-
views (Rosenthal 2015) mit geflüchteten Jugendlichen im Anschluss an Grup-
pendiskussionen im Kontext einer Masterarbeit (Deiß 2020). 

Zum Interviewzeitpunkt (2020) lebten die interviewten Jugendlichen in 
einer österreichischen Stadt und hatten in den Jahren zuvor Deutschkurse be-
sucht. Sie konnten damit aus der Retrospektive über ihre Erfahrungen sprechen. 
Thematisch standen Erfahrungen mit Deutschkursen im Zentrum. Die Inter-
viewpartner waren jeweils Anfang 20 und 2015/16 mit der großen Fluchtbewe-
gung nach Österreich gekommen. Samir war zusammen mit seiner Familie aus 
dem Irak gekommen und seit 2016 ständiges Mitglied des Vereins, in dem die 
Interviews stattfanden. Aufgrund bürokratischer Hürden gelang es ihm über 
mehrere Jahre nicht, sich an einer Universität einzuschreiben. Zum Zeitpunkt 
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des Interviews wurde ihm und seiner Familie nach mehrjähriger Wartezeit ein 
humanitäres Bleiberecht zuerkannt und er konnte sich für ein Wirtschaftsstu-
dium inskribieren. Mahmud war als unbegleiteter, minderjähriger Geflüchteter 
aus Afghanistan gekommen. Sein Asylverfahren dauerte fünf Jahre, bevor ihm 
in zweiter Instanz subsidiäres Bleiberecht zuerkannt wurde. Mahmud gelang es, 
in eine HTL (Höhere Technische Lehranstalt) aufgenommen zu werden. Jamal 
kam zusammen mit seinem Bruder als unbegleiteter, minderjähriger Geflüch-
teter aus Afghanistan und lebte zunächst in einem Heim. Er besucht ebenfalls 
eine HTL und verfolgt in seiner Freizeit den Traum, Rapper zu werden. Zum 
Zeitpunkt des Interviews wurde Jamal und seinem Bruder in zweiter Instanz 
subsidiärer Schutz zuerkannt.

4.	 Erfahrungen und Perspektiven der Jugendlichen 

Im Folgenden werden Interpretationen zu ausgewählten Textstellen vorgestellt, 
in denen die Jugendlichen über ihre Erfahrungen, Perspektiven und Motivatio
nen sprechen.

4.1	 Deutschkurse als ‚Neue Welt‘
Als die Interviewerin zu Beginn nach Erfahrungen mit Deutschkursen fragt, 
antwortet Mahmud:

Das Leben für einen Flüchtling, das ist einfach, dass man die neue Welt, Deutschkurs 
ist einfach die neue Welt für die Flüchtlinge, weil [...] sie kommen, oft sie leben dann 
in einem Heim. Da kommt ihnen in einem Deutschkurs das ist eine neue Welt. Die 
Lehrerin, Mitschüler, alle. Und das war eine schöne Zeit. Unvergessliche Zeit, was man 
nicht vergessen kann, weil man kennt ja und hat man auch, kennt man auch gute Leute 
von dieser Zeit. 

Sprachlich inkludiert Mahmud sich nicht in ein ‚Wir‘, sondern spricht aus einer 
Außenperspektive zunächst über „die Flüchtlinge“ und „sie“, und später in einem 
verallgemeinernden „man“. Diese Positionierung ermöglicht es ihm, aus einer 
Meta-Perspektive zu sprechen und gleichzeitig potenziell verletzende Aspekte, 
die mit seinen Erfahrungen verbunden sind, nicht thematisieren zu müssen. Den 
Kursen stellt Mahmud das Heim als lebensweltlichen Kontext gegenüber. Die 
positive Perspektive auf die Kurse begründet er mit „gute[n] Leute[n]“, die er aus 
dieser Zeit kennt, mit denen er möglicherweise die zuvor genannte Lehrerin und 
die Mitschüler:innen meint. Er präsentiert Deutschkurse als einschneidendes 
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Erlebnis im Leben Geflüchteter, die jenseits der Sprachaneignung einen sozialen 
Raum der Ermöglichung darstellen. Die Beziehungen, die er in dieser Zeit ge-
knüpft hat, scheinen bis in die Gegenwart hin anzudauern.

Weil da hat man das Gefühl, dass man nicht alleine ist, alleine. Sondern auch die ande-
ren, die hier kämpfen, um weiterzuleben. Um zu Deutsch lernen haben gleiche [...] also 
die Geschichten, so was alles sie mitgetragen haben bis hier. Und die, weil die Geschich-
ten [...] was man erlebt hat, ist ja hart mit denen sie zu tragen und weiter zu machen.

Mehdi zeichnet das Bild einer Überlebensgemeinschaft, die durch das gemein-
same Lernen mit anderen charakterisiert ist, die sich durch eine vergleichbare 
Lebenssituation ‚kämpfen‘. Das Weiterleben steht in Verbindung zum Deutsch-
lernen und wird implizit dem Weiterleben in Österreich gleichgesetzt. Konstitu-
tiv für die Gemeinschaft im Deutschkurs sind die erlebten und ‚mitgetragenen‘ 
Geschichten, mit denen niemand allein ist. Auf Nachfrage erläutert er:

Wenn man in einem Flüchtlingsheim wohnt. Da sind, man teilt die Menschen, die in 
diesem Heim wohnen, in der Reihe, in der ahm drei Bereich. Eine, die, die kämpfen, 
um Deutsch zu lernen, um weiterzukommen. Um sich entwickeln. Die zweite Teil oder 
Gruppe oder wollen nur eigentlich durchkommen. Denn wenn es zu schwierig ist, wenn 
der Berg da vorne ist, da wollen sie nicht hinauf. Aber der Kämpfer, der da dann kämp-
fen möchte, der geht hinauf. Aber der [scil.: andere] sagt Okay, da ist meine Grenze. Das 
reicht mir schon. Und die anderen, die denken, ich brauche es nicht. Ich fange gar nicht an. 

Mahmud kategorisiert die Heimbewohner:innen entlang der ihnen zugeschrie-
benen ‚Kampfbereitschaft‘: Die, die „kämpfen, um in Österreich anzukommen“, 
die, die „irgendwie durchkommen“, und die, die es „gar nicht erst versuchen“. 
Er selbst zählt sich zur ersten Gruppe und grenzt sich damit von den anderen 
Heimbewohner:innen ab. Eine andere Stelle im Interview zeigt, dass er sich mit 
seiner Einstellung zum Deutschlernen alleine im Heim fühlte. Darauf verweist 
auch, dass er die beiden Gruppen, denen er sich nicht zugehörig fühlt, im Plural 
beschreibt und den ‚Kämpfer‘ (der erst im Deutschkurs auf Gleichgesinnte trifft), 
im Singular belässt.

4.2	 „Ungebildet in dem Bereich von Bildung“ – Kritik an pädagogischen 
Verhältnissen

Samir reflektiert seine Erfahrungen mit Deutschkursen in starkem Kontrast  
zu Mahmud: 

Die Mehrheit der Lehrkräfte waren entweder ungebildet in dem Bereich von Bildung, 
sondern sie einfach, weil sie Deutsch als Muttersprache können, haben sie es gewählt, 
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weil vielleicht waren sie der Gedanke, dass es einfacher für ihnen würde, wenn sie es 
unterrichten. Aber es ist nicht so – in Praxis, wenn du etwas schon kannst, du weiß 
nicht wie es ist und warum es ist. So du wirst es nicht wirklich völlig befriedigend 
unterrichten, sondern du wirst es einfach wählen und du wirst es erwarten, dass die 
anderen es ((schnippt mit den Fingern)) von aus Logik her – [...] kapieren. Und das war 
benachteiligend, [...] dass ahm die Mehrheit der Lehrkräfte waren ahm ungebildet in 
dem Bereich von Bildung. 

Er formuliert hier eine Kritik, die den Lehrer:innen Professionalität in der 
Deutschvermittlung abspricht und ihnen zuschreibt, den Lehrberuf lediglich 
aufgrund ihrer ‚Muttersprache‘ gewählt zu haben. Wie zuvor schon Mahmud 
konstruiert sich auch Samir als Wissender, als Experte für Sprachunterricht, der 
aus einer verallgemeinernden ‚du‘-Perspektive spricht. Er kritisiert die aus seiner 
Sicht fehlenden didaktischen Fähigkeiten der Lehrer:innen und deren mangeln-
de Fähigkeit, die Lernperspektive der Kursteilnehmer:innen einzunehmen. Der 
Terminus „ungebildet“ lässt sich als Anklage gegen die aus seiner Sicht nicht 
professionalisierten Lehrkräfte lesen. Darüber hinaus verweist die Begriffswahl 
auf einen statischen Zustand, der nicht mehr für neue Bildungsprozesse offen 
ist. Mit dem Terminus „benachteiligend“ verweist Samir auf den Nachteil, der 
Lernenden erwächst, wenn sie sprachdidaktisch ‚ungebildete‘ Lehrer:innen ha-
ben. Mit diesem Hinweis auf das Lernsetting verdeutlicht Samir sein Wissen 
darüber, dass Lernende nicht auf ‚natürliche‘ Weise ‚sprachbegabt‘ sind, sondern 
dass erst professionelle Kontexte und eine Professionalisierung von Lehrenden 
zur Ermöglichung von Sprachaneignung beitragen.  

4.3	 „Als ob es beleidigend ist“ – die Erfahrung von Infantilisierung 
Samir kritisiert auch Themen, die in den Deutschkursen behandelt wurden:

Am Anfang des Lernens ahm waren die Themen, Subjekte, [...] sehr leicht zu verstehen 
[...] um die Sprache besser zu beherrschen. Ab dann als wir tiefer und tiefer in der Spra-
che reingekommen haben ahm wurden die Subjekte, limitiert [...]. Man fühlte sich ein 
biss_, also ich hab mich so zumindest so gefühlt als ob ich es beleidigend ist, weil es so 
einfach [...] Ahm ja und ich als eine soziale Mensch, der zu argumentativ ist, ahm gibt’s 
kein Spielraum, während des Lernens. Besonders in einer Sprache lernen. [...] Vielleicht 
konnte das bei dem Lernen ein bisschen benachteiligen und das innerlich nicht motiviert 
und seelisch nicht motiviert bist.

Samir beschreibt, dass das Niveau der Inhalte hinter der Komplexität sprachli-
cher Strukturen zurückblieb und kritisiert die ‚Limitierung‘ der Inhalte als ‚un-
verständlich‘. Er beklagt, dass er sich durch die Themen infantilisiert und in 
seiner intellektuellen Entwicklung gebremst fühlte. Dies begründet er vor allem 
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damit, dass er ein ‚sozialer‘ und ‚argumentativer‘ Mensch sei, dass also der soziale 
Austausch mithilfe von Argumenten große Bedeutung für ihn hat. Daneben 
kritisiert Samir auch die inhaltliche Orientierung an den ÖIF-Wertekursen bzw. 
Integrationsprüfungen:

Man konnte schon solche Inhalte innerlich verstehen vom Konzept her, aber an der 
Sprachkursen, die Mehrheit der Sprachkursen am Ende ahm wurden nur solche Themen, 
der uns überhaupt nicht treffen, diskutiert. Das war ein bisschen demotivierend, hat man 
aus der Mentalität aus einem Deutsch oder Sprache ahm Trainierende rausgenommen, 
sondern aus einer Person, der eine Integrationskurs oder irgendwas ahm Ähnliches ahm 
eine wie heißt das eine Re-Education kam, nicht einen Sprachkurs.

Samirs Kritik zeigt, dass die in den Deutschkursen behandelten Themen seine 
Lebensrealität und die seiner Peers nicht betrafen und es nicht möglich war, 
biografische Anschlusspunkte zu den behandelten Themen zu finden. Während 
Samir die Lerninhalte der Deutschkurse als „überhaupt nicht treffend, sie tref-
fen mein Alter nicht“ (2:5/17) beschreibt, findet Mahmud die Kurse hilfreicher.  
Er beschreibt, dass er im Zuge des Deutscherwerbs auch Wissen zu den behan-
delten Themen erwerben konnte: „die Themen waren also immer unterschied-
lich. Man hat’s, man hat das Gefühl bekommen, man versucht nicht nur Deutsch 
zu lernen, sondern auch das Thema zu verstehen“ (2:6/17–19). Dabei nennt er 
Demokratie und Gleichberechtigung als Themen im Deutschunterricht, die ihm 
besonders gut in Erinnerung geblieben sind.

Samir sieht hinter den Themen eine gezielte Strategie der Wertevermittlung. 
Er vermutet, dass Lehrpersonen aus den Integrationskursen für die Deutschkur-
se eingesetzt wurden, da diese Inhalte der Integrationskurse enthielten. In seiner 
Kritik bezeichnet er die ‚Mentalität‘, die aus Integrationskursen in die Deutsch-
kurse übernommen wurde, als „Re-Education“: Mit diesem Begriff verweist er auf 
die kolonialistische und eurozentrische Logik, die der Wertevermittlung in den 
Deutschkursen anhaftet. Da Deutschkurse oftmals das einzige Bildungsangebot 
für Asylbewerbende über 15 Jahre in Österreich sind (Atanasoska/Proyer 2018), 
verweist Samirs Wunsch nach mehr Bildung nicht nur auf ein Manko innerhalb 
der Deutschkurse, sondern auch auf den Mangel an weiteren Bildungsangeboten. 

5.	 Conclusio

Im Anschluss an unsere exemplarischen empirischen Analysen zu sprachli-
cher und politischer Bildung im Kontext von Flucht und Asyl resümieren wir 
nun knapp unsere Beobachtungen: Deutschkurse werden von den interviewten 
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Geflüchteten als inhaltlich interessant und als für das ‚Weiterleben‘ in Österreich 
konstitutive Orte des Lernens und sozialen Miteinanders dargestellt. Allerdings 
verweisen ihre Erfahrungen auch auf Infantilisierung, auf den Zwangscharakter, 
der mit staatlich verordneten Werte- und Orientierungsmaßnahmen im Kon-
text des Deutschlernens verbunden ist, und enthalten Kritik an pädagogischen 
Verhältnissen. Die Jugendlichen entwickeln unterschiedliche Strategien des 
Umgangs mit diesen verpflichtenden Maßnahmen, die von einer pragmatischen 
Erfüllungslogik bis zu Widerständigkeit reichen. Die Interviews enthalten Spu-
ren eines politischen Lernens, das in der reflexiven Auseinandersetzung mit der 
eigenen Involviertheit (vgl. Messerschmidt 2009) in migrationsgesellschaftliche 
Machtverhältnisse besteht. Damit gehen die Jugendlichen weit über das in der 
‚Integrationsvereinbarung‘ verordnete Auswendiglernen mess- und prüfbarer 
Inhalte hinaus. 

Abschließend möchten wir zwei weiterführende Punkte festhalten: Der erste 
bezieht sich auf politische Bildung in Deutschkursen: Folgt man den demokra-
tietheoretischen Überlegungen von Benhabib, stehen Rechte und Identitäten in 
globalisierten Gesellschaften in einem dialektischen Verhältnis. In dieser Logik 
beruhen politische Lernvorgänge – und als solche begreifen wir die Auseinander-
setzung mit ‚Werten‘ – auf der Begegnung mit anderen und in der Auseinander-
setzung über Normen, Begriffe und Rechtsauffassungen (Benhabib 2008, 176). 
Allerdings zielen die österreichischen Werte- und Orientierungskurse nicht auf 
Auseinandersetzung und Zweifel oder auf Widerstand und kritischen Diskurs –  
vielmehr zielen die didaktischen Materialien darauf ab, „hegemoniales Werte-
wissen und -verhalten [zu diktieren]“ (Fritz 2017, 8). Das von uns analysierte 
empirische Material zeigt, dass trotz der den Kursen zugrunde liegenden funk-
tionalen Vorstellung von Bildung, die auf die Reproduktion prüfbaren Wissens 
abzielt, kritische Positionierungen und widerständige Auseinandersetzungen 
möglich sind. In diesem Sinne werden Geflüchtete unabhängig von ihrem Auf-
enthaltsstatus als citizens (sensu Pell 2008) sichtbar, die citizenship als dynami-
sche und kreative Praxis in denjenigen Kontexten einbringen, die sie als notwen-
dig ansehen (vgl. ebd., 144) – etwa in ihren Asylprozessen, in Deutschkursen 
und – als Interviewpartner:innen – in den wissenschaftlichen Diskurs.

Zweitens werfen die kritischen Perspektiven der Jugendlichen Fragen zur 
Professionalisierung im Kontext von Flucht und Asyl auf. In der wissenschaftli-
chen und berufspolitischen Beschäftigung mit Deutschkursen gibt es seit Län-
gerem eine Diskussion über Handlungsspielräume im Sinne einer kritischen 
Pädagogik und Fragen nach Möglichkeiten kritischer Bildungsarbeit als gegen-
hegemonialer Praxis. Eine solche Bildungsarbeit sehen wir als notwendig an,  
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weil Deutschkurse für viele Asylbewerbende über 15 Jahren die einzige Mög-
lichkeit institutionalisierter Bildung in Österreich darstellen. Dem Ziel einer 
Vergrößerung der sprachlichen Handlungsspielräume Jugendlicher in der do-
minanten Sprache steht allerdings die Verpflichtung zur Vermittlung von ‚Wer-
ten‘ gegenüber, die von vielen Deutschlehrer:innen und Wissenschaftler:innen 
kritisch gesehen werden (u. v. a. Autor_innen-Kollektiv IGDaZDaFBasisbil-
dung 2018; Flubacher/Busch 2022; Obaro/Wolfsgruber 2018), die aber not-
wendig sind, um keine rechtlichen Sanktionen fürchten zu müssen. Teil einer 
kritischen Professionalisierung im Kontext von DaF/DaZ müsste eine Ausein-
andersetzung mit professionellen Dilemmata und Paradoxien sowie mit Mög-
lichkeiten für die jeweils konkrete Ausgestaltung von Antinomien (Helsper 
2021, 166–176) sein, die sich aus diesem Spannungsfeld ergeben. Zudem müss-
ten sie Reflexionsmöglichkeiten über die Involviertheit Professioneller in die 
(Re-)Produktion von Machtverhältnissen in der Migrationsgesellschaft (vgl. 
Messerschmidt 2009) beinhalten.
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KATHARINA BÖHNERT1

Über Sprache machtkritisch reflektieren –  
Tomer Gardis Broken German  
im Deutschunterricht

Literatur spielt in der Schule eine zentrale Rolle und dient neben der Arbeit an 
und Vermittlung von Sprache auch der Entwicklung von Reflexionsvermögen, 
Offenheit, Empathiefähigkeit und Ambiguitätstoleranz (vgl. Literarisches Ler-
nen nach Spinner 2006 oder Literarizität nach Dobstadt 2010 und Dobstadt/
Riedner 2016). Gerade in mehrsprachigen und/oder mehrkulturellen Klassen-
verbänden liegt die Relevanz mehrperspektivischer Zugänge und Lesarten auf 
der Hand, da die vielfältigen Hintergründe der Schüler:innen potenziell eine 
große Bereicherung bei derartigen Zugängen im Unterricht darstellen können. 

An dieser Stelle setzt der vorliegende Beitrag an, der einen integrativen An-
satz von Sprach- und Literaturdidaktik verfolgt: Anhand des Textes Broken Ger-
man von Tomer Gardi (2016) soll gezeigt werden, wie Sprachreflexivität sowie 
-kritik und – hiermit verbunden – die Einnahme einer machtkritischen Position 
im Unterricht diskutiert und trainiert werden können. Schüler:innen werden 
dabei anhand eines ungrammatischen und orthografisch fehlerhaften Textes an 
Fragen zur Normativität von Kultur und Gesellschaft und zu ihrer sprachlichen 
Repräsentation herangeführt. Hierdurch angeregt üben sich die Schüler:innen in 
einer kritischen Reflexion über (vermeintliche) sprachliche Defektivität, die oft 
auch Gegenstand von sprachlichem Rassismus ist. Es soll der Frage nachgegan-
gen werden, ob es eines ‚fehlerfreien‘, normkonformen Sprachgebrauchs bedarf, 
um schriftsprachlich oder gar literarisch tätig zu sein, oder ob gerade in der Viel-
falt und Kreativität sprachlicher Äußerungen ein Mehrwert für den sprachrefle-
xiven Deutschunterricht besteht und sich marginalisierte Gruppen somit auch 
mit vermeintlich fehlerhafter Sprache Gehör verschaffen und gesellschaftlich-
kulturelle Diskurse aktiv mitgestalten können.

1	 Für zahlreiche Ideen, die zum Verfassen dieses Beitrags geführt haben, danke ich Janek 
Scholz.
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1.	 Autor und Werk

Tomer Gardi wurde 1974 in Israel geboren und lebt nach Studienaufenthalten 
in Jerusalem, Berlin und Be’er Scheva derzeit in Tel Aviv. Er ist studierter Litera-
turwissenschaftler und Erziehungswissenschaftler, was sicherlich auch ein Grund 
dafür ist, dass er sich in seinem Werk Broken German kritisch mit dem Litera-
turbetrieb sowie der Frage danach, wer diesem angehören darf, auseinandersetzt. 
Broken German (2016) ist Gardis zweites Werk; neben seinem Erstlingswerk 
Stein, Papier. Eine Spurensuche in Galiläa (2011 auf Hebräisch und 2013 in deut-
scher Übersetzung erschienen) veröffentlichte er vor allem Hörspiele (Die Feuer-
bringer – Eine Schlager-Operetta (2018, Regie: Susanne Krings), Wie die Blinden 
träumen (2019, Regie: Noam Brusilovsky)). Gardi trat mit einigen Kapiteln von 
Broken German beim Ingeborg-Bachmann-Preis an, woraufhin eine kontroverse 
Debatte geführt wurde, ob ein Text, der Verstöße gegen die geltende orthogra-
fische Regelung sowie die grammatische Norm enthalte, überhaupt ‚Literatur‘ 
und somit preiswürdig sei. Am Ende erhielt Gardis Werk keinen Preis – eine 
Entscheidung, die in Feuilletons renommierter Zeitungen kritisch diskutiert 
wurde. Die Literaturkritikerin des Bayerischen Rundfunks, Cornelia Zetzsche 
(2016), bemängelte, dass dieser ihrer Ansicht nach „interessanteste“ Text beim 
Bachmann-Preis nicht berücksichtigt worden sei, es handele sich um die „berüh-
rendste, riskanteste, nachhaltigste Geschichte“ des Wettbewerbs, Gardis Sprache 
sei „hinreißend und spielerisch kreativ“ (ebd.). In der Süddeutschen Zeitung ur-
teilte Alex Rühle (2016), dass Tomer Gardi mit Broken German „etwas ganz Eige-
nes gelungen“ sei, der Roman sei „[e]in Schatz. [...] Ein einmaliges Buch“ (ebd.).

Broken German ist insofern „einmalig“, als dass es Normverletzungen, Re-
gelübertretungen und das Spiel mit Sprache zum erzählerischen Prinzip erklärt. 
Rutka (2021) sieht in Gardis Roman – in Anknüpfung an Czolleks (2018) Des-
integriert euch! – ein „literarische[s] Projekt gegenwärtiger jüdischer Desintegra-
tion und Plädoyer für Radical Diversity [...]“ (ebd., 235). In Anbetracht dieser 
sprachlichen Virtuosität tritt die eigentliche Handlung des Romans fast in den 
Hintergrund, ist jedoch bei genauerer Betrachtung mindestens ebenso interes-
sant, da sie sprachliche Fremdheitserfahrungen auf der inhaltlichen Ebene spie-
gelt. In assoziativ aneinandergereihten Szenen begleiten wir den jüdischen Pro-
tagonisten und Erzähler (vermutlich handelt es sich dabei um die Figur Radili) 
und seine Clique um Amadou, Mehmet, Fikert, Anuan, Abayomi und Jamal in 
Berlin, wo sich ihr von Migrationserfahrungen geprägtes Leben abspielt. Radili  
kehrt als Erwachsener in diese Stadt zurück, viele Jahre nachdem er sich als Re-
aktion auf Anfeindungen durch rechtsradikale Skins ein Messer gekauft hat. 
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Seine Freunde aus der „linksradikalen WG“ möchten daraus einen Film ma-
chen und so zieht sich die Suche nach dem damals vergrabenen Messer wie ein 
roter Faden durch den Roman. Neben den Erfahrungen mit Rechtsradikalen, 
die ‚ihre‘ deutsche Sprache für sich reklamieren (vgl. Kapitel 2), sind es jedoch 
auch Erfahrungen der Diskriminierung im Literaturbetrieb, die dem Protago-
nisten spiegeln, dass er ‚hier‘ nicht dazu gehört. Weitere assoziative Momente 
des Romans sind bspw. eine krimiartig gestaltete Szene im Jüdischen Museum 
oder auch Gespräche mit seiner Mutter, in denen beide Erinnerungen, z. B. an 
ein Dorf in Rumänien, teilen. Der Protagonist berichtet weiter von einem Schul-
ausflug zu archäologischen Grabungen im Norden von Israel und schildert ne-
ben diesen Rückblicken in die Vergangenheit auch gegenwärtige Szenen in Bars 
und Callshops. Einzige und wichtige Konstante ist die bezeichnenderweise „Bar 
zum Roten Faden“ benannte Stammkneipe von Radili und seinen Freunden, die 
ihnen ein Stück Heimat im sprachlich und kulturell fremden Berlin vermittelt.

2.	 Sprache in Broken German

Um einen Einblick in die schon mehrfach erwähnte, vom normkonformen 
Sprachgebrauch deviante Sprache des Romans zu geben, soll folgende Textstelle 
zitiert werden:

Drei Kinder steigen von eine U-Bahn aus. Eine heisst Amadou, eine Radili, eine heißt 
Mehmet. Es ist Sommer. Im U-Bahn steht Mehmet, sein Hand hochgestreckt, hält 
sich zum Stange. Er hat schwarzes Haar unter sein Arm und sieht, stolz, wie Radili es 
anschaut. Radili ist dreizehn und Mehmet schon vierzehn und er fragt sich selbst, Ra-
dili, wann es bei ihm auch schon anfangen wird mit dem Haar. Dann hält das U-Bahn 
und Mehmet öffnet die Tür und Radili, von hinten, stosst Mehmet auf eine Frau die da 
vor dem Tür steht. Sie schreit Mehmet an und dann ist er nicht mehr so Cool mit sein 
Haar unter seine Ärme und Radili lacht und ränt weg zum Rolltreppe (Gardi 2016, 5).

Die Textstelle bildet den Beginn des Romans und stellt eine Rückschau des Pro-
tagonisten Radili auf seine Jugendzeit, sein dreizehnjähriges Ich in Berlin dar. 
Der von der standardsprachlichen Norm abweichende Sprachgebrauch wird hier 
bereits deutlich. Die Textstelle enthält Normverstöße auf verschiedenen Ebenen 
des sprachlichen Systems, insbesondere bei den – wie wir aus der sprachdidak-
tischen Forschung wissen (vgl. Binanzer 2015) – für Deutschlernende beson-
ders fehleranfälligen Bereichen von Kasus und Genus (z. B. unter sein Arm, mit 
sein Haar), aber auch der Verbflexion (stosst). Verstöße gegen die orthografische 
Norm finden sich ebenfalls, teilweise auch inkonsistent (heisst vs. heißt).

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



216

Sprache, d. h. das, was wir als standardsprachliche Norm als das ‚richtige‘ und 
‚gute Deutsch‘ verstehen, ist ein auf der Grundlage bestehender Machtverhält-
nisse gebildetes Konstrukt (vgl. von Wright 1979). ‚Standardsprache‘ wird im öf-
fentlichen Diskurs mit einem an normgebenden Institutionen wie dem Sprachrat 
oder – in Deutschland besonders präsent – dem DUDEN ausgerichteten Sprach-
gebrauch gleichgesetzt. Zudem konnte die Korpuslinguistik über bspw. Kolloka-
tionsanalysen zeigen, dass mit dem ‚sprachlichen Standard‘ höchst problematische 
Begriffe wie rein, pur oder originär oder zumindest positive Attribuierungen wie 
gut oder richtig verbunden sind (vgl. Köhler 2017). Die entsprechenden Antony-
me, die das Deutsch der wie auch immer definierten ‚Anderen‘ bezeichnen, spie-
geln sehr offensichtlich Machtverhältnisse und Inklusions- bzw. Exklusionsme-
chanismen wider. Teil der (Standard-)Sprachgemeinschaft sind die, die sich am 
Deutsch der Sprachexpert:innen und Modellsprecher:innen orientieren. Ausge-
schlossen sind die, die dies nicht wollen (z. B. Jugendsprachen, vgl. Neuland 2008) 
oder (noch) nicht können (z. B. DaZ-Lernende). Neben diese Positionen tritt in 
der jüngeren Linguistik ein stärker sprecher:innenzentriertes Verständnis von 
‚Standardsprache‘. Hundt (2009) etwa betont, dass sich die sprachliche Norm 
eben nicht aufgrund von Sprachurteilen der Sprachexpert:innen und -autoritä-
ten bildet, sondern dass es im Gegenteil gerade Sprecher:innen sind, die durch 
ihr sprachliches Handeln die sprachliche Norm hervorbringen, d. h. konstitu-
ieren und tradieren, was (in einem bestimmten Kontext) ‚angemessenes‘ und 
‚richtiges‘ Deutsch ist. Doch auch Modelle wie bei Hundt (2009) gehen von 
‚normierten Sprachnutzer:innen‘ aus (Hundt 2009, 4, spricht von „normalen 
Sprachbenutzern“). Im Einzelfall ist es jedoch schwer zu definieren, wer zu die-
sen ‚normalen‘ Sprecher:innen gehört und wer einen vom ‚Normalen‘ abwei-
chenden Sprachgebrauch aufweist. 

Vor diesem Hintergrund ist es kaum verwunderlich, dass der Sprachge-
brauch des Erzählers in Gardis Roman von seinem DaM-Umfeld mehrfach als 
defizitär gekennzeichnet und er daraufhin nicht nur verbal, sondern auch phy-
sisch attackiert wird:

Hallo ihr! Was für Sprache redet ihr da! Radili und Amadou und Mehmet reden 
Deutsch aber kein Arien Deutsch sondern ihr Deutsch wie mein Deutsch auch die 
ich hier schreibe und wie ich hier rede [...]. Nein, sagt er. Das ist kein Deutsch, sagt er. 
Was WIR reden ist Deutsch, sagt er. Was ihr da redet ist kein Deutsch (Gardi 2016, 6).

Gleichzeitig orientiert sich der Ich-Erzähler in seinem Sprachgebrauch an 
diesem für ihn zunächst unerreichbar erscheinenden Konstrukt der ‚korrekten 
(Standard-)Sprache‘, indem er sich (beim:bei der Leser:in?) z. B. rückversichert, 
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„So sagt man das, oder? Auf Deutsch.“ (ebd., 86). In seinem Bestreben, der 
sprachlichen Norm zu entsprechen, erzielt er dabei auch Fortschritte. Verstöße 
gegen die grammatische, lexikalische und auch die orthografische Norm nehmen 
im Verlauf des Romans ab.

Noch was ist dein Deutsch. Es wird immer besser. Von erste zum zweite zum dritte 
Kapitel wird besser. Mit jeder Kapitel zerstörst du so deine eigene Prosa. Verlierst deine 
gebrochene Schatz. Schreib so weiter und bald bist du vollkommen und klagloss und 
ganz und kaputt (ebd., 37).

Gleichzeitig scheint er dabei seinen eigenen Sprachgebrauch, das ihm eigene 
‚Dazwischen‘, zwischen Herkunfts- und Zielsprache, zu verlieren und – hiermit 
einhergehend – auch ein Stück weit seine Identität.

Im folgenden Kapitel soll der Frage nachgegangen werden, was das Streben 
nach (sprachlicher) Integration mit den Protagonisten des Romans macht. Wird 
das Gefühl der Fremdheit in der Sprache und Kultur durch die (normkonforme) 
Aneignung einer fremden Sprache abgebaut oder führt die sprachliche Assimi-
lation nicht zum gewünschten Erfolg, als ‚integrierter Sprecher‘ wahrgenommen 
und folglich auch so von seinem Umfeld behandelt zu werden?

3.	 Fremdheitserfahrungen von Protagonisten und Leser:innen

Zahlreiche Textstellen sprechen dafür, dass sich der Erzähler trotz fortschreiten-
dem Spracherwerb und der hierdurch bedingten sprachlichen Integration wei-
terhin als ‚Fremder‘ fühlt. Inwiefern dies ein bewusstes Nicht-im-Mainstream-
Mitspielen, ein sich dem deutsch-jüdischen „Gedächtnistheater“ (Bodemann 
1996) bewusstes Entziehen ist, bleibt offen. Der Erzähler sowie seine Clique um 
Amadou und Abayomi bezeichnen sich – in sprachlicher wie auch in kultureller 
Hinsicht – immer als „babylonisch“ und verweigern sich somit der (sprachlich-
kulturellen) ‚Eingemeindung‘:

Meine Muttersprache ist nicht die Muttersprache meiner Mutter. Die Muttersprache 
meiner Mutter ist nicht die Muttersprache ihre Mutter. Die Muttersprache ihre Mutter 
ist nicht die Muttersprache und so weiter. Und so viel viel weiter. Wir sind babylonisch 
(Gardi 2016, 91).

Zwar baut Radili sich einen (ebenfalls kulturell diversen) Freundeskreis auf, er-
fährt erste Anerkennung als Schriftsteller in der ihm fremden Sprache Deutsch 
und sucht wiederholt vertraute Orte auf, z. B. seine Stammkneipe Zum Roten 
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Faden. Und doch wird in dieser (vermeintlichen) ‚Integrationsgeschichte‘ immer 
wieder deutlich, dass bei ihm weiterhin Gefühle des Allein- und des Fremd-
Seins dominieren, im Kapitel Geerte Herren (ebd., 59–65) etwa in Bezug auf den 
Literaturbetrieb, in dem er zwar ‚mitspielt‘, zu dem er sich jedoch (aufgrund sei-
nes ‚defizitären‘ Deutschs) nicht zugehörig fühlt. In Anspielung auf gängige Ste-
reotype bezeichnet er sich als „Arbeitsmigrant“ im Literaturbetrieb, der durch 
seine Prosa in einer fremden Sprache Autor:innen, die normkonform Literatur 
produzieren, nichts wegnehme:

Ich sagte ich bin ein Arbeitsmigrant in der deutsche Sprache. Ein Arbeitsmigrant in 
der Prosa eine fremde Sprache. Dass ich hier Sachen in die Prosa diese Sprache zu tuhn 
habe. Also, in die Prosa diese Sprache Arbeit zu tuhn habe. Die schwarze Arbeit nur. 
Also keine Angst. Ich nehme keiner Deutsche Literat sein Arbeit weg. Also, keinen 
Angst. Die schwarze Arbeit mache ich nur (ebd., 101).

Diese ‚fremde‘ Prosa und auch die hierin geschilderten Fremdheitserfahrungen 
in der deutschen Kultur können bei Leser:innen mit DaM wiederum Gefühle 
des Fremden hervorrufen. Es fällt ihnen möglicherweise schwer, sich mit einem 
literarischen Text, der in fehlerhaftem Deutsch verfasst ist, anzufreunden und 
auch die Migrationserfahrungen, das Fremdsein in der deutschen Kultur, das der 
Erzähler beschreibt, nachzuvollziehen.

Hierin liegt das besondere didaktische Potenzial des Romans, das im fol-
genden Kapitel näher beschrieben wird. So könnte, insbesondere im literari-
schen Gespräch mit Schüler:innen, der Frage nachgegangen werden, inwiefern 
der Sprachgebrauch im Roman von der standardsprachlichen Norm abweicht, 
warum die Kommunikation (mit dem:r Leser:in) dennoch gelingt, und folg-
lich über den (aus einer linguistischen Perspektive) hegemonialen Charakter 
von Sprache reflektiert werden. Dabei steht nicht zuletzt auch der Deutschun-
terricht in der Pflicht, Macht, wie sie durch (normierte und bei Abweichungen 
sanktionierte) Sprache ausgeübt wird, kritisch zu hinterfragen. Standardsprache 
darf nicht als gesetzt gelten, vielmehr muss ihr dem durch Sprecher:innen indu-
zierten Sprachwandel bedingter, dynamischer Charakter betont werden. Ebenso 
wichtig ist es, zu betonen, dass ein (noch) nicht abgeschlossener Spracherwerb 
und somit ein nicht-normkonformes Deutsch Sprecher:innen nicht in inferio-
re Positionen rücken darf. Diese Bewusstmachung und eine daraus potenziell 
resultierende devianztolerante Grundhaltung sollte zentrales Ziel eines jeden 
Sprachunterrichts sein.
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4.	 Didaktisches Potenzial im mehrsprachigen Klassenraum

Die Frage nach sprachlichen Abweichungen im Roman und einem sprachlichen 
und kulturellen Fremdheitserleben der Protagonisten bietet sich insbesondere für 
den Deutschunterricht in stark heterogenen Lerngruppen an, bspw. in Klassen, in 
denen DaZ- und DaM-Schüler:innen gemeinsam lernen. Die Fremdheitserfah-
rungen in der Beziehung zwischen dem Text und den Leser:innen können dabei 
äußerst vielschichtig sein. Ein verbindendes Element, eine gemeinsame Fremd-
heitserfahrung, in der sich alle Schüler:innen zunächst wiederfinden können, ist 
die Begegnung mit der ‚Fremdsprache Literatur‘ (vgl. Steinbrügge 2016). Aus-
gehend von dieser gemeinsamen Divergenzerfahrung ist von anschließenden, 
äußerst subjektiven Rezeptionserfahrungen auszugehen, wobei verschiedene Re-
zeptionsmuster von Schüler:innen mit und ohne (sprachlichem) Migrationshin-
tergrund produktiv miteinander ins Gespräch gebracht werden können und soll-
ten. Muttersprachliche deutsche Schüler:innen werden vermutlich sehr schnell 
eine Fremdheitserfahrung auf der formalen Ebene erleben. Auf der inhaltlichen 
Ebene hingegen dürfte ihr Blick ein eher hegemonialer sein, da sie selbst der 
Mehrheitsgesellschaft angehören. Radili, Amadou und Mehmet würden so als 
‚die Anderen‘ wahrgenommen, die Dinge erleben, die zunächst fern der eige-
nen Lebenswelt sind. Dass diese Exklusionsmechanismen jedoch auch in der 
unmittelbaren Umgebung der Schüler:innen stattfinden, kann explizit bewusst 
gemacht werden, indem Mitschüler:innen mit transkulturellem Hintergrund 
zu ihrer Rezeption des Textes befragt werden. Diese Schüler:innen können die 
Fremdheitserfahrungen im Buch möglicherweise nachvollziehen und mit dem 
eigenen Erleben in Beziehung setzen. Dass diese Identifizierung mit der mi-
noritären Position, wie der des Protagonisten, jedoch auch bewusst ausbleiben 
kann, haben Wintersteiner und Mitterer (2009) in einem Experiment in Kärn-
ten beobachten können. Eine überwiegend zweisprachige Schulklasse hat sich 
in einer Unterrichtsstunde zu einem transkulturellen, exophonen literarischen 
Text einer Lesart verweigert, die Wintersteiner/Mitterer zunächst sehr nahelie-
gend erschien (ebd., 44): In den als Anschlussaktivität zu verfassenden Fortset-
zungsgeschichten wurde von der Mehrheitsgesellschaft abweichendes Verhalten 
nämlich nicht kritisch diskutiert, sondern nivelliert – vermutlich, um nicht der 
Interpretation der ‚Mehrheitsgesellschaft‘ aus DaM-Schüler:innen entgegenzu-
laufen. Aufgabe der Lehrkraft ist es, Alterität und Differenzerfahrungen, wie 
sie auch anhand von Broken German gemacht werden können, zu thematisieren, 
„ohne in die Falle eines Othering zu treten – und die Gruppe bei einer Diskus
sion divergenter Text- und Weltzugänge [zu] begleiten“ (Scholz 2020, 50). Diese 
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Vorgehensweise liegt auch Kramschs (2014a, b) Ansatz einer Vermittlung von 
symbolischer Kompetenz zugrunde. Der Begriff ‚symbolische Kompetenz‘ wird 
bei Kramsch/Whiteside (2008, 664) als „the ability not only to approximate or 
appropriate for oneself someone else’s language, but to shape the very context 
in which the language is learned and used“ definiert. Es geht also nicht um eine 
‚egoistische Aneignung‘ von Sprachen und Kulturen, sondern vielmehr darum, 
die ‚fremde‘ Sprache gerade in ihrer Andersartigkeit bzw. dem ihr eigenen Sym-
bolsystem zu begreifen. Schüler:innen sollen hierdurch auf eine postmoderne 
Lebenswirklichkeit vorbereitet werden, in der Andersartigkeit nicht nivelliert 
wird, sondern das Ziel des Fremdsprachenunterrichts darin besteht, das ‚Andere‘ 
nicht zu meiden und stattdessen Differenzen zu explorieren und somit Miss-
verständnisse auszutarieren („not avoiding divisive topics rather than exploring 
differences and negotiating global misunderstandings“ (Kramsch 2014b, 304)). 

Im Falle von Tomer Gardis Broken German ist es ein bewusst fehlerhaftes 
Deutsch, das der Verfasser gewählt hat, um auf Deutungshoheiten literarischer 
Texte und die Bedingungen für die Zugehörigkeit zum Literaturmarkt und somit 
zur Mehrheitsgesellschaft hinzuweisen. Für Schüler:innen liegt das übergreifen-
de Lernziel in der Feststellung, dass Regeln von Teilhabe wie auch Exklusions
mechanismen durchaus hinterfragt werden können und auch Sprecher:innen 
mit einem fehlerhaften Deutsch ihren Platz in der Gesellschaft einfordern kön-
nen (sogar Bücher schreiben können, die von Verlagen gedruckt werden). Letzt-
lich können Schüler:innen über Literatur im Allgemeinen und, in den immer 
transkultureller werdenden Klassenzimmern, über transkulturelle Literatur im 
Besonderen „angeregt werden, ihre eigene Stimme zu finden und weiterzuent-
wickeln, was sie mittel- bis langfristig auch offener machen kann für die Stim-
men von anderen“ (Scholz 2020, 51). „For FL learners, developing their own 
voice increasingly means developing an ear for the voices of others – no doubt 
a crucial, if lifelong, educational goal“ (Kramsch 2014b, 309). Ein sich an die-
se Überlegungen anschließendes Forschungsdesiderat besteht darin, didaktische 
Überlegungen wie bei Kramsch (2014a, b) und die im vorliegenden Beitrag ge-
schilderten auf eine empirische Grundlage zu stellen. Die Durchführung eines 
Unterrichtsprojekts – ähnlich wie bei Wintersteiner/Mitterer (2009) – und an-
schließende Auswertung etwa von Schüler:innenprojekten oder Videografien 
der Unterrichtsstunden sind hierbei denkbar.

Folgende Grundsätze einer schulischen Arbeit mit transkultureller Literatur 
lassen sich aus den vorangegangenen Überlegungen ableiten: Zunächst steht das 
literarische Erlebnis als Einstieg in die Textarbeit. Der Text sollte wirken kön-
nen und Schüler:innen emotional ansprechen. Dass dies auch schon bei geringer 
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Sprachkompetenz geschieht, betonen Wintersteiner und Mitterer (2009): „Er-
staunlicherweise können sich die Kinder aber trotz mangelnden Verständnisses 
auf sprachlicher Ebene gut auf literarische Texte einlassen und erleben sie als 
etwas Sinnvolles und Interessantes“ (ebd., 43). Darauf folgt der Blick auf die lite-
rarische Sprache und damit die Literarizität des vorliegenden Textes. Ein dritter 
Grundsatz betrifft die Divergenzen und Unzugänglichkeiten des Textes. Diese 
sollten nicht eliminiert, sondern bearbeitet werden. Da Kinder und Jugendliche 
jedoch derartige Reflexionen nicht automatisch von selbst betreiben, sollte ein 
Nachdenken über diese Prozesse lehrerseitig angestoßen und begleitet werden 
(z. B. in produktiven Anschlussaktivitäten, in denen die eigene Fremdheitserfah-
rung reflektiert werden soll). Ein vierter Grundsatz betrifft die Biografie des:der 
Autors:in und die von ihr:ihm verwendeten Bezugstexte. Diese transkulturel-
le Dimension ist gerade bei transkultureller Literatur eine wertvolle Quelle für 
das Textverständnis (dabei handelt es sich freilich nur um eine mögliche Lesart).  
Der fünfte Grundsatz schließlich betrifft die Strukturierung des Unterrichts. 
Das Fremde soll stets zum strukturgebenden Element werden und bspw. in den 
anschließenden Debatten eine Vielfalt der Textzugänge und Lesarten, auch sol-
che, die in Konkurrenz zueinander stehen, ermöglichen.

Da Gardis Text schwer zugänglich ist, der Text sich also auf der Inhaltsebene 
anfänglich eher sperrt oder verschließt, ist es naheliegend, zunächst auf die Lite-
rarizität des Textes zu fokussieren. Die Reflexion über die sprachliche Gestaltung, 
Gardis Spiel mit Sprache spielt hierbei eine wichtige Rolle. Im Kapitel Ent- etwa 
erkundet der Erzähler die Präfigierung, indem er Wörter mit diesem Präfix anei-
nanderreiht (Ent-schuldigung, Ent-färben, Ent-leeren, vgl. Gardi 2016, 46). Die-
se und andere Wortbildungsprinzipien können auch mit Schüler:innen sprach-
spielerisch erkundet werden. An anderer Stelle reflektiert er über die deutsche 
Grammatik, insbesondere die (aus Lerner:innensicht schwierige) Pluralbildung 
im Deutschen (vgl. Köpcke/Wecker 2015). Im Falle der Pluralbildung mittels 
Nullendung wie z. B. Spiegel oder Schatten fragt er sich etwa, warum diese Wör-
ter im Deutschen „keinen Plural haben“ (Gardi 2016, 52). Vielen Schüler:innen 
dürfte diese Frage, aufgrund von anderen Prinzipien bei der Pluralbildung,  
z. B. in agglutinierenden Sprachen wie dem Türkischen, plausibel erscheinen. 
Hiervon ausgehend könnte folglich über die Pluralbildung im Deutschen (und 
kontrastiv in anderen Sprachen) reflektiert werden. Schließlich konfrontiert Bro-
ken German seine Leser:innenschaft mit Machtfragen in Bezug auf Literatur-
produktion und den Buchmarkt: Wer darf Bücher schreiben und in welcher 
Sprache? Wann ist Sprache normkonform, wann ist sie (noch) literarisch/poe-
tisch und ab wann erfüllt sie diese Kriterien nicht mehr? Welche Inklusions- und 
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Exklusionsmechanismen manifestieren sich über Sprache und wer entscheidet 
darüber? Diese grundsätzlichen Fragen, die sich in der Auseinandersetzung mit 
(gerade transkultureller) Literatur stellen, bieten im Schulunterricht die Chance, 
„diese literarische Fremdheit auch für die Beschäftigung mit der sozialen Fremd-
heit und Alterität zu nutzen, die ein hervorstechendes Kennzeichen heutiger 
globalisierter Gesellschaften ist“ (Wintersteiner/Mitterer 2009, 50).

5.	 Fazit – Broken German als machtkritisches Reflexionsmedium

Durch seinen hohen Grad an Sprachreflexivität (vgl. die Textpassagen, die 
eine Meta-Thematisierung von Sprache und Literarizität vornehmen: „Das ist 
kein Deutsch. Das ist kein Deutsch. Was WIR reden ist Deutsch. Das ist kein 
Deutsch!“, Gardi 2016, 11) eignet sich Broken German als Reflexionsmedium im 
Deutschunterricht, indem ein kritischer Fokus auf gängige Herrschaftspraxen 
geworfen und die machtvolle Konstruktion von Fremdheit diskutiert wird (Wer 
entscheidet, welche Art von Sprache Zuwanderer:innen lernen müssen? Welche 
Exklusionsmechanismen manifestieren sich über Sprache?). Auch Asgari (2021, 
428) sieht in der Reflexion der sprachlichen Gestaltung „spannende Möglich-
keiten, um die metasprachliche Bewusstheit der Lernenden zu stärken und auf 
Common-Sense-Regeln der idiomatisch geprägten Sprache [...] zu verweisen“. 
Die kreative Arbeit an Sprache macht Sprache darüber hinaus als Form der 
Selbstermächtigung offenbar: Wie viel poetisch-literarisches Ausdrucksvermö-
gen ist auch schon bei geringer Sprachkompetenz vorhanden? Über eine Ana-
lyse sowohl sprachlicher als auch literarischer Mittel in Broken German werden 
Schüler:innen potenziell zu symbolischer Kompetenz nach Kramsch (2011) be-
fähigt, wobei Tomer Gardis Buch als Exempel fungiert: Auch mit vermeintlich 
fehlerhafter Sprache können sich marginalisierte Gruppen Gehör verschaffen 
und gesellschaftlich-kulturelle Diskurse aktiv mitgestalten. 
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MAY JEHLE, MARIA THERESA MEßNER, TIM ENGARTNER

Wie können Schüler:innenvorstellungen  
von demokratischen Entscheidungsprozessen 
bei der Durchführung von Planspielen  
rekonstruiert und reflektiert werden?  
Eine exemplarische Analyse

1.	 Einleitung: Demokratiebildung in diversen Gesellschaften – 
Ansprüche und Spannungsfelder

Die Demokratiebildung erfährt seit einigen Jahren vor dem Hintergrund der be-
obachtbaren wachsenden öffentlich geäußerten Zustimmung zu populistischen 
Positionierungen wieder erhöhte Aufmerksamkeit. Problematisiert wird in die-
sem Zusammenhang unter anderem ein egozentrisch ausgerichtetes Demokra-
tieverständnis, dessen Vertreter:innen keine oder eine nur wenig ausgeprägte 
Bereitschaft zu diskursiven Auseinandersetzungsprozessen zeigen und zugleich 
die Legitimität politischer Entscheidungsprozesse als „undemokratisch“ infrage  
stellen (Petrik u. a. 2018, 25; Boehnke/Thran 2019). Entsprechend wird in diesem 
Beitrag der Frage nachgegangen, auf welche Weise politische Bildung der zen-
tralen Aufgabe der Vermittlung, Klärung und Reflexion demokratischer Struk-
tur- und Ordnungsprinzipien in politischen Entscheidungsprozessen und deren 
spezifischen Dynamiken nachkommen kann.

Die Auseinandersetzung mit Kontroversen und Konflikten kann dabei als 
ein zentrales Element der Demokratiebildung angesehen werden (Hess 2009). 
Im Sinne des Konzepts reflexiver Multiperspektivität sollen dabei vor allem Be-
gründungen unterschiedlicher Standpunkte mit der Absicht, die Denk-, Urteils- 
und Handlungsmöglichkeiten der Beteiligten zu erweitern, offengelegt werden 
(Müller 2021). Zugleich soll auf diese Weise die Ambiguitätstoleranz der Betei-
ligten gefördert werden, worunter die Fähigkeit verstanden wird, divergierende 
und widersprüchliche Perspektiven innerhalb gesellschaftlicher und politischer 
Kräfteverhältnisse auszuhalten und mit diesen umgehen zu können. In diesem 
Zusammenhang diskutiert dieser Beitrag anhand einer Fallstudie spezifische 
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Potenziale von Planspielen, um davon ausgehend Perspektiven und Desidera-
ta für eine entsprechende Weiterentwicklung dieses methodischen Ansatzes zu 
skizzieren.

2.	 Potenziale der Methode „Planspiel“

Als Planspiele werden „Rekonstruktionen von Realsituationen oder Antizipatio
nen künftig möglicher Realsituationen [bezeichnet; MJ/MTM/TE], in denen 
verschiedene Gruppen bei einem zu lösenden Konflikt ihre Interessen durchset-
zen wollen“ (Reinisch 1980, 13). In der Durchführung gilt eine Unterscheidung 
von mindestens drei Phasen als konstitutiv, wobei der Vor- und Nachbereitung 
mindestens ebenso viel Zeit und Aufmerksamkeit zu widmen ist wie der Durch-
führung der Simulationsphase. Ausgehend von der didaktisch-methodischen 
Einordnung von Planspielen als „interaktive Form der Konfliktorientierung“ 
(Petrik 2017, 44) steht in der Regel die Gestaltung institutioneller Aushand-
lungsprozesse im Zentrum der Methode (politics-Dimension). Dabei können die 
in der Simulationsphase zum Tragen kommenden Konfliktlinien und Verhand-
lungstaktiken, Strategien und Machtmittel in der anschließenden Reflexions-
phase mithilfe fachdidaktischer Kategorien wie Interesse, Macht, Recht, Ent-
scheidung u. Ä. nachvollzogen, eingeordnet, diskutiert und reflektiert werden.

Ein besonderes Potenzial der Methode wird zudem darin gesehen, dass sich 
die Auseinandersetzung mit dem Konflikt nicht nur sprachlich-diskursiv voll-
zieht, sondern auch performativ bearbeitet wird. Angenommen wird damit zu-
nächst ein mimetisches Verhältnis „zwischen der internen Ordnung des Spiels 
und der Ordnung der Gesellschaft, in der es inszeniert und aufgeführt wird“ 
(Wulf 2005, 16). Somit wird davon ausgegangen, dass die Schüler:innen in ihren 
interaktiven Vollzügen auch nicht explizit artikulierte, implizite Vorstellungen 
und Orientierungen bezüglich der Gestaltung demokratischer Aushandlungs- 
und Entscheidungsprozesse zum Ausdruck bringen, die somit auch der Rekon- 
struktion zugänglich sein und der Reflexion zugänglich gemacht werden können.

Mit der in der Simulationsphase vollzogenen Rollenübernahme kommt der 
spezifische Erfahrungsmodus der „Verkörperung“ (Fischer-Lichte 2001, 17) 
zum Tragen, in dem der soziale Verhandlungs- und Entscheidungsraum auch 
mittels der Positionierung der Körper, deren Ausrichtung und Bewegung kon- 
stituiert wird. Auf diese Weise bringen die Schüler:innen Beziehungsgefüge und 
Konfliktlinien zum Ausdruck, womit auch Wechselwirkungen zwischen her-
vorgebrachten „Körper-Ausdrücke[n]“ (Kellermann 2012, 102) und erfahrenen 
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„Körper-Eindrücke[n]“ (ebd.) verbunden sind, die in der Interaktion wieder-
um eigene Dynamiken hervorbringen können (dazu auch Jehle 2017; Jehle u. a. 
2020). Derartige Prozesse sind in der politikdidaktischen Planspielforschung – 
die allgemein als ausbaufähig und bisher vor allem auf die Erfassung von (meist 
kurzfristigen) Lerneffekten beschränkt beschrieben werden kann (z. B. Engart-
ner u. a. 2015; Schedelik 2018) – allerdings noch wenig erforscht. Hier setzt die 
von uns durchgeführte Fallstudie an, aus der wir in diesem Beitrag ausgewählte 
Ergebnisse vorstellen und weiterführend diskutieren.

3.	 Ein Planspiel zur kommunalen Flächennutzung –  
Analysen aus einem Forschungsprojekt

Das dieser Fallstudie zugrunde liegende Videomaterial wurde im Rahmen des 
Projekts „Level – Lehrerbildung vernetzt entwickeln“1 generiert. Dazu wurde 
innerhalb des sozialwissenschaftlich-historischen Fächerverbunds des Projekts 
ein interdisziplinäres Planspiel konzipiert und je einmal in einer neunten und 
zehnten Jahrgangsstufe an einer kooperativen Gesamtschule in einer hessischen 
Gemeinde durchgeführt und videografiert. Im Mittelpunkt des Szenarios steht 
die Entscheidungsfindung bezüglich der Nachnutzung eines Grundstücks sowie 
des darauf befindlichen ehemaligen Grundschulgebäudes. Die Schüler:innen 
übernehmen die Rollen von Kommunalpolitiker:innen aus drei verschiedenen 
fiktiven Parteien, die darüber in einer Gemeindevertretungssitzung zu entschei-
den haben. Zur Diskussion stehen drei Alternativen: Das Gebäude könnte sa-
niert und als Kulturzentrum oder Gründerzentrum für Start-up-Firmen genutzt 
werden oder es wird für einen Neubau von Wohnungen abgerissen.

Im Ablaufplan sind zwei Phasen der Entscheidungsfindung vorgesehen: 
Zuerst beraten sich die Akteur:innen in ihren Rollen in 40-minütigen Frakti-
onssitzungen ihrer Parteien über von ihnen favorisierte Optionen und entspre-
chende Anträge zur Abstimmung in der Gemeindevertretung. In dieser kom-
men die Parteien weitere 40 Minuten zusammen, diskutieren die Anträge und 
stimmen schließlich über diese ab. Dabei sind die Vorgaben auf den Rollenkar-
ten so gestaltet, dass in jeder Partei tendenziell eine andere Option präferiert 
wird, aber auch davon abweichende Positionen vertreten werden. Somit sehen 

1	 Das Projekt wurde im Rahmen der gemeinsamen „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ von 
Bund und Ländern mit Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung ge-
fördert.
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die Rollenkarten zwar verschiedene Präferenzen und Argumente dafür vor, las-
sen aber zugleich auch Spielräume, die eigene Entscheidungen der Akteur:innen 
erforderlich machen (ausführlicher Kaup u. a. 2017). Aus spieldynamischen 
Gründen wurde bei beiden Durchführungen außerdem noch in der Phase der 
Fraktionssitzung eine sogenannte Ereigniskarte ausgespielt, die dazu führte, dass 
das Kulturzentrum nicht weiter zur Diskussion stand.

4.	 Methodisches Vorgehen

Da das Szenario und die vorgegebenen Ablaufpläne vor allem das Abstimmungs-
verfahren in der Gemeindevertretungssitzung weitgehend regulierten, während in 
den Fraktionssitzungen mehr Spielraum für die eigenständige Organisation der 
Entscheidungsfindung gegeben war, standen diese auch im Fokus der Analysen. 
Erst anschließend wurde das Material aus der Gemeindevertretungssitzung sowie 
der folgenden Reflexionsphase miteinbezogen. Um zu rekonstruieren, wie der 
Entscheidungsprozess von den Schüler:innen in der Durchführung bearbeitet 
wurde, wurde das Material zunächst in Anlehnung an Verfahren ethnografischer 
Mikroanalysen sequenziert (z. B. Erickson 1992; Herrle 2020). Nach einer ersten 
Segmentierung konnten auf diese Weise Phasen individueller Positionierungen, 
der ergebnisoffenen Diskussion von Vor- und Nachteilen verschiedener Alter-
nativen, der Abwägung, Bemühungen um Kompromisse oder Konsensbildung 
sowie des Ausschlusses von Alternativen bis zur Abstimmung und Entscheidung 
voneinander unterschieden werden. Sequenzen, die als bedeutsam für das am 
Ende des Prozesses stehende Abstimmungsergebnis eingeschätzt wurden, wur-
den – ebenso wie die Abstimmungen selbst – als Schlüsselstellen eingeordnet 
und detaillierteren Analysen unterzogen.

Diese stützen sich auf methodologische Grundprinzipien der Ethno
methodologie und Konversationsanalyse, wonach Folgeäußerungen innerhalb der 
wechselseitigen Bezugnahme der Akteur:innen untereinander nicht nur als Deu-
tungen vorhergehender Äußerungen und Handlungen, sondern zugleich auch als 
Validierungen oder Zurückweisungen bezüglich ihrer Intentionen und der Auf-
nahme ihrer bisherigen Beiträge in den Interaktionszusammenhang interpretiert 
werden können. Sofern in der Interaktion also keine Anzeichen von Irritation 
oder sogar expliziter Widerspruch festzustellen sind, können die Interaktion do-
minierende Orientierungen zunächst als gemeinsam geteilte interpretiert wer-
den (z. B. Tuma u. a. 2013, 89–91). Die auf diese Weise rekonstruktiv herausge-
arbeiteten, ko-konstruktiv hervorgebrachten Vorstellungen und Orientierungen 
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bezüglich präferierter oder leitender Konzepte von Verfahren der demokratischen 
Entscheidungsfindung und auch beobachtbare individuelle Positionierungen 
dazu wurden anschließend mithilfe demokratietheoretischer Differenzierungen 
fachlich klassifiziert. Dabei erwies sich vor allem die Unterscheidung zwischen 
Strategien des Bemühens um einen Konsens oder Kompromiss und der Anwen-
dung der Mehrheitsregel als ein leitendes Differenzkriterium (dazu z. B. Galtung 
1997; Sartori 1992).

5.	 Kontrastierung ausgewählter Ergebnisse

In allen Fraktionen fanden Abstimmungen über die zu treffende Entscheidung 
statt, die dem Prinzip der Mehrheitsregel folgten. Im Vorfeld sowie während-
dessen lassen sich jedoch unterschiedliche Arten und Weisen der Mehrheitsfin-
dung sowie des individuellen Verhaltens dazu rekonstruieren, was im Folgenden 
anhand exemplarisch ausgewählter Beispiele skizziert wird. 

(1)	  „Pandas 2016“
In dieser Fraktion zeigt sich insbesondere der stellvertretende Vorsitzende (Sm5) 
darum bemüht, bereits im Vorfeld der Abstimmung zu einem Konsens zu gelan-
gen (Abb. 1). Strategisch kann die von ihm hier vorgenommene Zusammenfas-
sung als ein performativer Sprechakt im Sinne John Austins (1971) interpretiert 
werden, mit der er die zu treffende Entscheidung trotz seines selbst-einschrän-
kenden Einschubs bereits vorwegzunehmen sucht. Bezeichnend ist, dass sich in 

Sm5: Also, ich werd’ grad mal ergänzen, wir sind, ham uns darauf geeinigt, also, wir werden uns jetzt 
mal da drauf einigen, ich nehm’ hier nichts-, wenn’s irgendwelche Einwände gibt, einfach sagen. Also, 
wir sind uns eigentlich einig geworden, dass dieser kulturelle Wert von dem Gebäude bleiben muss, 
das Gebäude stehen bleiben muss, also n Abriss eher nicht in Frage kommt, ist das richtig? ((SuS: 
Ja.)) Okay. Dann waren wir uns, glaub’ ich, einig, dass, Kulturzentrum fällt ja sowieso weg, oder? Und 
ich denk’ mal, dass alle einverstanden wären mit so nem Start-up-Unternehmen-

(2016-07-13a: # 00:28:34)

Sw4: Okay, also wer ist für ein Start-up-Unternehmen? ((Alle SuS, außer Sm8, melden sich)) Wer ist 
dagegen? ((Sm8 meldet sich))
Sm5: Okay, also das Start-up-Unternehmen-
Sw4: Enthaltungen? ((Sm8 nimmt Hand nach unten, meldet sich kurz erneut))
Sm5: Wie viele Stimmen-?
Sm8: Oh, ich enthalte mich.
Sw4: Okay, acht dafür, eine Enthaltung.

(ebd.: # 00:39:36)

Abb. 1: Ausdruck einer Konsensorientierung
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der Abstimmung schließlich selbst Akteur:innen dieser Entscheidung anschlie-
ßen, deren Rollenkarten keine Gründe dafür vorsahen, und der einzige Akteur, 
der zuerst eine Gegenstimme abgegeben hat (Abb. 2), diese nachträglich noch in 
eine Enthaltung umwandelt (Abb. 1) und in der Gemeindevertretung gemein-
sam mit seiner Partei stimmt. Daher wurde dieses Abstimmungsverfahren als 
eine ko-konstruktiv hervorgebrachte Konsensorientierung interpretiert.

Abb. 2: Konsensorientierung im Abstimmungsverhalten (2016-07-13a: 00:39:45)

(2)	  „Bären 2017“
Dem gegenüberstellen lässt sich eine andere Fraktion, in der die stellvertretende 
Vorsitzende sich zunächst um eine Strukturierung der Entscheidungsfindung 
bemüht, indem sie durch den Ausschluss eines Abrisses eine Reduktion der zur 
Diskussion stehenden Alternativen vornimmt. Nach dem Einsatz der Ereignis-
karte informiert der Vorsitzende seine Fraktion über den Ausschluss des Kul-
turzentrums, woraufhin festgestellt wird, dass nur noch eine Option übrig bleibt 
und somit nicht darüber abgestimmt werden muss. Als die Fraktion anschlie-
ßend abstimmt, ob ein entsprechender Antrag in der Fraktionssitzung gestellt 
werden soll, melden sich alle außer einer Akteurin, die sich zuvor entschieden für 
das Kulturzentrum ausgesprochen hatte (Abb. 3). Erst nachdem alle anderen ihr 
Handzeichen weiterhin aufrechterhalten und alle Blicke auf sie gerichtet blei-
ben, meldet sie sich schließlich doch, was mit einem kurzen kollektiven Lachen 

Abb. 3: Performativer Ausdruck einer Mehrheit (2017-06-07a: 00:23:24)
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quittiert wird (Abb. 4). Dem äußeren Anschein nach wird hier ein Konsens er-
reicht, der jedoch in erster Linie durch die Unterordnung einer Akteurin unter 
eine performativ zum Ausdruck gebrachte Mehrheit zustande gekommen ist.

Abb. 4: Scheinbarer Ausdruck eines Konsenses (2017-06-07a: 00:23:25)

(3)	  „Bären 2016“
In diesem dritten Beispiel ist es ebenfalls die stellvertretende Vorsitzende, die 
eine Vorstrukturierung der Entscheidung vornimmt und die Option des Kul-
turzentrums ausschließt. Zugleich bringt sie Bemühungen um einen Konsens 
zum Ausdruck, indem sie sich bei der Befürworterin dieser Option nach deren 
Zustimmung erkundigt. Nachdem in der Abstimmung die Mehrheitsentschei-
dung bereits ersichtlich ist, hält sie eine Abfrage von Gegenstimmen offenbar 
nicht mehr für nötig, sodass diese von den beiden überstimmten Fraktionsmit-
gliedern eingefordert wird (Abb. 5). So scheint es für diese von Bedeutung zu 
sein, ihre abweichende Position auch mit der entsprechenden Handgeste per-
formativ zum Ausdruck zu bringen (Abb. 6), auch wenn sie anschließend sogar 
die Bereitschaft zeigen, die Entscheidung der Fraktion auch argumentativ zu 
unterstützen (Abb. 5).

Sw12: Ja, das heißt, unsere erste Wahl wäre dann Wohnraum oder Start-up. Weil ich denke, wir sind 
uns jetzt alle einig geworden, dass das Kulturzentrum nicht unbedingt von Nöten wäre. Sind Sie da 
auch auf unserer Seite, Frau Ehrlich?
Sw10: Ja, ich denke auch, dass besonders Start-up-Firmen für mich persönlich in Frage kommen 
würden. (…)
Sw12: Okay, wer ist für die erste Alternative, und zwar die Start-up-Firmen (…)? ((Sw10, Sw11, Sm14, 
Sw15 melden sich)) Okay, das heißt, es ist so oder so- (…)
Sm17: ((hebt die Hand)) Trotzdem-, zwei-
Sw16: Alternative zwei wär’ für uns der Wohnraum.
Sw12: Ja. Okay. (...)
Sw16: Aber ich denk’ trotzdem sollte man sich für die Start-up-Firmen mehr Argumente dafür 
besorgen, weil (…) ich gerne ein paar Argumente haben würde, die ich sagen kann, damit ich das 
wirklich durchsetzen kann.“

(2016-07-13b: # 00:21:09)

Abb. 5: Unterstützung der Mehrheitsentscheidung
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Abb. 6: Performativer Ausdruck des Dissenses (2016-07-13b: 00:25:53)

(4)	  „Pandas 2017“
Auch im vierten Beispiel kommt es zu einer Mehrheitsentscheidung mit drei 
Gegenstimmen. Mit Blick auf die Mehrheitsverhältnisse in der Gemeindever-
tretung erkundigt sich der Vorsitzende bei diesen Akteur:innen, wie sie sich in 
der Abstimmung verhalten werden. Die Bereitschaft zweier Mitglieder, im Sin-
ne der Partei zu stimmen, spricht für deren Orientierung am Mehrheitsprinzip. 
Nachdem sich ein Mitglied weiterhin unschlüssig äußert, bringen die Vorsit-
zenden mit dem Vorschlag, dessen Argumente nach Möglichkeit zu berück-
sichtigen, durchaus auch eine Konsensorientierung zum Ausdruck. Dennoch  
entscheidet sich das noch unentschlossene Mitglied dafür, den bestehenden Dis-
sens zumindest in Form einer Enthaltung auch in der Gemeindevertretung zum 
Ausdruck zu bringen (Abb. 7).

Sm7: Das ist jetzt die Frage: Werden diejenigen, die dagegen gestimmt haben (…) in der 
Gesamtabstimmung für das Gründerzentrum stimmen oder (…) dagegen sein? 
Sm1: Ich werd’ dann, denk’ ich mal im Sinne der Partei für das Gründerzentrum stimmen.
Sw18: Ich auch. 
Sm7: Herr Martin.
SuS: ((blicken zu Sm8)) @((Lachen))@
Sm7: So ’nen Panda-Radikaler@
SuS: @@@
Sm17: Herr Martin. Ein Statement.
Sm8: Ja, ich bin noch unentschlossen.
Sw10: Was hätten Sie denn noch mal gegen den Bau? Vielleicht können wir Ihre Argumente ja noch 
mal-
Sm7: Vielleicht können wir diese Argumente auch, falls wir einen Antrag oder je nachdem ein 
Statement formulieren, mit einfließen lassen. (…)
SuS: @@
Sm7: Bitte, Herr Martin.
Sm8: Kann ich mich bei der Abstimmung enthalten?

(2017-06-07a: # 00:36:39)

Abb. 7: Individueller Ausdruck des Dissenses
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6.	 Anwendung der Mehrheitsregel, ko-konstruktive Konsensori-
entierungen und individuelle Positionierungen

Anhand dieser vier Beispiele lassen sich im Rahmen der Anwendung der Mehr-
heitsregel Differenzierungen herausarbeiten, die als unterschiedliche Orientie-
rungen bezüglich im Konsens getroffener Entscheidungen diskutiert werden 
können. Dabei sind bezüglich der ko-konstruktiv hervorgebrachten Konsens
orientierungen innerhalb einer Mehrheitsentscheidung, der sich auch Fraktions
mitglieder mit zuvor artikulierten abweichenden Positionen anschließen, ver-
schiedene Differenzmerkmale festzustellen (Abb. 8).

Abb. 8: Differenzierungen ko-konstruktiver Konsensorientierungen bei der Anwendung der 
Mehrheitsregel

So kann die Ausrichtung auf den Fraktionskonsens – wie im ersten oder dritten 
Beispiel – aus eigener Initiative erfolgen oder es können dieser explizite oder 
implizite Aufforderungen vorangegangen sein. Zudem zeigen die verschiedenen 
Umgangsweisen mit der performativen Darstellung des Dissenses im Rahmen 
der Abstimmungen, dass die Akteur:innen dieser unterschiedliche Bedeutsam-
keiten beizumessen scheinen. So bringen auch Akteur:innen, die anschließend 
die Bereitschaft zur Unterstützung der Fraktionsmehrheit zeigen, ihre abwei-
chenden Positionen in den Fraktionsabstimmungen in unterschiedlicher Weise 
zum Ausdruck. Nur im zweiten Beispiel scheint die Akteurin Sw20 einer stum-
men Aufforderung in Form der weiter erhobenen Hände und auf sie gerichteten  
Blicke aller anderen Mitglieder zu folgen, als sie sich bereits in dieser Abstim-
mung der Mehrheit anschließt. Insofern bleibt ihre Zustimmung äußerst am-
bivalent, sodass das daran anschließende gemeinsame Lachen mit Helmuth 
Plessner ([1941] 1982) als Ausdruck der Erfahrung einer Grenzsituation inter-
pretiert werden kann. Auch das Lachen – in der Transkription mit dem @-Zei-
chen markiert – während der Diskussion um das von der Fraktion abweichende 
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Abstimmungsverhalten eines Fraktionsmitglieds im vierten Beispiel (Abb. 7) 
kann in diesem Sinne verstanden werden. Die Enthaltung dieses Mitglieds in der 
Abstimmung in der Gemeindevertretung zieht auch dort die Blicke der anderen 
auf sich (Abb. 9) und evoziert Rückfragen, ob ihm dieses Abstimmungsverhalten 
durch seine Rollenkarte vorgegeben worden sei (vgl. 2017-06-07c: # 00:21:08).

Abb. 9: Ausdruck von Dissens im Abstimmungsverhalten (2017-06-07c: 00:16:15)

Insgesamt lassen die Handlungen und Äußerungen der Schüler:innen inner-
halb dieser Fallstudie eine überwiegende Präferenz für konsensual getroffene 
Entscheidungen erkennen. Dies zeigt sich auch in beschreibenden und bewer-
tenden Kommentierungen dieser Entscheidungen noch innerhalb der Frakti-
onssitzungen sowie in der anschließenden Reflexionsphase, was hier allerdings 
nicht detailliert ausgeführt werden kann. Zudem können aus dieser Fallstudie 
auch keine mit Ansprüchen auf Repräsentativität verbundenen verallgemeinern-
den Schlussfolgerungen abgeleitet werden. Angesichts des eingangs umrissenen 
Problemhorizonts kann allerdings ein Reflexionsbedarf skizziert werden, der die 
Bedeutung von Kontroversen und Konflikten innerhalb pluralistischer Gesell-
schaften sowie der Fähigkeit, Dissens auszuhalten, adressiert. So wäre in den 
einzelnen Fällen zu hinterfragen, inwiefern die Bereitschaft zur Zustimmung 
argumentativer Überzeugungsarbeit zugeschrieben werden kann oder ob sie 
nicht vielmehr das Ergebnis performativer Überredung ist (dazu Galtung 1997, 
94). In der Reflexionsphase könnte zum einen differenzierend herausgearbeitet 
werden, welche Rolle (implizite) Vorstellungen einer Fraktionsdisziplin dabei 
spielen und welche Bedeutung dem sichtbaren Ausdruck von Minderheitenpo-
sitionen jeweils mit welchen Begründungen zugesprochen wird. Zudem legen es 
die Illustrationen der diskutierten Beispiele nahe, die Bedeutung von Körperhal-
tungen und Blicken als Ausdruck von Beziehungsgefügen und Machtkonstella-
tionen im interaktiven Vollzug miteinzubeziehen, um die Vielschichtigkeit und 
Mehrdimensionalität dieser Prozesse auch im Zusammenspiel von Körperaus-
druck und -erfahrung einer Reflexion zugänglich zu machen. 
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7.	 Perspektiven und Desiderata zur Gestaltung  
der Reflexionsphase

Bezüglich der didaktischen Potenziale von Planspielen wurde in diesem Beitrag 
im Besonderen die performative Bearbeitung von Entscheidungsfindungspro-
zessen in den Blick genommen. Es konnte gezeigt werden, dass diese Methode 
die Möglichkeit eröffnet, dabei zum Tragen kommende implizite Vorstellungen 
der Schüler:innen der unterrichtlichen Reflexion zugänglich zu machen, was im 
Kontext der eingangs skizzierten Überlegungen als ein bedeutsamer Beitrag zur 
Demokratiebildung verstanden werden kann. Dazu bedarf es allerdings auch 
einer entsprechenden Gestaltung der abschließenden Reflexionsphase, um die 
jeweiligen Interaktionsdynamiken gemeinsam mit den Schüler:innen nachzu-
vollziehen. Davon ausgehend ließe sich vertiefend diskutieren, auf welche Weise 
spezifische Entscheidungsverfahren individuelle Positionierungen unterstützen 
oder erschweren. Weiter könnten in systematisierender Absicht damit verbun-
dene Vor- und Nachteile sowie demokratietheoretische Begründungen für un-
terschiedliche Verfahren der Entscheidungsfindung in politischen Systemen mit 
demokratischem Selbstverständnis erarbeitet werden. 

Anzuerkennen sind dabei allerdings auch die damit verbundenen Herausfor-
derungen für die Spielleitung. So ist zunächst von einer begrenzten Möglichkeit 
der Beobachtung sämtlicher, teilweise parallel (und räumlich getrennt) laufen-
der Interaktionsprozesse auszugehen. Ebenso stellt die Beobachtung der dyna
mischen Interaktionsvollzüge und eine entsprechende fachliche Einordnung 
expliziter wie impliziter Orientierungen eine hochkomplexe und wohl nur an-
satzweise zu bewältigende Aufgabe dar. Schließlich stellt auch die Gestaltung 
eines solchen Reflexionsgespräches hohe Anforderungen an das situative Reak-
tionsvermögen der moderierenden Spielleitung. Als hilfreich können sich struk-
turierende Gesprächsleitfäden erweisen, wofür in der planspieldidaktischen 
Literatur bereits verschiedene, mit je spezifischen Zielsetzungen verbundene 
Anregungen zu finden sind (z. B. Rappenglück 2017, 24; Kaletsch 2017, 141–
142; Kriz/Nöbauer 2008, 127–130), die je nach Kontext entsprechender Adap-
tionen und Weiterentwicklungen bedürften. Dazu kann die Ausweitung einer 
auf den performativen Vollzug dieser interaktiven Aushandlungsprozesse bezo-
genen Forschung als Desiderat bezeichnet werden, um das Spektrum möglicher 
Ausdrucksformen impliziter Demokratievorstellungen systematischer erfassen 
zu können. Zugleich könnte auf dieser Grundlage ein Aus-, Fort- und Weiter-
bildungsangebot für solche Planspiele leitende Lehrpersonen gestaltet werden, 
damit die hier skizzierten Potenziale von Planspielen für die Demokratiebildung 
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in von Diversität geprägten Gesellschaften in der praktischen Durchführung 
auch zum Tragen kommen können.

Videomaterial
2016-07-13a Jehle u. a. G2 – PoWi – Planspiel: Fraktion Pandas.

2016-07-13b Jehle u. a. G1 – PoWi – Planspiel: Fraktion Bären.

2017-06-07a Jehle u. a. T03/05 G2 – PoWi – Planspiel: Fraktion Pandas.

2017-06-07b Jehle u. a. T03/05 G1 – PoWi – Planspiel: Fraktion Bären.

2017-06-07c Jehle u. a. T04/05 – PoWi – Planspiel: Gemeindevertretungssitzung.
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DIANA NACARLI

Exkludierende Inklusion? – 
Chancen und Grenzen Leichter 
Sprache für den Deutschunterricht 

1.	 Hinführung

Die 2009 in Deutschland ratifizierte UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) war ein großer Vorstoß für die Inklusion. Gesellschaftliche Teilha-
be und die dafür notwendige Bedingung, der Zugang zu Bildung, sollten nun 
auch für Menschen mit Behinderung gesichert werden. Das Recht auf Bildung 
geht aber auch mit einer Pflicht seitens der Bildungsinstitutionen einher, allen 
Schüler*innen Lerngelegenheiten zu bieten und damit den Ausbau ihrer Kom-
petenzen zu ermöglichen. Eine Schlüsselqualifikation für gesellschaftliche Teil-
habe ist hier beispielsweise die Lesekompetenz:

Lesekompetenz wird [...] als Fähigkeit verstanden, Texte zu verstehen, zu nutzen, zu 
bewerten und über sie zu reflektieren sowie bereit zu sein, sich mit ihnen auseinander-
zusetzen, um eigene Ziele zu erreichen, eigenes Wissen und Potenzial zu entwickeln und 
an der Gesellschaft teilzuhaben (OECD o. J.).

Der Ausbau der Lesekompetenz kann Schüler*innen nur durch die Zugäng-
lichkeit von und zu Texten ermöglicht werden. Texte spielen damit für den in-
klusiven Unterricht eine essenzielle Rolle. Allerdings hängt die Lesekompetenz 
auch im starken Maße von der Wortschatzkompetenz ab (Philipp 2012, 5). Ein 
inklusiver Unterricht, insbesondere der Deutschunterricht, muss demnach beide 
Komponenten im Blick behalten und angemessen fördern. Die Gestaltung solch 
eines inklusiven Unterrichts stellt Lehrkräfte jedoch vor eine große Herausforde-
rung, die durch organisatorische und strukturelle Hürden geprägt ist. Neben den 
individuellen Voraussetzungen der Lerngruppe stehen auch bildungspolitische 
Richtlinien bei der Unterrichtsplanung im Fokus (z. B. die Fachanforderungen 
oder Lehrpläne der jeweiligen Länder und schulinterne Curricula). Demnach 
bedarf es Lösungen, die in der Praxis gut umzusetzen sind und Schüler*innen 
den Zugang zu Texten erleichtern, um damit den Ausbau ihrer Kompetenzen 
zu ermöglichen. 
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Ein Phänomen, das im Zuge der UN-BRK stetig mehr Aufmerksamkeit er-
langte und auch im Zusammenhang mit einem inklusiven Unterricht interessant 
ist, ist die Leichte Sprache. Leichte Sprache ist ein Konzept, das in Deutschland 
vor allem von Verbänden von Menschen mit Behinderung wie dem Netzwerk 
Leichte Sprache gefördert wird (Bredel/Maaß 2019, 81). Diese haben ein Re-
gelwerk, das durch die Website des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
bereitgestellt wird, zu diesem Konzept veröffentlicht. Das Regelwerk besteht aus 
verschiedenen Empfehlungen, die beim Erstellen von Texten in Leichter Sprache 
helfen sollen (BMAS 2013). Das Besondere an diesem Regelwerk im Vergleich zu 
anderen Regelwerken (Inclusion Europe, BITV 2.0) ist, dass es in Zusammenar-
beit mit Betroffenen selbst entstanden ist (Bredel/Maaß 2019, 81). Der Anspruch, 
der mit Leichter Sprache verfolgt wird, ist in erster Linie die Überbrückung von 
sprachlichen Barrieren, um damit selbstständige gesellschaftliche Teilhabe zu er-
möglichen. Aus diesem Anspruch leiten Bredel und Maaß die Partizipations-
funktion („Überwindung von Barrieren“ (2016, 56)) und die Brückenfunktion 
(Behebung von „vorübergehende[n] oder lokale[n] Verstehensprobleme[n]“ 
(ebd., 57)) Leichter Sprache ab. Inwiefern Leichte Sprache auch für den inklu-
siven Unterricht und hier insbesondere für den inklusiven Deutschunterricht in-
teressant ist, wird durch die dritte Funktion, die Bredel und Maaß formulieren, 
deutlich: die Lernfunktion (2016, 56). Hierbei wird angenommen, dass durch 
die Reduktion sprachlicher Mittel, die potenziell für Verständnishürden sorgen 
können, der Text besser gelesen und verstanden werden kann, was die Lesemoti-
vation steigern könnte (ebd., 57). Dadurch entstehe eine „positive ‚Lesespirale‘“ 
([Hervorhebung im Original] ebd., 57). Wie Kilian allerdings kritisch anmerkt, 
kann Leichte Sprache nur dann didaktisch sinnvoll eingesetzt werden, wenn sie 
zu einem Lernfortschritt führt (2017, 204). Dies geht über den ursprünglichen 
Anspruch von Leichter Sprache hinaus (ebd., 191).

Neben der Frage nach dem Lernfortschritt durch Leichte Sprache gibt es 
auch kaum Untersuchungen darüber, wie Texte in Leichter Sprache im schuli-
schen Kontext eingesetzt werden können und ob Texte in dieser Varietät für die 
Adressat*innenschaft tatsächlich besser verständlich sind (Bredel/Maaß 2019, 90). 
Dieser Beitrag hat daher zum Ziel, erste Erkenntnisse darüber zu liefen, ob Sachtex-
te in Leichter Sprache für Menschen mit sogenannten kognitiven Behinderungen1  

1	 Die eigentliche Selbstbezeichnung ist Menschen mit Lernschwierigkeiten. Um den genauen 
Umstand der Voraussetzungen zu beschreiben und Verwechselungen mit z. B. dem Förder-
schwerpunkt Lernen zu vermeiden, wurde im Folgenden kognitive Behinderung gewählt.  
In Anlehnung an die Argumentation bei Bock (2019, 30) wird die Bezeichnung um soge-
nannte ergänzt, um kenntlich zu machen, dass es sich um eine Fremdbezeichnung handelt. 
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tatsächlich besser verstanden werden als bildungssprachliche Texte. Hierbei soll 
vor allem deutlich gemacht werden, welche Anforderungen an die sprachwissen-
schaftliche Bildung bzw. die Sprachdidaktik im Rahmen eines inklusiven Un-
terrichts mit Fokus auf die Arbeit an Texten gestellt sind. Die Daten, die zur 
Beantwortung dieser Frage herangezogen werden sollen, wurden zuvor im Rah-
men meiner Masterarbeit erhoben (siehe Canay 2019). Für den Zweck dieses 
Beitrags wurden die Daten jedoch erneut mit Blick auf die Anforderungen für 
die sprachwissenschaftliche Bildung ausgewertet. Daneben sollen theoretische 
Überlegungen darüber erfolgen, welche Anknüpfungspunkte Leichte Sprache 
für den inklusiven Unterricht und insbesondere für die Arbeit mit Texten bie-
tet. Die Lernfunktion, und damit das didaktische Potenzial, soll dabei kritisch 
betrachtet werden.

2.	 Empirische Erhebung

2.1	 Zielsetzung und Durchführung
Ein Ziel der Erhebung war, zu untersuchen, ob die sprachliche Codierung von 
Texten einen Einfluss auf das Verständnis der Teilnehmenden hat, also ob Leich-
te Sprache für Menschen mit sogenannter kognitiver Behinderung tatsächlich 
verständlicher ist. Der bildungssprachliche Erhebungstext wurde zuvor im Rah-
men der PISA-Studie, die im Jahr 2000 durchgeführt wurde, verwendet (Canay 
2019, 3); der Leichte-Sprache-Text, der auf dem bildungssprachlichen basiert, 
wurde mithilfe der Lebenshilfe SH in Leichte Sprache umgeformt. Inhaltlich 
geht es um die Relevanz von gut produzierten Turnschuhen für Sportler*innen. 
Insgesamt wurden im Rahmen der Erhebung 24 Menschen mit sogenannter 
kognitiver Behinderung – und damit einhergehender Sprachentwicklungsstö-
rung – befragt. Eine Gruppe der Teilnehmenden hatte bereits ein Ausbildungs-
programm im Rahmen der Stiftung Drachensee durchlaufen und war zum 
Erhebungszeitpunkt als Teil der Personalentwicklung tätig. Die andere Grup-
pe hatte zum Erhebungszeitpunkt die Ausbildung noch nicht abgeschlossen  
(ebd., 60). Da es im Folgenden um Erkenntnisse für eine inklusive Sprachdidak-
tik, die einen inklusiven Deutschunterricht zum Ziel hat, gehen soll und hierbei 
das eigenständige Lesen von Texten grundlegend ist, werden in diesem Beitrag 
die Ergebnisse von fünf der 24 Teilnehmenden nicht berücksichtigt, da sie nicht 
selbstständig lesen konnten. 

Die Teilnehmenden wurden vorab in zwei Gruppen unterteilt. Eine Grup-
pe erhielt den bildungssprachlichen Text, die andere Gruppe den Leichte-Spra-
che-Text (ebd., 4). Nach Abzug der Teilnehmenden, die nicht eigenständig lesen 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



241

konnten, ergibt sich folgendes Verhältnis: Neun der Teilnehmenden haben den 
Text in Bildungssprache gelesen, die übrigen zehn den Text in Leichter Spra-
che. Im Anschluss sollten sie vier Fragen beantworten, der Erhebungstext durf-
te zur Beantwortung der Fragen zur Hilfe genommen werden (ebd., 61). Im 
Anschlussgespräch konnten die Teilnehmenden ihre Wahrnehmung über den 
Schwierigkeitsgrad der Texte teilen.

2.2	 Erhebungsdesign2

Bei der ersten Frage handelt es sich um eine Multiple-Choice-Frage. Auf diese 
Weise soll getestet werden, inwiefern es den Teilnehmenden gelingt, die Haupt
intention des Textes zu erfassen. 

Abb. 1: Auszug aus dem Fragebogen (Canay 2019).

Die zweite Frage enthält ein Signalwort aus dem Text, um ein „lokales proposi-
tionales Verständnis“ (Canay 2019, 58) abzufragen. 

Abb. 2: Auszug aus dem Fragebogen (Canay 2019).

2	 Die ersten drei Fragen orientieren sich an den Aufgaben der PISA-Studie 2001.

Frage 1:
Was will der Verfasser mit diesem Text zeigen?

A	 Die Qualität vieler Sportschuhe ist sehr viel besser geworden.

Β	 Man soll am besten nicht Fußball spielen, wenn man unter zwölf Jahre  
alt ist.

C	 Junge Menschen erleiden wegen ihrer schlechten körperlichen 
Verfassung immer mehr Verletzungen.

D	 Für junge Sportler ist es sehr wichtig, gute Sportschuhe zu tragen. 

Gelöst:

Code 1 : Antwort D – Für junge Sportler ist es sehr wichtig, gute Sportschuhe zu tragen.

Frage 2:
Warum sollten laut Artikel Sportschuhe nicht zu steif sein?

Vollständig gelöst:

Code 1: Bezieht sich auf Bewegungseinschränkung.
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Die dritte Frage hat ebenfalls zum Ziel, das Verständnis eines bestimmten 
Textabschnittes mithilfe eines Signalwortes zu untersuchen. Erfragt wird an die-
ser Stelle, welche vier Kriterien ein Turnschuh erfüllen muss, um Sportler*innen 
angemessen vor Verletzungen zu schützen. 

Abb. 3: Auszug aus dem Fragebogen (Canay 2019). 

Die vierte Frage soll zu einem Perspektivwechsel bewegen, indem die Bedeutung 
der Erkenntnisse aus dem Text für die Produktion von Turnschuhen reflektiert 
werden muss (Canay 2019, 59). Dies erfordert eine hohe Transferleistung und 
setzt das Verständnis des gesamten Textes voraus.

Abb. 4: Auszug aus dem Fragebogen (Canay 2019). 

Frage 3:
An einer Stelle im Artikel heißt es: „Ein guter Sportschuh sollte vier Kriterien 
erfüllen.“

Welche Kriterien sind dies?

Vollständig gelöst:

Code 1: Bezieht sich auf die vier Kriterien im Text.

• �Äußeren Schutz bieten  
Fuß stützen  
Gute Stabilität  
Stöße dämpfen

Frage 4:
Stellen Sie sich vor, Sie wollen einen Sportschuh herstellen. Worauf müssen 
Sie achten?

• (1) Der Schuh muss die vier aufgeführten Kriterien erfüllen. 

– äußeren Schutz bieten 

– Stabilität 

– Fuß schützen 

– Stöße dämpfen

(2) �Der Schuh muss z. B. aus Leder sein, da durch das Leder Schweiß  
verdampfen kann und kein Regen durchgelassen wird.
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2.3	 Ergebnisse
Abbildung 5 gibt einen Überblick über das Verhältnis der vollständig gegebenen 
Antworten, getrennt nach sprachlicher Codierung. 
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Abb. 5: Übersicht der vollständig gelösten Fragen. 

Die Fragen 1 und 2 konnten von den Teilnehmenden mit dem Text in Leichter 
Sprache öfter vollständig gelöst werden. Diejenigen, die die Frage 1 nicht lösen 
konnten, haben neben der richtigen Antwort noch eine weitere angekreuzt und 
sind daher in der Abbildung nicht aufgeführt (Canay 2019, 93). Somit kann 
dennoch festgehalten werden, dass die Teilnehmenden mit sogenannter kogni-
tiver Behinderung ein Grundverständnis des Textes konstruieren konnten. Bei 
Frage 3 verschiebt sich das Verhältnis zugunsten des bildungssprachlichen Tex-
tes und Frage 4 konnte von keiner Person gelöst werden.

Im Folgenden sollen die Antworten der Fragen 3 und 4 einer qualitativen 
Betrachtung unterzogen werden, da diese für die Fragestellung dieses Beitrags 
wertvolle Anhaltspunkte liefern. 

Insgesamt haben zwar diejenigen, die den Text in Bildungssprache gelesen 
haben, häufiger die Frage vollständig gelöst, doch muss hierbei auch berücksich-
tigt werden, dass drei der Teilnehmenden mit dem Text in Bildungssprache kei-
ne Antwort gegeben haben, da sie durch den Text überfordert waren, sodass das 
Experiment abgebrochen werden musste (Canay 2019, 64). Die Person mit dem 
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Text in Leichter Sprache, die die Aufgabe nicht lösen und damit kein Kriterium 
nennen konnte, hat insgesamt vier Punkte notiert. Zwei davon beziehen sich da-
rauf, dass gute Sportschuhe wichtig sind. Die zwei weiteren beschreiben die kör-
perliche Verfassung, über die eine Person, die Fußball spielen möchte, verfügen 
sollte. Die Teilnehmenden konnten der Fragestellung demnach nicht entnehmen, 
dass sie das Signalwort zur Hilfe nehmen sollten, um die entsprechende Textstelle 
zur Beantwortung der Frage zu finden. Da die Frage jener ähnelt, die auch beim 
Fragebogen zum bildungssprachlichen Text verwendet wurde, kann das Problem 
an dieser Stelle weniger auf die sprachliche Codierung als auf die Lesekompe-
tenz der teilnehmenden Person zurückgeführt werden. Gleichzeitig haben die 
Teilnehmenden häufig mehrere Aspekte eines Kriteriums genannt, da sie an-
scheinend trotz der visuellen Abtrennung durch Absätze und Nummerierungen 
Schwierigkeiten hatten, die Ergänzungen eines Kriteriums von einem neuen Kri-
terium zu unterscheiden. Daran anknüpfend wird deutlich, dass die Ergebnisse 
der Teilnehmenden, die die Ausbildung in der Stiftung Drachensee bereits ab-
geschlossen haben und in der Personalentwicklung tätig sind, insgesamt besser 
ausfielen als die der anderen Teilnehmenden. Die vollständig gelösten Antwor-
ten stammen unabhängig von der sprachlichen Codierung ausschließlich von den 
Teilnehmenden mit abgeschlossener Ausbildung. Diese waren zum einen deut-
lich älter als die übrigen Teilnehmenden und zum anderen häufig in Kontakt mit 
Texten. Eine Person dieser Gruppe teilte darüber hinaus mit, dass sie nebenbei als 
Testleser für Leichte-Sprache-Texte arbeitet. Demnach handelt es sich um eine 
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Abb. 6: Detailübersicht für Frage 3.
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Gruppe, die bereits häufiger mit Texten im Allgemeinen, aber auch mit Texten 
in Leichter Sprache in Berührung gekommen ist. Dadurch liegt die Annahme 
nah, dass ihre Lesekompetenz stärker ausgebaut ist als die von denjenigen, die 
sich noch in der Ausbildung befinden. Ähnliches berichten Erhardt und Grü-
ber (2011, 65) über Testleser*innen Leichter-Sprache-Texte. Durch die ständige 
Konfrontation mit Texten bauten diese ihre Kompetenzen derart aus, dass sie für 
das Testlesen nicht mehr infrage kamen (ebd.). Die drei Teilnehmenden, die den 
bildungssprachlichen Text nicht zu Ende lesen konnten, hatten zum Erhebungs-
zeitpunkt die Ausbildung ebenfalls noch nicht abgeschlossen.

Die qualitative Analyse der Antworten auf die Frage 4 liefert ebenfalls wei-
tere interessante Ergebnisse.
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Abb. 7: Detailübersicht für Frage 4.

Diese Aufgabe konnte keine Person lösen. Zunächst bestand die Annahme, dass 
diese Aufgabe einfacher zu lösen sei, da die vier Kriterien, die in Frage 3 bereits 
abgefragt und dadurch eventuell noch präsent wären, erneut abgefragt werden. 
Es zeigt sich jedoch, dass auch die Teilnehmenden, die die Frage 3 vollständig 
gelöst haben, keine besseren Ergebnisse erzielten als diejenigen, die Frage 4 nicht 
lösen konnten. Ganz im Gegenteil scheint die Ähnlichkeit der Fragen zur Ver-
unsicherung geführt zu haben. Eine*r der Teilnehmenden vermerkte auf dem 
Antwortbogen, ob die Frage 4 nicht auf das Gleiche abziele wie Frage 3. 

Die Ergebnisse zeigen außerdem, dass die Formulierung der Fragestellung 
den Einbezug des Weltwissens begünstigte, sodass nicht nur die Erkenntnisse 
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aus dem Text zur Beantwortung herangezogen wurden, was den eigentlichen Er-
wartungshorizont dieser Frage darstellt. Stattdessen wurden wieder eigene Asso-
ziationen einbezogen, die diesmal zum Großteil gänzlich außertextuelles Wissen 
beinhalten, wodurch deutlich wird, dass der Perspektivwechsel und der Transfer 
des Gelesenen an dieser Stelle nicht glücken konnten. So gab eine teilnehmende 
Person an, dass bspw. das Design bzw. die Optik der Schuhe wichtig sei. 

Diejenigen, die vier und drei Kriterien nennen konnten, gehören auch hier 
dem Team für Personalentwicklung an. 

3.	 Herausforderungen für die sprachwissenschaftliche Bildung

Aus den Erkenntnissen der Erhebung lassen sich nun mehrere Aspekte ablei-
ten, die im Rahmen der inklusiven Sprachdidaktik verstärkter Aufmerksamkeit 
bedürfen. An vielen Stellen zeichnete sich ab, dass den Teilnehmenden der Um-
gang mit Texten schwerfiel. Ein allgemeines Verständnis konnte zwar konstru-
iert werden, das Wiedererkennen von Signalwörtern und das Verständnis lokaler 
propositionaler Passagen war aber erschwert. Ein Grund dafür war unter an-
derem, dass den Teilnehmenden bestimmte Wörter nicht bekannt waren. Er-
gebnisse der DESI-Studie, die darauf hinweisen, dass mehr als ein Viertel der 
16-Jährigen über einen nicht ausreichenden Wortschatz verfügen, zeigen die all-
gemeine Dringlichkeit der Wortschatzarbeit (Willenberg 2008). Auch die Er-
gebnisse der Erhebung bestätigen, dass der Wortschatzarbeit eine größere Rolle 
im Deutschunterricht und im Unterricht allgemein zukommen muss.

Insbesondere die Ergebnisse der Frage 3 zeigen, dass es den Teilnehmenden 
schwerfiel, die ergänzenden Beschreibungen eines Kriteriums als solche zu er-
kennen. Stattdessen wurden diese häufig als neues bzw. weiteres Kriterium wahr-
genommen. Obwohl mit verschiedenen Textgestaltungsmitteln wie Nummerie-
rungen und Absätzen in beiden Texten gearbeitet wurde, um die vier Kriterien 
visuell abzutrennen, konnte fast die Hälfte der Teilnehmenden diese Aufgabe 
nicht vollständig lösen. Neben der visuellen Gestaltung liegt die Annahme nahe, 
dass auch die sprachlichen Mittel, durch die Kohäsion und Kohärenz gestiftet 
werden, nicht angemessen verarbeitet werden konnten. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass ein großer Faktor für mangelndes Textverständnis mit dem 
fehlenden Bewusstsein dafür, wie Kohäsionsmittel den Aufbau des Textsinns 
unterstützen, zusammenhängt. Im Erhebungstext sorgen insbesondere sprach-
liche Mittel wie die Rekurrenz oder Proformen für die kohäsive Verknüpfung 
der Textpassagen, in denen die Kriterien erläutert, aber auch abgegrenzt werden. 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



247

Eine inklusive Sprachdidaktik sollte daher bei der Arbeit an Texten insbeson-
dere Form und Funktion verschiedener Kohäsionsmittel thematisieren. Diesen 
Impuls unterstützen auch die Ergebnisse der Studie von Skerra (2017) zum Ver-
ständnis von Kohäsionsmitteln. In dieser stellte sich heraus, dass Kinder mit ei-
ner spezifischen Sprachentwicklungsstörung bei der Produktion von Texten über 
weniger Kohäsionsmittel verfügen und diese gleichzeitig schlechter verarbeiten 
und verstehen als Kinder ohne Sprachentwicklungsstörung (ebd., 241–242).

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der bei einer inklusiven Sprachdidaktik be-
rücksichtigt werden sollte, ist die Kapazität des Arbeitsgedächtnisses von Men-
schen mit sogenannter kognitiver Behinderung, aber auch von Menschen mit 
Sprachentwicklungsstörungen im Allgemeinen. Hierzu konnten Studien zeigen, 
dass sowohl bei Kindern mit einer Sprachentwicklungsstörung, die durch eine 
Primärerkrankung (SES) (z. B. neurologische oder organische Schäden) hervor-
gerufen wird, als auch bei Kindern mit einer Sprachentwicklungsstörung, bei der 
eine Primärerkrankung ausgeschlossen werden kann (SSES) (Rupp 2013, 74), die 
Kapazität des Arbeitsgedächtnisses eingeschränkt ist (Kauschke/Vogt 2019, 176). 

Die Betrachtungen der Forschungsergebnisse haben gezeigt, dass der Wort-
schatz und hier unter anderem das Verständnis von Textgestaltungsmitteln, aber 
auch das Wissen um Lesestrategien eine nicht unerhebliche Rolle beim Text-
verständnis spielen. Die Beeinträchtigung des Arbeitsgedächtnisses muss hier-
bei besondere Berücksichtigung finden, da das Arbeitsgedächtnis eine wesent-
liche Komponente bei der Verarbeitung von Texten und der Speicherung von 
Wörtern darstellt. Durch die Beeinträchtigung ist die Übertragung von Infor-
mationen über das Arbeitsgedächtnis ins Langzeitgedächtnis erschwert (Glück 
2010, 102) und muss daher bei der Konzeption einer inklusiven Sprachdidaktik 
besonders beachtet werden. An dieser Stelle lohnt sich erneut ein Blick auf die 
Leichte Sprache.

4.	 Chancen und Grenzen Leichter Sprache

Wie schon einleitend angeschnitten, zeichnet sich Leichte Sprache durch eine 
erhebliche Reduktion sprachlicher Mittel aus. Die Reduktion beinhaltet unter 
anderem die Vermeidung von Satzgefügen und damit die Vermeidung von Kon-
nektoren, einer Form von Kohäsionsmitteln, die Verwendung von ausschließlich 
leichten und hochfrequenten Wörtern (Maaß 2015, 12–13) und die Vermeidung 
von Synonymen (BMAS 2013, 25). Allerdings zeichnet sich Leichte Sprache 
auch durch Addition aus, indem niedrigfrequente Wörter wie Fachwörter, auf 
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die nicht verzichtet werden kann, im Text erklärt werden (Bredel/Maaß 2016, 
350). Mit Blick auf die Herausforderungen für die sprachwissenschaftliche Bil-
dung zeigt sich hier ein wichtiger Anknüpfungspunkt. Insgesamt kommt Leichte 
Sprache durch die Vermeidung von Nebensätzen der beeinträchtigten Kapazität 
des Arbeitsgedächtnisses entgegen. Darüber hinaus sollen schwere bzw. niedrig-
frequente Wörter vermieden oder erklärt werden. Philip (2012, 2) führt aus, dass, 
wenn 5 % der Wörter in einem Text nicht bekannt sind, dieser nicht angemessen 
verstanden werden kann. Dieser Vorteil von Leichter Sprache wurde auch durch 
die Teilnehmenden der empirischen Erhebung bestätigt. Die Wörter, die von 
den Teilnehmenden mit dem bildungssprachlichen Text als schwer bezeichnet 
wurden, wurden entweder im Glossar erklärt oder durch hochfrequentere Wör-
ter ersetzt. Der Leichte-Sprache-Text wurde darüber hinaus auch insgesamt im 
Gegensatz zum bildungssprachlichen Text als gut verständlich eingestuft (Ca-
nay 2019, 69). Gutermuth (2020) konnte mit ihrer Studie ebenfalls nachwei-
sen, dass die Leichte-Sprache-Texte von Menschen mit sogenannter kognitiver 
Behinderung insgesamt besser verstanden werden. Strukturell eingebunden und 
z. B. durch Verlage angeboten, könnten Texte in Leichter Sprache auch für den 
schulischen Kontext eine leicht umsetzbare Differenzierungsvariante darstellen, 
die durch die inhaltliche Nähe zum Originaltext auch die Arbeit am gemeinsa-
men Gegenstand ermöglicht.

Allerdings merkt Gutermuth an, dass „etwas leichter zu verstehen [...] nicht 
notwendigerweise [bedeutet], dass es auch richtiger verstanden wird“ (Klein 
1984, 9 zitiert nach Gutermuth 2020, 84). Dies führt zu einem der Proble-
me der Leichten Sprache, das auch durch Lasch (2017) und Bredel und Maaß 
(2016, 385) angemerkt wird. Die widersprüchlichen Angaben des Netzwerks, 
auf der einen Seite für die Vermeidung von Satzgefügen zu plädieren, auf der 
anderen Seite die Verwendung von Subjunktionen wie wenn und weil über 
die Hauptsatzgrenze hinaus jedoch zu erlauben, führen zu Konstruktionen wie 
(BMAS 2013, 46): 

Bitte rufen Sie mich an.
Oder schreiben Sie mir.

Solche Konstruktionen können allerdings das Verständnis erschweren, da durch 
den Punkt am Ende der Proposition des oberen Satzes die/der Rezipient*in 
zur Verarbeitung bewegt wird, im Satz darauf die Proposition jedoch weiter-
geführt wird. Die Vermeidung von Nebensätzen bei solchen Konstruktionen 
ist demnach nur visuell und nicht semantisch (Bredel/Maaß 2016, 385–386).  
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Die Textoberfläche erscheint leicht bzw. verständlich, tiefenstrukturell können 
solche Konstruktionen die Kohärenzbildung jedoch erschweren.

Neben dem Nachteil, dass Texte in Leichter Sprache durch die zusätzlichen 
Erläuterungen länger als die Ursprungstexte sein können, was wiederum zu 
der Paradoxie führt, dass „die schwächsten Leser/innen [...] die längsten Tex-
te [erhalten]“ (Bredel/Maaß 2016, 10), gibt es vor allem strukturelle Hürden, 
die der Verwendung von Leichter Sprache entgegenwirken. Ein wesentlicher 
Faktor sind hierbei die Bildungsstandards. Kilian (2017, 205–206) weist darauf  
hin, dass in Bezug auf die lexikalisch-semantische Ebene das Konzept der 
Leichten Sprache dem Bildungsauftrag, dem insbesondere die Sprachdidak-
tik nachkommen soll, nämlich Schüler*innen gleichermaßen einen Zugang zu 
einem facettenreichen bildungssprachlichen Wortschatz zu ermöglichen, nur 
schwer bzw. gar nicht nachkommen kann. Dennoch ist nicht auszuschließen, 
dass Leichte Sprache Schüler*innen als Scaffold beim Ausbau basaler Kompe-
tenzen begleiten kann, um den Sprung zu bildungssprachlichen Texten zu schaf-
fen. Der Schwerpunkt des Einsatzes von Leichter Sprache sollte jedoch vor  
allem bei denjenigen Schüler*innen liegen, die durch eine Sprachentwicklungs-
störung nachweislich Probleme bei der Rezeption bildungs- bzw. standard-
sprachlicher Texte haben.

5.	 Fazit

Die Analyse hat gezeigt, dass Leichte Sprache für den schulischen Kontext 
nicht ohne Hürden eingesetzt werden kann, die zum einen in der Varietät selbst 
liegen und zum anderen in strukturell-institutionellen Bedingungen. Dem-
nach lassen sich Texte in Leichter Sprache nicht mit den Bildungsstandards 
vereinbaren. Darüber hinaus sind die Regeln des Netzwerks Leichte Sprache 
teils widersprüchlich und können bisweilen zu Verständnishürden führen. Auch 
kann Leichte Sprache die Paradoxie hervorrufen, dass schwächere Leser*innen 
durch die längeren Texte, bedingt durch Additions-Strategien, überfordert wer-
den können. Die Auswertung der Erhebung konnte jedoch zeigen, dass durch 
Texte in Leichter Sprache ein grundlegendes Kohärenzverständnis aufgebaut 
werden kann. Darüber hinaus ist ein Text in Leichter Sprache auch für weniger 
geübte bzw. schwächere Leser*innen eher verständlich und zu bewältigen – die 
Verwendung hochfrequenter Wörter beispielsweise hatte in der hier dargestell-
ten Erhebung tatsächlich einen Effekt auf das Verständnis. Für eine inklusive 
Sprachdidaktik ist daneben noch interessant, dass Leichte Sprache durch ihre 
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Struktur das Arbeitsgedächtnis entlasten und somit besonders für Schüler*innen 
mit untypischer Sprachentwicklung hilfreich sein kann. 

Die Schwierigkeit einer inklusiven Sprachdidaktik besteht aber vor allem 
darin, die heterogenen Ausgangslagen, die bisweilen von kognitiven Unterschie-
den geprägt sein können, mit dem Bildungsauftrag der Schule auszubalancieren. 
Die Forderungen nach Inklusion bedeuten für Bildungsakteur*innen allerdings 
auch immer, dass bestehende und traditionelle Konzepte insbesondere mit Blick 
auf die Frage, wie inklusiv diese tatsächlich sind, zu hinterfragen sind. Inwiefern 
Leichte Sprache hier ein Weg sein kann, durch den auch Kompetenzen ausge-
baut werden können, gilt es dennoch weiter zu überprüfen. Insbesondere Er-
kenntnisse aus dem sprachheilpädagogischen Bereich lassen die Annahme zu, 
dass Leichte Sprache aufgrund ihrer Struktur einen positiven Effekt ausüben 
kann. Um jedoch abschließend das didaktische Potenzial von Leichter Sprache 
und damit die Frage, welchen Platz diese in der Schule einnehmen kann, zu be-
antworten, müssen weitere empirische Erhebungen folgen.
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MAGDALENA ROZENBERG

Keine fortschrittliche Schule  
ohne Fortschritt der Demokratie.  
Warum wir Citizenship Education in der  
Fremdsprachendidaktik nicht ignorieren dürfen

1.	 Die Herausforderung des Titels

Der Titel dieses Beitrags besteht aus zwei Teilen. Seinen ersten Teil verstehe 
ich als die höchste Wertebasis für Schule und außerschulische Bildungseinrich-
tungen, die einen Bildungs- und Erziehungsauftrag im Dienst der Gesellschaft 
zu erfüllen haben. Dabei geht es um verschiedene Konzepte, mit welchen junge 
Menschen zur Partizipation an einer gleichwertigen, demokratischen Gesell-
schaft befähigt werden können. Sein zweiter Teil knüpft eben an eines dieser 
Konzepte an und stellt die Citizenship Education für die Demokratie- und Men-
schenrechtsbildung im schulischen Kontext in Bezug auf diese Wertebasis vor. 
Die Notwendigkeit, junge Menschen für demokratische Werte zu sensibilisie-
ren, ist nicht neu und wurde in den letzten Jahren intensiv diskutiert und betont. 
Herausforderungen stellen sich jedoch, wenn man die aktuelle geopolitische 
Weltsituation der letzten Jahre beobachtet. Die tiefgreifenden globalen Trans-
formationen der Lebenswelt, die infolge transnationaler Migrationen stattfin-
den und mit denen die Vervielfältigung von Zugehörigkeiten und Lebensein-
stellungen einhergeht, haben die gesellschaftlichen und politischen Debatten 
zur Demokratieerziehung intensiviert. Auch die stark entwickelte Konjunk-
tur rechtspopulistischer Haltungen, das Wiedererstarken von Antisemitismus  
sowie das Aufkommen eines kulturellen Diskriminierungsdenkens verdeutli-
chen die Notwendigkeit, sich kritisch mit rassistischen und populistischen Posi-
tionen bzw. Äußerungen auseinanderzusetzen.

Diese Entwicklungen machen vor Schulen nicht halt, die als Orte der gesell-
schaftlich-politischen Bildung nicht abseits gesellschaftlicher Ereignisse, sondern 
inmitten derselben stehen (vgl. Wrase 2020, 10). In diesem Zusammenhang for-
dern diese Entwicklungen wie nie zuvor auf, der steigenden Aggressivität und Dis-
kriminierung didaktische Leitprinzipien und Konzepte in Schule und Unterricht 
entgegenzusetzen. Dabei ist Demokratie- und Menschenrechtsbildung nicht nur 
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Thema in gesellschaftsorientierten Fächern, sondern gilt als Aufgabe für alle Un-
terrichtsfächer (Ammerer u. a. 2020) und bezieht den Fremdsprachenunterricht 
mit ein. Wie partizipiert die Fremdsprachendidaktik an der gesellschaftlichen 
und politischen Debatte über Demokratie- und Menschenrechtsbildung? Was 
tut sie für die Entwicklung einer kritisch-reflektierten Urteilsfähigkeit? Wird 
das Konzept der Citizenship Education im Fremdsprachenunterricht realisiert? 

Die dargestellten Vorüberlegungen und die damit verbundenen Fragen ha-
ben im Wesentlichen zur Konzeption des vorliegenden Beitrags geführt. Als Aus-
gangspunkt dieser Vorüberlegungen gilt das Bauhaus, das als Emanation nicht nur 
unkonventioneller Gestaltungsideen, sondern von Werten und Prinzipien einer 
Demokratie geworden ist. So gesehen eignet sich das „Modell Bauhaus“ auch 
heute noch für die Entwicklung eines neuen interdisziplinären Kulturprojekts 
für Europa, dem Diversität als Gelegenheit zu gegenseitigem Lernen, Dialog 
zwischen verschiedenen Kulturen und Offenheit für die demokratische Gegen-
wart zugrunde liegen. Die aus der Bauhaus-Geschichte gewonnene Erkenntnis 
einer neuen Demokratie verbindet sich mit dem Konzept der Citizenship Educa-
tion. Wie Ziele einer solchen Citizenship Education im Fremdsprachenunterricht 
realisiert werden können, stellt der Beitrag in einem fächerverbindenden Ansatz 
Politik – Kunst – Fremdsprachen dar.

2.	 Keine fortschrittliche Schule ohne Fortschritt der Demokratie: 
Warum wir immer wieder daran erinnern müssen

Keine fortschrittliche Schule ohne Fortschritt der Demokratie ist eine der drei Regeln1, 
die Claude Schnaidt (1976) vor 47 Jahren für die Praxis im Kontext des Bau-
hauses (1919–1933) formuliert hat. Bauhaus, das innerhalb seines nur 14-jäh-
rigen Bestehens immer politischen Anfeindungen ausgesetzt und den Natio-
nalsozialisten wegen seiner freiheitlichen Gesinnung verhasst war (vgl. Wingler 
2005, 526), soll die Erinnerung daran und die Warnung davor sein, wie totali-
täre Systeme in das gesellschaftlich-kulturelle Leben sowie in Bildungs- und 

1	 Die zwei weiteren von Schnaidt formulierten Regeln für die Praxis lauten: „Keine Praxis 
der Pädagogik ohne pädagogische Theorie, keine Erziehung ohne günstige Umwelt zum 
erzieherischen Akt“ (Schnaidt 1976, 502). Claude Schnaidt (1931–2007) war ein schwei-
zerisch-französischer Architekt und ein Schüler von Max Bill, der in den Jahren 1927/28 
am Bauhaus in Dessau studierte, wo zu dieser Zeit Josef Albers, Wassily Kandinsky, Paul 
Klee, László Moholy-Nagy und Oskar Schlemmer lehrten. Zu allen drei Regeln habe ich 
Stellung genommen in Rozenberg 2020.
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Erziehungsprozesse stark hineinzuwirken versuchen. Das Bauhaus in Weimar, 
Dessau und Berlin war trotz einer tief spürbaren Atmosphäre der Feindselig-
keit eine Schule, in der „ein internationales und sozial wie kulturell gemischtes 
Kollektiv ein komplexes und politisch engagiertes Laboratorium schuf, um ge-
sellschaftsreformerischen Ideen eine ästhetische Form zu geben [...]“ (Weizman 
2019, 12 f.). 

Das Bauhaus hat nach einem Zusammenhang von Werten und Schule für sei-
ne Zeit gesucht. Die Bauhaus-Vorkurse, die als Rückgrat der Bauhaus-Pädagogik 
galten, waren ethisch fundiert. Hannes Meyer plädierte für die Verständigung und 
die Anerkennung der Vielfalt: „Entfernt Hemmung, Beklemmung, Verdrängung. 
Beseitigt Vorwand, Vorurteil, Voreingenommenheit“ (Hannes Meyer 1929, zit. 
nach Schnaidt 1976, 501). Der demokratische Geist, den das Bauhaus gefördert 
hat, begleitete die Gründung der Hochschule für Gestaltung (HfG, 1953–1968) 
in Ulm, die sich als seine Fortführung versteht. Der HfG lag von Anfang an die 
Vision politischer Reform nach der Zeit des Faschismus zugrunde. Den Anstoß 
für die HfG hatte Inge Scholl gegeben, die eine Schule mit demokratischer Aus-
richtung zum Gedenken an ihre Geschwister Hans und Sophie Scholl gründen 
wollte, die beide im Jahre 1943 als Mitglieder der Widerstandsgruppe „Weiße 
Rose“ hingerichtet worden waren (vgl. Fiedler/Feierabend 2016, 74). 

Als eine erneute demokratische Fortführung des Bauhauses ist das Neue 
Europäische Bauhaus 2021 (New European Bauhaus: beautiful – sustainable – to-
gether) von der Europäischen Kommission ins Leben gerufen worden. Es ver-
steht sich als eine kreative interdisziplinäre Initiative für die Gestaltung künfti-
ger Lebensweisen, die an der Schnittstelle von Kunst, Kultur, sozialer Inklusion, 
Wissenschaft und Technologie entstehen. Die Präsidentin der Europäischen 
Kommission Ursula von der Leyen sagte:

„Ich möchte, dass NextGenerationEU eine europäische Renovierungswelle 
auslöst und unsere Union zu einem Vorreiter in der Kreislaufwirtschaft macht. 
Das ist jedoch nicht nur ein ökologisches oder wirtschaftliches Projekt: Es muss 
auch ein neues Kulturprojekt für Europa werden.“2

Das Neue Europäische Bauhaus, geprägt von der Vision einer europäischen 
Renovierung, will ein deutliches Signal für Integration, Toleranz und Offenheit 
setzen. Es geht darum, dass Menschen ihre steif gewordenen Denk- und Hand-
lungsweisen verlassen und für neue Erfahrungen offen sind. In diesem Sinne be-
deutet die Attraktivität des Neuen Europäischen Bauhauses,

2	 Quelle: https://new-european-bauhaus.europa.eu/about/about-initiative_en (Zugriff: 
18.12.2021).
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•	 inklusive Räume zu schaffen, in denen der Dialog zwischen verschiedenen 
Kulturen, Disziplinen und Geschlechtern eine Chance bietet, sich eine le-
benswerte Welt für alle vorzustellen.

•	 nachhaltige Lösungen zu finden, die einen Dialog zwischen unserer bauli-
chen Umwelt und den Ökosystemen unseres Planeten ermöglichen.

•	 bereichernde Erfahrungen zu sammeln, die es ermöglichen, Diversität als 
Gelegenheit zu gegenseitigem Lernen wertzuschätzen.3

Vor dem Hintergrund der europäischen Bauhaus-Initiative werden zwei wich-
tige Aspekte deutlich: Erstens artikulieren sich darin stark das Gefühl der Ver-
unsicherung und der Wunsch nach (Selbst-)Vergewisserung in einer sich zu-
nehmend dynamisch entwickelnden und unübersichtlicher werdenden Welt  
(vgl. Platzbecker 2020, 12). Im schulischen Kontext sind zweitens die Demo-
kratie- und Wertebildung sowie die Toleranz- und Gefühlserziehung wie nie 
zuvor eine unabdingbare Voraussetzung für die Entwicklung einer nachhaltigen, 
intellektuell und emotional ansprechenden Zukunft. 

Will man aus dem Dargestellten Bezüge zwischen dem Bauhaus, seiner 
Fortführung New European Bauhaus und seinen Prinzipien für einen fächer-
übergreifenden Ansatz Politik – Kunst – Fremdsprachen herstellen, so zeigt sich 
von Borries (2019) zufolge, dass das „Modell Bauhaus“ sich nicht nur auf die 
Suche nach der „marktgerechten Demokratie“, sondern auch auf die tiefe Über-
zeugung bezieht, die Welt durch Arbeit zum Besseren verändern zu können 
(vgl. von Borries 2019, 6). Das Bauhaus war eine experimentelle Schule, die der 
Entgrenzung, Entkategorisierung, Trennung, Diskriminierung ausdrücklich die 
Zusammenführung von kulturellen Einflüssen, die Verbindung des Getrennten, 
die Interaktion und Mitarbeit der unterschiedlichen Disziplinen, die Durch-
dringung von Kunst, Wissenschaft und Technik sowie die Verschmelzung von 
Forschung, Lehre und Praxis entgegensetzen wollte (vgl. Oswalt 2019, 18). An 
diese Ideale knüpft heute das New European Bauhaus an. Es schlägt ein neu-
es interdisziplinäres Kulturprojekt für Europa vor, das Bürgerinnen und Bürger 
engagieren soll, ihren Beitrag zur Entwicklung einer nachhaltigen und werte- 
orientierten Zukunft zu leisten. 

Demokratie war für das Bauhaus und ist auch heute dabei nicht nur ein po-
litisches System, sondern eine Lebensgestaltung bzw. Lebenspraxis, auf die wir 
Einfluss nehmen können. Demokratie soll also nicht nur funktionieren, sondern 
auch gelebt und erlebt werden. Diese Botschaft ist meines Erachtens auch im 

3	 Quelle: https://europa.eu/new-european-bauhaus/index_de (Zugriff: 18.12.2021).
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Fremdsprachenunterricht zu verwirkliche, beispielsweise durch einen fächerver-
bindenden Ansatz Politik – Kunst – Fremdsprache, der in seiner konzeptuellen 
Verknüpfung von politischer und ästhetischer Bildung für das Lehren und Ler-
nen von Fremdsprachen einen geeigneten Rahmen bildet, in dem Erfahrungen 
mit visualisierten politischen Meinungen, Positionen und Haltungen reflektiert 
und kritisch zum Ausdruck gebracht werden können.

3.	 Citizenship Education und Demokratiebildung: ein fächerver-
bindender Ansatz Politik – Kunst – Fremdsprache 

Das Bauhaus steht heute nicht nur als Modell für die innovative Gestaltung von 
Produkten, sondern auch für die Gestaltung einer neuen Demokratie. Die aus 
der Bauhaus-Geschichte gewonnenen Erkenntnisse – zugleich Forderung einer 
Demokratie als Lebensform – sind im Grunde zeitlos. Heute stehen wir vor 
anderen Herausforderungen als zu Bauhaus-Zeiten und auch die Demokratie 
muss sich anderen Herausforderungen stellen. Sie folgt nicht den gleichen alten 
tradierten Mustern, deshalb muss sie immer aufs Neue erlernt, erprobt und in 
langwierigen gesellschaftlichen Prozessen neu entwickelt werden. 

Die Rede von der Demokratieentwicklung und -bildung geht auf das Kon-
zept der Citizenship Education zurück, deren Idee betont, dass „Demokratie-
Lernen vor allem Mündigkeit als Ziel postuliert“ (Kenner/Lange 2018, 9). Wie 
dieses Konzept im Fremdsprachenunterricht realisiert werden könnte, wird in 
einem fächerverbindenden Ansatz Politik – Kunst – Fremdsprache entwickelt, 
mit dem junge Menschen im Fremdsprachenunterricht für demokratische Werte 
sensibilisiert werden sollen. Ausgehend von der Reflexion über das Bauhaus ver-
weist dieser Ansatz auf ein Leitbild fremdsprachendidaktischer Praxis, die sich 
neben ihren zahlreichen Aufgaben (Beratung, Förderung, Unterstützung) sowie 
dem damit verbundenen und breit angelegten Tätigkeitsbereich von Fremdspra-
chenlehrkräften auch der Demokratie- und Wertebildung widmet. Im Folgen-
den wird auf die den Ansatz zusammenhaltenden Elemente Politik, Kunst und 
Fremdsprache eingegangen. 

3.1	 Politik: Politische Bildung 
Es ist unbestritten, dass politische Bildung heute notwendig erscheint. In einem  
weiten Sinne wird politische Bildung als Sammelbegriff für alle Prozesse be-
zeichnet, die auf den Menschen als Mitglied einer sozialen und politischen 
Ordnung politisch prägend einwirken. In einem engeren Sinne dagegen versteht 
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sich politische Bildung als die Sammelbezeichnung für zielgerichtete Maß-
nahmen von Bildungseinrichtungen, um junge Menschen und Erwachsene mit 
den zur Teilnahme am politischen und gesellschaftlichen Leben notwendigen 
Kompetenzen auszustatten. Im letzteren Sinne findet politische Bildung so-
wohl in der Schule, im fächerübergreifenden Unterricht oder in außerschuli-
schen Bildungseinrichtungen statt (zu allem vgl. Massing 2022). Wenn in dem 
hier vorgeschlagenen fächerverbindenden Ansatz Politik – Kunst – Fremdspra-
che von Politik und der damit verknüpften politischen Bildung die Rede ist, 
dann wird politische Bildung im Sinne einer Sensibilisierung für demokratische 
Werte verstanden. 

Demokratie braucht Bildung und Bildung braucht Demokratie. Beide sind 
nicht ein für allemal angelegt. Sie unterliegen einer wandelbaren Ausformung 
unter zeitkulturellen Bedingungen, Erwartungen und Anforderungen (vgl. Beu-
tel/Rademacher 2018, 101). In diesem Kontext misst Besand (vgl. 2020, 4) 
der politischen Bildung eine förderungswürdige Aufgabe bei. Auch Reinhardt  
(vgl. 2020, 203 ff.) spricht von einer Stärkung politischer Bildung für Demokra-
tie und definiert zwei grundlegende Perspektiven für Demokratie-Lernen: die 
des mündigen Bürgers in der Demokratie und die des demokratischen Systems, 
das der Demokratie-Kompetenzen (Perspektiven-/Rollenübernahme, politische 
Analyse-, Konflikt- und Urteilsfähigkeit, Partizipation und Empathie) seiner 
Bürger bedarf. 

Der in dieser zweifachen Perspektive angedeutete Aspekt der Mündigkeit 
knüpft an die Citizenship Education an. „Citizenship education describes an in-
tegrative process of education to maturity [Mündigkeit] which emanates from 
the subject and is based on basic democratic values such as freedom, equality,  
justice, and solidarity“ (Kenner 2020, 119). Schule und außerschulische Bil-
dungseinrichtungen stehen diesbezüglich vor der Aufgabe, einen Möglichkeits-
raum für Schülerinnen und Schüler zu eröffnen, um Erfahrungen zu sammeln, 
Herrschafts- und Machtstrukturen zu analysieren, sich ein kritisch-reflektiertes 
Urteil zu bilden und mögliche Handlungsstrategien zu kennen, um selbst ak-
tiv politische Prozesse nachhaltig beeinflussen zu können. Bis heute wird aber 
kontrovers diskutiert, wie das Ziel handlungskompetenter junger Menschen er-
reicht werden kann (vgl. Kenner/Lange 2018, 9 f.). Wie Kenner/Lange wei-
ter erläutern, basieren demokratiestärkende Lernprozesse auf der Interaktion 
zwischen diversen Akteurinnen und Akteuren (Lehrkräfte, Lernende, Freun-
de, Eltern und Schulleitung). Basis dieser Interaktion sind daher Achtung, Re-
spekt und Vertrauen, die eine unabdingbare Voraussetzung für eine demokrati-
sche Haltung sind. 
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3.2	 Kunst: Ästhetische Bildung
Während politische Bildung dem Verstehen der Politik sowie der Entwicklung 
und Förderung politischer Mündigkeit, politischer Urteilsfähigkeit und politi-
scher Handlungsfähigkeiten dient (Detjen 2009), wird ästhetische Bildung zum 
einen als Oberbegriff für alle pädagogischen Praxen genutzt, die mit einzelnen 
ästhetischen Feldern (Kunst, Musik, Literatur, Theater etc.) einhergehen, zum 
anderen wird sie als Grundbegriff bildungstheoretischer Diskurse verwendet, 
denen Fragen der Persönlichkeitsbildung in und durch ästhetische Erfahrungen 
zugrunde liegen (vgl. Dietrich u. a. 2013, 9). Wie Dietrich u. a. weiter erläutern, 
bezieht sich ästhetische Bildung in diesem Verständnis nicht nur auf Kunst und 
Kultur, sondern fokussiert auch auf allgemeine Aspekte eines ästhetischen Ich-
Welt-Verhältnisses, vor allem mit dem deutlichen Verweis auf die Frage nach der 
Bedeutung von Wahrnehmung und Sinnlichkeit (vgl. ebd.). 

Wie man erkennen kann, unterscheiden sich Ziele und Felder politischer 
und ästhetischer Bildung gravierend, sodass sich die Frage verstärkt stellt, in 
welchem Verhältnis politische und ästhetische Bildung zueinander stehen soll-
ten. Dabei entwickeln sich u. a. Bedenken, dass die Konturen der politischen 
Bildung durch ästhetische Zugangsweisen zu verschwimmen drohen, wenn sich 
der Gegenstandsbereich politischer Bildung für alles mögliche, so auch Kunst, 
öffnet. Diese Bedenken verstärken sich, wenn man davon ausgeht, dass die po-
litische Bildung an den Schulen ein auf wenige Unterrichtsstunden reduziertes 
Fach sein wird (vgl. Detjen 2009). Bei dieser bedenklichen Einstellung politi-
scher Bildung zum ästhetischen Zugang zu gesellschaftlichen und politischen 
Problemen sowie bei der differenzierten Betrachtung der Ziele und Felder bei-
der Bildungsbereiche sind allerdings Gemeinsamkeiten zu sehen. In beiden Be-
reichen kann beispielsweise über Werte und Normen reflektiert, über Inter-
pretationen diskutiert oder ein Urteil begründet werden (vgl. Richter 2011).  
Es kann zudem als unbestreitbar gelten, dass von Bildern eine stärkere politisch-
suggestive Wirkung ausgehen kann. Darunter werden emotionale Erlebnisse, 
vieldeutige Wahrnehmungen, kreative und ganzheitliche Lernprozesse verstan-
den (Detjen 2009). In diesem Sinne könnten Bilder in der politischen Bildung 
einbezogen werden, weil sie Wissen als wichtigen Bestandteil der politischen 
Mündigkeit mit emotionalen, ästhetisch wahrnehmbaren und ganzheitlichen 
Aspekten bereichern. Auch wenn es bisher keine Forschungen gibt, die Syner-
gieeffekte bei aufeinander bezogenen politischen und ästhetischen Bildungs-
prozessen belegen könnten (Richter 2011), stehen ästhetische Zugangsweisen 
zu Politik in einem integrationsfreundlichen Verständnis politischer Bildung 
(Detjen 2009).
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In einem fächerverbindenden Ansatz Politik – Kunst – Fremdsprache the-
matisiert ästhetische Bildung die Verbindung mit Kunst, die im Unterschied zu 
vielfältigen Gewaltdarstellungen in den Massenmedien die besondere Möglich-
keit hat, „einen Beitrag zu einem gewaltfreien Dialog der Kulturen und zur Ver-
ständigung zwischen den Angehörigen der verschiedenen Kulturen zu leisten“ 
(Wulf u. a. 2007, 9). Wesentlich für den Ansatz ist die eng mit ästhetischer Bil-
dung einhergehende Bedeutung von Wahrnehmung und Sinnlichkeit, die es dem 
Individuum ermöglichen, „auf eine Weise in der Welt zu sein, ihr zu begegnen, in 
und mit ihr zu handeln“ (Dietrich u. a. 2013, 10). Die Erreichung der Ziele poli-
tischer Bildung (Mündigkeit, politische Handlungs- und Urteilsfähigkeiten) und 
die Auseinandersetzung mit politischen Fragen in nicht-gesellschaftsorientierten 
Fächern wie etwa dem Fremdsprachenunterricht können mit Bildern besser als 
mit Texten gelingen, wobei der Arbeit mit Texten keine Relevanz genommen 
wird. Übrigens sei zu erwähnen, dass die fremdsprachendidaktische Forschung 
sich das Wirkungspotenzial ästhetischer Bildung bereits zunutze macht (Rozen-
berg 2017). Dabei stellt sich die Frage nach ästhetischem Lernen, mit dem sich 
die grundsätzliche Idee verbindet, ästhetische und affektive Aspekte bei kogni-
tiv orientiertem Fremdsprachenlernen stärker zu berücksichtigen. Obschon die  
Ziele fremdsprachlicher und ästhetischer Bildung unterschiedlich sind, zeigen 
sich auch hier Gemeinsamkeiten, die auf die Einübung in werteorientiertes Den-
ken und Handeln für eine demokratische Gesellschaft hinweisen (Hallet 2020). 

3.3	 Fremdsprache: Fremdsprachliche Bildung
Während politische Bildung dem Verstehen der Politik dient und ästhetische 
Bildung allgemeine Aspekte (ästhetische Erfahrung, ästhetische Empfindung, 
ästhetische Wirkung) eines ästhetischen Ich-Welt-Verhältnisses thematisiert, 
befasst sich fremdsprachliche Bildung mit dem Erwerb, Lernen und Lehren von 
fremden Sprachen bzw. Zweitsprachen und erforscht diese mit differenzierten 
gegenstandsangemessenen Methoden (vgl. Bausch u. a. 2016, 1). Im Hinblick 
auf den in diesem Beitrag vorgeschlagenen fächerverbindenden Ansatz Politik – 
Kunst – Fremdsprache für die Citizenship Education in der Fremdsprachendidak-
tik kommt es daher entscheidend auf die Beantwortung der Frage an, was die je-
weils vorangehend beschriebenen Komponenten (Politik, Kunst) dieses Ansatzes 
für das Demokratie-Lernen mit der Citizenship Education im Fremdsprachenun-
terricht bedeuten. Eine mögliche Antwort könnte lauten: Da die Zukunft in de-
mokratischem Denken, Verstehen und Handeln liegt, kann die Fremdsprachen-
didaktik auch zu dieser Zukunft beitragen. Und vieles hat sie schon in Richtung 
Demokratie- und Wertebildung getan. 
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Zurückblickend auf die eingangs gestellten Fragen lässt sich feststellen, dass 
die Fremdsprachendidaktik nicht passiv gegenüber rassistischem, antisemiti-
schem und demokratiefeindlichem Denken bleibt. Obschon der Begriff Citi-
zenship Education in der Fremdsprachendidaktik bisher kaum verwendet wurde, 
sind Themen und Inhalte, die diesem Konzept zugrunde liegen, für sie kein No-
vum. Jahrzehntelang hat sich der Fremdsprachenunterricht wesentlich dem Ziel 
der Verständigung und des friedlichen Zusammenlebens der Menschen ver-
schiedener Herkunft, Religionen und Nationen sowie politischer Überzeugun-
gen verschrieben. In allen Fremdsprachencurricula gehört das inter- und trans-
kulturelle Denken im Geiste der gegenseitigen Anerkennung und der Achtung 
der Menschenwürde zum relevanten Ziel der Sprach- und Kulturvermittlung: 
Junge Menschen müssen die Chance erhalten, sich individuell zu diskriminie-
rendem und rassistischem Denken und Handeln zu positionieren und zu äu-
ßern (vgl. Hallet 2020). Fest verankert werden in diesen Curricula Ansätze zum 
interkulturellen (Bredella 2010) und transkulturellen Lernen (Freitag 2010), 
zur interkulturellen Landeskunde (ausführlicher Überblick bei Koreik/Fornoff 
2020) sowie Konzepte zu Erinnerungsorten und Erinnerungskulturen (Roche/ 
Röhling 2014).

In der Fremdsprachendidaktik hat die Entwicklung und Förderung von in-
terkultureller Kompetenz große Bedeutung (Weidemann u. a. 2010). Plädiert 
wird dabei auch für reflektierte demokratische Diskursfähigkeit, die als Fähig-
keit bezeichnet wird, in der Fremdsprache an gesellschaftlich wichtigen Diskur-
sen teilzuhaben und sich als junger Mensch darin zu positionieren und zu äu-
ßern. Zu dieser demokratischen Kompetenz gehören nicht nur die sprachlichen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten im engeren Sinne, sondern auch ein kritischer 
Umgang mit und die Bewertung von Informationen und Äußerungen sowie 
die Auseinandersetzung mit menschenfeindlichen Positionen (vgl. Hallet 2020). 

Damit ist die Aufgabe der fremdsprachlichen Bildung formuliert: Es geht 
um die Ziele der kulturellen Verständigung, der Bewahrung der Menschenwür-
de, des friedlichen Zusammenlebens der Kulturen, der Bekämpfung von Ras-
sismus, Diskriminierung und Hass. Diese kurze Übersicht über den Beitrag der 
Fremdsprachendidaktik zum Demokratie-Lernen zeigt, dass dieselbe an der 
gesellschaftlichen und politischen Debatte über Demokratie- und Menschen-
rechtsbildung zu partizipieren versucht. Zugleich muss allerdings auch deutlich 
gemacht werden, dass vor dem Hintergrund eines sich zunehmend radikalisie-
renden Europas mit Tendenzen einer Entgrenzung öffentlicher Kommunikati-
on sowie der Einschüchterung über digitale Denunziationsportale viele (Fremd-
sprachen-)Lehrer/innen darauf mit großer Unsicherheit und Zurückhaltung 
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reagieren. Gründe dafür sind verschieden. Beispielsweise fühlen sich (Fremd-
sprachen-)Lehrer/innen nicht dazu berufen, das Verhalten von Eltern oder Kol-
legen/innen im schulischen Kontext zu kommentieren (vgl. Besand 2020, 5 ff.). 
Nichtsdestotrotz arbeiten viele (Fremdsprachen-)Lehrer/innen engagiert und 
tun viel dafür, junge Menschen für demokratische Werte zu sensibilisieren.

4.	 Politisch-ästhetische Bildung im Fremdsprachenunterricht: 
Beispiel BANKSY 

Wie kann man junge Menschen im Fremdsprachenunterricht für demokratische 
Werte sensibilisieren? Wie eingangs erwähnt, könnte ein Ausgangspunkt für die 
Beantwortung dieser Frage im Bereich der Künste liegen. 

Als Beispiel des Kunsteinsatzes für Ziele der politisch-ästhetischen Bil-
dung im Fremdsprachenunterricht können die Werke des Street-Art4-Künst-
lers Banksy dienen. Seine Werke sind weltbekannt, er selbst bleibt anonym.  
In Banksys künstlerischer Arbeit wird nicht nur der Dialog mit Kunst sichtbar.  
Er nimmt auch Stellung zu politischen Fragen und Zusammenhängen. Die Ziele 
seiner Kritik sind Gewalt, Krieg, Diskriminierung, Rassismus, gesetzliche Macht 
und gesellschaftliche Regeln (vgl. Derwanz 2014, 62). In seinem Kunstwerk 
Black Lives Matter (Abb. 1), das Banksy auf Instagram postete, kommentiert er 
die aktuelle Situation in den Vereinigten Staaten und kritisiert ein zunehmen-
des rassistisches Denken. Das ist seine Stimme zum Tod von George Floyd. Sein 
Werk Love Is In The Air, The Flower Thrower (Abb. 2) an der palästinensischen 

4	 Es ist nicht das Ziel dieses Beitrags, Street Art darzustellen. Zur Entstehungsgeschichte von 
Street Art und ihren Differenzen bzw. Gemeinsamkeiten mit urbaner Kunst wie Graffiti 
siehe Reinecke (2012). 

Abb.1: Banksy, Black Lives Matter, 2020
(Quelle: https://www.instagram.com/bank-
sy/Instagram (Zugriff: 10.12.2021))

Abb. 2: Banksy, Love Is In The Air, Flower Thro-
wer, 2005 (Quelle: https://www.banksy.co.uk 
(Zugriff: 10.12.2021))
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Mauer in Beit Sahour (BaytSahur), einem Vorort von Bethlehem, soll an Frie-
den erinnern, denn der maskierte Mann hält als „Waffe“ einen bunten Blumen-
strauß in der Hand.

In seinem Werk Migrants (Abb. 3) stellt sich Banksy auf die Seite der Mi
granten und Flüchtlinge. Der Künstler malt angriffslustige Tauben gegenüber 
einer kleinen Schwalbe, wobei gerade Tauben oft als „kommunalhygienisches 
Problem“ angesehen werden und in Städten nicht willkommen sind, auch wenn 
sie in der Antike sinnbildhaft für Sanftmut und Unschuld standen. Und sein 
Mural in Dover in der Grafschaft Kent (Abb. 4) stellt einen Arbeiter dar, der auf 
einer Leiter steht und mit einem Meißel einen der 12 Sterne auf der Flagge der 
Europäischen Union abschlägt. Damit bringt Banksy seinen Widerstand gegen 
den Brexit zum Ausdruck. 

Banksys Ideen sind einfach, aber gerade diese Einfachheit verleiht seinen 
Werken eine enorm große Aussagekraft. Seine einfachen Graffiti sagen mehr 
als tausend Worte. Mit dem Wirkungspotenzial von Banksys Werken können 
didaktische Konsequenzen einhergehen, die aus zwei inhaltlichen Perspektiven 
betrachtet werden: erstens im Kontext der Ziele politisch-ästhetischen Lernens 
und zweitens der fremdsprachlichen Reaktion der Lernenden auf diese Werke. 
Will man die erste Perspektive in Betracht ziehen, dann können Street-Art-
Werke im Fremdsprachenunterricht
1.	 die sozialen und politischen Vorstellungsbilder anregen, indem Bekanntes 

und Vertrautes hinterfragt wird. 
2.	 Erfahrungen provozieren, die die Wahrnehmungsgrenzen lockern oder ver-

schieben können. 
3.	 Interpretationsfähigkeit entwickeln sowie die Urteilskraft stärken (zu allem 

vgl. Richter 2011).
4.	 eine reflektierte demokratische Diskursfähigkeit fördern.

Abb. 3: Banksy, Migrants, 2019 (Quelle: https://www.
banksy.co.uk (Zugriff: 10.12.2021))

Abb. 4: Banksy, Mural in Dover, 2017
(Quelle: https://www.banksy.co.uk 
(Zugriff: 10.12.2021))
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Will man die zweite Perspektive der fremdsprachlichen Reaktion der Lernenden 
auf die Street-Art-Werke betrachten, dann kann hingewiesen werden
•	 auf die mündliche Ausdrucksaktivierung (Fragen, Interpretation, Pro- und 

Kontra-Argumente zu kontroversen Aussagen diskutieren, kommentieren).
•	 auf die schriftliche Ausdrucksaktivierung (gelenktes/freies Schreiben, Be-

schreibung, Geschichte rekonstruieren, Rezension schreiben).

Während die Werke von Banksy einerseits vielfältige Thematisierungsmöglich
keiten ermöglichen und das Potenzial haben, politisch-ästhetisches Lernen 
zu fördern, implizieren sie auch Herausforderungen, die nicht nur den obigen 
Kontext, sondern überhaupt Kunsteinsatz im Fremdsprachenunterricht betref-
fen. Nicht jedes Kunstwerk spricht jede Betrachterin/jeden Betrachter an: Eine 
ästhetische Wirkung bzw. eine kreativ-reflexive Haltung lassen sich nicht er-
zwingen und müssen nicht unbedingt für (fremdsprachliche) Bildungsprozesse 
nutzbar sein (vgl. Richter 2011).

5.	 Konklusion

In Zeiten, in denen es viele Versuche der Demontage der liberalen Demokratie 
gibt, müssen Themen wie Rechtsradikalismus, Antisemitismus und Ausgren
zung sowie Online- und Offline-Praktiken hasserfüllter und hetzerischer Spra-
che und Kommunikation im Fremdsprachenunterricht einen angemessenen 
Platz finden (vgl. Hallet 2020). Der fächerverbindende Ansatz Politik – Kunst – 
Fremdsprache könnte dabei gangbare Wege zeigen und unterstützen, wie Ler-
nende eine kritisch-reflektierte Urteilsfähigkeit im Fremdsprachenunterricht 
entwickeln können, um selbst aktiv an der Demokratiebildung zu partizipieren. 
Die Bedeutung der Citizenship Education für Demokratie-Lernen muss daher in 
der fremdsprachlichen Bildung verstärkt anerkannt werden. Denn Mündigkeit, 
die diesem Konzept zugrunde liegt, ist Voraussetzung für eine sich immer weiter 
entwickelnde Gesellschaft und ermöglicht es, sich mit kulturellen und gesell-
schaftlichen Herausforderungen auseinanderzusetzen (vgl. Kenner/Lange 2018, 
12). Dabei kann die Fremdsprachendidaktik Chancen der politisch-ästhetischen 
Bildung nutzen und dadurch ihren Beitrag zu einer demokratischen Schule und 
einem Fortschritt der Demokratie leisten. 
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ALEXANDER LIPP, ANJA BOSSEN

Ästhetische Diskurskompetenz als Beitrag 
zur Demokratiebildung am Beispiel  
des Diskutierens über Musik

1.	 Der Stellenwert von Argumentationen in der deliberativen 
Demokratie

Der Begriff „deliberative Demokratie“ bezeichnet „eine auf den Austausch von 
Argumenten angelegte Form der Entscheidungsfindung unter Gleichberechtig-
ten. Das bessere Argument und nicht die Mehrheitsabstimmung soll die Ent-
scheidungen prägen und zu besseren Entschlüssen führen, weil – im Idealfall – 
alle Argumente gegeneinander abgewogen werden und eine Einigung auf die 
‚beste‘ Lösung möglich ist“ (Bundeszentrale für Politische Bildung 2020). Um 
sich daran angemessen beteiligen zu können, bedarf es diskursiver Fertigkeiten, 
von denen insbesondere die Argumentationskompetenz zentral ist. Denn aus 
Perspektive des Individuums wird „die Fähigkeit, überzeugend zu argumentie-
ren, zu einer Machtressource, mit deren Hilfe die eigenen wirtschaftlichen, po-
litischen, ökologischen oder sozialen Interessen durchgesetzt werden können“ 
(Bayer 1999, 65, zit. n. Budke 2013, 354). 

Argumentationskompetenz benötigt sowohl intellektuelle Fähigkeiten als 
auch bildungssprachliche Handlungskompetenz zur Durchdringung von öffent-
lichen Diskursen. Aus diesem Grund kommt auch der Sprachbildung in allen 
Fächern aktuell ein hoher bildungspolitischer Stellenwert zu. Vor dem Hinter-
grund der angestrebten Chancengerechtigkeit und Partizipation kann Sprach-
bildung somit als ein essenzieller Teil von Demokratiebildung betrachtet wer-
den. Dennoch steht die Argumentationskompetenz (noch) nicht im Fokus von 
Sprachbildung; wie eine „gute“ Argumentation aufgebaut ist, welche Arten von 
Argumenten und Diskussionsstrategien es gibt und in welchen Situationen die-
se sinnvoll anwendbar sind, wird i. d. R. in der Sprachbildung nicht thematisiert. 
Auch in der Musikpädagogik stellt die musikbezogene Diskurs- bzw. Argu-
mentationskompetenz ein Randthema dar, obwohl die Ausbildung einer ästhe-
tischen Urteilskraft explizit in den Rahmenlehrplänen (z. B. der Länder Ber-
lin und Brandenburg) verankert ist: „Sie [die Schüler*innen, A. B.] nutzen ihre 
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Erfahrungen, um unterschiedliche Musik und deren Aufführung zunehmend 
begründeter zu beurteilen, und finden eigene ästhetische Standpunkte. [...] Da-
bei erfahren sie, dass musikalische Vorlieben und Werturteile veränderbar sind, 
und reflektieren vor diesem Hintergrund ihre musikalische Identität“ (MBJS 
2015, 6). Doch worin sich die ästhetische Urteilskraft konkret niederschlägt und 
wie sie methodisch-didaktisch auszubilden wäre, wird bislang nur ansatzweise 
thematisiert.1 Damit bleiben Potenziale einer gegenseitigen Durchdringung von 
Musikdidaktik und Sprachbildung für die Entwicklung von Argumentations-
kompetenz ungenutzt. Der vorliegende Text zielt daher darauf ab, die Potenzia
le des Diskutierens über Musik für die Entwicklung von musikbezogener und 
überfachlicher Argumentationskompetenz herauszuarbeiten.

2.	 Argumentationskompetenz vor dem Hintergrund  
der Diskurstheorie von Jürgen Habermas

Um den potenziellen Beitrag des Musikunterrichts zur Argumentationskom-
petenz identifizieren zu können, ist ein Rückgriff auf die gesellschaftliche Be-
deutung von Diskursen nötig, wie sie beispielsweise in der Diskurstheorie von 
Jürgen Habermas dargestellt wird. In dieser Theorie geht es um öffentliche 
Diskurse, die für eine vernunftgeleitete demokratische Gesellschaft unabding-
bar sind. Als Diskurs wird dabei eine Form der Kommunikation bezeichnet,  
in der die Teilnehmenden „strittige Geltungsansprüche thematisieren und ver-
suchen, diese mit Argumenten einzulösen oder zu kritisieren“ (Habermas 1981, 
38). Es handelt sich um einen Prozess, in dem es darum geht, die Gültigkeit 
der mit einer Äußerung erhobenen Ansprüche mit dem Ziel eines Konsenses  
zu klären. 

Die Teilnehmer an einem Diskurs begründen Aussagen oder stellen sie in Frage unter 
Verwendung von Argumenten, die die anderen Teilnehmer zur Annahme des jeweils 
Intendierten bewegen sollen, also zur Annahme der Ursprungsaussage im Falle der Be-
gründung bzw. zur Ablehnung der Ursprungsaussage im Falle der Kritik. Eine Aussage 
anzunehmen bedeutet dabei, den in ihr enthaltenen Geltungsanspruch anzuerkennen 
und seine kommunikativen Konsequenzen zu tragen. (Albrecht 2010, 54) 

1	 Ästhetische Diskurse und musikbezogenes Argumentieren werden sowohl auf theoretischer 
als auch empirischer Ebene seit 2008 durch die Forschungsarbeiten von Rolle (2008; 2012; 
2013; 2014; 2017; 2020), Rolle und Wallbaum (2011), Gottschalk/Lehmann-Wermser 
(2013) sowie Ehninger/Rolle (2020) untersucht.
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In seiner Theorie unterscheidet Habermas drei Formen von Diskursen:
a)	 den theoretischen Diskurs als Form der Argumentation, in der kontroverse 

Wahrheitsansprüche zum Thema gemacht werden,
b)	 den praktischen Diskurs als Form der Argumentation, in der Ansprüche auf 

normative Richtigkeit zum Thema gemacht werden,
c)	 den ästhetischen Diskurs als Form der Argumentation, in der Fragen des sub

jektiven Empfindens oder des subjektiven Ausdrucks zum Thema gemacht 
werden. (Albrecht 2010, 109)

Kernpunkt aller drei Diskursformen ist das Argument. Der Normal- oder Ideal
fall des Argumentierens erfolgt in einer Abfolge von vier Schritten: Eine Sprach-
handlung oder eine von einem Gesprächsteilnehmer eingenommene Position (1) 
wird durch einen anderen Gesprächsteilnehmer infrage gestellt, indem er einen 
Dissens zum Ausdruck bringt (2). Dieser wird durch die Interaktionsteilneh-
mer bearbeitet, wobei die Anzahl der dazu notwendigen Beiträge relativ offen  
bleibt (3). Abschließend wird das Ergebnis der Bearbeitung von den Beteiligten 
zum Ausdruck gebracht und bestätigt, sei es ein Konsens oder ein Dissens (4) 
(Vogt 2007, 44).

Bezogen auf die Diskursarten nach Habermas (1981) bietet der Musik-
unterricht umfassende Potenziale zur Einübung von ästhetischen und prakti-
schen Diskursformen, wohingegen musikbezogene theoretische Diskurse, wie  
sie z. B. in der Musikwissenschaft vorkommen, nur selten (ggf. in der Oberstu-
fe) angeregt werden. Doch die zahlreichen Themen und Inhaltsfelder der Rah-
menlehrpläne Musik bieten auch vielfältige Anknüpfungspunkte für theoreti-
sche Diskurse über gesellschaftliche Normen und Werte. Obwohl dazu keine 
empirischen Befunde vorliegen, wird aus der Praxis des Musikunterrichts von 
Musiklehrenden berichtet, dass sich am Gegenstand Musik häufig Diskussionen 
über gesellschaftliche Themen entzünden. So berichtet Schubach (2020, 121) 
beispielsweise im Zusammenhang mit dem Unterrichtsthema „Das Concerto 
grosso am Beispiel von Antonio Vivaldis ‚Vier Jahreszeiten‘“ von einem Schüler, 
der unvermittelt äußerte, dass die Italiener wegen des Coronavirus’ vollständig 
abgeriegelt seien, worauf ein anderer Schüler entgegnete, dies hätten sie auch 
nicht anders verdient. Schubach schildert anhand dieser und weiterer Äußerun-
gen von Schüler*innen2, die durch verschiedene musikalische Unterrichtsgegen-

2	 Z. B. bei der Höranalyse eines afroamerikanischen Songs die Äußerung eines Schülers, die 
Stimme der Sängerin klinge „dunkelhäutig“, worauf von der Lehrkraft eine Diskussion 
initiiert und Rechercheaufträge an die Schüler*innen erteilt wurden mit der Fragestellung, 
ob man an Gesangstimmen die Herkunft der Singenden erkennen könne.
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stände und Situationen ausgelöst wurden, wie schwierig es für die Lehrkraft sein 
kann, schnell zu entscheiden, wie man mit solchen Äußerungen nicht nur auf 
inhaltlicher Ebene umgehen soll, sondern auch, abzuwägen, inwieweit man das 
eigentliche fachliche Thema zugunsten von außerfachlichen Diskussionen im 
Sinne der Entwicklung von Argumentationskompetenz und der im Rahmen-
lehrplan geforderten Demokratiebildung aufzugeben bereit sein sollte – gerade 
auch vor dem Hintergrund, dass dem Fach Musik im Land Brandenburg ledig-
lich eine einzige Wochenstunde zur Verfügung steht.

Fragen des subjektiven Empfindens oder des subjektiven Ausdrucks, wie sie 
charakteristisch für ästhetische Diskurse nach Habermas sind, lassen sich in allen 
denkbaren Umgangsweisen mit Musik und in allen Kompetenzbereichen (Musik 
deuten, reflektieren, kontextualisieren, gestalten) verorten. Bezüglich ästhetischer 
Diskurse besteht jedoch generell die Besonderheit, dass diese im Gegensatz zu 
den anderen beiden von Habermas aufgeführten Diskursarten keinen allgemeinen 
Geltungsanspruch erheben können, da sich subjektive Wahrnehmungen nicht 
verallgemeinern lassen. Selbst, wenn ich jemanden aufgrund meiner Argumenta-
tion in die Lage versetze, „die Musik so zu hören, wie ich sie höre“ (Rolle 2012, 
288), wird sich ein Konsens nicht auch zwangsläufig auf seine damit verbunde-
nen Emotionen und sein Geschmacksurteil beziehen: Auch jemand, der meine 
Argumente nachvollziehen kann bzw. in der Lage ist, alle bekannten Fakten über 
eine bestimmte Musik sinnvoll zueinander in Beziehung zu setzen, kann zu dem 
Ergebnis kommen, dass ihm eine Musik nicht gefällt, obwohl sie mir gefällt, bzw. 
umgekehrt. Geschmacksurteile lassen sich daher häufig nur schwer oder gar nicht 
aufgrund von Argumentationen verändern. Aus diesem Grund werden nach der 
hier vertretenen Auffassung Emotionen, die häufig beim Diskutieren über Musik 
als Argumente vorgebracht werden, nicht als Argument gezählt. Dennoch können 
auch Geschmacksurteile nicht nur vorgebracht, sondern auch begründet werden. 
Die Begründung stellt wiederum ein für die Argumentation zentrales Hand-
lungsschema dar, wie auch aus dem folgend dargestellten Modell der musikbe-
zogenen Argumentationskompetenz nach Ehninger und Rolle ersichtlich wird.

3.	 Musikbezogene Argumentationskompetenz

Aus musikdidaktischer Perspektive ist das oberste Ziel musikbezogener Argu-
mentationen die Fähigkeit zum ästhetischen Werturteil. Ehninger und Rolle 
(2020) unterscheiden dabei in ihrem Modell musikbezogener Argumentations-
kompetenz, das auf Rolle (2017) zurückgeht, verschiedene Kompetenzstufen:
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Abb. 1: Modell musikbezogene Argumentationskompetenz (Ehninger/Rolle 2020, S. 141;  
mit freundlicher Genehmigung des LIT Verlages).

Dieses Modell ermöglicht es, anhand des Diskutierens über Musik Sprach-
bildung und Fachlernen miteinander zu verknüpfen, indem Musiklehrende  
ihren Schüler*innen bei Bedarf entsprechende (bildungs-)sprachliche Bausteine  
(Wortbausteine, Wendungen) für die im Modell aufgeführten Handlungssche-
mata des Argumentierens (z. B. Gefallen oder Missfallen bekunden, begründen, 
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Autoritäten heranziehen) zur Verfügung stellen. Da aus sprachlicher Perspek-
tive die Sprachhandlung „Argumentieren“ und die diskursiven Handlungs-
schemata inklusive der dafür verwendeten Prozedurausdrücke bei allen der 
Habermas’schen Diskursformen (theoretisch, praktisch, ästhetisch) dieselben 
sind, bieten auch ästhetische Diskurse das Potenzial, Argumentationskompe-
tenz sprachlich einzuüben und auf andere Diskursarten zu transferieren. Dabei  
zeichnet sich in dem Modell „der Weg vom rein emotionalen subjektiv be-
gründeten Geschmacksurteil zu einem interpretierenden, rational und reflexiv 
bestimmten ästhetischen Urteil ab“ (Bossen 2019, 115). Schließlich kann der 
ästhetische Diskurs auf einer Meta-Ebene selbst zum fachübergreifenden Lern-
gegenstand werden. 

Die methodisch-didaktische Vermittlung von musikbezogener Argumen-
tationskompetenz wurde in der Musikdidaktik jedoch noch nicht thematisiert. 
Gottschalk und Lehmann-Wermser (2013, 72) befassen sich zwar im Rahmen 
iterativer Forschung mit Bezug zum o. g. Modell von Ehninger und Rolle mit 
der Tiefe von musikbezogenen Argumenten und ordnen musikbezogene Schü-
leräußerungen in hierarchisch angeordnete Kategorien ein. Wie dabei die Ent-
wicklung von der „reinen Meinungsäußerung“ (Kategorie 1) bis hin zum „erwei-
terten Standardformat“ (Bewertung, Begründung und detaillierte Beschreibung 
des musikalischen Verlaufs, Kategorie 4) durch Lehrer*innenhandeln entwickelt 
werden kann, wird jedoch nicht ausgeführt. Hierin liegt eine für die Musikdi-
daktik künftig noch zu bearbeitende Aufgabe.

4.	 Demokratiebildende Potenziale des Argumentierens  
im Musikunterricht

Die Diskussion über das ästhetische Empfinden oder der konstruktive Streit 
über die Bewertung der Qualität von Musik sind exemplarische Lernsituationen, 
die zunehmend zielgerichtet angeregt werden müssen. Der Grund hierfür sind 
die oft eher einseitigen Hörgewohnheiten der Lernenden etwa in Bezug auf die 
Genrevielfalt. Hören Lernende z. B. fast ausschließlich Rap, so fallen ihnen die 
Kontextualisierung oder der Vergleich mit einem Jazz-Standard oder gar einer 
Sinfonie sehr schwer. Durch diese daraus resultierende fehlende Diversität in 
den Hörgewohnheiten einer Lerngruppe ist es notwendig, Strategien zur Ver-
ständigung über fremde oder ungewohnte Musik herauszubilden. Hier gilt es, 
Kategorien und Parameter und zugleich einen bildungssprachlichen Wortschatz 
sowohl quantitativ als auch qualitativ aufzubauen und weiterzuentwickeln. 
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In der Praxis haben sich hier z. B. Sammlungen von Attributen bewährt, die 
als Grundwortschatz für die Beschreibung des Klangs eines Stückes dienen kön-
nen. Hilfreich ist hierbei die Bildung von zueinander abgrenzbaren Kategorien –  
etwa zur Beschreibung der vermittelten Emotion, Erzählweise oder der Sing-
stimme –, denen dann entsprechende Attribute zugeordnet werden. Durch diese 
Kanonisierung nehmen die Lernenden wünschenswerte differenzierte Betrach-
tungsperspektiven ein, die sie an möglichst unterschiedlichen Musiken anwenden. 

Durch die Möglichkeit der Prägung eines Wortschatzes können wün-
schenswerte Diskursstrategien unterstützt und unerwünschte Diskursstrategi-
en zurückgedrängt werden. Bei der verbalen Verständigung über Musik zeigen 
sich die Schüler*innen bei der verbalisierten Verständigung über musikalische 
Gegenstände oft ungeübt. Es fehlt ihnen häufig an Kriterien, um Musik einzu-
schätzen, zu vergleichen und somit ein Urteil fundiert zu begründen, sodass es 
oftmals bei stereotypen Urteilen wie „gut“ oder „schlecht“ bleibt. Da der Kanon 
der Kriterien durch die Lehrkraft noch auszubilden ist, bietet die Musik das Po-
tenzial, Diskurskompetenzen im Sinne eines differenzierten und begründeten 
Urteils zu erwerben. Mögliche förderliche Lernsituationen hierfür werden im 
Folgenden anhand zweier Beispiele dargestellt:

4.1	 Komposition einer Hymne für die eigene Schulgemeinschaft
Die Komposition von Schulhymnen in den oberen Jahrgangsstufen der weiter-
führenden Schule bietet ein breites Potenzial für die Entwicklung von ästheti-
scher Argumentationskompetenz. An der Schule gelebte Werte sowie die per-
sönliche Identität beeinflussen die Kompositionen maßgeblich. Weiterhin kann 
auch ein institutionalisiertes Schulmotto, ein Schulprofil, Leitbild oder sogar das 
Schulgebäude die Komposition prägen. Wenn diese Komposition in Kleingrup-
pen erfolgt, müssen die Schüler*innen etwa aushandeln,
•	 welchem Musikgenre oder welcher musikalischen Form die Komposition 

angelehnt sein soll, z. B. Choral, Strophenlied oder Rap,
•	 welche Instrumente, Klänge, Gesänge oder Sprechtexte einbezogen werden 

sollen,
•	 welche Elemente des Programms hervortreten, welche im Hintergrund er-

klingen,
•	 welcher Einsatz musikalischer Parameter passend erscheint.

Der hier entstehende ästhetische Streit kann durchaus stark divergierende In-
teressen umfassen. Der „beste Klang“ ist im Prozess des musikalischen Expe-
rimentierens hierbei dem „besten (faktenbasierten) Argument“ gleichzusetzen. 
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Darüber hinaus ist auch die beste Repräsentation des Programms ein zusätzli-
ches Kriterium, das die Lernenden in den Diskurs einbeziehen. Die Lehrkraft 
kann im Aushandlungsprozess sehr gut die neutrale Position des unparteiischen 
Beraters und Lernbegleiters einnehmen. Da die Schüler*innen ihre persönlichen 
Erlebnisse, Ansichten, Emotionen und Assoziationen vertonen, kann nämlich 
keine Lösung durch die Lehrkraft vorgegeben oder angestrebt werden.

4.2	 Diskussion über die künstlerische Qualität des Scat-Gesangs verschiedener 
Jazzsänger*innen

Im Themenfeld „Jazz“ ist die Auseinandersetzung mit improvisiertem Scat-
Gesang3 nahezu unumgänglich. Den Schüler*innen kommt diese Gesangsform 
oftmals fremd, vielleicht erheiternd oder auch verwirrend vor – fehlt es doch an 
einem leicht zu verfolgenden Liedtext oder gleichbleibenden Rhythmus. Auch 
die Vorstellung, dass das Gesungene erst in dem Moment des Auftrittes entsteht 
und nicht vorher Ton für Ton vorgeschrieben ist, erscheint anfänglich schwer 
nachvollziehbar. Am Scat-Gesang lässt sich das ästhetische Werturteil sehr gut 
einüben. Nach dem ersten Hören ohne weitere Vorkenntnisse kann ein Vor-
aburteil erfolgen. Häufig äußern die Lernenden hier, dass es beliebig erscheint, 
welche Töne, welcher Text oder welcher Rhythmus gewählt wird. Daher wird 
dieser Musik oft ein geringerer Wert zugeordnet als durchkomponierter Musik. 
Wenn die Schüler*innen dann jedoch eigene praktische Erfahrungen auf diesem 
Gebiet sammeln, verändern sich diese Voraburteile ganz ohne Überzeugungs-
leistung der Lehrkraft. Dies kann eingeleitet werden, z. B. durch
•	 das eigene Nachsingen des Scat-Solos,
•	 eigene Improvisationsübungen an einfachen Kadenzen, 
•	 harmonische und rhythmische Analyse des notierten Solos.

Die Schüler*innen reflektieren im Nachgang ihre Erfahrungen und tauschen 
sich über Erfolge und auch anfängliches Scheitern aus. Häufig wird hier die 
Überforderung mit der großen Freiheit in der Auswahl von Tonhöhen, Rhyth-
men und Silben betont, die anfänglich vorborgen war. Folglich findet auch in 
der Wertdebatte ganz von allein eine Entwicklung statt. Schüler*innen schätzen 
aufgrund ihrer nunmehr vorhandenen eigenen Erfahrung mit dem Scat-Gesang 
viel häufiger die Leistungen der Künstler*innen wert und reflektieren die offenbar  

3	 Scatgesang ist eine im Jazz verbreitete Gesangsart. Dabei handelt es sich um improvisiertes 
Singen von Tonsilben als Nachahmung instrumentaler Phrasen (z. B. dubi-dubi-duu) (https://
www.musik-fromm.de/scat/, Zugriff: 22.5.2022).
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langwierige Übung, derer es bedarf, um komplexere Improvisationen zu singen. 
Der Vergleich von improvisierter mit komponierter Musik trägt so durch prak-
tische Musiziererfahrungen zu differenzierteren Meinungsäußerungen bei.

Musikbezogenes Argumentieren bietet gegenüber dem Argumentieren in 
anderen Fächern Vorteile. So kann die ästhetische Argumentation von subjek-
tiven Geschmacksurteilen als persönlichen Meinungen ausgehen und nicht nur 
von Fakten wie beispielsweise in naturwissenschaftlichen Fächern. In fakten-
basierten Fächern führen persönliche Meinungen zu keinen verwertbaren Dis-
kussionsergebnissen, da letztlich auch eine scheinbar noch so überzeugende Ar-
gumentation (z. B. über die Wahl eines Rechenweges in der Mathematik) nicht 
überzeugt, wenn das Ergebnis falsch ist. 

Die Diskurse über Musik sind – auch im Vergleich zu emotional und mo-
ralisch aufgeladenen aus den Gesellschaftswissenschaften – häufig sehr sach-
lich und fachlich fundiert, jedoch durchaus nicht weniger leidenschaftlich. Auch 
Meinungen von Minderheiten werden hier häufiger dargestellt. Folglich ist Mu-
sik als Lerngegenstand in hohem Maße zur Einübung einer fairen Streitkul-
tur und Diskursfähigkeit geeignet und bietet noch dazu den Vorteil, dass die 
Schüler*innen tatsächlich ihre eigenen Meinungen und Werturteile einbringen 
können und sich nicht einer (auch unausgesprochenen) Normerwartung beugen 
müssen. Musik und Politik teilen diese Gemeinsamkeit, da es auch in der Po-
litik nicht um ein absolut zu setzendes „Richtig“ oder „Falsch“ geht. Zugleich 
ist ein „Streit“ über musikbezogene Geschmacksurteile jedoch von seiner indi-
viduellen subjektiven Bedeutung her als weniger emotionsgeladen einzuschät-
zen als ein Streit über politische, religiöse oder moralische Themen und Werte. 
Doch auch Themen wie Menschenrechte, interkulturelles Lernen, politisch-
gesellschaftliche Themen, Medienbildung, Umweltbildung, Friedenserziehung 
und Wertebildung, die nach Himmelmann (2007, 70) zu den Inhalten des De-
mokratielernens gehören, spielen im Musikunterricht häufig eine Rolle, sodass 
sich zahllose Anknüpfungspunkte zu gesellschaftlich-politischen Themen mit 
hoher subjektiver Bedeutung wie z. B. im Bereich der religiösen Musik, der Po-
litischen Musik, dem Rap, Popmusik oder Musik aus anderen Kulturen ergeben. 
Exemplarisch seien hier drei Themenfelder näher ausgeführt, die sich besonders 
für die Demokratiebildung eignen:

•	 Politisches Lied/Politische Musik
Das Politische Lied mit seinen zahlreichen verschiedenen Kategorien (z. B. Pro-
testsongs, Antikriegslieder, Arbeiterlieder, Lieder für den Wahlkampf ) beinhaltet 
als Unterrichtsgegenstand immer auch eine Auseinandersetzung mit dem Text 
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bzw. mit dem Verhältnis zwischen Text und musikalischen Mitteln, die die Wir-
kung des Textes hervorheben sollen. In diesem Zusammenhang finden im Mu-
sikunterricht immer auch Diskussionen über gesellschaftlich-politische Werte, 
Normen und Moralvorstellungen statt. Dabei kommt den Musiklehrkräften die 
Aufgabe zu, die Werte unserer demokratischen Gesellschaft herauszustellen, zu 
vermitteln und manchmal auch zu verteidigen. Aus einer insgesamt sehr großen 
Zahl an verschiedenen Themen und Musikstilen seien hier fünf exemplarisch 
aufgeführt: 
•	 „10.000 Tränen“ des Duos „Berge“, in dem die Massentierhaltung ange-

prangert wird, 
•	 „Die Moorsoldaten“, ein Lied, das 1933 von den Inhaftierten im KZ Bör-

germoor im Emsland geschrieben und während der Arbeit mit dem Spaten 
im Moor gesungen wurde,

•	 „Get up, stand up“ von Bob Marley & The Wailers, in dem die Bevölke-
rung Haitis Ende der 1950er-Jahre zum Aufstand gegen die dort herrschen-
de Diktatur aufgerufen wurde, nachdem sich Marley während einer Reise 
schockiert über die dortigen desolaten Zustände gezeigt hatte.

•	 „Dear Mr. President“ der Sängerin Pink, ein Lied, das 2006 als offener Brief 
in Liedform das Regierungshandeln der USA unter dem damaligen Präsi-
dent George W. Bush kritisiert.

•	 „Hey Mr. Nazi“, der Song des deutschen Künstlers Blumio aus den Genres 
Rap bzw. Hip-Hop, thematisiert den Umgang mit rechtsextremen Vorur-
teilen und lädt zum Kennenlernen vermeintlich fremder Kulturen ein.

Zum Themenfeld „Politische Musik“ gehört auch der Umgang mit verbotener 
(indizierter) Musik wie gewaltverherrlichenden Raps oder Musik der Rechten 
Szene als Unterrichtsgegenstand, zumal diese Musik von einigen Schüler*innen 
im Alltag gehört wird. 

•	 Musikgeschichte
In diesem Themenfeld geht es um fachliche Inhalte wie Musikstile verschie-
dener Epochen, aber sehr zentral auch um die historisch-politischen Entste-
hungsbedingungen von Musik. Zu diesem Themenfeld gehören im Rahmen 
der musikwissenschaftlichen Betrachtung und Interpretation eines Werkes in 
der Musikanalyse immer auch historische Ereignisse, die wiederum Diskussio-
nen über Inhalte wie Kunstfreiheit bzw. Musikzensur, Freiheit, Unterdrückung 
und Verfolgung von Komponisten in totalitären Regimen, die Gleichberech-
tigung von Frauen (Komponist*innen) und weitere Inhalte nach sich ziehen, 
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die demokratierelevant sind. Auch in Kompositionen mit musikalischen Mitteln 
codierter Protest gegen die herrschenden Verhältnisse gehört zur Auseinander-
setzung mit einem Werk (z. B. im Liederzyklus „Die Winterreise“ von Franz 
Schubert oder in Dmitri Schostakowitschs „Leningrader Sinfonie“).

•	 Interkulturelle Musikpädagogik
Im Themenfeld des Rahmenlehrplans „Musik anderer Kulturen“ wird eine Wer-
teerziehung zu einem friedlichen und toleranten Miteinander in einer multikul-
turellen demokratischen Gesellschaft angestrebt. Die der Interkulturellen Mu-
sikpädagogik zugrunde liegenden Konzeptionen beruhen ursprünglich auf dem 
Ansatz von Reinhard Böhle (1995). Dem folgten weitere Konzeptionen, die sich 
vom Ansatz einer Interkulturellen Musikpädagogik – d. h. verschiedene Kultu-
ren vermischen und beeinflussen sich gegenseitig und es entstehen neue musi-
kalische Stile – zu einer Transkulturellen Musikpädagogik entwickelten. Ziel der 
Transkulturellen Musikpädagogik ist es, den Begriff „Kultur“ nicht mehr – wie 
noch in der Interkulturellen Musikpädagogik – als Zuweisung eines Individuums 
zu einem Land oder einer Ethnie zu verstehen, sondern als bedeutungsorien- 
tierten Begriff (Barth 2008), nach dem das Individuum auch innerhalb eines 
Landes bzw. innerhalb einer sozialen Gruppe diejenigen musikkulturellen Pra-
xen für sich anwendet, die eine subjektive Bedeutung haben. 

Im Musikunterricht rezipierte bzw. meist auch praktisch umgesetzte Lieder 
und Tänze aus anderen Ländern sollen eine Auseinandersetzung mit „dem Ei-
genen“ und „dem Fremden“ anregen. Ziel ist es, den Schüler*innen durch Dis-
kussionen über ungewohnte, ggf. auch als unangenehm empfundene Musik, eine 
offene, tolerante Haltung gegenüber „fremder Musik“ und „anderen Kulturen“ 
zu vermitteln und sie in die Lage zu versetzen, ihre eigenen Verhaltensweisen 
und Haltungen gegenüber Musik zu reflektieren sowie Respekt gegenüber „dem 
Fremden/Anderen“ zu entwickeln. Letztlich geht es um einen Transfer von Of-
fenheit, Respekt und Toleranz auf jegliche kulturelle Praxen in der Gesellschaft. 
Dazu gehören auch das Aushalten von kulturellen Unterschieden sowie das 
Hinterfragen von Stereotypen und Vorurteilen und deren Entstehung.

5.	 Diskurssteuerungskompetenz in der Musiklehrer*innenbildung

Die Einübung von Demokratie als Lebensform (vgl. Himmelmann 2007) findet 
aufgrund der zu starken Fokussierung auf fachwissenschaftlich vermittelnden 
Unterricht häufig unzureichend statt. Dies gilt auch für die Musikpädagogik. 
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Zwar finden sich theoretische Modelle und Reflexionsmethoden4, jedoch fehlen 
Konzepte für die Strukturierung von Streitgesprächen. Diese sind jedoch für das 
Verständnis, den Vergleich und das Urteilen über Musik nötig, um die häufig 
vorherrschende Beliebigkeit: „Die Musik gefällt mir eben nicht!“ zurückzudrän-
gen und durch reflektierte fachlich begründete Diskurse zu ersetzen. Damit dies 
gelingen kann, müssen die Musiklehrenden über entsprechende Diskurssteue-
rungskompetenzen verfügen, die in der Musiklehrer:innenbildung jedoch i. d. R. 
nicht vermittelt werden. Dazu gehören:
•	 die Fähigkeit, Diskurse von Schüler*innen zu strukturieren und zu steuern 

im Hinblick auf thematische Organisation, Kohärenz und Kohäsion, logi-
sche Anordnung, Stil und Register sowie rhetorische Effektivität,

•	 die Kenntnis verschiedener Argumentationstypen5,
•	 die Kenntnis verschiedener Argumentationsinhalte, z. B. Fakten, Normen, 

Werte, Referenzen, Autoritätsbeweise als Argument,
•	 die Kenntnis verschiedener Argumentationsformen, z. B. Fragetechniken, 

Analogien, Narrationen,
•	 die Kenntnis verschiedener Argumentationsstrukturen, z. B. Gesprächstak-

tiken oder Argumentationsketten,
•	 die Kenntnis von Modellen der musikbezogenen Argumentationskompe-

tenz (z. B. Rolle 2017; Wallbaum/Rolle 2011),
•	 die Fähigkeit zur Unterscheidung von Argumentationstiefen anhand des 

Modells der musikbezogenen Argumentationskompetenz nach Rolle (Eh-
ninger/Rolle 2020; vgl. Gottschalk/Lehmann-Wermser 2013), 

•	 die Fähigkeit zur Bewertung und zum Feedback bezüglich der Argumenta-
tionskompetenz von Schüler*innen anhand transparenter Kriterien6,

•	 die Fähigkeit, den Schüler*innen (bildungs-)sprachliche Bausteine und Bei-
spiele „guter“ Argumentationen zur Verfügung zu stellen.

4	 Vgl. z. B. Loehnert-Baldermann u. a. (2007), S. 143 ff.
5	 Z. B. Faktenargument, normatives Argument, Plausibilitätsargument, analogisierendes Argu-

ment, indirektes Argument, Autoritätsargument, eigene Erfahrung und logisches Argument 
als „seriöse“ Argumenttypen mit ihren jeweiligen Stärken und Schwächen; Argumentum 
ad baculum, Argumentum ad misericordiam und Argumentum ad populum als „unseriöse“ 
Argumentationstype (https://wortwuchs.net/argumenttypen/, Zugriff: 24.5.2022).

6	 Hierzu gehören nach Budke (2013, 360) Gütekriterien wie „problemspezifische Relevanz“ 
(Leitfrage: „Sind Belege und Schlussfolgerungen für das zu diskutierende Problem relevant?“), 
„Gültigkeit“ (Leitfrage: „Sind die angeführten Belege gültig bzw. wahr?“), „Eignung“ (Leit-
frage: „Sind die angeführten Begründungen auf den Adressaten zugeschnitten“?); außerdem 
können Argumentationen mehr oder weniger komplex sein (Leitfrage: „Wie umfassend wird 
die vertretene Position begründet?“).
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Nur durch entsprechendes methodisch-didaktisches Rüstzeug im Bereich der 
musikbezogenen Argumentationskompetenz können ein fundierter fachlicher 
Austausch mit dem Ziel der „besten Lösung“ für den Lehr-Lern-Prozess der 
Schüler*innen angeregt und das im Musikunterricht vorhandene Potenzial für 
eine demokratieförderliche Kommunikation bestmöglich ausgeschöpft werden.

6.	 Fazit

Das Fach Musik bietet wie kaum ein anderes Fach vielfältige Potenziale zur 
Entwicklung von Diskurskompetenz als Teil demokratischer Haltungen. Wie 
ausgeführt, liegen die besonderen Stärken des Faches darin, dass einerseits ob-
jektiv, faktenbasiert diskutiert und gestritten werden kann, andererseits jedoch 
auch subjektive Geschmacksurteile eine Rolle spielen, die nicht rational, son-
dern emotional begründet werden. Hierin unterscheidet sich das Fach Musik 
von ausschließlich faktenbasierten Fächern wie z. B. den Naturwissenschaften. 
Dennoch spielen „gute“ Argumente auch beim subjektiven Sprechen über Mu-
sik eine gravierende Rolle, da es letztlich darum geht, Haltungen zu überdenken 
und ggf. zu verändern bzw. Toleranz und Respekt gegenüber anderen subjek-
tiven Geschmacksurteilen zu entwickeln. Dabei ist die Vermittlung von Argu-
mentationskompetenz im Musikunterricht ein noch zu entwickelndes Terrain, 
das es auch in der musikpädagogischen Forschung sowohl theoretisch als auch 
empirisch weiter zu beschreiten gilt, um die Musiklehrkräfte entsprechend zu 
qualifizieren und damit das inhaltlich-thematisch bestehende Potenzial des 
Musikunterrichts als Beitrag zur Diskurskompetenz bestmöglich ausschöpfen 
zu können.
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SILKE TORK

Mehrsprachigkeit und Diversität an Hochschulen: 
Multimodale Interaktionsanalyse  
studentischer Gruppengespräche

1.	 Eine translinguale Perspektive auf Mehrsprachigkeit  
an Hochschulen 

Mehrsprachigkeit und mehrsprachige Bildung gehören seit 2001 zum erklär-
ten Ziel der Europäischen Union1, um die europäische Sprachenvielfalt nicht 
nur zu bewahren, sondern auch zu fördern und den Anforderungen einer plura-
listischeren Gesellschaft gerecht zu werden. Auch Hochschulen bekennen sich 
unter den Stichworten Internationalisierung, Sprachenpolitik und Diversität in 
Leitlinien und Positionspapieren explizit zum Bildungsziel Mehrsprachigkeit,2 
allerdings bleibt einerseits vage, was unter mehrsprachiger Kompetenz zu ver-
stehen ist, andererseits zeigt sich eine gewisse Ambivalenz in der Wahrnehmung 
von Mehrsprachigkeit. So wird zwar der Hochschulzugang u. a. über Sprachen-
kenntnisse gewährt oder verweigert, aber in der Regel werden nur die jeweilige 
Landessprache und zwei weitere Prestigesprachen erfasst und anerkannt. Die 
tatsächlichen Sprachenkenntnisse der Universitätsmitglieder, deren Sprachen-
gebrauch wie auch die damit verbundenen Potenziale bleiben in vielen Ländern 
weitgehend unberücksichtigt (vgl. Gogolin u. a. 2017, 3–4). So bleibt die Insti-
tution Hochschule strukturell dem monolingualen Habitus verhaftet und blind 
gegenüber der eigenen Diversität, auch wenn sie sich über die Forschung mit den 
Dynamiken und Konsequenzen von Mobilität, gesellschaftlicher Diversität und 
Mehrsprachigkeit auseinandersetzt (vgl. Gogolin u. a. 2017, 6).

Konzepte wie das translanguaging fordern diesen monolingualen Habitus 
mit der Überwindung des einzelsprachlichen Ausgangspunkts zur Beschrei-
bung von Mehrsprachigkeit und mehrsprachigen Kompetenzen heraus: „With 

1	 Vgl. Council of Europe: Rec. 1539, 2001. Siehe auch: CEFR 2001, 2-4.
2	 Siehe stellvertretend die Empfehlungen der HRK für deutsche Hochschulen 2011:  

https://www.hrk.de/positionen/beschluss/detail/empfehlung-sprachenpolitik-an-deutschen-
hochschulen/ (Zugriff: 10.05.2022).
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the focus on actual language use, translanguaging necessarily goes beyond the 
named languages such as Chinese, English or French […] Instead, it privileges 
the language of speakers as a semiotic system of linguistic and multimodal signs 
that together make up the speaker’s own communicative repertoire“ (García/
Wei 2018, 1).

Translanguaging entwickelte sich seit den 1980er-Jahren zu einem sozio-
linguistischen Begriff, der heute eine pädagogische Strategie, den Perspektiv-
wechsel von monolingualer Norm hin zum tatsächlichen Sprachgebrauch und 
zum kommunikativen Repertoire sowie einen Ansatz zur Beschreibung multi-
lingualer Praktiken bezeichnet (vgl. Blackledge/Creese 2017, 251–252, Lewis 
u. a. 2012, 641–645 und 648–651, García/Wei 2018, 1–3).

Das Dissertationsprojekt, das diesem Beitrag zugrunde liegt, verfolgt alle 
drei dieser Aspekte: Der konzeptuelle Perspektivwechsel wird genutzt, um trans-
linguale Praktiken zu beschreiben und im Rahmen des Bildungsziels Mehrspra-
chigkeit für den Hochschulbereich sichtbar zu machen. 

Dabei wird eine weite Bestimmung von Mehrsprachigkeit zugrunde ge-
legt, die „verschiedene Formen von gesellschaftlich oder institutionell beding-
tem und individuellem Gebrauch von mehr als einer Sprache“ bezeichnet (Riehl 
2014, 9), wobei Sprache aus integrativer Perspektive auf das kommunikative Re-
pertoire betrachtet wird, dessen Ressourcen nicht auf die Modalität des Verba-
len beschränkt sind: „Diese verschiedenen Sprachen schließen nicht nur offi-
zielle Nationalsprachen mit ein, sondern auch Regional-, Minderheiten- und 
Gebärdensprachen und sogar Sprachvarietäten wie Dialekte“ (Riehl 2014, 9). 
Dieser soziolinguistisch ausgerichtete Mehrsprachigkeitsbegriff geht über ein-
zelsprachliche Abgrenzungen, additive Vorstellungen von Mehrsprachigkeit, 
Kompetenzerwartungen und mit der Berücksichtigung von Gebärdensprachen 
über einen rein verbal verstandenen Sprachbegriff hinaus und geht stattdes-
sen vom kommunikativen Repertoire als mehrsprachig und multimodal aus (vgl. 
Androutsopoulos 2017, 53).

Dies wirft einerseits die Frage auf, wie das kommunikative Repertoire zu be-
schreiben ist, wenn nicht von einer einzelsprachlichen Perspektive zur Beschrei-
bung von Mehrsprachigkeit und mehrsprachigen Kompetenzen ausgegangen 
wird. In diesem Beitrag werden Verfahren der multimodalen Interaktionsanaly-
se genutzt, um im Rahmen der translingualen Theorie Beschreibungsmöglich-
keiten des integrativen Repertoires zu erkunden.

Andererseits fragt man sich, welche Ressourcen tatsächlich genutzt wer-
den, welche Sprachen eingebracht werden und welche weiteren Möglichkeiten, 
mehrsprachige Identität auszudrücken, genutzt werden. Dazu zählt auch das 
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Schaffen translingualer Räume: „a social space for the multilingual language user 
by bringing together different dimensions of their personal history, experience 
and environment“ (Wei 2011, 1223).

Die translinguale Perspektive auf Mehrsprachigkeit geht also weit über die 
Summe einzelsprachlicher Kenntnisse hinaus, nicht nur im Hinblick auf die 
Multimodalität des kommunikativen Repertoires, sondern auch in der Berück-
sichtigung der sprachlichen Verfasstheit des Individuums, von dessen Sprachen-
erfahrungen und Praktiken wie auch den damit verbundenen Vorstellungen von 
Sprachen und Mehrsprachigkeit (vgl. Vogel/García 2017, 5). Dies gilt sowohl 
für die bereits Mehrsprachigen als auch für die sogenannten Einsprachigen, die 
gleichermaßen im Bildungsziel Mehrsprachigkeit zu inkludieren sind, um den 
Anforderungen pluralistischer, durch Mobilität, Migration, Digitalisierung und 
weltweite Vernetzung in zahlreichen Lebensbereichen geprägter Gesellschaf-
ten gerecht zu werden. Entsprechend richtet sich das Interesse des translingua
len Ansatzes auch auf Fragen von Partizipation und Dynamiken von In- und 
Exklusion (vgl. Vogel/García 2017, 6–9, siehe auch García/Wei 2018, 2–4 und 
Gantefort/Maahs 2020, 5).

Die linguistische Forschung fokussierte clusivity trotz der engen Verbindung 
zur interpersonalen Pragmatik lange als grammatisches Phänomen (Bickel/ 
Nichols 2005, 49), Studien aus pragmatischer oder kognitiver Perspektive sind 
eher selten (vgl. Wieczorek 2013, xi). So bezeichnet clusivity in einer engen  
Definition in der Sprache encodierte Aspekte von In- und Exklusion, die sich 
traditionell auf Personalpronomen beziehen (vgl. Filimonova 2005, ix, xi, xii), 
insbesondere auf das „first person plural pronoun ‘we’. When present in a lan-
guage […] the opposition of ‘we’ inclusive and ‘we’ exclusive […] is intended to 
specify whether the reference of ‘we’ includes (inclusive) or excludes (exclusive) 
the addressee“ (Daniel 2005, 3).3 

In Psychologie, Politik- und Sozialwissenschaften werden der Wunsch nach 
Zugehörigkeit als menschliches Grundbedürfnis und Prozesse von In- und Ex-
klusion als charakteristisch für Gesellschaften betrachtet (Wieczorek 2013, 6, 
8, 10–15). Soziale Praktiken, mit denen Beziehungen und Interaktionen inner-
halb von und zwischen Gruppen etabliert, geregelt und aufrechterhalten wer-
den, werden in alltäglichen Begegnungen als geteilt vorausgesetzt (vgl. Goffman 
1983, 4) und orientieren sich an der sozialen Positionierung der Interagierenden 

3	 Diese Unterscheidung findet sich in südamerikanischen, australischen und ostasiatischen 
Sprachen, aber kaum in eurasischen oder afrikanischen Sprachen (vgl. Bickel/Nichols  
2005, 49).
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entlang von Kategorien wie Sprache und Nationalität, Ethnizität, Geschlecht, 
Alter, sozialer Klasse und Kultur (vgl. Kusters u. a. 2017, 3). In der translingua-
len Theorie wird insbesondere im Zusammenhang mit dem Begriff Superdiver-
sität (Vertovec 2007, siehe auch Vertovec 2019, 128–129) der Blick auf soziale 
Entwicklungen gerichtet, die diese relativ stabilen Kategorien herausfordern und 
die Frage aufwerfen, wie Prozesse von In- und Exklusion organisiert werden, 
wenn Identitäten, Verhalten, Normen und Erwartungen nicht einfach als ge-
teilt vorausgesetzt oder Individuen und Gruppen zugeschrieben werden können  
(vgl. Kusters u. a. 2017, 3, Busch 2015, 2 und 5, Blackledge u. a. 2018, xxviii–xxix). 
Vor diesem Hintergrund wird clusivity im Folgenden nicht aus einer einzel-
sprachlichen oder sprachvergleichenden Perspektive und auch nicht als gram-
matisches Phänomen beschrieben, sondern „clusivity markers are treated […] 
as units that encode the relationship between the speaker and other discourse 
participants in relation to the context in which the speaker’s utterances are deli-
vered“ (Wieczorek 2013, 212). 

In mehrsprachigen und mehrkulturellen Interaktionen kann es nötig sein, 
die Bedeutung von Klusionsmarkern auszuhandeln. Im Folgenden wird unter-
sucht, wie dies organisiert wird, wobei der Fokus auf das kommunikative Re-
pertoire alle verwendeten Ressourcen berücksichtigen soll, multimodale wie 
mehrsprachige (vgl. Kusters u. a. 2017, 219), die auch über die Sprachenwahl 
hinausgehen können.

Damit verfolgt dieser Beitrag eine zweifache Zielsetzung: Zum einen sollen 
Verfahren der multimodalen Interaktionsanalyse genutzt werden, um im Rah-
men der translingualen Theorie Beschreibungsmöglichkeiten des integrativen 
Repertoires zu erkunden, denn das Interesse an „mehrsprachiger Kompetenz als 
integrierte kommunikative Fähigkeit“ wächst zwar, aber „eine tatsächlich inte
grative Perspektive wird eher nicht eingenommen“ (Hu 2018, 75). Zum ande-
ren soll die detaillierte Beschreibung des Gebrauchs und der Aushandlung von 
Klusionsmarkern Aspekte von Mehrsprachigkeit sichtbar machen, die aus ein-
zelsprachlicher Perspektive oft vernachlässigt werden, aber zu einem besseren 
Verständnis mehrsprachiger Kompetenzen beitragen können.

2.	 Daten und Analyse

Dem Forschungsprojekt liegen insgesamt 15 video- und audiografische Aufnah-
men aufgabenorientierter Gruppenarbeit zugrunde, die in zwei Kohorten an ei-
ner nationalen (Pädagogische Hochschule Karlsruhe) und einer internationalen 
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Hochschule (Europäisches Hochschulinstitut Florenz) erhoben wurden.4 In der 
Erhebung ging es nicht darum, bestimmte Formen von Mehrsprachigkeit – wie 
etwa migrantische oder fremdsprachliche Mehrsprachigkeit – zu identifizieren 
und differenzieren, sondern alltägliche Lernsituationen zu erheben, in denen 
die Studierenden „different dimensions of their personal history, experience and 
environment“ (Wei 2011, 1223) zusammenbringen.

In beiden Datenkohorten zeigt sich, dass die individuelle Mehrsprachigkeit, 
die sich aus den Gesprächen entnehmen lässt, die für die Gespräche verwende-
ten Einzelsprachen weit übersteigt und jenseits der Sprachenwahl eine wichti-
ge Rolle für den Interaktionsverlauf spielt. Im vorliegenden Beitrag werden drei 
Fallbeispiele aus der ersten Datenkohorte untersucht, in denen das Einbrin-
gen von individueller Mehrsprachigkeit mit Bedeutungsaushandlungen der dazu 
verwendeten Klusionsmarker „wir“ und „uns“ verbunden ist.

Die erste Datenkohorte wurde im Kontext des Seminars „Mehrsprachigkeit: 
individuell, gesellschaftlich, institutionell“ im Master-Studiengang ‚Interkultu-
relle Bildung, Migration und Mehrsprachigkeit‘ an der PH Karlsruhe 2018/19 
erhoben. Im Seminar wurden verschiedene Aspekte von Mehrsprachigkeit er-
arbeitet, neben textbasierten Aktivitäten wurden auch individuelle Sprachen-
porträts erstellt, Präsentationen gehalten und Recherchen über Street View zu 
Mehrsprachigkeit im öffentlichen Raum durchgeführt. 

Die Seminar- und Erhebungsteilnehmer*innen bringen verschiedene mehr-
sprachige Erfahrungen mit, die in den Gesprächen relevant gemacht und damit 
für die multimodale Interaktionsanalyse sichtbar werden: familiäre Migrations-
geschichten und persönliche Migrationsbiografien, schulische und universitäre 
Fremdsprachenkenntnisse, Studierende mit ERASMUS-Erfahrung und inter-
nationale (Regel-)Studierende.

In den drei ausgewählten Fallbeispielen liegen englischsprachige Texte und 
Aufgabenstellungen mit Fragen zum jeweiligen Text zugrunde. In den hier ge-
zeigten Exzerpten nutzen die Studierenden lediglich Deutsch zur Bearbeitung 
der Aufgaben, aber dennoch wurden weitere Sprachen auf einer Metaebene ein-
gebracht, in den folgenden Beispielen durch den Gebrauch von Klusionsmarkern.

Die Aushandlungsprozesse werden aus integrativer Perspektive mit Verfah-
ren der multimodalen Interaktionsanalyse beschrieben, die den Conventions for 
transcribing multimodality von Mondada (2019) auf der Basis von GAT 2 (Sel-
ting u. a. 2009) folgen.

4	  Das Einverständnis zur Veröffentlichung des Datenmaterials liegt vor.
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2.1	 Erstes Fallbeispiel
Im ersten Beispiel (Gesamtlänge 11.55 Minuten) arbeitet die Gruppe mit ei-
nem Text über Tanzania’s Language of Instruction Policy Dilemma von Marwa. 
Die Gesprächsbeteiligten B, C und D (Sprecherin A liest im vorliegenden Aus-
schnitt weiter) sitzen in einer Side-by-side-Konstellation (vgl. Imo/Lanwer 2019, 
254) nebeneinander und diskutieren das Problem von Swahili als Bildungsspra-
che für Primärschulen und Englisch für die Sekundar- und Hochschulbildung. 
Die Studentinnen sammeln im Text genannte Gründe und nennen verschiedene 
Aspekte, die ihnen aufgefallen sind. Zwischendurch gibt es kurze Pausen und 
eine dieser Pausen (Z. 1) nutzt Studentin B, um ihre eigenen Sprachenerfahrun-
gen einzubringen.

Beispiel 1 – Exzerpt 1a: Minuten 08.58.6-09.08.3, Zeilen 1–5

* Aktionen von B

+ Blicke von C 

∆ Blicke von D

1       (0.587)
2   B:  *oh: das glei:::che phänomene wie bei uns.*
        *Kopfschütteln----------------------------*
    c   >>+schaut auf Text --->>
    d   >>∆schaut zu B --->>
3   D:  in paki[stan  ja? ]
4   B:        *[glei::che;] * (0.9)
              *Kopfschütteln*
5       letztes Jahr bei uns ist zweihunderttausend äh-

Studentin B vergleicht die im Text beschriebene Sprachensituation mit der 
in ihrem Heimatland, das sie einfach mit „bei uns“ (Z. 2) einführt, ohne weitere 
Hinweise. Der Nachfrage von Studentin D „in Pakistan ja?“ (Z. 3) wird mit ei-
ner Wiederholung von „gleiche“ (Z. 4) begegnet, keine verbale Bestätigung oder 
nonverbale Reaktion wie ein Nicken, im Gegenteil, B schüttelt weiterhin den 
Kopf. Dennoch reicht diese Wiederholung aus, erstens, weil eine Referenz zur 
aktuellen Interaktionssituation ausgeschlossen werden kann, da die im Text be-
schriebene Sprachensituation nicht zum deutschen Bildungssystem passt. Zwei-
tens wird der Nachfrage nicht widersprochen und sie wird auch nicht korrigiert.

Diese Bedeutungsaushandlung zeigt ein hohes Maß an Antizipation und 
Vertrauen in gemeinsames Wissen und macht damit Ressourcen für andere, 
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simultan ablaufende Interaktionen verfügbar: Das wiederholte Kopfschütteln 
und Dehnen von „gleiche“ (Z. 2, 4) beziehen sich nicht auf Ds Nachfrage, son-
dern auf die im Text beschriebene Situation und deren Ähnlichkeit mit Bs Hei-
mat. Das wiederholte Kopfschütteln dient dazu, Bs persönliche Betroffenheit 
und die Problematik dieser Sprachensituation zu unterstreichen.

Nach einer kurzen Pause von 0.9 Sekunden (Z. 4) ohne Unterbrechung sei-
tens der anderen verdeutlicht B die Konsequenzen dieser Sprachenpolitik. Sie 
berichtet, dass in Pakistan eine große Anzahl an Schüler*innen – sie ist sich 
bzgl. der Zahl nicht sicher (Z. 5) – die Schule vorzeitig verlassen, weil Lernende 
wie auch Lehrende Schwierigkeiten mit Englisch als Unterrichtssprache haben. 
Während der bisherige Gesprächsfokus auf der im Text gelieferten Problembe-
schreibung und möglichen Ursachen lag, verweist Studentin B auf die Konse-
quenzen und bringt damit einen neuen, bis dahin in der Diskussion unberück-
sichtigten Aspekt ein. Sieben Zeilen später liefert sie zudem eine Erklärung für 
die Schwierigkeiten mit Englisch als Unterrichtssprache:

Beispiel 1 – Exzerpt 1b: Minuten 09.28.6-09.34.6, Zeilen 12–16

* Aktionen von B

+ Blicke von C 

∆ Blicke von D

12  B:  °h *weil wir (0.282)unsere nation ist ja,          *
           *öffnet Hände v. ihrem Körper, Handflächen n. oben*
    c   >>+schaut zu B --->>
    d   >>∆schaut zu B --->>
13      *a im alltagsleben sprechen wir   * ur*du;                                               *
        *bewegt geöffnete Hände v. l. n. r.*   *schließt ihre Hände v. sich*
14      *[überall.](-)                           *
        *Kopfbewegung, Hände geschlossen vor sich*
15  D:   [hm_hm   ]
16  C:  hm_hm

Mit „wir“ und „unsere Nation“ (Z. 12) zeigt B ein starkes Zugehörigkeitsge-
fühl, ein hohes Maß an Identifikation, nicht nur mit ihrem Heimatland, sondern 
auch mit dem im Text beschriebenen Problem, dass Alltagssprache und Bil-
dungssprache nicht kongruent sind. Mit dem Einbringen ihrer eigenen sprach-
lichen Erfahrungen stellt B der Gruppe weitere Ressourcen zur Verfügung und 
öffnet einen translingualen Raum, nicht in der Sprachenwahl, sondern auf einer 
Metaebene. Gemäß der engen Definition von clusivity schließen die gewählten 
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Klusionsmarker die Sprecherin selbst ein, aber nicht ihre Gesprächspartnerinnen. 
Indem sie aber gleichzeitig die Ko-Orientierung der Gruppe zur Arbeitsaufgabe 
aufrechterhält, wird aus dem potenziell ausschließenden Gebrauch von „wir“ und 
„unsere Nation“ eine Art Einladung an ihre Arbeitsgruppe, diesen translingualen 
Raum der soziolinguistischen Reflexion mit ihr zu teilen. Indem B ihr biogra-
fisch mehrsprachiges Verständnis des Problems einbringt, stellt sie der Gruppe 
zusätzliche Ressourcen zur Verfügung, die zu einem wesentlichen Teil der Grup-
penarbeit werden. Die Gesprächspartnerinnen widmen B nicht nur ihre Auf-
merksamkeit, sondern auch einen großen Teil der verbleibenden Gesprächszeit 
und zeigen so ihre Wertschätzung dieser zusätzlichen Perspektive.

2.2	 Zweites Fallbeispiel
Im zweiten Beispiel (Gesamtlänge 09.05 Minuten) arbeiten die Studieren-
den mit einem Text von Liang über Inter-generational cultural transmission in 
Singapore. Die beiden Gesprächspartnerinnen A und B sitzen nebeneinander 
und diskutieren entlang der Arbeitsaufgaben über English und Mandarin als 
Bildungssprachen, über fast verlorene chinesische Dialekte und den linguis-
tischen Generationsunterschied. Die Studentinnen diskutieren auf As Initia-
tive, wie und warum Mandarin und Englisch in Singapur als Schul- bzw. Bil-
dungssprachen gewählt wurden und nicht etwa singapurisches Chinesisch oder 
entsprechende Dialekte. B hat soeben argumentiert, dass die Sprachenwahl im 
Bildungssystem ein Mehrheitskompromiss sei, und zieht einen Vergleich von 
Mandarin als Standardchinesisch zu Hochdeutsch für das Deutsche. An die-
sem Punkt schauen beide auf den Text und Studentin A bringt ihre persönliche 
Sprachenerfahrungen ein:

Beispiel 2 – Exzerpt 2a: Minuten 03.00.9–03.03.01, Zeile 1

ᵻ Aktionen von A
+ Blicke von A

^ Aktionen von B
∆ Blicke von B

1   A:   und das ᵻmacht dannᵻ +ᵻder unᵻterᵻschied ᵻ ᵻauch         ᵻ 
    a              ᵻz. a. Textᵻ  ᵻzurückᵻ   ᵻz.zu B ᵻ ᵻz.zw.beideᵻ 
    a                         +schaut zu B -->
         ᵻzu uns;   ᵻ+ ᵻ(0.227)   ᵻ
    a    ᵻz. a. sichᵻ  ᵻH.zw.beideᵻ 
    a             -->+
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Studentin A verwendet „zu uns“, um einen Unterschied zwischen der im 
Text beschriebenen Situation zu einem verbal unbestimmten anderen zu be-
zeichnen. Die scheinbar unmarkierte Referenz von „zu uns“ wird von einer sehr 
spezifischen Sequenz deiktischer Gesten begleitet:
1.	 A zeigt auf den Text als Ausgangspunkt der Unterscheidung,
2.	 A zieht ihre Geste zurück,
3.	 A zeigt auf B, deren Vergleich von Mandarin und Hochdeutsch sie dazu 

bringt, die Situation im Text sowie die von B repräsentierte Sprachensitua-
tion als verschieden zu ihrer eigenen zu sehen,

4.	 A zeigt zwischen sich und B und markiert so die Linie der Differenzierung,
5.	 A zeigt auf sich selbst und sagt: „zu uns“,
6.	 A platziert ihre gestreckte Hand zwischen sich und B und markiert damit 

nochmals die Linie der Differenzierung.

Die 6-Stufen-Sequenz deiktischer Gesten bezeichnet klar die Elemente der 
Differenzierung und verdeutlicht, dass verbale und nonverbale Handlungen zu-
sammengehören. Dennoch können wir nicht annehmen, dass dies ausreicht, um 
die Referenz von „zu uns“ (Z. 1) zu identifizieren, wie wir in den folgenden 
Zeilen sehen:

Beispiel 2 – Exzerpt 2a: Minuten 03.03.02–03.05.4, Zeilen 2–3

ᵻ Aktionen von A
+ Blicke von A

^ Aktionen von B
∆ Blicke von B 

2   B:  [^∆genau (-) genau      ]
    b    ^nickt--->
          ∆schaut zu A--->>
3   A:  [zum +beispiel zu den^ a]frikanern weil^ da:-
    a        +schaut auf text--->>
    b                    --->^ (0.747)         ^lächelt--->>    

Mit „genau, genau“ (Z. 2) bestätigt B einen Unterschied. Dabei hebt sie ihre 
Augen vom Text und schaut von nun an A an.

Diese Reaktion überlappt mit As weiteren Handlungen, die ihren Blick von 
B abzieht und simultan die verbale Äußerung „zum Beispiel“ (Z. 3) anschließt. 
Genau zwischen „zum“ und „Beispiel“ schaut A auf den Text, wodurch sie darauf 
hinweist, dass das Beispiel sich auf den Text bezieht. Für den Rest des Exzerpts 
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bleiben As Augen auf dem Text. Studentin A führt ihre verbale Handlung bis 
„zu den“ (Z. 3) fort, wenn B aufhört mit dem Kopf zu nicken und für 0.747 Se-
kunden innehält. Verbal ist dies der Punkt, an dem die aktuelle Interaktionssitu-
ation als Referenz für „zu uns“ (Z. 1) auszuschließen ist, denn für diese Referenz 
hätte A „zu uns“ wiederholen müssen. Die nonverbale Handlung von B endet 
kurz vor der verbalen Überlappung, aber Bs Pause dauert bis „weil“ (Z. 3), ein 
Wort nach As endgültiger Klärung der Referenz von „zu uns“ (Z. 1) durch „Af-
rikanern“ (Z. 3). Nach „weil“ beginnt B zu lächeln, weiterhin Studentin A an-
schauend, während As Augen auf dem Text bleiben.

Obwohl As verbale und nonverbale Handlungen sehr spezifisch sind, kön-
nen wir nicht sicher sein, ob B „zu uns“ (Z. 1) zu Beginn auf die aktuelle Inter-
aktionssituation bezogen hat, die beide Gesprächspartnerinnen einschließt, und 
dann bemerkt hat, dass A sich auf ihre persönlichen sprachlichen und kulturellen 
Erfahrungen bezieht oder nicht. Bs kurze Pause, gefolgt von ihrem Lächeln, mag 
darauf hinweisen, aber es gibt keine explizite Nachfrage wie im ersten Beispiel. 
Jedenfalls fühlt A die Notwendigkeit, den Klusionsmarker zu spezifizieren, viel-
leicht, weil sie bemerkt hat, dass Bs Zustimmung zu schnell kam.

Die Simultanität von verbalen und nonverbalen Handlungen beim Ge-
brauch des Klusionsmarkers „uns“ dient nicht nur dem Aushandeln seiner Re-
ferenz, sondern auch der Aufrechterhaltung des Bezugs zur Arbeitsaufgabe, wo-
durch B in die metalinguistische Reflexion einbezogen wird. Wie auch im ersten 
Beispiel erweitert das Einbringen der mehrsprachigen Erfahrung die Diskussion 
und stellt zusätzliche Ressourcen bereit.

2.3	 Drittes Fallbeispiel
Im dritten Beispiel beginnen die Studentinnen derselben Gruppe nach der Auf-
gabenbearbeitung etwas freier über Singapur zu sprechen, unter anderem über 
die aus ihrer Sicht übertriebenen Strafen für Vergehen wie das Ausspucken von 
Kaugummi. Dies führt zu einem weiteren Vergleich seitens A. Sie relativiert das 
Befremden bzgl. dieser Strafen, indem sie das rigoros durchgesetzte Plastikver-
bot in Kenia anführt, um dann ihr Argument anzubringen:

Beispiel 3 – Exzerpt 2b: Minuten 10.15.5–10.22.2, Zeilen 172–175

ᵻ Aktionen von A
+ Blicke von A

^ Aktionen von B
∆ Blicke von B
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172 A:  deswegen,
173 A:  ᵻvielleicht ist das auch bei denen mit ihren kau^gummis und so-ᵻ
    a   ᵻzeigt mit gestreckter Hand auf Text---------------------------ᵻ
    b                                                   ^lacht--->>
174 A:  ᵻ(---)°hh               ᵻ
        ᵻhebt Hände u. Schulternᵻ
175 A:  ᵻfür        ᵻ ᵻuns scheint es          ᵻ so::]
        ᵻzeigt a. s.ᵻ ᵻmit gekrümmter Hand zu Bᵻ 

Wieder verwendet Studentin A eine spezifische Sequenz deiktischer Gesten 
um die Referenz von „für uns“ auszudrücken:
1.	 A zeigt mit der offenen, gestreckten Hand auf den Text als Ausgangspunkt 

ihrer Debatte,
2.	 A hebt ihre Hände und Schultern und atmet laut aus, um ihre Zustimmung 

bezüglich der Wahrnehmung der Strafen als übertrieben zu signalisieren,
3.	 A zeigt auf sich selbst,
4.	 A bewegt ihre gekrümmte Hand zu B.

Obwohl „für uns“ kurz vorher in Bezug auf As Heimatland und die erfolgreiche 
Einführung des Plastikverbots benutzt wurde, bedarf die Verwendung von „für 
uns“ (Z. 175) hier keiner weiteren Erklärung: der zuvor etablierte common ground 
und die Sequenz der Gesten reichen aus, um die Referenz von „für uns“ auf die 
aktuelle Interaktionssituation zu beziehen.

Indem A zunächst verbal ihre Erfahrungen am Beispiel des Plastikverbots 
einbringt und durch ihre nonverbalen Handlungen zuerst auf den Text verweist 
und dann den mit B etablierten common ground bezüglich der als übertrieben 
empfundenen Verbote und Strafen bestätigt, verdeutlicht A, dass Dinge von 
außen betrachtet befremdlich wirken können, von innen betrachtet aber als nor-
mal oder sogar als große Errungenschaft verstanden werden können, eben wie 
für sie das Plastikverbot in Kenia einen Fortschritt darstellt, eine Ansicht, die 
von B geteilt wird.

Durch diese Kombination von Text als Ausgangspunkt, eigenen Erfahrun-
gen und dem im Gespräch etablierten common ground zeigt A nicht nur ihre ei-
gene kulturelle Sensibilität, sie bezieht auch B in diese transkulturelle Reflexion 
ein und eröffnet so einen translingualen Raum für beide, in dem auch B einge-
laden ist, ihre eigene Folie von Normalität zu reflektieren.

Zudem verdeutlichen die Beispiele 2 und 3, wie ein und dieselbe Sprecherin 
den Klusionsmarker „uns“ verwendet, um sowohl auf ihr Heimatland als auch 
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auf die gemeinsame Interaktionssituation zu verweisen. Dieser Ausdruck von 
mehrfacher Zugehörigkeit über die multiplen Referenzen von „uns“ durch Stu-
dentin A verweisen auf einen flexiblen, dynamischeren Gebrauch von Klusions-
markern, als mit einer engen Definition von clusivity erfasst wird.

3.	 Klusion und translinguale Räume in studentischen  
Gruppengesprächen

Dem translingualen Perspektivwechsel folgend konnte die multimodale Inter-
aktionsanalyse der studentischen Gruppengespräche unter dem Fokus Klusions-
marker drei Aspekte herausarbeiten:

3.1	 Das kommunikative Repertoire: multimodal und multilingual 
Die gezeigten Beispiele verdeutlichen, dass verbale und nonverbale Handlungen 
nicht zu trennen sind. Gestik, Mimik, Objekte etc. gehören ebenso zu den situ-
ativ zur Verfügung stehenden Ressourcen wie das individuelle Sprachrepertoire 
der Interagierenden (vgl. Blackledge/Creese 2017, 152–154).  In den Beispielen 
ist der Text nicht nur Inhaltsträger, er wird auch als physisches Objekt zur Inter-
aktion genutzt: zur Signalisierung von Aufgabenbezogenheit, als Repräsentant 
einer sprachlichen Situation sowie als Ausgangspunkt für weitere Reflexionen 
und Vergleiche.

Zudem wurde deutlich, dass sich Mehrsprachigkeit auch über die Sprachen-
wahl hinausgehend ausdrückt. Obwohl die Gespräche fast ausschließlich auf 
Deutsch geführt wurden, können die Studierenden ihre mehrsprachige Identi-
tät gewinnbringend einbringen, wobei der simultane Einsatz multimodaler Res-
sourcen eine wichtige Rolle spielt.

3.2	 Klusion in transkulturellen Interaktionen
In allen drei Beispielen wird die Bedeutung oder Referenz des Klusionsmarkers 
in Relation zum Kontext durch verbale und nonverbale Handlungen etabliert, 
was in transkulturellen Interaktionen besonders relevant werden kann, weil die 
Klusion möglicherweise auszuhandeln ist. Weiterhin zeigen die Beispiele 2 und 
3 durch den dynamischen Gebrauch von „uns“ in Bezug auf Kenia sowie auf die 
aktuelle Interaktionssituation, dass Klusionsmarker mehrfache Zugehörigkeiten 
ausdrücken können und dass sich Klusion nicht allein in der Binarität von In- 
oder Exklusion abspielt.
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3.3	 Translinguale Räume
Letzteres wird besonders daran deutlich, dass Klusionsmarker auch zum Öff-
nen translingualer Räume genutzt werden können, was in allen Beispielen nach 
demselben Muster erfolgt: der Gebrauch von Klusionsmarkern, um die eigene 
mehrsprachige Erfahrung einzubringen unter gleichzeitiger Wahrung der Ko-
Orientierung zur Gruppenarbeit, indem die nonverbale Handlung auf den Text 
bezogen wird. So wird ein potenziell exklusives „wir“ oder „uns“ zur Einladung 
zu gemeinsamer Reflexion und stellt der Gruppe weitere Ressourcen zur Ver-
fügung. Durch die Erweiterung der Diskussion und das Bereitstellen zusätzli-
cher Ressourcen inkludieren und bereichern diese translingualen Reflexionsräu-
me alle Interagierenden. Dabei liegt das Potenzial von Diversität nicht nur im 
Teilen sprachlichen und kulturellen Wissens, die translingualen Räume können 
auch die monolinguale Sicht auf Sprache verändern und die Entwicklung mehr-
sprachiger Kompetenzen fördern. Besonders in Beispiel 3 wird deutlich, wie A 
regelrecht ein scaffold aufbaut, um die eigene Wahrnehmung zu reflektieren, was 
als „serious metalinguistic and critical multilingual awareness work“ (García/Wei 
2018, 5) beschrieben werden kann.

4.	 Ausblick: Mehrsprachige Potenziale

Die Fallbeispiele entstammen einem sehr spezifischen Kontext: die Instituti-
on Hochschule, die einen bestimmten Bildungsgrad und bestimmte Sprachen-
kenntnisse voraussetzt, der Studiengang „Interkulturelle Bildung, Migration und 
Mehrsprachigkeit“, der ein Interesse an Sprachen und Mehrsprachigkeit erfor-
dert, die konkreten Seminarsitzungen und Gesprächsgruppen, die ein hohes 
Maß an Ko-Orientierung, Ko-Operation, Ko-Ordinierung und Ko-Konstrukti-
on (vgl. Dausendschön-Gay u. a. 2015, 31–32) aufweisen. Der Realitätsausschnitt  
ist somit nicht als solcher repräsentativ für gesellschaftliche Vielfalt und Mehr-
sprachigkeit, andere Realitätsausschnitte können Fallbeispiele hervorbringen, in 
denen sich mehrsprachige Interaktionen weit weniger ko-operativ als vielmehr 
konfrontativ darstellen. Mehrsprachige Kompetenzen sind kein Automatismus, 
sondern bedürfen gewisser Voraussetzungen – individueller, gesellschaftlicher 
und institutioneller Art. 

Dennoch zeigen die aufgabenorientierten Gruppengespräche Phänomene, 
die über die Situationsspezifik und das konkrete Fallbeispiel hinausweisen, wie 
das Aushandeln von Klusionsmarkern, das in zunehmend pluralistischen Ge-
sellschaften eine wichtige Interaktionspraktik darstellt, um Zugehörigkeit und 
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Partizipation zu gewährleisten (vgl. Kusters u. a. 2017, 3, Blackledge u. a. 2018, 
xxviii–xxix, Gogolin 2017, 6). Die analysierten Bedeutungsaushandlungen der 
Klusionsmarker „wir“ und „uns“ zeigen einen dynamischen Gebrauch derselben, 
der im Ausdruck mehrfacher Zugehörigkeiten wie auch bezüglich der erfor-
derlichen interaktionalen Flexibilität weit über die paradigmatische Opposition  
von In- und Exklusion hinausgeht und weder auf das spezifische Setting Hoch-
schule noch auf die spezifische Interaktionsform studentischer Gruppengesprä-
che beschränkt ist. Der dynamische Gebrauch von Klusionsmarkern erfordert 
Flexibilität in der Interaktion und die Reflexion des eigenen Standpunkts, was 
verdeutlicht, dass die eigene nicht die einzige Folie von Normalität ist, wie auch 
die einzelsprachlichen Standardbeschreibungen nur einen Teil von Sprache ab-
bilden. Ein Absolutsetzen dieser Vorstellungen und Beschreibungen verkennt 
gesellschaftliche Realitäten und Anforderungen und verspielt Potenziale, die Di-
versität mit sich bringen kann.

In Bezug auf die Institution Hochschule zielte die Analyse der Klusions-
aushandlung zudem auf das Sichtbarmachen von mehrsprachigen Kompetenzen 
und Potenzialen, die aufgrund sprachlicher Zugangsvoraussetzungen, der ein-
gangs beschriebenen Ambivalenz in der Wahrnehmung von Mehrsprachigkeit 
und der Vagheit in der Bestimmung mehrsprachiger Kompetenzen kaum wahr-
genommen werden. Daraus entwickelte sich die zweifache Zielsetzung dieses 
Beitrags, im Rahmen der translingualen Theorie Beschreibungsmöglichkeiten 
des integrativen Repertoires mit Verfahren der multimodalen Interaktionsana-
lyse zu erkunden und durch die Analyse des Gebrauchs und der Aushandlung 
von Klusionsmarkern Aspekte von Mehrsprachigkeit sichtbar zu machen, die 
zu einem besseren Verständnis mehrsprachiger Kompetenzen beitragen können.

Für die translinguale Perspektive bietet die multimodale Interaktionsanalyse 
einen methodischen Ansatz zur detaillierten Beschreibung des integrativen Re-
pertoires in alltäglichen Interaktionssituationen unter Berücksichtigung der von 
den Interagierenden im wechselseitigen Bezug aufeinander genutzten Ressour-
cen ohne a-priori-Hierarchisierung von Sprachen und anderen Modalitäten (vgl. 
Mondada 2016, 338–341). Mit dem Analysefokus auf die Klusionsmarker „wir“ 
und „uns“ konnten zum einen Verfahren der Bedeutungsaushandlung und Prozes-
se von In- und Exklusion nachvollzogen und zum anderen Potenziale von Mehr-
sprachigkeit und sprachlicher Diversität sichtbar gemacht werden, die es in einem 
inklusiven Bildungsziel zu integrieren gilt. Was in den vorliegenden Fallbeispie-
len als Öffnen translingualer Räume bezeichnet wurde, ist ein solches Potenzial.

„Sprache ist dabei nicht nur im instrumentellen Sinne relevant, sondern 
auch in ihrer Funktion als kulturelles Medium, als Trägerin des kulturellen 
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Gedächtnisses. Bezogen auf die […] Universität umschließt die Bedeutung von 
Mehrsprachigkeit die Existenz verschiedener Modelle des Denkens und des 
Austauschs darüber, inklusive der Verständigung über Theorien- und Metho-
denvielfalt in der Forschung“ (Gogolin u. a. 2017, 4).

Damit ist einerseits das besondere Interesse der Hochschulen an Diversität 
und Mehrsprachigkeit betont, andererseits erwächst daraus auch die Verantwor-
tung, dieses Potenzial nicht zu verlieren. So können die Fallbeispiele die Berei-
cherung an Wissen und Denkweisen durch Diversität verdeutlichen, sie sollten 
uns aber auch ermahnen, dass es nicht ausreicht, spezifische Studiengänge und 
Lehrstühle zu schaffen, sondern dass es neben weiterer Forschung strukturellen 
Wandel braucht, um diese Potenziale in einem inklusiven Bildungsziel Mehr-
sprachigkeit sichtbar und wirksam werden zu lassen.
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Außerschulische politische Bildung in der Krise: 
Empirische Befunde zu den Auswirkungen  
der Coronapandemie auf die außerschulische 
politische Bildung in Deutschland

1.	 Einleitung 

Während pandemiebedingte Einflüsse auf allgemeine und berufliche Weiter-
bildung (vgl. Christ u. a. 2021), auf das Leben von Kindern und Jugendlichen 
(vgl. Andresen u. a. 2020) sowie auf Politikunterricht (vgl. Pohl u. a. 2022) gut 
dokumentiert sind, steht in dieser Studie die Situation der außerschulischen po-
litischen Bildung bis zum November 2020 im Fokus. Für diese wurde ab März 
2020 eine doppelte Krise vermutet: Einerseits war die non-formale Bildung von 
einem mehrmonatigen Lockdown, einem Aussetzen schulischer Kooperationen 
und Bildungsveranstaltungen sowie von einer aufgrund von Hygieneauflagen 
deutlich eingeschränkten Bildungsarbeit betroffen (vgl. Christ u. a. 2021 für die 
Folgen auf die allgemeine und berufliche, darunter auch politische Weiterbil-
dung). Andererseits führten die Pandemie und ihre gesellschaftlichen Folgen 
wie die Wahrnehmung einer zunehmenden gesellschaftlichen Polarisierung und 
Stärkung antidemokratischer Bewegungen (vgl. u. a. Nida-Rümelin 2021; Roose 
2021) zumindest im Frühjahr und Sommer 2020 zu einem intensiven Diskurs 
über die Bedeutung außerschulischer politischer Bildung und ihrer Systemrele-
vanz für die Demokratie (vgl. u. a. Hufer 2020).1

Inwiefern Akteur*innen der außerschulischen politischen Bildung – ganz 
im Wortsinn von Krise – spezifische Gefahren und Chancen für die non-forma-
le Bildungslandschaft ausmachten und inwieweit die außerschulische politische 
Bildung sich durch die Folgen der Pandemie in ihren Formaten, Inhalten und 
Strukturen veränderte, untersuchte eine Fragebogenstudie im November 2020.

1	 Eine ausführliche Zusammenstellung der Diskussionsbeiträge von Akteur*innen der außer-
schulischen politischen Bildung zur Corona-Krise bietet die Fachstelle Politische Bildung 
unter https://transfer-politische-bildung.de/transfer-aktuell/corona-krise/#c2186, zuletzt 
abgerufen am 4.7.2023.
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Der Beitrag stellt im Folgenden ausgewählte Ergebnisse der Erhebung vor 
und gibt dabei Einblicke in Zustände, Entwicklungen und Veränderungen einer 
außerschulischen Bildungslandschaft in Deutschland, die sich sowohl auf die fi-
nanzielle und personelle Situation als auch auf veränderte methodische Formate 
und thematische Angebote beziehen. 

2.	 Studiendesign und Teilnehmende

Die Studie wurde im November 2020 als schriftliche Online-Befragung durch-
geführt. Dabei wurde im Sinne einer Vollerhebung (vgl. Döring/Bortz 2016, 
292–297) der Versuch unternommen, alle außerschulischen Organisationen und 
Einrichtungen zu erreichen, die direkt oder indirekt im Bundesausschuss Politi-
sche Bildung organisiert sind und nach eigenen Angaben Angebote im Bereich 
der politischen Bildung vorhalten. 

Die tatsächliche Grundgesamtheit aller Organisationen und Einrichtungen 
der außerschulischen politischen Bildung in Deutschland lässt sich aufgrund 
ihrer Diversität und den unscharfen Rändern kaum adäquat beschreiben, ge-
schweige denn beziffern (vgl. Hufer 2022, 169). Weil dies trotz der geschilder-
ten Eingrenzungsbemühungen auch für die Grundgesamtheit gilt, derer sich die 
vorliegende Studie zuwendet, ist sie explorativen Charakters.

Angesichts der zu erwartenden Diversität der Teilnehmenden bei gleich-
zeitigem Bemühen der Forschenden, eine möglichst breite Datenbasis zu er-
zielen, wurde ein teilstandardisierter Fragebogen mit komplexer Filterführung 
entwickelt. Geschlossene Fragen, die die Vergleichbarkeit von Antworten inner-
halb der Teilnehmerschaft garantierten, wurden regelmäßig um offene Fragen 
ergänzt, die Raum für individuelle Zusätze und Erläuterungen boten. Bei der 
Datenanalyse kamen sowohl Verfahren der deskriptiven Statistik als auch der 
qualitativen Inhaltsanalyse zum Einsatz (vgl. u. a. Bühner/Ziegler 2012; Kuck-
arzt/Rädiker 2022).

Teilgenommen haben leitende Vertreter*innen von 124 Organisationen und 
Einrichtungen der außerschulischen politischen Bildung. Sie sprechen nach ei-
genen Angaben zugleich für insgesamt 6.674 haupt- und ehrenamtlich Beschäf-
tigte. 72 der befragten Organisationen und Einrichtungen befanden sich vorwie-
gend in der Trägerschaft eines Vereins, einer Genossenschaft oder Gewerkschaft, 
33 in kirchlicher, zehn in öffentlicher und vier in privater Trägerschaft. 
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3.	 Ergebnisse

3.1 	Entwicklung der finanziellen und personellen Ressourcen sowie der 
Anzahl der Bildungsveranstaltungen

Die Bildungsangebote der Befragten wurden vorwiegend mithilfe staatlicher Zu-
wendungen und nur zu geringen Anteilen über Spenden finanziert (vgl. Abb. 1).

Abb. 1: Durchschnittliche Finanzierung der Bildungsangebote [in %]

Wie groß die Unterschiede dabei zwischen den einzelnen Organisationen und 
Einrichtungen waren, zeigt sich zum einen an einer Standardabweichung, die 
bei allen genannten Finanzierungsformen jeweils zwischen 14,95 % und 26,81 % 
liegt, und zum anderen vor allem daran, dass es bei jeder Finanzierungsform Be-
fragte gibt, die ihr lediglich Anteile von 1 % bis 5 % beimessen, während sie für 
andere zwischen 95 % und 100 % der Finanzierung ausmachen. Einzig Spenden 
überschreiten in keinem Fall einen Anteil von 70 %.

Nach durchschnittlichem Dafürhalten der Befragten zeichnete sich seit Be-
ginn der Pandemie eine Verschlechterung der finanziellen Situation ab und sie 
gingen davon aus, dass diese auch 2021 anhalten werde (vgl. Abb. 2). 

Hohe finanzielle Belastungen entstanden aus Sicht der Befragten durch das 
Erfordernis kleinerer Gruppengrößen sowie durch den Ausfall von Veranstal-
tungen und von Teilnahmegebühren. Mit Anpassungen an Hygienevorschriften, 
Investitionen in technische Geräte und dem Wegfallen von Fördermitteln seien 
weitere, wenn auch geringere Belastungen einhergegangen.

Die meisten Befragten (45,16 %) fingen derlei Belastungen durch ein ver-
ändertes Bildungsangebot auf. 37,10 % konnten zusätzliche Fördermittel sowie 
staatliche oder verbandliche Zuwendungen nutzen. 23,39 % der Organisationen 

n = 117

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



301

und Einrichtungen profitierten nach eigenen Angaben auch vom Kurzarbeiter-
geld. 96,77 % bzw. 95,16 % der Befragten mussten zum Zeitpunkt der Erhebung 
noch keine Schulden aufnehmen oder Entlassungen vornehmen, um den pande-
miebedingten finanziellen Belastungen zu begegnen, doch griffen 36,29 % be-
reits auf finanzielle Reserven zurück. 

Abb. 2: Finanzielle Zwischenbilanz und Prognose der Befragten [in %]

Wie unterschiedlich sich die Coronapandemie auf einzelne Organisationen 
und Einrichtungen auswirkte, zeigt sich schließlich auch in den offenen Fragen.  
Während eine Bildungseinrichtung bangte: „Wir hoffen, 2021 nicht schließen 
zu müssen, da es keine Rettungsschirme mehr geben soll“, schilderte eine an-
dere: „Keine Bildungsveranstaltungen bedeutet keine Kosten und das verbes-
sert unsere finanzielle Situation.“ Diese diametralen Erfahrungen scheinen sich 
eher durch die Art der Einrichtung als durch die Trägerschaft zu erklären, die in 
beiden Fällen zufällig kirchlich war. Leichte statistische Zusammenhänge zei-
gen sich indes zur Größe des Veranstaltungsangebots 2019: Organisationen und 
Einrichtungen mit vielen Veranstaltungen spürten den Ausfall von Teilnahme-
gebühren tendenziell stärker (r = 0,22*) und erwarteten tendenziell eine schlech-
tere finanzielle Entwicklung bis Ende 2021 (r = 0,30**) als andere.2

Bei den meisten in der außerschulischen politischen Bildung Tätigen han-
delte es sich nach Angabe der Befragten um Ehrenamtliche: Im Februar 2020 en-
gagierten sich 2.845 von ihnen in der pädagogischen Arbeit der Organisationen 

2	 * Die Korrelation ist auf dem 5 %-Niveau (2-seitig) signifikant. ** Die Korrelation ist auf 
dem 1 %-Niveau (2-seitig) signifikant. Es handelt sich beide Male um die Pearson-Produkt-
Moment-Korrelation.
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und Einrichtungen, gefolgt von 1.924 freien pädagogischen Mitarbeiter*innen, 
570 Vollzeit- und 626 Teilzeitkräften sowie schließlich 68 Praktikant*innen und 
elf Auszubildenden.

Das Corona-Jahr 2020 wird von den Befragten mit deutlichen personellen 
Einbußen verbunden (vgl. Abb. 3):

Abb. 3: Entwicklung der Personalsituation

Für den Februar 2021 – und damit genau ein Jahr nach dem vorgenannten Ver-
gleichsmonat – rechneten die Befragten einzig bei den Teilzeitkräften mit einem  
leichten Zuwachs. Im Bereich der Hauptamtlichen zeichneten sich nur wenige 
Entlassungen ab, während die erwarteten Verluste von Auszubildenden und  
Ehrenamtlichen und vor allem von freien Mitarbeiter*innen und Praktikant*innen 
deutlich schwerer wogen. Jenseits der pädagogischen Arbeit betrafen die größten 
durchschnittlichen Personaleinbußen die Bereiche Housekeeping, Hausmeiste-
rei und Küche. Einzig das technische Personal (IT) wurde im Schnitt aufge-
stockt, was sich auf Anstrengungen im Bereich der Digitalisierung zurückführen 
lassen dürfte (vgl. 3.4).

Bereits vor Beginn der Pandemie variierten die Größe und Zusammen-
setzung des Personals zwischen den verschiedenen Organisationen und Ein-
richtungen deutlich. Die Streuung (Standardabweichung) zwischen den Or-
ganisationen und Einrichtungen zeigt sich entsprechend bei der Zahl der 
Ehrenamtlichen (SD = 115,48), gefolgt von den Hauptamtlichen, Teilzeit-
kräften und freien Mitarbeiter*innen (SD = 19,91 bis 56,69) und am gerings-
ten bei den Praktikant*innen und Auszubildenden (SD = 0,52 bzw. 1,58).  

n = 116
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In Verwaltung und Büro liegt die Streuung (Standardabweichung) zwischen 
0,69 und 5,10.

Die Zahl der Bildungsangebote innerhalb eines Jahres wurde in Form von 
Teilnehmendentagen erfragt. Hierbei handelt es sich um ein Maß, das vieler-
orts bei der Beantragung von Fördergeldern bemüht wird und sich im Wesent-
lichen als Produkt aus den geleisteten Veranstaltungstagen und der jeweiligen 
Teilnehmendenzahl berechnet. Bereits 2019, also vor Beginn der Pandemie, be-
richteten manche Befragte von weniger als zehn und andere von 51.000 Teil-
nehmendentagen im Jahr. Auch die Standardabweichung von fast 10.000 deu-
tet hier auf deutliche quantitative Unterschiede zwischen den Befragten hin.  
Im Durchschnitt lag die Zahl der Teilnehmendentage 2019 bei 6.212. Mit der 
Coronapandemie ging jedoch ein drastischer Einbruch des Veranstaltungsange-
bots einher (vgl. Abb. 4):

Abb. 4: Anzahl der durchschnittlichen jährlichen Teilnehmendentage pro Einrichtung  
2019–2021

Im ersten Halbjahr 2020 verzeichneten die Befragten durchschnittlich noch 
1.288 Teilnehmendentage. Folgt man den Prognosen der Befragten, dürfte  
sich dieser Negativtrend auch im zweiten Halbjahr 2020 fortgesetzt haben: 
Für das erste Halbjahr 2020 wurden durchschnittlich 1.012 Teilnehmenden- 
tage, für das gesamte Jahr 2020 2.300 Teilnehmendentage je Einrichtung erwar-
tet. Im Vergleich zum Vorjahr sind das 3.912 Teilnehmendentage weniger, was  
einer durchschnittlichen Minderung politisch bildender Angebote um 62,97 % 
gleichkommt. Auf die Frage, wie viele Teilnehmendentage sie für das Jahr 2021 
erwarten, reagierten die Organisationen und Einrichtungen indes durchaus  
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hoffnungsvoll: Durchschnittlich prognostizierten sie 3.891 Teilnehmendentage –  
also 1.591 (69,17 %) mehr als 2020, aber weiterhin 2.321 (37,36 %) weniger als 
vor Beginn der Pandemie.

3.2	 Inhaltliche Veränderungen im Bildungsangebot
Neben Entwicklungen in Hinsicht auf die finanzielle Situation, die Anzahl der 
Teilnehmendentage sowie die Beschäftigungszahlen und -verhältnisse war au-
ßerdem von Interesse, inwiefern sich Bildungsangebote pandemiebedingt in-
haltlich verändert haben. Anhand vorgegebener Aufgabenfelder politischer 
Bildung wurde erfragt, inwieweit sich deren Relevanz im jeweiligen Bildungs-
angebot seit Pandemiebeginn verändert hat. Dabei wurde darum gebeten, keine 
Einordnung vorzunehmen, wenn das jeweilige Aufgabenfeld keine oder kaum 
eine Rolle in ihrem Bildungsangebot spielt. Die Beantwortung konnte mittels 
Likert-Skala vorgenommen werden (1 = deutlich irrelevanter; 4 = wie zuvor;  
7 = deutlich relevanter). 

Bei den Resultaten sticht Medienbildung dadurch heraus, dass ihr als ein-
zigem Aufgabenfeld im Mittel (Median) eine Relevanzerhöhung zugesprochen 
wird (vgl. Abb. 5). 

Abb. 5: Veränderte Relevanz von Medienbildung [in %]

Hier bescheinigten 28,18 % der 110 Antwortenden der Medienbildung eine 
etwas höhere, 34,55 % eine höhere und 15,45 % eine deutlich höhere Bedeu-
tung. Addiert man jene Antworten, die eine Relevanzerhöhung attestierten  
(etwas relevanter, relevanter und deutlich relevanter), fallen zwei weitere Aufga-
benfelder besonders ins Auge: So erklärten 48,72 % von 117 Antwortenden für die  
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Demokratiebildung und 48,59 % der 107 Antwortenden für die Extremismus-
prävention eine Relevanzerhöhung. Das gleiche Vorgehen aufseiten eines ange-
gebenen Bedeutungsverlusts zeigt: Für die internationalen Beziehungen wur-
de ein Bedeutungsverlust von 28 der 100 Antwortenden angeben; gefolgt von 
20,69 % der 87 Antwortenden, die für Politische Theorie eine gesunkene Rele-
vanz feststellten. 

Motive hinter den vorgenommenen inhaltlichen Veränderungen wurden 
mittels einer geschlossenen Frage erhoben, wobei die Möglichkeit bestand, auch 
mehrere Antwortoptionen auszuwählen (vgl. Abb. 6).

Abb. 6: Gründe für inhaltliche Veränderungen am Programm [in %]

So trifft die Aussage, dass mit den Modifikationen aktuell relevante Themen 
aufgegriffen wurden, für 65,32 %, der Antwortenden zu. Veränderungen auf-
grund organisatorischer Gründe gab es laut 64,52 % der Antwortenden. Für 
35,48 % war die Nachfrage neuer Themen vonseiten der Zielgruppe ein Grund 
für das veränderte Bildungsangebot. 24,19 % geben Einsparmaßnahmen und 
20,16 % den Wunsch, neue Zielgruppen zu erreichen, als Grund an. Personelle 
Veränderungen und veränderte Förderschwerpunkte wurden hingegen ledig-
lich von 10,48 % bzw. 8,87 % der Antwortenden als Begründung für inhaltliche 
Veränderungen angegeben. „Deutlich ausgebaut“ wurde das Angebot laut einer 
Antwort im Freifeld, um „der pandemiebedingten gesellschaftlichen Vereinze-
lung“ zu begegnen. 

Eine weitere Frage bezog sich darauf, ob geplant ist, (weitere) Inhalte des 
Bildungsangebots bis zum Jahresende 2021 pandemiebedingt zu verändern. Mit 
„Ja“ beantwortet haben diese Frage zum Erhebungszeitraum im November 2020 
ein Drittel der 120 Antwortenden. Unentschieden waren diesbezüglich 36,67 %, 
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während 30 % ihr Angebot nicht (weiter) zu verändern planten. Die Bitte um 
eine Beschreibung pandemiebedingter inhaltlicher Veränderungen lässt Ein-
sichten in konkret wahrgenommene Bedarfe zu. So geht es beispielsweise um 
das Themenfeld „Krise“, um gesellschaftliche Veränderungsprozesse bezogen 
auf Wertvorstellungen, um „Fragen rund um Beteiligungsformate“ und um den 
„Umgang mit Fake News“. 

3.3	 Veränderungen von Zielen und Prinzipien der Bildungsarbeit
In den letzten Monaten veränderte Zielsetzungen wurden über eine Auswahl 
an Kompetenzen erfragt. Hier sollte, kongruent zu der Frage nach inhaltlichen 
Veränderungen im Bildungsangebot, mittels Einordnung auf der zur Verfügung 
gestellten Likert-Skala (1 = deutlich irrelevanter; 4 = wie zuvor; 7 = deutlich re-
levanter) angegeben werden, inwieweit und in welchem Maß die Relevanz der 
Angebotsziele verändert wurde. Auch bei dieser Frage wurde im Fall von keiner 
oder einer geringen Relevanz der jeweiligen Zielsetzung darum gebeten, keine 
diesbezügliche Antwort zu geben. 

Die Resultate weisen auf Parallelen zu den inhaltlichen Veränderungen des 
Bildungsangebots hin. So stechen Medienkompetenz, Demokratiekompetenz 
und Kommunikationskompetenz dadurch hervor, dass sich ihre Relevanz laut 
Antwortenden im Mittel (Median) erhöhte (vgl. Abb. 7). 

Abb. 7: Bildungsziele mit gestiegener Relevanz [in%]

Die Medienkompetenz schätzten 85,94 % der 107 Antwortenden insgesamt als 
bedeutender ein (30,84 % etwas relevanter, ebenso viele relevanter und 24,30 % 
deutlich relevanter); eine Person (0,93 %) bescheinigte einen Relevanzverlust 
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(irrelevanter). Während von 111 Antwortenden insgesamt 2,70 % eine Rele-
vanzsenkung für die Demokratiekompetenz erklärten (0,90 % deutlich irre-
levanter, 1,80 % etwas irrelevanter), gingen 52,25 % von einer Erhöhung der 
Relevanz für ihr jeweiliges Bildungsangebot aus (36,94 % etwas relevanter, 
11,71 % relevanter, 3,60 % deutlich relevanter). In Hinblick auf die Kommu-
nikationskompetenz waren es 5,66 %, die auf einen Bedeutungsverlust hinwie-
sen (0,94 % deutlich irrelevanter, 1,89 % irrelevanter, 2,83 % etwas irrelevanter). 
50,94 % der 106 Antwortenden hingegen zeigten auf, dass sich die Bedeutung 
einer Kommunikationskompetenz als Zielsetzung im Bildungsangebot erhöht 
hat (27,36 % etwas relevanter, 16,98 % relevanter, 6,60 % deutlich relevanter).

Auf die offene Frage, inwieweit veränderte Zielsetzungen in der Bildungs-
arbeit zum Tragen kommen, haben die Antwortenden unterschiedlich reagiert. 
In einigen Fällen wurden die Ziele einmal als unverändert beschrieben. In an-
deren Fällen wurden Ziele wie „Kontakt zur Zielgruppe halten“ genannt, ein-
mal auch „die Bindung an den Verband“ sowie „Hoffnungszeichen senden via 
Internet“. Einzelne Antworten zeigen auch auf, dass die Frage nach Zielset-
zungen zum Erhebungszeitraum in den Hintergrund getreten ist. So führt eine 
Person aus: „Unser Bildungswerk ist ein Verein. Ohne Mitgliedertreffen, Ver-
netzungen, Jahreshauptversammlungen und Bildungsveranstaltungen brechen 
die Strukturen weg. Wir haben deshalb die Arbeit fast vollständig zurückge-
fahren, ‚überwintern‘ gerade, überlegen aber auch, die Arbeit ganz einzustellen.“ 
An anderer Stelle war „das finanzielle Überleben“ Zielsetzung, die „qualitative 
Entwicklung kann nicht weiter verfolgt werden“. Eine weitere Person führt an, 
dass die „Existenzsicherung des Hauses durch Belegung“ verstärkt in den Fo-
kus gelangt ist. Zudem trat an anderer Stelle der „Wunsch, trotz allem sichtbar 
zu bleiben“, auf.

Die Teilnehmenden wurden mittels Auswahlmöglichkeiten zudem nach Re-
levanzverschiebungen einzelner didaktischer Prinzipien für ihre Bildungsarbeit 
gefragt. Insgesamt war weder für die Relevanz einzelner didaktischer Prinzipien 
noch für einzelne Zielsetzungen insofern ein eindeutiger Bedeutungsverlust fest-
stellbar, als dass die Summe der angekreuzten Relevanzsteigerungen (etwas rele-
vanter, relevanter, deutlich relevanter) die Anzahl der erklärten Relevanzverlus-
te (Summe aus etwas irrelevant, irrelevanter, deutlich irrelevanter) in jedem Fall 
überstieg. So ist ein Aktualitätsbezug laut der 115, die Zukunftsorientierung laut 
der 107 Antwortenden im Mittel (Median) insgesamt bedeutender geworden. 
Keine*r der Teilnehmenden sah bzgl. des Aktualitätsbezugs einen Relevanzver-
lust, für 61,74 % Organisationen und Einrichtungen hingegen wurde ein Bedeu-
tungsgewinn beschrieben (für 31,30 % etwas relevanter, 21,74 % relevanter und 
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8,70 % deutlich relevanter). Für die Zukunftsorientierung gaben 56,08 % der 107 
Antwortenden einen Relevanzzuwachs an (27,10 % etwas relevanter, 21,50 % re-
levanter, 7,48 % deutlich relevanter). Demgegenüber stehen 5,61 %, welche das 
didaktische Prinzip als etwas weniger relevant einordneten. Beschriebene Gründe 
für didaktische Veränderungen hingen, wie aufgrund der Antworten auf die of-
fene Frage deutlich wird, in einigen Fällen mit eingeschränkten Durchführungs-
möglichkeiten und einem veränderten Format zusammen. 

3.4	 Veränderungen in Formaten und methodischer Gestaltung  
der Bildungsarbeit

Auch in den Methoden und Veranstaltungsformaten sind in der politischen Bil-
dung mit der Pandemie erhebliche Veränderungen einhergegangen. Während 
nicht zuletzt aufgrund der Hygienevorgaben und phasenweisen Schließung ins-
besondere mehrtägige Veranstaltungsformate und Kooperationsveranstaltungen 
mit Schulen für die meisten Bildungseinrichtungen in erheblichem Maße zu-
rückgefahren werden mussten – hier liegt der Median bei einer Skala von 1 bis  
7 bei 2 –, gaben immerhin 11 bis 14 % der Bildungseinrichtungen an, mehr 
Halbtages- und Tagesveranstaltungen in ihren Räumen oder bei Kooperations-
partnern im Vergleich zu 2019 angeboten zu haben. 40,00 % konzentrierten sich 
zudem darauf, verstärkt Publikationen und Praxismaterialien für die Bildungs-
arbeit herauszugeben. 

Zugleich haben insbesondere handlungsorientierte und kooperative Metho-
den deutlich abgenommen. Zwei Drittel der befragten Bildungseinrichtungen 
gaben an, weniger bzw. deutlich weniger Partner- und Gruppenarbeiten durch-
zuführen als zuvor. Rund die Hälfte verzichtete infolge der Pandemie auf hand-
lungs- und erfahrungsorientierte Methoden in der Bildungsarbeit und insbe-
sondere erlebnispädagogische Übungen und Spielformate wurden in 73,54 %, 
Plan- und Rollenspiele in 62,76 % bzw. 69,79 % der Einrichtungen weniger an-
geboten als im Vorjahr. Auf Exkursionen verzichteten 81,65 % der Befragten. 
Zugenommen haben dagegen in der Bildungsarbeit mit 43,36 % Vortragsfor-
mate (vgl. Abb. 8). 

Eine solche Entwicklung erscheint durchaus bedenklich. Einerseits büßte  
non-formale Bildung – mindestens phasenweise – wesentliche methodische 
Spezifika ihrer Bildungsarbeit ein, solange sie auf interaktive, handlungs- und 
gestaltorientierte Methoden weitgehend verzichten musste. Andererseits konn-
ten in dieser Phase denjenigen Zielgruppen, die mit formalisierten, sprachbe-
zogenen Formaten allgemein schlechter erreicht werden können, weniger Bil-
dungsangebote gemacht werden.
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Abb. 8: Methodische Veränderungen [in %]

Fast alle befragten Einrichtungen setzten 2020 zudem auf einen Ausbau ihrer 
digitalen Bildungsangebote: 97,41 % gaben an, 2020 vermehrt digitale Veran-
staltungen angeboten zu haben, 59,48 % sogar in deutlich größerem Maße als 
zuvor (vgl. Abb. 9). Dabei wurden in großem Umfang Veranstaltungsformen 
wie Online-Seminare, ‑Konferenzen und -Vorträge eingeführt. Andere Forma-
te wie digitale Planspiele oder Online-Spiele wurden immerhin von 22,22 %  
bzw. 49,99 % der Einrichtungen verstärkt erprobt. 85,06 % bauten zudem ihre 
digitalen Informationsangebote aus. 

Abb. 9: Veränderungen in digitalen Angeboten [in %]

n = 113

n = 119
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Als zentrales Motiv für diesen insgesamt beachtlichen Ausbau digitaler Bil- 
dungsangebote benannten 95,58 % der Befragten zunächst organisatorische 
Gründe wie die Umsetzung der Hygieneregeln bzw. 74,34 % die Absicherung 
gegenüber potenziellen pandemiebedingten Einschränkungen der analogen Bil-
dungsarbeit (vgl. Abb. 10).

Abb. 10: Motivation für digitale Innovation [in %]

Chancen auf der Ebene der inhaltlichen und methodischen Gestaltung der Bil-
dungsarbeit wurden mit den digitalen Angeboten allerdings kaum verbunden. 
Nur 23,89 % hielten digitale Medien für die Anliegen, Themen und Ziele ihrer 
Bildungsarbeit in besonderer Weise für geeignet. Eine methodische Innovation 
oder Erhöhung der Motivation aufseiten der Zielgruppe erwarteten nur 18,58 % 
bzw. 13,27 % der Befragten von den Online-Formaten. Ein tatsächlicher Mehr-
wert der digitalen Angebote wurde dagegen in der Erreichbarkeit und Neuge-
winnung von Teilnehmenden gesehen. So gaben 63,72 % der Befragten an, durch 
Online-Veranstaltungen ihre Zielgruppe besser erreichen zu können; 34,51 % er-
hofften sich eine Erschließung neuer Teilnehmendengruppen.

Darüber hinaus wurden die Bildungseinrichtungen auch nach möglichen 
Hürden und Bedenken gegenüber den digitalen Formaten befragt (vgl. Abb. 11). 
28,32 % bzw. 38,05 % bewerteten die digitalen Medien als grundsätzlich un-
geeignet für die Themen, Anliegen und Methoden ihrer Bildungsarbeit. Auch 
fehlende finanzielle Mittel waren nur für 36,28 % der Bildungseinrichtungen 
ein Hindernis für Investitionen in digitale Angebote. Dagegen schätzten im-
merhin 56,64 % das Fehlen ausreichender digitaler Kompetenzen aufseiten der 
Bildungseinrichtungen als eine Hürde ein. Als gravierendere Einwände galten 
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schließlich 62,83 % bzw. 48,67 % der Befragten die fehlende technische Aus-
stattung und das fehlende Know-how der Zielgruppe. Hier könnte tatsächlich 
eine Exklusionsgefahr für bestimmte Zielgruppen bestehen, zumal 91,15 % der 
Einrichtungen angaben, an den digitalen Veränderungen auch nach der Pan-
demie – zumindest in Teilen – festhalten oder diese sogar ausbauen zu wollen 
(37,17 %).

Abb. 11: Hürden und Einwände gegen digitale Innovation [in %]

4.	 Fazit und Ausblick 

Die explorativen Ergebnisse geben vielfältige Einblicke in die pandemiebeding-
te Situation und Entwicklung der außerschulischen politischen Bildungsland-
schaft bis zum Erhebungszeitraum im November 2020. Auf der einen Seite ließ 
sich eine hohe Innovationskraft und Anpassungsbereitschaft aufseiten der Bil-
dungseinrichtungen verzeichnen, die insbesondere durch das flexible Aufgreifen 
aktueller gesellschaftlicher Entwicklungen in den Veranstaltungsthemen sowie 
die Erprobung neuer, insbesondere auch digitaler Formate gekennzeichnet war. 
Rund 70 % der befragten Bildungsstätten blickten im November 2020 entspre-
chend positiv oder eher positiv in die Zukunft.

Andererseits waren jedoch auch Tendenzen auszumachen, die Grund zur 
Sorge sind und auch langfristig – und damit jenseits der pandemiebedingten 
Einschränkungen – Auswirkungen auf die non-formale Bildung haben könn-
ten. So birgt beispielsweise das Ausscheiden insbesondere von freien und ehren-
amtlichen Mitarbeitenden die Gefahr eines Verlustes an Kontinuität, Diversität 
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und Wissen innerhalb der ohnehin schon fragilen Personalsituation in der au-
ßerschulischen politischen Bildung. Digitale Angebote, die während der Pan-
demie deutlich ausgebaut wurden und nach Angabe vieler Einrichtungen auch 
zukünftig verstärkt Eingang in die Bildungsarbeit finden sollen, bieten in be-
grenztem Rahmen die Chance, Bildungsangebote zu innovieren und neue, ins-
besondere berufstätige und digital affine Zielgruppen zu erschließen. Sie schei-
nen aber zum Erhebungszeitpunkt analoge Veranstaltungen weder eins zu eins 
ersetzen noch die methodische Vielfalt non-formaler Bildungsformate auffan-
gen zu können – insbesondere, da es weitgehend an geeigneten didaktischen 
Konzeptionen für digitale politische Bildung zu fehlen schien und die Gefahr, 
technisch weniger affine Zielgruppen zu exkludieren, nachhaltig verstärkt wor-
den sein könnte (vgl. dazu auch Krämer 2021). Dabei liefern die zum November 
2020 erhobenen Ergebnisse keine zeitstabilen Werte, sondern sollten hier viel-
mehr als Hinweise auf dringend benötigte und langfristig angelegte Forschung 
zur weiteren Entwicklung der systemrelevanten außerschulischen politischen 
Bildung verstanden werden.
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